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Navigare  necesse  est, 
Vivere  non  est  necesse. 

(Aufschrift  am  Hause  „Seefahrt* 
in  Bremen.) 


Wenn  man  den  Stand  der  österreichischen  Handelsmarine, 
und  zwar  getrennt  für  unsere  beiden  großen  Linienreedereien 
und  die  Trampschiffahrt,  zu  Beginn  und  am  Ende  des  ersten 
Dezenniums  dieses  Jahrhundertes  rücksichtlich  der  Schiffe 
weiter  Fahrt  imd  großer  Küstenfahrt  vergleicht,'^*  so  gelangen 
Avir  zu  nachstehenden  Ergebnissen: 


Österr.  Lloyd 

Äustro-Ämcricana 

Trampreedereien 

1 

Jahr 

Schiffe 

Brutto- 
Tonnage 

Schiffe 

Brutto- 
Tonnage 

Schiffe 

Brutto- 
Tonnage 

1900 

54 

158.650 

18 

55.775 

87 

150.417 

1910 

52 

200.849 

33 

135.883 

96 

224.973 

1910 
gegen 
1900 
in  Vo 

-   47o 

+   21% 

+   84% 

+ 144% 

+   lOVo 

+   50»/„ 

In  dem  gleichen  Zeiträume  hat  der  Staat  an  Schiffahrts- 
subventionen   (ohne  Staatsvorschüsse)    gezahlt: 

Dem  Lloyd 97,488.000  K 

der  Austro-Americana   (für  Vertragsschiffahrt 

Mexiko  und  Südamerika) 3,040.000    „ 

der  freien  Schiffahrt 33,790.000    „ 

Zusammen     .134,318.000  K 

Das  gesamte,  in  unserer  Handelsmarine  investierte  Aktien- 
kapital einschließlich  des  Obligationenkapitales  kann  für  Ende 
1910  auf  130  Millionen  Kronen  beziffert  Averden. 

*   Jahresbericht  der  Triester  Handels    und  Gewerbekammer  über   die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  Triest  für  1910. 

V.  Weich s,  Schiffahrtspolitik.  1 


Unterzieht  man  diese  Bilanz  unserer  bisherigen  Schilf- 
fahrtspolitik einer  eingehenden  Prüfung,  so  zeigt  sich  ein  Miß- 
erfolg dieser  Schiffahrtspolitik  auf  der  ganzen  Linie  und  fast 
in  jeder  Beziehung.  Die  große  Bedeutung  der  Sache  für  die 
politischen  und  wirtschaftlichen  Interessen  unseres  Vaterlandes 
erfordert,  daß  die  Ursachen  dieses  Mißerfolges  in  allen  Zusam- 
menhängen bloßgelegt  werden.  Dadurch  wird  es  dann  vielleicht 
ermöglicht  werden,  sowohl  für  unsere  Schiffahrtspolitik  wenig- 
stens die  Grundlinien  zu  ziehen,  wie  im  allgemeinen  für  die 
Verwaltung  unserer  Marine- Angelegenheiten  eine  neue  Orien- 
tierung zu  finden,  welche  die  Wege  für  eine  zukünftige  günstige 
Entwicklung  erkennen  läßt. 


Die  bisherige  österreichische  Schiffahrtspolitik  ist  die 
typische  Subventionspolitik,  die  den  Zweck  der 
Hebimg  unserer  Handelsmarine  im  "wesentlichen  durch  die 
Subventionierung  derselben  zu  erreichen  sucht.  In  Staaten, 
die  solche  Subventionspolitik  treiben,  wird,  zum  Unterschiede 
von  Deutschland,  England  und  anderen  Staaten,  die  SchifPahrts- 
politik  nicht  von  den  großen  Reedereien  und  Handelskreisen, 
sondern  von  der  Regierung  gemacht. 

TTber  die  Subventionierung  der  Seeschiffahrt  muß  im 
allgemeinen  folgendes  bemerkt  werden.  Dieselbe  ist  zweifellos 
dort  und  dann  gerechtfertigt  und  nützlich,  wo  es  sich  um  die 
Versehung  von  Schiffahrtsdiensten  handelt,  die  vom  staatlichen 
oder  öffentlichen  Interesse  irgendwelcher  Art  erfordert  werden, 
die  jedoch  mit  Rücksicht  auf  das  Fehlen  von  Voraussetzungen 
für  geschäftliche  Erfolge,  von  Privatunternehmungen  andern- 
falls nicht  geleistet  werden  würden.  Hieher  gehören  die  Dienste 
für  die  Post,  für  Zwecke  der  Kriegsverwaltung  und  Schiffs- 
verkehre, die  aus  politischen,  handeis-  und  wirtschaftspolitischeu 
Grründen  sowie  wegen  des  Prestiges  der  Flagge  erforderlich  sind. 

Die  Subventionen,  welche  die  Seestaaten  ihren  Marinen 
zuwenden,  spielen  im  internationalen  Konkurrenzkampfe  wohl 
eine  bedeutende  Rolle;  aber  daß  sie  durchaus  nicht  ausschlag- 
gebend sind,  beweisen  die  zwei  größten  Handelsmarinen,  die 
englische  und  die  deutsche,  welche   (abgesehen  vom  Betriebs- 


Zuschuß  für  Lusitania  und  Mauretania)  nur  für  einige  Linien 
Vergütungen  oder  Postsubventionen  beziehen,  sonst  aber  ohne 
staatliche  Unterstützung  im  Seeverkehre  dominieren. 

Was  Frankreich  zu  den  großen  Subventionsopfern  zwingt, 
ist  die  Position  seiner  Häfen,  die,  nahe  an  frequentierten  Welt- 
routen liegend,  von  den  Schiffen  aller  europäischen  Seestaaten 
auf  dem  Wege  durchs  Mittelmeer  oder  durch  den  Kanal  als 
Zwischenstationen  angelaufen  werden.  Allein  schon  die  inlon- 
sive  Konkurrenz  unter  den  fremden  Flaggen  hält  die  Passage- 
preise und  Frachtraten  von  und  nach  französischen  Häfen  stän- 
dig auf  ein  Minimum  reduziert,  insbesondere  werden  aber  von 
den  vielen  fremden  Schiffen,  welche  unterwegs  in  oder  für 
französische  Häfen  nur  Ergänzungsladungen  aufnehmen,  die 
Frachtraten  so  herabgedrückt,  daß  die  französischen  Reedereien 
selbst  zu  wenig  rentable  Inanspruchnahme  vom  nationalen 
Handel  erfahren  und  ohne  Subvention  kaum  bestehen  könnten. 

Aber  nicht  einmal  der  typische  Subventionsstaat  Frank- 
reich, der  sonst  alle  Staaten  in  der  Marineunterstützung  über- 
trifft, zählt  im  Verhältnis  zum  Tonnagebestand  der  Handels- 
marine so  viel  Subvention  wie  Österreich. 

Für  das  Jahr  1911  belaufen  sich  die  den  Reedereien  oder 
Werften  zugewendeten  Beträge  auf  21*4  Millionen  Kronen 
und  das  gibt  bei  dem  Flottenbestand  von  620.000  Brutto- 
Registertonnen  ungefähr  34%  K  für  die  Bruttotonne,  während 
die  gleichartige  Verhältniszahl,  soweit  sie  sich  aus  den  ver- 
öffentlichten Daten  berechnen  läßt,  für  Frankreich  ungefähr 
33^^,  für  Italien  14%,  für  England  nur  2%  und  für  Deutsch- 
land wenig  mehr  als  2  Kronen  beträgt. 

laicht  mit  Unrecht  schreibt  die  deutsche  Marine-Zeit- 
schrift „Hansa""^  von  der  österreichischen  Handelsmarine: 
„Wenn  man  die  Summe  der  staatlichen  Zuschüsse  vergleicht 
mit  dem  Aktienkapital  der  Gesellschaften,  so  muß  man  sich 
kopfschüttelnd  fragen,  wohin  eine  Schiffahrtspolitik  führen 
soll,  die  in  vier  bis  fünf  Jahren  Subventionen  in  der  Höhe  des 
gesamten  Aktienkapitales  fordert.^* 

Bemerkenswert  ist  die  Tatsache,  daß  die  mächtigste  aller 
Reedereien,    die   „Hamburg — Amerika-Linie",   keinerlei    staat- 

*  Heft  32,  1909. 


liehe  Subvention  genießt,  daß  sie  ihre  Flotte  auf  über  eine 
Million  Bruttotonnen  vergrößert  und  im  verflossenen  Jahre  8  % 
Dividende  ausbezahlt  hat.  Sie  hat  sich  gegen  das  Angebot  von 
Subventionen  stets  ablehnend  verhalten  und  damit  das  Hinder- 
nis glücklich  vermieden,  welches  andere  namhafte  Reedereien 
in  ihrer  freien  Geschäftsentfaltung  nachteilig  hemmt. 

Schon  der  „j^orddeutsche  Lloyd^',  der  mit  einem  gleich- 
großen Betriebskapital  und  einer  Bruttotonnage  von  0'76  Mil- 
lionen den  zweiten  Platz  unter  den  Großreedereien  einnimmt, 
aber  für  gewisse  Linien  subventioniert  ist,  bleibt  in  seinen 
geschäftlichen  Erfolgen  gegen  die  „Hamburg — Amerika-Linie'' 
zurück  und  hat  im  verflossenen  Jahre  nur  3  Prozent  Dividende 
zahlen  können. 

Kontinuierliche  Mißerfolge  verzeichnet  als  größte  fran- 
zösische Eeederei  die  ,, Messageries  maritimes",  die  schon  seit 
60  Jahren  mit  Subventionen  überhäuft  wird.  Obwohl  ihr  bei 
einem  SchifFsbestand  von  rund  300.000  Bruttotonnen  staatlich 
über  18  (nach  dem  Vertragsentwurf  vom  Jahre  1909  sogar 
über  21)  Millionen  Franks  zugewendet  werden,  kann  sich  diese 
Reederei  gegen  die  Konkurrenz  fremder  Flaggen  kaum  be- 
haupten, und  sie  hat  in  den  letzten  vier  Jahren  auch  keinen 
Frank  Dividende  ausgeworfen. 

Die  Subventionierung  kann  besten  Falles  nicht  mehr 
erreichen  und  sollte  strenge  genommen  auch  nicht  mehr  be- 
zwecken, als  ■  den  heimischen  Reedereien  eine  einigermaßen 
gesicherte  finanzielle  Basis  zu  schaffen,  die  gegenüber  der  Kon- 
kurrenz einen  gewissen  Vorsprung  verleiht  und  dadurch  zu 
erhöhter  geschäftlicher  Tätigkeit  anspornt.  Unsere  Reedereien 
sollen  aber  auch  durch  die  Subventionier ung  vor  wirtschaft- 
lichen Katastrophen  geschützt  werden,  denen  sie  sonst  zu  Zeiten 
ungünstiger  Konjunkturen  und  angesichts  der  qualitativ  und 
quantitativ  ständig  wachsenden  überlegenen  Konkurrenz  frem- 
der Flaggen  nur  zu  leicht  ausgesetzt  sein  würden.  Solche  Kata- 
strophen würden  auch  die  Existenz  vieler  tausende  im  Schiff- 
fahrtsgewerbe tätiger  Menschen  gefährden. 

Es  wäre  aber  ein  schwerer  Irrtum,  zu  glauben,  daß  die 
Subventionierung  zu  einer  großen  Entwicklung  unserer  Han- 


delsmarine  führen  könnte  und  daß  das  Maß  dieser  Entwicklung 
etwa  gar  von  der  Höhe  der  gewährten  Subventionen  ohne  Rück- 
sicht auf  die  an  die  letzteren  geknüpften  Bedingungen  ab- 
hängig sei. 

Es  liegt  in  der  JKTatur  der  Subventionspolitik  selbst,  daß 
ihre  Wirksamkeit  nur  eine  sehr  beschränkte  sein  kann.  Die 
Vorteile,  die  den  Reedereien  durch  die  Zuwendung  von  Sub- 
ventionen erwachsen,  werden  ganz  oder  teilweise  aufgehoben, 
ja  vielfach  überboten  durch  die  l^achteile,  die  dem  Subventions- 
wesen innewohnen  oder  mit  demselben  eng  verknüpft  sind. 

Es  ist  notwendig,  diese  l^achteile  näher  zu  kennzeichnen, 
weil  sie  die  Erklärung  dafür  geben,  daß  trotz  der  ungeheuren 
materiellen  Opfer  des  Staates,  unsere  Handelsmarine  bisher 
nur  eine  sehr  bescheidene  Entwicklung  genommen  hat. 

Der  Zufluß  von  großen  Einnahmen,  die  nicht  das  Ergebnis 
erfolgreicher  Arbeit  sind,  führt  zu  einer  mitunter  bedenklichen 
Beeinträchtigung  der  Initiative  der  Unternehmung,  an  deren 
Stelle  Bequemlichkeit  tritt.  Die  kaufmännische  Wachsamkeit 
in  der  Umschau  nach  Erwerbsgelegenheiten  läßt  nach;  es  tritt 
geradezu  eine  Scheu  vor  der  Übernahme  eines  Risikos  ein,  das 
doch  mit  allen  geschäftlichen  Unternehmungen,  ganz  besonders 
aber  mit  Reedereien  verknüpft  ist.  An  Stelle  der  hohen 
Ökonomie  eines  kaufmännischen  Betriebes  tritt  eine  bureau- 
kratisch  organisierte  kostspielige  Verwaltung.  Das  Haupt- 
augenmerk dieser  Verwaltung  wird  nicht  mehr  auf  den 
Reedereibetrieb  selbst,  sondern  auf  den  Börsenkurs  der  Aktien 
des  Unternehmens  und  die  mit  der  nächsten  Bilanz  auszu- 
schüttenden Dividenden  gerichtet.  Infolgedessen  besteht  auch 
viel  geringere  E'eigung,  in  neue,  selbst  aussichtsvolle  Aktionen 
einzutreten,  insbesondere  dann  nicht,  wenn  ein  Geschäftserfolg 
nicht  sofort  zu  erwarten  steht,  was  bei  großen  Unternehmungen, 
wie  Einrichtung  neuer  Linien,  gewöhnlich  zutrifft.  Die  be- 
treffende Reederei  ist  vielmehr  bestrebt,  die  sicheren  Einnah- 
men einer  bequemen  Subventionierung  zu  erhöhen,  was  mit 
all'^i  denkbaren  Mitteln  zu  erreichen  gesucht  wird,  wobei  man 
gleichjBeitig  bestrebt  ist,  die  eigenen  Leistungen  auf  das  ge- 
ringste Maß  herabzusetzen. 


ISTeben  diesen,  einer  Subventionspolitik  immanenten  i^Tacii- 
teilen,  steht  eine  andere  Kategorie  von  [N'ach.teilen,  v/elche  mit 
der  Subventionspolitik  enge  verknüpft  ist. 

Es  ist  unter  -der  Ägide  der  Subventionspolitik  zum  Axiom 
der  weitesten  Kreise  geworden,  daß  der  Staat,  der  durch  Ertei- 
lung von  Subventionen  an  die  Reedereien  finanzielle  Opfer 
bringt,  für  diese  Opfer  auch  Gegenleistungen  verlangen  müsse, 
die  sich  nicht  allein  auf  die  Besorgung  von  Schiffahrtsdiensten 
bestimmter  Qualität  beschränken  dürfen,  sondern  der  Staat 
müsse  sich  auch  eine  weitgehende  Einflußnahme  auf  -die  Ver- 
sehung dieses  Dienstes  selbst^  insbesondere  aber  auf  die  Höhe 
der  anzuwendenden  Tarife,  sichern.  Diejenigen  Kreise  und 
Körperschaften,  die,  wie  z.  B.  in  Österreich  der  Industrierat 
und  die  Handelskammern,  der  Begier ung  in  dieser  Sache  be- 
ratend zur  Seite  stehen,  vertreten  jedoch  nicht  so  sehr  das  Inter- 
esse  der  Schiffahrt,  sondern  vielmehr  jenes  der  Industrie  und 
des  Handels.  Die  selben  Kreise  greifen  auch  mit  ihrem  Einfluß 
und  ihrem  Votum  entscheidend  auf  die  Entschließungen  des 
Parlamentes  über  und  das  schließliche  Ergebnis  kommt  in  einer 
viel  zu  weitgehenden  Reglementierung  und  Beschränkung  der 
unerläßlichen  Bewegungsfreiheit  der  subventionier t>en  Ree- 
dereien zum  Ausdrucke. 

Es  ist  zwar  nicht  zu  verkennen,  daß  speziell  die  Forderung 
nach  Erstellung  niedriger,  oder  besser  niedrigster  Frachtraten 
an  sich  vollste  Berechtigung  besitzt.  In  der  Entwicklung  der 
modernen  Volkswirtschaft  und  Weltwirtschaft  ist  der  Verkehr, 
d.  h.  der  Gütertransport,  tatsächlich  zum  wichtigsten  Faktor 
geworden,  der,  indem  er  alle  Produktionsprozesse  vielfach, 
hundertfach,  durchsetzt,  in  immer  höherem  Maße  die  Selbst- 
kosten aller  Produktionen  beeinflußt.  Die  Höhe  dieser  Selbst- 
kosten ist  aber  hauptsächlich  entscheidend  im  Wettbewerb  und 
der  Erfolg  in  diesem  letzteren  bildet  neben  anderen  Momenten 
eine  Voraussetzung  für  die  Entwicklung  von  Industrie,  Handel 
und  Gewerbe. 

Die  Frage  ist  nur  die,  ob  die  vertragsmäßige  Festlegung 
niederer  Tarife  für  längere  Zeiträume,  ganze  Verkehrsgebiete 
und  eine  große  Anzahl  von  Artikeln  unter  allen  Umständen  das 


geeignetste  Mittel  ist,  das  Ziel  einer  entsprechenden,  d.  h.  im 
Int^^resse  von  Industrie  und  Handel  gelegenen  Niedrigiialtung 
der  Frachtraten  zu  erreichen.  Es  besteht  nämlich,  wie  die  Er- 
fahrung gelehrt  hat,  die  naheliegende  Gefahr,  daß  die  betref- 
fenden Eeedereien  angesichts  der  Unmöglichkeit,  auch  bei  sonst 
allgemein  steigenden  Frachtraten  und  günstigen  Konjunkturen, 
größere  geschäftliche  Erfolge  zu  erzielen,  an  kommerzieller 
Energie  einbüßen  und  daß  sie  anderseits,  um  sich  schadlos  zu 
halten,  auch  dann  die  als  Maximaltarife  anzusehenden  Vertrags- 
tarife anwenden,  wenn  im  freien  Verkehre  eine  weitere  Herab- 
setzung erfolgt  wäre  und  bei  Konkurrenzunternehmungen  auch 
tatsächlich  erfolgt  ist. 

Die  Erfahrungen,  die  in  dieser  Hinsicht  beim  österreichi- 
schen Lloyd  gemacht  wurden,  bestätigen  vollauf  das  Gesagte  und 
sind  kaum  geeignet,  dieses  spezifisch  österreichische  System  als 
beson<lers  vorteilhaft  erscheinen  zu  lassen.  Denn  dasselbe  hat 
weder  dem  Lloyd  zu  einem  Aufschwünge  verhelfen,  noch  hat  es, 
von  den  Vorteilen  für  einzelne  Unternehmungen  abgesehen,  dazu 
geführt,  unserem  Handel  in  der  Levante,  mit  Indien  und  Ost- 
Asien  neue  Impulse  zu  geben  und  zur  Verbesserung  unserer 
Handelsbilanz  hat  es  zweifellos  auch  nichts  beigetragen.  Die 
Reglementierung  der  subventionierten  Reedereien  und  die  zu 
weit  gehende  Bindung  der  Tarifierungsfreiheit  derselben, 
haben  sich  nicht  als  das  Arkanum  erwiesen,  als  das  sie  bei  uns 
ausgegeben  wurden  und  noch  immer  angesehen  und  gerühmt 
werden.  Dagegen  sehen  wir  bei  der  Schiffahrt  fremder  Staaten, 
welche  in  ihrer  geschäftlichen  Aktionsfreiheit  nicht  gehemmt 
und  daher  in  der  Lage  ist,  günstige  Konjunkturen  auszunützen, 
ohne  dadurch  die  Interessen  des  nationalen  Handels  zu  ver- 
letzen, zu  anderen  Zeiten  so  niedere  Frachtraten,  wie  sie  unsere 
vertragsmäßig  gebundene  Schiffahrt  niemals  zu  übernehmen 
vermöchte.  Das  Beispiel,  das  andere  Staaten  in  dieser  Rich- 
tung geben,  sollte  uns  immerhin  etwas  zum  ISTachdenken  an- 
regen. Es  zeigt  uns,  was  außerhalb  Österreichs  längst  bekannt 
ist,  daß  die  Frachtrate  allein  für  die  Entwicklung  des  See- 
handels eines  Staates  nicht  bestimmend  ist.  Die  ungeheure  Ent- 
wicklung, welche  z.  B.  der  deutsche  Export  über  See  genommen 
hat  fand  ihre  stärkste  Unterstützuno^  in  der  von  den  deutschen 
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E/eedereieii  ohne  jede  staatliche  Beeinflussung  eingehaltenen 
Frachtraten-Politik. 

Wir  können  aber  auch  auf  ein  näherliegendes  Beispiel 
verweisen,  nämlich  auf  die  Erfolge,  welche  unsere  Großreederei 
Austro-Americana  auf  ihrer  Linienschiffahrt  sowohl  im  Ver- 
kehre mit  ÜSTordamerika,  als  mit  Südamerika,  erzielt  hat,  ohne 
in  der  Erstellung  der  Exportfrachten  durch  andere  Rücksichten 
als  jene  der  Konkurrenz  und  ihres  eigenen  geschäftlichen  Inter- 
esses gebunden  zu  sein,  welches  letztere  naturgemäß  dazu  führen 
muß,  die  Frachtraten  so  tief  zu  stellen,  als  es  notwendig  ist, 
um  gegenüber  der  Konkurrenz  genügend  Vorteile  zu  bieten  und 
tunlichst  viele  Transporte  zu  gewinnen.  Im  jN^ordamerika- 
Verkehr  betrug  unsere  Gesamtausfuhr  zur  See  im  Jahre  1896: 
11.000  Meterzentner,  im  Jahre  1905:  990.000  Meterzentner 
und  im  Jahre  1909:  1,499.643  Meterzentner.  —  Im  Süd- 
amerika-Verkehr, in  welchem  unser  Export  bis  zu  der  im  Jahre 
1910  erfolgten  Einrichtung  einer  Schiffahrtslinie  durch  die 
Austro  -  Americana  ein  Dezennium  hindurch  fast  stationär 
geblieben  ist  und  1907:  9550  Tonnen  betrug,  ist  dieser  Ver- 
kehr im  Jahre  1910  auf  37.000  Tonnen  hinaufgeschnellt 
und  hat  im  Jahre  1911  eine  abermalige  außerordentliche 
Steigerung  erfahren;  im  ersten  Semester  dieses  Jahres  er- 
reichte die  Exportmenge  bereits  nahezu  die  Ziffer  des  gan- 
zen Jahres  1910. 

Es  wird  bei  der  Forderung  nach  übermäßiger  Bindung 
und  Festsetzung  niederer  Tarife  wohl  vielfach  übersehen,  daß 
der  Gegenstand  von  Schiffahrtsverträgen  nicht  die  Subven- 
tionierung von  Industrie  und  Handel,  sondern  die  Unterstützung 
der  nationalen  Schiffahrt  ist,  welche  in  ihrer  Widerstands- 
kraft und  Leistungsfähigkeit  gehoben  und  dadurch  in  den 
Stand  gesetzt  werden  soll,  unserem  Handel  und  unserer  Indu- 
strie Verkehrsvorteile  zu  bieten,  die  sich  nicht  auf  die  Fracht- 
rate beschränken.  IS'ur  eine  blühende  hochqualifizierte  nationale 
Schiffahrt  vermsig  dem  nationalen  Handel  wirksame  Dienste  zu 
leisten.  Wenn  aber  die  Fesselung  einer  subventionierten 
Reederei  bezüglich  ihrer  geschäftlichen  Aktionsfreiheit  als  Be- 
dingung für  die  Subventionserteilung  aufgestellt  wird,  so  be- 
steht der  tatsächliche  Effekt  eines  solchen  Vorgehens  darin,  daß 


der  Staat  seiner  Schiffahrt  mit  der  einen  Hand  dasjenige 
nimmt,  was  er  ihr  mit  der  anderen  Hand  gegeben  hat. 

Die  bei  uns  übliche  weitgehende  Beeinflussung  der  Tarif- 
bildung der  subventionierten  Reedereien,  ist  wohl  zweifellos  in 
etwas  mechanischer  Weise  aus  den  Verhältnissen  des  Eisenbahn- 
wesens übertragen  worden.  Soweit  es  sich  um  den  Schiffahrts- 
verkehr mit  den  eigenen  Küstengebieten  handelt,  ist  diese  Ana- 
logie vielfach  zutreffend;  auch  im  Levanteverkehr  mag  das  ge- 
nannte Prinzip  in  einigen  wenigen  Fällen  anwendbar  sein.  Aber 
in  den  Überseeverkehren,  wo  ganz  andere  Gesichtspunkte  und 
Konkurrenzverhältnisse  für  die  Frachtratenbestimmung  maß- 
gebend sind,  wird  das  anzustrebende  Ziel  nach  allen  Erfahrungen, 
die  bisher  in  dieser  Richtung  gemacht  worden  sind,  von  einzel- 
nen besonderen  Fällen  abgesehen,  in  der  Regel  sicherer  dadurch 
erreicht  werden,  daß  man  dem  gesunden  Erwerbssinne  der 
Reederei  die  Festlegung  der  Frachtraten  im  allgemeinen  auch 
in  der  Ausfahrt  überläßt.  Der  Verkehr  auf  den  Meeresstraßen, 
diesen  Hochstraßen  des  Weltverkehres,  der  von  Staat  zu  Staat 
geht  und  sich  außerhalb  der  Grenzen  des  Heimatlandes  voll- 
zieht, läßt  sich  von  Seite  eines  Staates  niemals  reglementieren. 

Wir  müssen  übrigens  bei  unseren  Schiffahrtssubventionen 
Unterscheidungen  machen.  Wir  subventionieren  einerseits  ein- 
zelne Reedereien  auf  Grund  bestimmter  Schiffahrtsverträge 
zimi  Zwecke  der  Einrichtung  von  Schiffahrtslinien,  und  wir 
subventionieren  anderseits  die  freie  Schiffahrt  auf  Grund  des 
Marine-Unterstützungs-Gesetzes. 


Was  zunächst  den  Österreichischen  Lloyd  be- 
trifft, so  hat  diese  unsere  größte  und  älteste  Reederei,  die  1911 
die  Feier  ihres  75jährigen  Bestandes  begehen  konnte,  in  dem 
abgelaufenen  Jahrzehnte  trotz  den  ihr  in  diesem  Zeiträume  be- 
zahlten Subventionen  von  97,488.000  Kronen,  durch  welche 
das  Aktienkapital  von  28,800.000  Kronen  fast  3%mal  gedeckt 
wurde,  nahezu  keine  Entwicklung  genommen.  Die  Zahl  der 
Schiffe  ist  um  zwei  gesunken,  d.  h.  um  4%  zurückgegangen. 
Der  Tonnengehalt  ist  allerdings  um  21%,  d.  s.  durchschnitt- 
lich 2%  pro  Jahr,  gestiegen,  was  auf  die  geringe  Vergrößerun»: 
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der  Llojdschifftypen  zurückzufülireii  ist.  Aber  diese  Ver- 
größerung des  Tonnengehaltes  ist  geradezu  niclitssagend,  wenn 
man  die  Entwicklung  anderer  Reedereien,  insbesondere  jene 
des  Auslandes,  in  Vergleich  zieht* 

Beim  österreichischen  Lloyd  treten  die  [früher  erwähnten 
I^achteile  der  Subventionspolitik  prägnant  und  fast  unverkürzt 
in  Erscheinung.  Der  Lloyd  ist  eine  zwar  recht  vornehme,  aber 


*  Es  sei  nachstehend  nur  die  Entwicklung  einiger  deutscher  Reedereien 
für  den  gleichen  Zeitraum  angeführt : 


Reederei 

Jahr 

Anzahl 
der  Schiffe 

Brutto-Tonnen 

Hamburg— Amerika-ÜRie 

1.  I.  1901 
31.  XII.  1910 

10] 
388 

249.532 
1,021.963 

1910  gegen 
1901 

-f  287 
--  +  284% 

-f  772.431 

=  4-  3io7o 

Norddeutscher  Lloyd 

1.  I.  1901 
31.  XII.  1910 

164           j           266.492 
425                     755.660 

1910  gegen 
1901 

4-  261           -}-  489.178 
-  -f  1590/^       ^  -1-  1830/, 

Hansa 

1.  I.  1901 
31.  XII.  1910 

36 
54 

72.878 
263.496 

1910  gegen 
1901 

+  18 

-  -  +  50% 

-}-  190.618 

Hamburg— Südamerika- 
Linie 

1.  I.  1901 
31.  XII.  1910 

34 
42 

87.356 
200.182 

1910  gegen 
1901 

+  112.826 

-  +  1290/, 

Kosmos 

1.  I.  1901 
31.  XII.  1910 

26 
36 

58.030 
177.428 

1910  gegen 
1901 

-f  10 
-  4-  380/o 

-f  119.398 

-  +  2050/,, 

Deutsch-Ausfralisdie  Linie 

1.  I.  1901 
31.  XII.  1910 

17 

37 

48.708 
162.871 

1910  gegen 
1901 

-f  20 

-j-  114.163 

=  +  2340/^ 
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äußerst  schwerfällige  Reederei.  Er  wird  in,  der  Marine-Literatur 
des  Auslandes  allgemein  als  warnendes  Beispiel  einer  bureaiikra- 
tisch  gefesselten  und  dadurch  ihrer  Gesciiäftsenergie  beraubten 
Reederei  hingestellt.  Die  vielen  Nebenbedingungen  des  Subven- 
tionsvertrages, die  den  Lloyd  in  Betriebsfragen,  den  Tarifen, 
Fahl  planänderungen,  der  Verwaltung  usw.  der  Entscheidung  des 
Handelsministeriums  unterwerfen,  die  großen  Administrations- 
auslagen, die  sein  übermäßig  komplizierter  Verwaltungsapparat, 
ein  nicht  so  rasch  zu  beseitigendes  Erbe  der  Vergangenheit,  be- 
dingt, die  vielseitigen  persönlichen  Einflüsse,  die  sich  in  seinem 
halbstaatlichen  Verhältnis  geltend  machen,  hemmen  seine  Bewe- 
gungsfreiheit. Abweichend  von  den  kaufmännischen  Grund- 
sätzen einer  guten  Großreederei,  beschränkt  sich  der  Lloyd  seit 
Jahrzehnten  auf  die  Bedienung  der  ihm  vertragsmäßig  aufge- 
tragenen Linien ;  er  hat  gerade  nur  so  viele  Dampfer,  als  diese 
Fahrten  imbedingt  benötigen  und  Colliers  in  freier  Fahrt 
fehlen  ihm  gänzlich.  Unter  solchen  Verhältnissen  fährt  der 
Lloyd,  durch  die  hohe  Subvention  vor  Schaden  gedeckt,  in  seinen 
alten  Geleisen  sicher  weiter.  Aber  sein  Aufschwung  steht  trotz 
den  sehr  günstigen  Chancen,  die  ihm  seine  Linien  bieten,  trotz- 
dem iimi  Triest  als  Heimatshafen  infolge  dessen  geographischer 
Lage  für  seine  Verkehrsgebiete  bedeutende  Vorteile  gegen 
fremde  Konkurrenz  gewährt  und  trotzdem  seine  Schiffe  sich 
überall  einer  langher  überlieferten  Beliebtheit  erfreuen,  unter 
den  gegebenen  Umständen,  d.  h.  im  Rahmen  des  Vertrages, 
nicht  zu  erwarten. 

Die  indischen  und  ostasiatischen  Linien,  die  so  kolossale 
Möglichkeiten  bieten,  werden  zu  wenig  ausgenützt.  Einige  für 
diest^  Linien  eingestellte  Dampfer  haben  zu  wenig  Tonnenraum 
und  die  großen  Dampfer  bilden  eine  zu  geringe  Zahl,  entsprechen 
überdies  auch  hinsichtlich  ihrer  Dimensionen  und  Qualitäten 
nicht  den  Anforderungen,  die  auf  diesen  Linien,  insbesondere 
rückeichtlich  des  Kajütenpassagier-Verkehres  heute  gestellt 
werden.  In  diesem  Verkehre  droht  die  ernste  Gefahr,  daß  ins- 
besondere die  rührige,  rasch  aufstrebende  japanische  Handels- 
marine sich  in  die  Linie  drängt  imd  dem  Lloyd  eine  sehr 
empfindliche  Konkurrenz  macht,  wie  sie  bereits  erfolgreich  in 
den  englischen  indo-japanesi sehen  Verkehre  eingedrungen  ist. 
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Die  Dinge  in  Ostasien  sind  daran  eine  Entwicklung  zu  nehmen, 
welche  zur  höchsten  Wachsamkeit  und  zu  ständiger  Bereitschaft 
auch  in  schiffahrtspolitischer  Kichtung  drängt.  Unter  diesen 
Umständen,  welche  nach  allen  Kichtungen  hin  Aussichten  und 
mögliche  Entwicklungen  bieten,  könnte  gerade  in  den  genannten 
Verkehr sgebieten,  welche  für  unseren  Handel  eine  unvergleich- 
liche Bedeutung  haben,  eine  großzügige  und  vielleicht  auch 
kühne  Verkehr spolitik  des  Lloyd  die  bedeutendsten  Erfolge  er- 
zielen. Kühnheit,  und  zwar  eine  mit  geschäftlichem  Spürsinn 
und  einem  gesunden  Profitstreben  vereinte  Kühnheit,  ein  ge- 
wisser Wagemut,  sind  dem  Eeedereigeschäfte  nun  einmal  ganz 
und  gar  unerläßlich.  Der  Lloydvertrag  hat  aber  alle  derar- 
tigen Regungen  unterbunden.  Außerdem  hat  er  den  wich- 
tigsten Faktor,  zunehmende  Qualitätsleistungen,  durch  welche 
allein  der  Lloyd  gegenüber  der  emsigen  und  leistungsfähigen 
Konkurrenz  Boden  gewinnen  könnte,  vollständig  vernachlässigt 
und  für  die  ganze  lange  Vertragsdauer  auch  nicht  die  geringste 
Ausgestaltung  und  Verbesserung  der  Schiffahrt  im  indischen 
imd  ostasiatischen  Dienste  vorgesehen.  Wie  man  in  Österreich 
vor  Eröffnung  des  Suezkanales  die  Bedeutung  dieses  Werkes, 
das  geradezu  eine  Umwälzung  des  damaligen  Seeverkehres  be- 
wirkte, und  die  aus  der  günstigen  Lage  Triests  sich  ergebenden 
Chancen  für  unseren  Handel  und  unsere  Stellung  im  Welt- 
verkehre nicht  erkannt  hat,  so  hat  man  auch  in  den  40  Jahren 
seit  Eröffnung  des  Suezkanales  bis  zum  Abschlüsse  des  letzten 
Lloydvertrages    in  dieser  Richtung  nichts  dazu  gelernt. 

Aber  auch  im  Schiffahrtsdienst  in  der  Levante,  diesem  alt- 
angestammten und  wichtigsten  Gebiete,  das  nur  zum  Zugreifen 
vor  unseren  Toren  liegt,  hat  der  Lloydvertrag  ungenügende 
Leistungen  vorgesehen.  Auch  hier  tritt  einerseits  der  Fehler 
einer  viel  zu  starken  Bindung  und  anderseits  eine  un- 
^nügende  Voraussicht  für  die  Entwicklungsmöglichkeiten 
während  der  langen  Vertragsdauer  zutage.  In  der  Levante,  wo 
der  Lloyd  ein  so  hohes  Ansehen,  eine  so  große  Popularität  genoß 
ujid  eine  führende  Position  einnahm,  die  kaum  zu  erschüttern 
schien,  und  wo  er  ein  fast  absolutes  Verkehrsmonopol  besaß, 
hätte  die  vertragsmäßige  Verpflichtung  zu  wachsenden  Quali- 
tätsleistungen, dem  jeweiligen  Stande  der  Technik  entsprechend, 
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die  führende  Eolle  des  Lloyd  sicherstellen  müssen.  I>ies  ist 
versäumt  worden  und  nun  sind  dem  Lloyd  von  allen  Seiten  Kon- 
kurrenten erwachsen,  die  ihn  teilweise  bereits  überflügelt  haben, 
deren  er  sich  kaum  zu  erwehren  vermag  und  die  eine  friedliche 
Eroberung  dieses  dankbaren,  zukunftsreichen  und  ausgedehnten 
Wirtschaftsgebietes  durch  unseren  Handel,  unsere  Industrie 
und  unser  Gewerbe  immer  aussichtsloser  werden  läßt,  nachdem 
sich  schon  heute  der  vertragsmäßige  Linienkomplex  des  Levante- 
dienstes als  unzureichend  erweist. 

Im  Ost-  und  Südafrika- Verkehrsgebiet,  das  an  jenes  des 
Lloyd  unmittelbar  anschließt  und  von  Jahr  zu  Jahr  sich 
bessernde  Aussichten  bietet,  hatte  man  1904-  einen  schüchternen 
Versuch  mit  der  Einrichtung  einer  Schiffahrtslinie  ab  Triest 
gemacht.  Der  Gedanke  entsprang  zweifellos  einer  schiffahrts- 
politisch zutreffenden  Erwägung.  Leider  wurde  jedoch  der 
Versuch  mit  ungenügenden  Mitteln  und  auf  Grund  eines  ver- 
fehlten Betriebsprogrammes  unternommen  und  die  am  1.  Jänner 
1907  bewirkte  zaghaft  verfrühte  Auflassung  dieser  Linie,  trotz 
Ergebnissen,  die  eine  gute  Entwicklung  erwarten  ließen,  hatte 
zur  Folge,  daß  dieselbe  in  den  neuen  Lloydvertrag  gar  nicht 
aufgenommen  worden  ist  und  man  dieses  große  Gebiet,  das  für 
den  österreichischen  Handel  von  nicht  zu  unterschätzender  Be- 
deutung ist,  sorglos  der  Konkurrenz  überließ. 

Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  rücksichtlich  des  Schiff- 
fahrtsdienstes im  Koten  Meere,  den  der  Lloyd  früher  einmal, 
in  den  Jahren  1886  bis  1888,  in  selbständiger  lokaler  Linie  mit 
nicht  ungünstigen  Erfolgen  bedient  und  aus  Gründen  aufge- 
lassen hat,  die  mit  Schiffahrtspolitik  nichts  zu  tun  haben  und 
dalier  schiffahrtspolitisch  verfehlt  waren.  Unser  Handel  mit 
den  Gebieten  des  Koten  Meeres  hat  durch  diese  Auflassung  eine 
schwere  Beeinträchtigung  erfahren.  Leider  wurde  es  ver- 
säumt, auch  diesen  Koten-Meer-Dienst  in  die  vertragsmäßig 
auszuführenden  Leistungen  aufzunehmen. 

Der  Lloydvertrag  voin  Jahre  1907  verratet  die  geschickte 
Hand  des  erfahrenen  Kaufmannes,  welcher  eine  zu  sanierende 
geschäftliche  Unternehmung  vor  sich  sieht,  den  kundigen  Ver- 
treter der  Forderungen  unserer  Industrie  und  einzelner  Han- 
delszweige.   Aber  es  fehlt  ihm  der  hanseatische  Geist,  der  auf 
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den  Meeren  zu  Hause  ist  und  die  Bedingungen  erfaßt,  die  den 
Erfolg  des  Verkehres  zur  See  verbürgen.  Er  läßt  auch  vielfach 
die  maritim-fachliche  Mitarbeit  vermissen,  zu  der  die  Verwal- 
tung unserer  Marineangelegenheiten  berufen  gewesen  wäre. 
Die  Wirkung  dieses  Vertrages  hat  sich  denn  auch  dement- 
sprechend prompt  eingestellt.  Der  Lloyd  ist  heute  dank  der 
reichlichen  Subventionen  finanziell  vollständig  saniert  und 
konsolidiert.  Die  Llojdaktien  haben  einen  Kurs  von  nicht 
dagewesener  Höhe  erreicht  und  für  das  Jahr  1910  wurde  eine 
Dividende  von  6%%  ausgeschüttet.  Gewiß  war  die  Sanierung 
des  Lloyd,  der  sich  in  den  Jahren  vor  1907  in  geradezu  deso- 
laten finanziellen  Verhältnissen  befand,  auch  ein  Zweck  der 
staatlichen  Unterstützung.  Aber  diese  Sanierung  hätte  keines- 
falls Selbstzweck  sein  dürfen,  sondern  nur  die  Erfüllung  einer 
Voraussetzung,  auf  welcher  basiert,  die  Durchführung  eines 
weitausgreifenden  und  vorausschauenden  Schiffahrtsprogramnies 
sicherzustellen  gewesen  wäre.  Statt  dessen  hat  die  Eegierung 
einen  Vertrag  abgeschlossen,  der  auf  15  Jahre  ein  sehr  be- 
scheidenes und  von  allem  Anfange  hinter  der  Konkurrenz  teil- 
weise zurückstehendes  Schiffahrtsprogramm  festlegt,  das  zu 
sehr  den  Bedürfnissen  des  Augenblicks  angepaßt  war,  ohne  der 
Entwicklung  innerhalb  dieses  langen  Zeitraumes  einen  ent- 
sprechenden Spielraum  zu  lassen  und  ohne  den  selbstverständ- 
lich steigenden  Erfordernissen  genügend  Rechnung  zu  tragen. 
Denn  die  Bestimmung  des  Vertrages,  wonach  der  Lloyd  nur 
solche  Schifte  auf  den  vertragsmäßigen  Fahrten  verwenden 
„wird^',  die  den  jeweiligen  Bedürfnissen  der  Linie  auch  mit 
Rücksicht  auf  die  konkurrierenden  Unternehmungen  entspre- 
chen sowie  die  Bestimmung,  daß  alle  fünf  Jahre  eine  Revision 
des  Eahrtennetzes  zu  erfolgen  hat,  haben  ohne  gleichzeitige 
neuerliche  Subventionierung  praktisch  nur  geringen  Wert. 
Unsere  größte  Reederei,  welche  die  für  unseren  Handel  vrich- 
tigsten  Schiffahrtsdienste  zu  versehen  hat,  wurde  durch  die 
staatliche  Schiffahrtspolitik  sozusagen  in  ein  Prokrustes-Bett 
gezwängt  und  durch  alle  möglichen  Fesselungen  und  Bindungen 
in  der  Bewegungsfreiheit  und  weiteren  Entwicklung  behindert. 
So  erfreulich  die  6%%  Dividende  sein  würden,  wenn  sie 
das  Ergebnis   einer   großen   Entwicklung   des   Schiffsverkelires 
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des  Lloyd  gewesen  wären,  so  sehr  muß  dieses  Ereignis  ange- 
sichts des  Umstandes,  daß  es  fast  ausschließlich  ein  Ergebnis 
der  hohen  Subvention  ist  und  die  bisherige  staatliche  Lloyd- 
politik sich  darin  erschöpft  hat,  die  ernsteten  Bedenken 
erregen;  denn  nichts  kann  den  Mißerfolg  der  staatlichen  Lloyd- 
politik deutlicher  dokumentieren. 

l^Ticht  die  Höhe  des  Subventionsbetrages  an  sich  ist  es,  was 
so  sehr  Bedenken  erregt.  Man  hätte  vielleicht  ohne  Zaudern 
auch  noch  größere  Mittel  widmen  können,  wenn  dadurch  tech- 
nisch und  kommerziell  die  Überlegenheit  des  Schiffsverkehres 
des  Lloyd  neben  dessen  Gedeihen  als  Unternelmiung  gesichert 
w^orden  wäre.  Bedenklich  ist  vielmehr,  daß  einerseits  trotz  der 
hohen  Subvention  das  erstgenannte  Ziel  nicht  erreicht  wurde 
und  anderseits  beide  Ziele  bei  entsprechender  Verfassung  des 
Vertrages  hätten  erreicht  werden  können,  wobei  man  gegen  das 
Zugeständnis  größerer  Bewegungsfreiheit  voraussichtlich  mit 
einer  viel  kleineren  Subvention  das  Auslangen  gefunden  hätte. 

Der  Lloyd  ist  ein  Opfer  dieser  Schiffahrtspolitik  geworden 
und  er  ist  außerstande,  die  Fesseln  selbst  zu  lösen,  die  durch 
den  Vertrag  geschaffen  wurden  und  die  seine  Bewegungsfreiheit 
so  nachteilig  hemmen. 

Es  steht  jedoch  unserer  Schiffahrtspolitik  ein  Weg  offen, 
um  ohne  an  dem  bestehenden  Vertrage  selbst  zu  rühren,  die 
E'achteile  desselben  wenigstens  teilweise  auszugleichen  und  die 
Voraussetzungen  für  die  Plattform  einer  neuen  Lloydpolitik 
zu  schaffen.  Der  Lloyd  ist  durch  den  Vertrag  u.  a.  auch  ge- 
halten, die  jährlichen  Abschreibungen  vom  Werte  der  den  ver- 
tragsmäßigen Dienst  versehenden  Schiffe  zu  Schiffsbauten  für 
diesen  Dienst  zu  verwenden.  Dieser  Betrag  reicht  tatsächlich 
vollkommen  aus  zur  Erneuerung  und  Verjüngung  sowie  zu  der 
besonders  wichtigen  Verbesserung  des  Schiffsparkes  für  die 
Vertragslinien.  Aber  der  Lloyd  besitzt  keine  anderweitigen 
Mittel,  um  Schiffe  zu  bauen,  selbst  wenn  er  für  dieselben  die 
lukrativste  Verwendung  hätte  und  Schiffahrtsdienste  damit 
versehen  könnte,  die  auch  im  eminenten  Interesse  unseres  Han- 
dels gelegen  wären.  Hier  hätte  nun  die  schiffahrtspolitische 
Aktion  insoferne  einzusetzen,  daß  es  dem  Lloyd  ermöglicht 
werde,  neben  seiner  Vertragsdienstflotte  eine  Flotte  für   den 
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freien  Verkehr  zu  schaffen.  Es  könnte  dies  in  der  Weise  ge- 
schehen, daß  die  Eegiernng  der  Unternehmnng  die  Bewilligung 
erteilt,  für  den  genannten  Zweck  neue  Aktien  zn  emittieren. 

Es  würde  damit  für  den  Lloyd  die  weitere  Entwicklnngs- 
möglichkeit  geschaffen  werden,  die  heute  tatsächlich  vollständig 
abgeschnitten  ist  und  es  würde  der  Lloyd  in  den  Stand  gesetzt 
werden,  diese  Möglichkeit  auszunützen.  Es  hängt  dann  allein 
davon  ab.  ob  die  Lloydverwaltung  sich  frei  zu  machen  vermag 
von  allen  jenen,  schon  zur  Tradition  gewordenen  Einwirkungen 
und  Anschauungen,  die  das  Subventionssystem  mit  sich  ge- 
bracht hat  und  denen  man  sich  bisher  nicht  zu  entziehen  ver- 
mochte. Es  hängt  davon  ab,  ob  der  Lloyd  sich  aus  der  Sug- 
gestion der  Meilengelder  befreien  kann  sowie  auch  davon,  daß 
er  sich  den  ersten  Satz  seiner  Statuten  ständig  gegenwärtig 
halte:  ..Gegenstand  des  L^nternehmens  ist  der  Betrieb  der  See- 
schiffahrt .  .  /'.  daß  er  infolgedessen  seine  Reedereipolitik  auch 
in  das  richtige  Verhältnis  zur  Bankpolitik  bringe,  und  er  in 
höherem  Maße  der  Verantwortlichkeit  sich  bewußt  bleibe,  die 
er,  als  ein  so  ^vichtiges  Organ  der  österreichischen  Volkswirt- 
schaft, zu  tragen  hat. 

Während  der  künftigen  zehn  Jahre  bis  zum  Ablaufe  des 
Vertrages,  erhält  der  Lloyd  an  staatlicher  Subvention  weit 
über  100  Millionen  Kronen,  fast  das  Vierfache  seines  Aktien- 
kapitales. 

Diese  sichere  Einnahme  muß  ins  Kalkül  gezogen  werden, 
ohne  sie  in  Meilengelder  iür  die  einzelnen  Vertragslinien  zu 
zerlegen,  was  um  so  gerechtfertigter  erscheint,  als  manche  dieser 
Linien  auch  ohnedies  aktiv  sind  und  bei  anderen  diesem  Zu- 
stande infolge  des  allenthalben  steigenden  Verkehres  immer 
näher  gekommen  wird.  Der  Lloyd  sollte  daher  bei  seinen  ge- 
schäftlichen Erwägungen  diesen  Betrag  als  Ganzes  in  Rechnung 
ziehen  imd  denselben  als  Zuschuß  für  die  Gesamtheit  seines 
Schiffahrtsbetriebes,  des  vertragsmäßigen  und  des  freien, 
betrachten. 

Die  Einnahmenergebnisse  aus  seinem  Reedereibetriebe 
decken  die  Ausgaben  desselben.  Im  Jahre  1910  betrug  das 
Ergebnis  der  Eahrten  und  der  Hangarzinsen  34,750.000  Kronen 
und  die  Ausgaben  des  Betriebes  betrugen  34,694.000  Kronen. 
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Dieses  Verhältnis  erfährt  eine  fortlaufende  Verbesserung.  Alle 
Reserven  und  Fonds  des  Lloyd  sind  bis  an  den  Eand  gefüllt. 
Die  Hemmung,  welche  die  Verbindung  des  Reedereibetriebes 
mit  dem  Werft^nbetriebe  mit  sich  gebracht  hat,  ist  beseitigt. 
Der  Lloyd  hat  den  Erlös  für  das  Arsenal,  der  Schiffspark  ist 
verjüngt  und  etwas  verbessert  und  die  Administration  ist  nun- 
mehr kaufmännisch  und  stramm  organisiert  und  auf  rationelle 
Ersparungen  gerichtet.  Es  v/ären  sonach  in  der  Tat  alle  sach- 
lichen Voraussetzungen  gegeben,  um  eine  große  Entwicklung 
des  Lloyd  in  die  Wege  leiten  zu  können. 

Glücklicherweise  scheinen  aber  auch  die  persönlichen 
Momente  gegeben  zu  sein,  die,  wie  überall  im  geschäftlichen 
Leben,  auch  hier  in  erster  Linie  entscheidend  sind  für  die  Wege, 
die  der  Lloyd  in  seiner  eigenen  Schiffahrtspolitik  einzuschla- 
gen haben  wird,  nachdem  er  sich  den  Mißerfolgen  der  staat- 
lichen Schiff alirtspolitik  gegenübergestellt  sieht.  Diese  Wege 
sind  klar  vorgezeichnet.  Verschiedene  Anzeichen  deuten  darauf 
hin,  daß  die  äußerst  tüchtige  Verwaltung  und  Leitung  des 
Lloyd,  nachdem  die  finanzielle  Konsolidierung  des  Unterneh- 
mens erfolgi:  ist  und  die  übrigen  saclilichen  Voraussetzungen  in 
günstigster  Weise  gegeben  erscheinen,  sich  in  jüngster  Zeit 
dazu  anschickt,  einige  Schritte  auf  diesen  Wegen  zu  unter- 
nehmen. So  wurde  aus  eigener  Initiative  des  Lloyd  die  Ge- 
schwindigkeit der  Linie  Triest — Alexandrien  über  die  vertrags- 
mäßige Verpflichtung  hinaus  auf  18  Knoten  erhöht,  wodurch 
die  Fahrt  Triest — Alexandrien  in  drei  Tagen  zurückgelegt 
werden  kann.  Auch  die  Gescliwindigkeit  auf  einzelnen  Fahrten 
der  Bombaj-Linie  wurde  gesteigert.  Es  wurde  ferner  eine 
zweite  Odessa-Linie  außerhalb  der  Vertragsfahrten,  ferner  eine 
Warenlinie  Triest — Alexandrien  eingerichtet.  Endlich  hat  der 
Lloyd  eine  beschleunigte  Linie  Triest, — Shanghai  eingerichtet 
und  dem  Mangel  eigener  Tramps  durch  Abschluß  eines  Ver- 
trages mit  einer  Trampreederei  einigermaßen  abgeholfen.  Bei 
den  vorstehend  angeführten  Fahrten  hat  es  sich  allerdings 
um  Unternehmungen  gehandelt,  deren  sofortiger  geschäftlicher 
Erfolg  auf  der  Hand  lag  und  durch  die  günstige  Kon- 
junktur als  unbedingt  sicher  anzusehen  war,  daher  eigent- 
lich    von     einem     Risiko     des     Lloyd     in     dieser  Beziehung 
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nicht  gesprochen  werden  kann.  Das  wichtigste  Moment 
hiebei  bildet  jedoch  der  Umstand,  daß  der  Lloyd  sich  rück- 
sichtlich der  genannten  Linien  vom  Vertrage  emanzipierte  und 
wenigstens  teilweise  seine  Bewegungsfreiheit  gewonnen  und  ge- 
zeigt hat,  welchen  großen  Aufschwung  er  unter  seiner  jetzigen 
geschickten  Leitung  erst  bei  ungehemmter  Entwicklung  zu  neh- 
men vermöchte.  Es  wäre  dringend  zu  wünschen,  daß  er  Ge- 
schmack an  seiner  größeren  Freiheit  bekommt  und  seine,  ledig- 
lich in  der  Tradition  begründete  Unlust  bekämpft  imd  über- 
windet, auch  an  größere  Unternehmungen  selbst  dann  sich  her- 
anzuwagen, wenn  sich  bei  denselben  kein  sofortiger  geschäft- 
licher Gewinn  herausrechnen  läßt.  Der  Lloyd  sollte  nach  den 
Grundsätzen  kaufmännischer  Strategie  an  die  Aufstellung  eines 
großzügigen  und  über  eine  längere  Zeitperiode  sich  erstreckenden 
Schiffahrtsprogrammes  schreiten  und  die  Durchführung  des- 
selben teilweise  in  voller  Unabhängigkeit  und  Bewegungsfreiheit 
und  teilweise  im  Kahmen  des  bestehenden  Vertrages,  in  letzterer 
Beziehung  durch  freiwillige  Besserung  der  Quaiitätsleistungen 
und  Umgestaltung  gewisser  Linien,  in  Aussicht  nehmen.  Er 
Avird  dann  in  den  nächstfolgenden  Jahren  vielleicht  nicht 
mehr  6%%  Dividende  verteilen  können,  aber  nach  einer  kurzen 
Periode  weiser  Selbstbeschränkung  w  a  h  r  s  c  h  e  i  n  1  i  c  Ii 
noch  viel  höhere  Erträgnisse  erzielen.  Er  wird  aber  damit 
jedenfalls  einen  Weg  betreten,  der  ihm  alles  dasjenige  bringt, 
was  ihm  heute  fehlt,  um  zu  einer  großen  Entwicklung  zu 
gelangen. 


Was  die  eingangs  ausgewiesene  EntAvicklung  unserer 
Trampschiffahrt  in  weiter  Fahrt  und  großer  Küstenfahrt  im 
abgelaufenen  Jahrzehnte  betrifft,  so  stehen  wir  hier  dem  Er- 
gebnisse eines  besonderen  Zweiges  unserer  Subventionspolitik 
gegenüber,  die  ihren  legistischen  Ausdruck  und  Niederschlag 
in  den  Marine-Unterstützungs-Gesetzen  vom 
Jahre  1894  und  1907  gefunden  hat. 

Das  letztangeführte,  derzeit  in  Kraft  stehende  Gesetz  läßt 
zweifellos  den  guten  Willen  und  die  Absicht  der  Regierung 
und   der   Gesetzgebung   erkennen,   unserer    Handelsmarine   im 
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Wege  der  Subventionierimg  zu  einer  günstigen  Entwicklung 
zu  verhelfen.  Dieser  gute  Wille  und  die  Bereitwilligkeit,  dem 
Staate  für  diesen  Zweck  große  finanzielle  Opfer  aufzuerlegen, 
sprechen  deutlich  genug  aus  dem  Gesetze.  Aber  es  war  weder 
das  richtige  schiffahrtspolitische  Ziel  erkannt  worden,  noch 
wurden  durch  die  gesetzlichen  Bestimmungen  die  geeigneten 
Mittel  vorgesehen. 

Das  Gesetz  baut  sich  auf  dem  Prinzip  auf,  B  a  u- 
p  r  ä  m  i  e  n  zur  Förderung  des  heimischen  Schiffbaues,  B  e- 
triebszu  Schüsse  für  den  Betrieb  der  Dampfer  und 
Reisezuschüsse  zum  Zwecke  der  Betätigning  zugunsten 
der  kommerziellen  Interessen  des  eigenen  Landes  zu  gewähren 
und  bezweckt  seiner  Fassung  nach  ausschließlich  die  Subven- 
tionierung der  freien  Schiffahrt,  d.  i.  der  nicht  vertragsmäßig 
gebundenen  Schiffahrt,  innerhalb  welcher  wieder  die  freiwillige 
Linienschiffahrt  und  die  wilde  Fracht-  oder  Trampschiffahrt  zu 
unterscheiden  ist. 

^ach  den  gemachten  Erfahrungen  weist  das  Gesetz  eine 
Reihe  von  Mängeln  auf,  die  in  ihrem  Endeffekte  zu  einer  wirt- 
schaftlich ungesunden  Tonnagevermehrung  und  demzufolge  zu 
fortwährend  gesteigerten  Subventionsansprüclien,  aber  keines- 
wegs zu  der  erhofften  Erstarkung  unserer  Handelsmarine  ge- 
führt haben. 

Zunächst  hat  das  Gesetz  auf  die  Hebung  der  Qualität 
unserer  Marine  keine  Rücksicht  genommen.  Im  Gegenteil,  es 
ist  ganz  danach  gestaltet,  jede  Qualitätsverbesserung  hintanzu- 
halten. Die  einzige  Qualitätsförderung,  die  vorkommt,  ist,  daß 
die  Schiffe  der  vom  Yersicherungsstandpunkte  bereits  minder- 
wertigen II.  Klasse  des  „österreichisch  -  ungarischen  Yeritas^^ 
genügen  und  eine  Geschwindigkeit  von  zehn  Knoten,  letztere 
aber  nur  bei  der  Probefahrt,  entwickeln  müssen.  Diesem  Er- 
fordernisse entspricht  jedes  gewöhnliche  Frachtschiff. 

Der  Umstand,  daß  das  Gesetz  Qualitätsleistungen  in  der 
Handelsmarine  nicht  nur  nicht  berücksichtigt,  sondern  solchen 
Leistungen  geradezu  entgegenwirkt,  weil  es  die  vom  alten 
Marine-Unterstützungs-Gesetze  des  Jahres  1894  der  Linien- 
fahrt zuerkannte  Begünstigung  aufhebt,  keine  Prämie  für 
höhere  Fahrgeschwindigkeit  festsetzt,  ja  sogar  die  Größe  der 

2* 


20 

Schifte  limitiert  und  auf  diese  Weise  den  minderwertigen 
Tramps  die  größten  Vorteile  zuwendet,  ist  vom  maritimen 
Standpunkt  ein  folgenschwerer  Feliler. 

Je  kleiner  und  langsamer  ein  solcher  Tramp,  d.  i.  ein  zu 
wilder  Fahrt  bestimmtes  Frachtschiff  ist,  desto  höher  wird  seine 
Subvention  im  Vergleiche  zum  Anschaffungskapital  des  Schif- 
fes und  zu  seinen  Betriebsauslagen.  Ein  billig  gebauter  Tramp 
kann  bei  gaitem  Betriebe  in  15  Jahren  an  Subvention  mehr  als 
das  anderthalbfache  bis  zum  dreifachen,  ein  feiner  Schnell- 
dampfer jedoch  nur  die  Hälfte  seines  Bauwertes  herein- 
bekommen, d.  h.  der  Reeder  profitiert  das  sechsfache,  wenn  er 
anstatt  eines  feinen  Passagierdampfers  um  den  gleichen  Preis 
zehn  kleine  Frachtdampfer  baut  und  als  Tramps  in  Betrieb 
setzt.  Das  hatte  beispielsweise  zur  Folge,  daß  unsere  freie 
Handelsmarine  an  Qualitätsleistungen  sehr  arm  ist.  Von  den 
Schiffen  mit  rund  200.000  ISTetto-Register tonnen  entfallen 
Vs  auf  Tramps  und  nur  Vr,  auf  Passagier  schiffe,  von  denen 
jedoch  mehr  als  die  Hälfte  kaum  mittelmäßige  Qualität  besitzt. 

Nun  ist  es  ja  zweifellos  richtig,  daß  die  Trampschiffahrt, 
soweit  sie  dem  Transporte  gering'wertiger  Massenartikel  dient, 
rationell  nur  mit  den  billigsten  Schiffen  arbeiten  kann,  die  in 
der  Hauptsache  aus  einem  Eisen-,  bezw.  Stahlbauche  und  einer 
Maschine  bestehen  und  die  ökonomischeste  Geschwindigkeit  von 
8  bis  10  Knoten  besitzen.  Aber  unsere  Volkswirtschaft  und 
unser  Seehandel  liaben  nur  einen  geringen  Bedarf  nach  solchen 
Tramps  und  darum  ist  ihre  künstliche  Züchtung  als  selbständige 
Kategorie  ein  schiffahrtspolitischer  Fehler. 

Außer   Frankreich    und   Italien    haben    nur    Japan    und 

—  seit  jüngster  Zeit  zwecks  ^Neuschaffung  einer  Handelsflotte 

—  auch  Spanien  und  Rußland  sich  zur  Subventionier ung  dei- 
freien  Handelsmarine  entschlossen.  Aber  sämtliche  Seestaaten, 
in  denen  eine  allgemeine  Subventionierung  der  Handelsmarine 
besteht,  haben  in  ihren  Gesetzen  oder  neueren  Gesetzentwürfen 
eine  bedeutende  Steigerung  der  Fahrprämie  für  höhere  Ge- 
schwindigkeiten vorgesehen.  Der  Effekt  dieser  Maßnahme  ist 
klar.  Der  Kohlenverbrauch  zweier  Dampfer  von  verschiedener 
Geschwindigkeit  verhält  sich  unter  sonst  gleichen  Umständen 
wie  die  Quadrate  der  Geschwindigkeiten.   Für  große  Deplace- 
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nieiits  ergeben  sich  jedoch  Grenzgescliwiudigkeiten,  und  zwar 
etwa  18  Knoten,  bei  welchen  die  Kosten  des  Antriebes  für  die 
Tonne  Deplacement  die  gleichen  sind,  wie  bei  geringeren  Fahrt- 
leistungen kleinerer  Schiffe.  Hohe  Geschwindigkeiten  rentieren 
sich  daher  nur  bei  Schiffen  von  großen  Dimensionen  und  hohen 
Qualitätsleistungen,  letztere  nur  auf  Passagierlinien  und  diese 
wieder  nur  im  Betriebskomplexe  von  Großreedereien,  in  wel- 
chen sich  dann  die  Konkurrenzkraft  der  subventionierten 
Marine  konzentriert. 

Frankreich  hat  mit  dem  Gesetz  vom  19.  April  1906  die 
Geschwindigkeitsprämie  eingeführt  und  sie  ist  auch  in  dem 
Mitte  Mai  1909  dem  italienischen  Parlamente  vorgeleg-ten 
neuen  Prämiengesetz  sowie  im  spanischen  Subventionsgesetz 
vorgesehen.  Im  neuen  russischen  Gesetzentwurf  zur  Förderung 
des  Schiffbaues  sind  Prämien  von  135  Rubel  pro  indizierte 
Pferdekraft  festgesetzt.  Scharfsichtig  und  entschieden  wußte 
Japan  mit  dem  neuen  Subventionsgesetze  vom  März  1910  auf 
die  Qualitätsverbesserung  in  seiner  Handelsmarine  hinzu- 
wirken. Tramps  erhalten  danach  überhaupt  keine  Subvention. 
Sie  können  sich  nur  dem  Bedürfnisse  des  Handels  entsprechend 
vermehren,  solange  sie  genügende  Rentabilität  und  hiemit 
wirtschaftliche  Erfolge  erzielen.  Die  Fahrprämie  wird  nur 
solchen  Schiffen  zugesprochen,  welche  über  3000  Bruttotonnen 
haben,  nicht  über  15  Jahre  alt  sind,  mindestens  12  Knoten 
Reisegeschwindigkeit  einhalten  und  in  regelmäßigen  freien 
Fahrten  nach  Asien,  Australien,  xVmerika  oder  Europa  ver- 
wendet werden ;  für  jeden  Knoten  Mehrleistung  steigt  die  Fahr- 
prämie um  10%.  Japan  ist  das  einzige  Land,  w^o,  was  den  Aus- 
bau einer  nationalen  Handelsflotte  betriift,  ein  gewisser  Erfolg 
der   staatlichen   Subventionspolitik  vorzuliegen   scheint. 

Demgegenüber  enthält  unser  Marine-Unterstützungs-Gesetz 
vom  Jahre  1907  fast  Artikel  für  Artikel,  wie  ausgesucht,  nur 
lauter  solche  Bestimmungen,  welche  den  Grundsätzen  einer 
zielbewußten  Schiffahrtspolitik  widersprechend,  jede  Quali- 
tätsleistung sowie  die  Linienfahrt  und  die  Bildung  von  Groß- 
reedereien  geradezu  unterdrücken. 

Sowohl  die  Bauprämie  für  den  Schiffskörper,  als  der  Be- 
triebs- und  Reisezuschuß,  werden  nach  dem  Tounengehalte  des 
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Schiffes  bemessen.  Es  rentiert  sicli  daher  nur  der  Bau  und 
Betrieb  des  einfachsten  und  billigst  hergestellten  Colliers. 
Dieser  findet  durch  die  Bauprämio  bis  zu  20%,  ein  fein  aus- 
gestatteter Passagier-Eildampfer  dagegen  nicht  mehr  als  5% 
seiner  Baukosten  ersetzt. 

Ebenso  ungünstig  ist  für  letzteren  bezüglich  des  Reise- 
zuschusses die  Bedingung,  daß  das  Schiff  eine  Warenladung 
von  mindestens  ein  Drittel  seines  I^ettotonnen-Gehaltes 
haben  oder  die  Ladung  einem  E-aumgehalte  von  wenigstens 
1700  Nettotonnen  entsprechen  müsse.  Die  Bezeichnung  „IsTetto- 
tonnen^^  ist  ein  arger  Fehler,  weil  es  keine  Maßeinheit  gibt,  die 
so  benannt  w^erden  könnte.  Diese  Bedingung  ist  daher  ganz 
unfachmännisch  gedacht,  und  läßt  sich  mit  der  Praxis  über- 
haupt nicht  vereinbaren,  weil  sie  die  Ladefähigkeit  und  die  ge- 
forderte Frachtmenge  nur  nach  Raum  bewertet,  während  in  der 
Wirklichkeit,  und  zwar  in  einer  viel  größeren  Zahl  von  Fällen, 
für  die  Befrachtung  nicht  das  Fassungsvermögen  des  Schiffes 
für  Raumgut,  sondern  dessen  Tragfähigkeit  für  Schwergüter, 
die  nach  Gewicht  verfrachtet  werden,  in  Betracht  kommt. 
Schiffe,  die  leere  Fässer  oder  Stroh  führen,  lerreichen  das 
Drittel  jN^ettoraumgehalt  mit  wenig  Warenwert,  ScliM^ergüter 
hingegen,  welche  die  meisten  Frachten  bilden,  können  nicht 
zum  I^etto  r  a  u  m,  sondern  immer  nur  zu  der  im  Beilbriefe 
angegebenen  Tragfähigkeit  des  Schiffes  ins  Verhältnis  gesetzt 
werden.  Ein  Collier,  der  z.  B.  Eisen  ladet,  müßte,  wenn  er  den 
Reisezuschuß  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  erhalten  wollte, 
zuerst  untergehen;  denn  seine  Tragfähigkeit  an  Eisen  wäre 
schon  mit  der  Verladung  von  zirka  ein  Zehntel  seines  ISTetto- 
raumes  erschöpft. 

Auch  der  Betriebszuschuß  gereicht  im  Verhältnis  zu  den 
sehr  verschiedenen  Betriebsspesen  eines  besseren  Dampfers  und 
jenen   eines    Colliers    nur   letzterem   zu   besonderem   Vorteile. 

Das  Gesetz  hat  mit  einem  Worte  lediglich  den  Laderaum 
der  Schiffe  begünstigt.  Die  natürliche  Folge  davon  ist,  daß 
unsere  an  Tonnengehalt  zimehmende  Handelsmarine  qualitativ 
an  Konkurrenzkraft  gegen  fremde  Flaggen  abnimmt. 

Der  Reisezuschuß  und  die  Vorschrift  einer  Warenmenge 
finden  keine  logische   Begründung.    Der   Reeder   ist   ohnedies 
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immer  bestrebt,  sein  Schiff  nach  Tunlichkeit  auszunützen^  also 
entsprechend  allen  geschäftlichen  Grundsätzen  soviel  Fracht 
als  möglich  und  soweit  als  möglich  zu  befördern.  Wenn  er  aber 
Avegen  schlechter  Konjunktur  beim  besten  Willen  kein  Drittel 
Ladung  finden  kann  und  demzufolge  schwere  Betriebsverluste 
erleidet,  läßt  ihn  die  Subvention  obendrein  im  Stich. 

Die  den  Reisezuschuß  betreffenden  Bestimmungen  und 
Bedingimgen  sind^  auch  soweit  sie  den  Zweck  verfolgen,  eine 
Betätigung  zugunsten  der  heimischen  kommerziellen  Interessen 
herbeizuführen,  zu  wenig  präzise  gefaßt. 

In  eine  detaillierte  Kritik  des  bestehenden  Marine-Unter- 
stützungs-Gesetzes einzugehen,  dessen  Wirksamkeit  bereits  zur 
Hälfte  abgelaufen  ist,  ist  hier  um  so  weniger  der  Platz,  als 
ohnehin  in  kurzer  Frist  die  Vorbereitungen  und  Vorarbeiten 
für  die  Schaffung  eines  neuen,  ab  1917  gültigen  Marine-Ünter- 
stützungs-Gesetzes  getroffen  werden  müssen.  Es  wird  dann  die 
geeignet-e  Gelegenheit  geboten  sein,  diese  Angelegenheit  in 
gründlichster  Weise  vom  fach-maritimen  Standpunkte  zu  er- 
örtern. Hier  sollen  nur  die  Prinzipien  angedeutet  werden,  die 
dem  neuen  Gesetze  zugrunde  gelegt  werden  müßten. 


In  erster  Linie  wäre  der  Grundsatz  der  Linien-Subven- 
tionierung zu  adoptieren.  Die  Regierung  soll  über  Subven- 
tionssummen verfügen,  um  Linien,  die  im  Interesse  des  Han- 
dels und  Verkehres  planmäßig  zu  befahren  sind,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Warenmenge  für  ein  gewisses  Mindestmaß  von  Leistun- 
gen zu  pauschalieren. 

Dieses  Pauschale  soll  zur  Deckung  derjenigen  Kosten 
dienen,  die  bei  der  Linienschiffahrt  in  höherem  Maße  erwach- 
sen oder  durch  dieselben  bedingt  sind ;  es  hat  ferner  das  Entgelt 
für  aufgetragene  besondere  Leistungen  und  den  Rückersatz  für 
gewisse  Ausgaben  und  Verluste  sowie  als  Entschädigung  für 
im  öffentlichen  oder  staatlichen  Interesse  übernommene  Ver- 
pflichtungen zu  bilden.  Hiebei  soll  stets  der  zukünftigen  Ent- 
wicklung und  der  eventuell  erforderlichen  Besserung  der 
Qualität  durch  Festsetzung  von  Superprämien  Rechnung  ge- 
tragen, eine  unserer  leistungsfähigen  Großreedereien  bevorzugt 


24 

und  die  Vergebung  der  Linien  an  andere  kleinei-e  Reedereien 
tunlichst  vermieden  werden. 

xVußerdem  sollen  für  die  Ausfuhr  aus  österreichischen 
Häfen,  soweit  dieselbe  ein  gewisses  Mindestquantuni  für  die 
einzelne  Reederei  übersteigt,  Frachtgeldzuschüsse  pro  ISTetto- 
tonnenmeile  vorgesehen  werden.  Die  ]^ettotonnenmeile  ist  das 
Produkt  aus  den  Faktoren  Frachtennienge  und  Beförderungs- 
distanz. 

Ein  weiteres  Hauptgewicht  der  Subvention  soll  auf  die 
Bauprämie  gelegt  Averden.  Diese  kommt  direkt  den  am  Schiff- 
bau beteiligten  inländischen  Industriezweigen  zugute,  hebt  die 
Tätigkeit  der  Werften,  die  bei  entsprechender  Entwicklung 
auch  reiche  Einnahmen  aus  auswärtigen  Bestellungen  ziehen 
können.  Die  Bauprämie  verhindert,  daß  Millionen  an  Schiff- 
l)augeld  aus  Österreich  nach  England  wandern  und  sie  dient 
schließlich  auch  dem  Reeder  durch  die  Verbilligung  des  Schif- 
fes besser  als  der  Reisezuschuß.  Die  Bauprämie  darf  jedoch 
nicht,  wie  im  bestehenden  Gesetze,  nach  dem  Tonnengehalte, 
sondern  muß  in  Prozenten  der  jeweiligen  Baukosten  bemessen 
werden  und  ist  nicht  dem  Reeder,  sondern  der  Werfte  zuzu- 
wenden, daher  sie  auch  für  den  Bau  von  Scliiffen  vorzusehen 
ist,  welche  in  subventionierten  Linien  Verwendung  finden. 

Der  gering  zu  bemessende  Betriebszuschuß  soll  den  Schif- 
fen nur  bis  zum  Alter  von  12  Jahren  erfolgt  werden. 

Der  Trampschiffahrt  sind  Subventionen  nur  dann  zuzu- 
wenden, wenn  der  Transport  bestimmter  Waren  in  bestimmten 
Relationen,  im  besonderen  Interesse  des  Handels  unterstützt 
AVer  den  soll.  Es  dürfte  dies  geeignetst  in  der  Weise  erfolgen, 
daß  die  Trampschiifahrt  auch  zum  Genüsse  der  Frachtgeld- 
zuschüsse zugelassen  wird. 

Die  derartige  Subventionierung  der  Trampschiffahrt  neben 
einer  vom  Staate  subventionierten  Linie  soll  zugelassen  Averden, 
um  die  Wege  zu  einer  engeren  Beziehung  ZAvischen  Linienschiff- 
fahrt und  Trampschiffahrt  zu  ebnen. 


Die     bisher     geübte      Subventionierung     der      T  r  a  m  p- 
R  c  ]i  i  f  f  a  h  r  t  liat  sich  überall    entschieden    als    verfehlt  er- 
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wiesen  und  in  den  führenden  Seestaaten  wird  ihr  überhaupt 
jeder  wirtschaftliche  Wert  abgesprochen.  England,  Deutsch- 
land, jSTorwegen  und  Holland  subventionieren  ihre  freie  Schift'- 
fahrt  nicht  und  in  jenen  Staaten,  welche  sie  subventionieren, 
ist  der  wirtschaftliche  Erfolg  zumindest  zweifelhaft  geblieben. 
Die  Subventionier ung  der  freien  Schiffahrt  ist  stets  von  der 
üblen  Folge  begleitet,  daß  die  wilde  Tramptonnage  weit  über 
den  kommerziellen  Bedarf  zunimmt  ohne  gewerblichen  ISTutzen, 
allein  nur  von  der  Subvention  lebt  und  immer  mehr  Subven- 
tion braucht,  daß  weiter  eine  große  Zahl  von  kleinen  Tramp- 
reedereien gebildet,  das  Marinekapital  zerstückelt  und  den 
Großreedereien,  die  den  Konkurrenzkampf  gegen  fremde  Flag- 
gen führen  sollen,  eine  subventionierte  Konkurrenz  unter 
nationaler  Flagge  geschaffen  wird. 

Fast  in  allen  Ländern  ist  ein  stetig  fortschreitendes 
Zurückgehen,  eine  Verdrängung  der  Trampschiffahrt  wahrzu- 
nehmen. Es  ist  dies  eine  Folge  der  Entwicklung  der  für  den 
Handel  ungleich  größere  Vorteile  bietenden  Linienschiffahrt, 
der  Vergrößerung  und  Ausbreitung  der  großen  Linien  und  der 
Umwandlung  von  Trampreedereien  in  Linienreedereien.  In- 
folge dieser  Entwicklung  sind  z.  B.  Stückgutladungen  heute  für 
Trampdampfer  kaum  mehr  zu  erhalten  und  auch  Massengut 
kommt  bei  der  stark  Avachsenden  Ladefähigkeit  der  luodernen 
Liniendampfer  in  diesen,  meist  mit  größter  Eegelmäßigkeit 
und  Pünktlichkeit  soAvie  größerer  Schnelligkeit  verkehrenden 
Fahrzeugen  zur  Verladung.  So  ist  im  Laufe  der  letzten  Jahr- 
zehnte ein  Frachtenmarkt  nach  dem  anderen  für  die  Tramp- 
schiffahrt verloren  gegangen  oder  doch  erheblich  eingeschränkt 
worden;  denn  die  Trampreedereien  können  im  allgemeinen 
immer  erst  dann  auf  Beschäftigung  rechnen,  Avenn  die  zu  ver- 
schiffenden Ladungen  und  damit  die  I^achfrage  nach  Schift's- 
räumen  so  groß  ist,  daß  die  Linienreedereien  diesen  erhöhten 
Anforderungen  allein  nicht  mehr  gerecht  werden  können,  viel- 
mehr zur  Bewältigung  der  Ladung  Trampschiffe  heranziehen 
müssen.  Bei  einer  Besserung  der  Weltwirtschaftslage  ver- 
spüren die  Liniendampfer  die  Vorteile  einer  steigenden  Kon- 
junktur stets  zuerst.  Umgekehrt  muß  bei  einem  Eückgange  des 
Verkehres  die  Trampschiffahrt  zuerst  das  Feld  räumen,  wäh- 
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rend  die  Linienschiff aiirt  noch  immer  eine  Zeitlang  mit  Erfolg 
zu  bestehen  vermag. 

Niemand  wird  aber  deshalb  behaupten,  daß  die  Tramps 
etwas  Nutzloses  seien.  Auch  die  Trampreederei  bildet  einen 
wirtschaftlichen  Faktor,  dessen  fortgesetzte  Pflege  im  wohlver- 
standenen Interesse  der  Nation  liegt.  Für  einen  Seestaat  ohne 
Kolonien  und  ohne  Massen-Ausfuhrartikel  haben  sie  aber  doch 
nur  einen  geringen  Wert,  insofern  sie  nicht  im  Betriebskomplex 
einer  Großreederei  verwendet  sind,  die  gleichzeitig  mehrfach 
verzvv'eigte  Linienfahrten  mit  Passagier  schiffen  unterhält  oder 
insoferne  sie  nicht  mit  den  großen  Linienreedereien  in  engen 
organischen  Beziehungen  stehen.  Durch  diese  Verbindung  er- 
füllen sie  die  Avichtige  Aufgabe  einer  Ergänzung  der  Linien- 
schiffahrt und  sie  nehmen  dann  teil  an  den  ökonomischen  Vor- 
teilen des  Großbetriebes  und  der  Akquisitionstätigkeit  der 
Reedereiagentien.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  gerade  die 
durch  die  Linienschiffahrt  bewirkte  Steigerung  des  Handels- 
verkehres auch  der  Trampschiffalirt  zugute  zu  kommen  pflegt. 

Die  notwendige  Trampschiffahrt  entwickelt  sich,  wo  sie 
kommerziell  nützlich  ist  und  daher  günstige  Existenzbedin- 
gungen findet,  von  selbst  auch  ohne  Subvention.  Wo  die  Ver- 
mehrung der  Schiffe  freier  Fahrt  auf  diese  Art  zustande  kam, 
hat  sie  sich  zumeist  auf  wirtschaftlich  gesunder  Basis  ent- 
wickelt und  in  diesem  Falle  ist  sie  als  ein  Zeichen  guter  Ent- 
wicklung und  wirklichen  AufsclivAuiges  einer  Handelsmarine 
anzusehen.  Andernfalls,  wenn,  wie  bei  uns,  diese  Vermehrung 
zum  größten  Teile  eine  Folge  der  Subventionier ung  ist,  stellt 
sie  sich  als  eine  schädliche  BreitA\aicherung  der  Tramptonnage, 
als  eine  Treibhauspflanze  dar.  Einzelne  Reeder  Averden  zwar 
durch  diese  Subventionierung  bereichert,  dieselbe  verschuldet 
jedoch  einen  Rückstand  unserer  Handelsmarine  hinsichtlich  der 
Schiffsqualität,  der  nicht  ohne  nachteilige  Folge  bleiben  kann. 

Unsere   Trampreeder   klagen   beständig    über     „schlechte 
Zeiten".    Die  Klage  ist  vielfach  berechtigt;   aber  die  Ursache 
dieser  schlechten  2^iten  wird  nicht  durch  große  Subventionen 
zur  Vermehrung  minderwertiger  Tramps  beseitigt. 

Die  ungünstige  wirtschaftliche  Lage  der  Trampreedereien 
ist  eine  allgemeine  Erseheinimg,  die  sich  aus  der  früher  ge- 
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keiinzeiclineten  EntAvickhmg  erklären  läßt.  jS'acli  einer  Sta- 
tistik der  englischen  Schiffahrtszeitung  „Fairplay^'  haben  im 
Jahre  1910  auch  die  englischen  Trampreedereien  mit  einer 
Gesamttonnage  von  1%  Millionen  Brutto-Register-Tonnen  eine 
Dividende  von  nur  2%%  verdient.  Für  die  letzten  drei  Jahre 
war  der  Durchschnitt  2%%,  für  die  letzten  sechs  Jahre  3^/4%  ; 
es  zeigt  sich  demnach  ein  fortwährender  Rückgang  der  Ren- 
tabilität. Dabei  ist  hervorzuheben,  daß  die  Mehrzahl  der  eng- 
lischen Trampreedereien  Dividenden  verteilt  haben,  ohne 
eigentlich  dazu  in  der  Lage  gewesen  zu  sein,  weil  diese  Divi- 
dendenzahlung nur  möglich  geworden  ist,  durch  imzureichende 
xibschreibungen   auf  das  Dampfermaterial. 

Die  österreichischen  Trampreedereien,  die  im  Jahre  1910 
durchschnittlich  3%  Dividende  verteilten,  vermochten  dies  nur 
durch  die  Reisezuschüsse,  vornehmlich  jene  für  den  Import 
von  Kohle;  ohne  diese  Zuschüsse  hätte  die  durchschnittliche 
Dividende  nur  1*6%  erreicht,  und  auch  dies  wohl  nur  dank 
der  besonderen  Tüchtigkeit  unserer  Reeder. 

Dabei  huldigt  man  bei  unseren  Trampreedereien  noch  viel- 
fach der  irrigen  Meinung,  daß  gerade  im  Seeverkehr  der  Wett- 
bewerb sich  frei  und  ungestört  entfalten  müsse,  und  zwar  auch 
zwischen  den  Reedereien,  die  unter  derselben  Flagge  segeln. 
Dies  führte  zu  der  bestehenden  Desorganisation  in  unserer 
Trampschiffahrt  und  birgt  für  dieselbe,  angesichts  der  in  der 
Trampschiffahrt  im  allgemeinen  herrschenden  zügellosen 
Spekulation,  vollständigen  Regellosigkeit  und  schrankenlosen 
Freiheit,  große  Gefahren.  Es  könnte  einmal  geschehen,  daß 
bei  den  immer  wieder  eintretenden  ungünstigen  Konjunkturen 
unsere  Trampschiffahrt  in  der  scharfen  Zugluft  des  inter- 
nationalen Seeverkehres  unheilbaren  Schaden  nimmt. 

In  nicht  geringem  Maße  wird  die  Zersplitterung  unseres 
Marinekapitales  in  der  Trampschiffahrt  und  die  Desorgani- 
sation derselben  auch  durch  den  Bestand  der  zahlreichen  Par- 
ten-(Karat-)  Reedereien,  dieser  veralteten,  schwerfälligen  Form 
der  Kapitals- Assoziation  gefördert.  Die  großen  Gewinne,  welche 
die  leitenden  Personen  in  solchen  Reedereien,  allerdings  infolge 
ungenügender  Abschreibungen  und  Reservendotierung,  zu  er- 
zielen pflegen,  bilden  ein  persönliches  Hindernis  zu  einer  ge- 
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schäftliclien  Kooperation,  zu  einer  Versaclilicliung  aller  Be- 
ziehungen und  zu  einem  Zusammenschluß  zu  größeren  wirt- 
schaftlichen Einheiten^  welche  den  Ansatz  zur  Errichtung 
leistungsfähiger  Großreedereien,  zu  bilden  vermöchten. 

Auch  die  Seeleute  leiden  unter  diesen  schlechten  Zeiten, 
weil  die  Reeder  zur  äußersten  Ökonomie  gezwungen,  den  Stand 
an  Offizieren  und  Mannschaft  sowie  deren  Besoldung  unter  das 
zulässige  Maß  her  abdrücken  und  den  Borddienst  übermäßig 
erschweren.  Auch  die  wegen  unzureichender  Bedeckung  der 
Betricbsauslagen  vernachlässigte  Instandhaltung  mancher 
Schiffe  hat  erhebliche  is^achteile,  weil  sie  das  Vertrauen  in 
die  Qualität  unserer  Trampschiffe  erschüttert. 

Selbst  die  großen  Subventionssummen,  welche  z.  B.  Frank- 
]-eicli  seiner  freien  Handelsmarine  opfert,  haben  die  letztere 
in  einer  bestiindigen  Geschäftskrisis  gelassen  und  Italien,  das 
seine  Handelsflotte  seit  dem  Jahre  1862  mit  ungefähr  400  Mil- 
lionen Kronen  unterstützt  hat,  kann  sich  ebensowenig  rühmen, 
f.lementsprechende  Erfolge  erzielt  zu  haben.  Der  Export  aus 
italienischen  Häfen  hat  in  den  fünf  Jahren,  1902  bis  1906, 
beständig  abgenommen  und  der  jährliclie  Anteil  der  italieni- 
schen Flagge  am  heimischen  Exporte  ist  in  dieser  Zeit  von 
1'3  auf  0"9  Millionen  Gewichtstonnen  gesunken,  während  auf 
fremde  Flaggen  immer  mehr  als  das  Doppelte  entfiel. 

Dio  vielen  kleinen  Trampreedereien,  die  bei  uns  dui-ch 
das  Subventionsgesetz  vom  Jahre  1907  geboren  wurden,  wissen 
tatsächlich  auch  nicht,  was  sie  in  heimisclien  Häfen  mit  ihren 
Dampfern  anfangen  sollen.  Sie  ha1>en  das  im  genannten  Ge- 
setze vorgesehene  Kontingent  für  Reisezuschüsse  in  doppelter 
Hinsiclit  überbaut,  und  zwar  einerseits  mit  Rücksicht  auf  den 
Zuwachs  der  Tonnage,  die  nicht  überschritten  werden  darf, 
wenn  den  Schiffen  bei  einer  durchschnittlichen  Meilenleistung 
der  volle  Reisezuschuß  erhalten  bleiben  soll  und  anderseits  mit 
Rücksiclit  auf  die  Entwicklung  unseres  einheimischen  AEassen- 
gutverkelires.  Je  mehr  die  Laderäume  bei  den  der  Massen- 
fracht bedürftigen  Trampschiffen  zunehmen,  desto  weniger 
kann  sich  das  Marinekapital  im  heimischen  Frachtverkehr 
verzinsen.  Im  Vergleiche  zur  Potentalität  der  Dampfer,  die 
für  den  Export  pro  Jahr  auf  eine  Million  Gewichtstonnen  ver- 
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anschlagt  werden  kann^  ist  die  in  transatlantischer  l'ahrt  von 
ihnen  bewirkte  Ausfuhr  so  ziemlich  gleich  I^ull. 

Unsere  Trampschiffahrt  sucht  daher  ihr  Heil  in  der  Be- 
förderung ausländischer   Trachten. 

Die  Dampfer  unserer  Trampreedereien  könnten,  abge- 
sehen von  den  Linienfahrten  der  Austro-Aniericana  in  freier 
Schiffahrt,  jährlich  bequem  300  transozeanische  Exportfahr- 
ten ausführen,  finden  aber  für  kaum  drei  solche  Fahrten  die 
erforderliche  Drittelladung  in  heimischen  Häfen.  Die  Export- 
leistung unserer  Trampschiffahrt  beschränkt  sich  mit  wenigen 
Ausnahmen  auf  Keisen  im  Gebiete  der  großen  Küstenfahrt 
(Mittelmeer  und  Schwarzes  Meer),  hauptsächlich  auf  solche 
nach  Süd-Italien,  und  es  läßt  sich  bei  dieser  Yerwendungsweise 
und  bei  dem  Gesamt-Eichraum  unserer  Tramps,  ihr  Export- 
vermögen auf  2%  Millionen  Ladetonnen  pro  Jahr  ver- 
anschlagen. Diesem  ansehnlichen  Exportvermögen  steht  jedoch 
im  Jahre  1910  eine  wirkliche  Exportleistung  von  nur 
208.000  Ladetonnen  gegenüber  und  auch  diese  Leistung  ist 
zum  größten  Teile  bloß  dem  vorübergehend  starken  Holzbedarf 
im  Erdbebengebiet  Italiens  zu  verdanken. 

Holz  ist  so  ziemlich  der  einzige  Artikel;  den  die  Tramp- 
reeder in  heimischen  Häfen  zur  Ausführ  akquirieren  können. 
Vom  oben  bezifferten  Gesamtexport  entfallen  rund  186.000 
Tonnen  auf  Holz,  aber  nur  32.000  wurden  über  den  Bereich 
der  großen  Küstenfahrt  und  nur  zwei  Ladungen  in  trans- 
ozeanischer  Fahrt   exportiert. 

Bezeichnend  ist,  daß  unter  den  wenigen  Ausfuhrartikeln 
der  Trampreedereien  gleich  an  zweiter  Stelle  leere  Fässer 
stehen,  die  überhaupt  nicht  exportiert  werden,  sondern  nur  zum 
Abholen  von  Weintrester  aus  Italien  dienen.  Der  kleine  Best 
\^on  12.000  Ladetonnen  des  Gesamtexportes  der  Trampreeder 
verteilt  sich  auf  verschiedene  Massengüter  von  geringem 
Warenwert.  Jedenfalls  würde  für  so  geringe  Exportleistungen 
ein  Zehntel  der  vorhandenen  Tramps  hinreichen. 

Der  Import  der  Trampreedereien  betrug  932.000  Lade- 
tonnen, darunter  waren  etw^a  720.000  Tonnen  englische  Kohle, 
141.000  Tonnen  Eisenerz,  30.000  Tonnen  Beis  und  13.000  Ton- 
nen  A¥eintrester,    von     anderen   Massengütern    nur     kleinere 
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Mengen.  Im  Jahre  1910  wurden  den  Trampreedereien  an 
Reise-  und  Betriebszuschüssen  2'3  Millionen  Kronen  zuerkannt, 
wovon  im  Verhältnis  der  Reisezuschüsse  gerechnet  ungefähr 
1*5  Millionen  Kronen  die  Kohleneinfuhr  subventionierten,  die 
auch  ohne  Subvention  gewiß  nicht  ausbleiben  würde.  Ein  wirt- 
schaftlicher Effekt  dieser  Subvention  läßt  sich  in  keiner  Rich- 
tung erblicken  und  er  erscheint  um  so  mehr  zweifelhaft,  als  von 
den  Tramps  unserer  Handelsmarine  etw^a  70  in  England  ange- 
schafft, ihre  Anschaffungskosten  sonach  dem  ^Nationalvermögen 
entzogen  wurden,  und  auch  der  Hauptposten  ihrer  Betriebs- 
auslagen, die  Kohle,  in  England  bezahlt  wird.  Es  empfiehlt 
sich,  rücksichtlich  der  Reisezuschüsse  für  Kohle  eine  Ent- 
wöhnungskur mit  dem  Ziele  der  gänzlichen  Auflassung  dieser 
Reisezuschüsse  spätestens  bis  zum  Ablaufe  des  Marine-Unter- 
stützungs-Gesetzes  (1916)   in  Aussicht  zu  nehmen. 

Auch  die  Annahme,  daß  die  Subventionierung  der  Tramp- 
schiffahrt eine  Entwicklung  unseres  Seehandels  herbeiführe, 
fand  weder  an  den  Tatsachen  noch  an  den  Voraussetzungen 
einen  genügei)den  Rückhalt. 

Die  Trampreeder  sehen  nicht  nach  neuen  Absatzgebieten 
und  entfalten  selbst  wenig  Akquisitionstätigkeit.  Ihre  Tramps 
werden  in  der  Regel  von  den  Großmäklereien  in  London,  Ham- 
burg usw.  dirigiert  und  sobald  sie  im  Auslande  genug  Fracht- 
raten finden,  lassen  sie  den  heimischen  Handel,  an  den  sie  durch 
keine  Linienfahi't  gebunden  sind,  trotz  dem  Reisezuschuß  ein- 
fach im  Stich. 

Da  übrigens  der  nach  dem  ganzen  IJNetto-Eichraum  be- 
rechnete Reisezuschuß  dem  Schiffe  erfolgt  wird,  wenn  es  auch 
nur  ein  Drittel  seiner  Volladung  von  oder  nach  nationalen 
Häfen  verschickt,  so  kann  es  die  anderen  zwei  Drittel  unter- 
wegs zwischen  fremden  Häfen  transportieren,  d.  h.  der  Reise- 
und  der  Betriebszuschuß  nützt  im  besten  Falle  zu  ein  Drittel 
unserem,  zu  zwei  Drittel  aber  fremdem  Handel.  Die  auf  diese 
Weise  herbeigeführte  Besserung  unseres  Forderungskontos  in 
der  internationalen  Zahlungsbilanz  dürfte  etwas  zu  teuer  er- 
kauft sein. 

Wenn  das  erste  Subventionsgesetz  vom  Jahre  1893  nur 
darauf   abgezielt   hat,   Laderaum    für    unseren    Seehandel    zu 


31 

schaffen,  so  ist  dieser  Zweck  im  Hinblicke  auf  die  vorhandene 
Tonnage  schon  lange  erreicht  und  es  wäre  entschieden  nach- 
teilig, in  dieser  Richtung  weiter  übers  Ziel  zu  schießen.  Die 
Handelsmarine  soll  doch  nicht  ewig  von  wachsenden  Subven- 
tionsopfern erhalten,  sondern  durch  letztere  eine  Zeit  lang  so 
gekräftigt  werden,  daß  sie  vielleicht  zu  einem  späteren  Zeit- 
punkte auch  ohne  Subvention  Erfolge  zu  erzielen  vermag. 

Unsere  Subventionspolitik  war,  wie  aus  dem  vorstehend 
Angeführten  wohl  genügend  erhellt,  auch  rücksichtlich  der 
Subventionierung  unserer  freien  Schiffahrt  von  Mißerfolg 
begleitet.  Würden  die  im  ersten  Jahrzehnt  zur  Herbeiführung 
dieses  Mißerfolges  ausgegebenen  34  Millionen  Kronen  zweck- 
entsprechend verwendet  worden  sein,  so  könnten  wir  wahrschein- 
lich heute  bereits  auf  eine  wirklich  große  und  vorteilhafte  Ent- 
wicklung unserer  Handelsmarine  blicken. 


Die  eingangs  ausgewiesenen  Ziifern  über  die  Entwicklung 
der  „A  u  s  t  r  o  -  A  m  e  r  i  c  a  n  a'*^  geben  ein  ganz  anderes  imd 
erfreulicheres  Bild  als  beim  Lloyd  und  der  Trampschiffahrt. 

Unter  den  österreichischen  Reedereien,  welche  die  freie 
Schiffahrt  betreiben,  verdient  nur  die  Austro-Americana,  bei 
der  allein  die  Ansätze  zur  Bildung  einer  Großreederei  gegeben 
sind,  besonderer  Erwähnung.  Dieses  Unternehmen  hat  sich  in  er- 
staunlich kurzer  Zeit  aus  einer  Karat-Gesellschaft,  die  im  Jahre 
1900  acht  minderwertige  alte  Colliers  besaß,  zu  seiner  jetzigen 
ansehnlichen  Größe  emporgeschwungen.  Ende  1900  fand  die 
Vereinigimg  der  Austro-Americana  mit  der  Reederei  der  Ge- 
brüder Cosulich  statt  und  im  Jahre  1903  erfolgte  die  Umwand- 
lung des  Unternehmens  in  eine  Aktiengesellschaft,  welche  zu 
dem  Zeitpunkte  ihrer  Konstituierung  bereits  17  durchwegs 
moderne  Eraclitendampfer  im  Betriebe  der  Frachtenlinien 
nach  ^N^ordamerika  hatte.  In  dieses  Jahr  fiel,  mitten  in  die 
günstige  Entwicklung  der  jungen  Reederei,  der  Abschluß  des 
Vertrages  zwischen  der  ungarischen  Regierung  und  der  eng- 
lischen Cunard-Line  wegen  Errichtung  einer  Passagier-Linie 
zwischen   Fiume  und   [N'ewyork.    Erfahrungsgemäß    folgt    bei 
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Koukuirenzierung  der  Fr  ach  teil  verkehr  inniier  dem  rascheren 
und  verläßlicheren  Personenverkehr  nach,  und  es  war  zu  be- 
fürchten, daß  der  mühsam  gewonnene  Fr  achten  verkehr  mit 
J^or damer ika  der  Austro-Americana  und  Triest  wieder  ver- 
loren gehen  werde.  Dieses  Ergebnis  führte  die  Austro-Ameri- 
cana zu  dem  kühnen,  aber  geschäftlich  zutreffenden  Entschlüsse, 
auch  ihrerseits  den  Passagier  dienst,  bezw.  den  Auswanderer- 
verkelir  ab  Triest  aufzunehmen,  um  gegen  die  englische  Kon- 
kurrenz den  Erachtenverkehr  der  eigenen  Flagge  zu  erhalten. 
In  dieser  Situation  gelang  es  im  Jahre  1004  die  deutschen 
Reedereien,  Hamburg — Amerika-Linie  und  N^orddeutscher 
Lloyd,  zu  veranlassen,  sich  mit  der  österreichischen  Linie  zu 
alliieren,  wodurch  es  möglich  geworden  war,  die  Bedingungen 
für  die  weitere  Entwicklung  der  Gesellschaft  zu  schaffen.  Im 
Jahre  1906  besaß  dieselbe  bereits  24,  im  Jahre  1907  27  trans- 
atlantische Dampfer  mit  103.507  Brutto-Register-Tonnen ;  im 
Jahre  1908  erreichte  der  Scliiffspark  eine  Zahl  von  33  Dampfern 
mit  135.800  Brutto-Register-Tonnen,  worauf  ein  gewisser  Still- 
stand in  der  Entwicklung  bis  zum  Schluß  des  Jahrzehntes 
eintrat. 

Die  Entwicklung,  Avelche  die  Reederei  genommen  hat, 
sucht,  angesichts  der  Schwierigkeiten,  gegen  welche  sie  zu 
kämpfen  hatte,  in  der  ganzen  Reederei  weit  ihresgleichen.  Nicht 
nur,  daß  in  den  verschiedenen  kritischen  und  gefährlichen 
Situationen,  in  welchen  sich  die  Austro-Americana  im  Laufe 
diesei'  Entwicklung  befand,  es  trotz  dei-  eifi'igsten  Bemüh nngeji 
nicht  möglich  war,  österreichisches  Kapital  für  das  heimische 
Schiffahrtsgeschäft  zu  interessieren  und  zu  gewinnen,  sondern 
die  Reederei  fand  auch  von  Seite  der  Regierung  nach  keinoi' 
Richtung  hin  eine  Unterstützung  und  Förderung.  Die  östei-- 
reichische  Regierung  hat  im  Gregenteil  den  Fehler  begangen 
und  der  englischen  Cunard-Line  die  Konzession  zur  Errichtung 
einer  Auswanderer-Linie  ab  Triest  erteilt  und  dadurch  geradezu 
die  Hand  dazu  geboten,  der  eigenen,  mit  größter  Anstrengung 
arbeitenden  nationalen  R-eederei,  eine  übermächtige  Konkur- 
renz zur  Seite  zu  stellen,  welcher  Fehler  um  so  schwerer  ins 
Gewicht  fällt,  als  der  Austro-American^i  die  Aufnahme  von 
Auswanderern  ab  Fiume  von  rler  ungari seilen  Regierung  unter- 
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dem genommen  hat,  ist  im  wesentlichen  das  Ergebnis  großer 
geschäftlicher  Initiative  und  Energie  sowie  kaufmännischer 
Organisation  der  Verwaltung.  Mit  fachmännischem  Scharf- 
sinne hat  sich  dieselbe  die  Bestimmung  des  alten  Subventions- 
geseizes  vom  Jahre  1893  zunutze  gemacht,  wonach  der  Reise- 
zuschuß für  periodische  Hin-  und  Rückfahrten  ohne  Rücksicht 
auf  die  Frachtmenge  vorgesehen  ist,  indem  sie  als  erstes  öster- 
reichisches Schiff  ahrtsunternehmen  nach  einem  bestimmten  kom- 
merziellen Plane  arbeitend,  die  Einrichtung  einer  regelmäßigen, 
direkten  Schiffahrtslinie  zwischen  Triest  und  Nordamerika 
durcliführte  und  dabei  einen  großen  Teil  des  Verkehres  zwischen 
ausländischen  Mittelmeerhäfen  und  Nordamerika  an  sich  zu 
ziehen  wußte.  Mit  großer  Geschicklichkeit  hat  sie  ferner  die 
plötzliche  Steigerung  des  allgemeinen  Tonnagebedarfes  während 
dreier  Kriegsperioden  (England — Südafrika,  China — Japan, 
Rußland — Japan)  ausgenützt,  und  mit  einem  bewunderns- 
w^erten  Mute  den  Passagierdienst  zwischen  Triest  und  Nord- 
amerika gegenüber  einem  überlegenen  Gegner  aufgenommen, 
in  der  Erkenntnis,  daß  gerade  auf  diesem  Gebiete  die  Voraus- 
setzungen für  eine  große  Entwicklung  gesucht  werden  müssen. 
Der  Fall  ,,Austro-x\mericana^^  ist  geradezu  ein  Schulbeispiel 
dafür,  welche  erfolgreiche  Entwicklung  eine  Reederei  bei 
Beobachtung  aller  für  das  Schiffahrtsgeschäft  maßgebenden 
Grundsätze  zu  nehmen  vermag:  Einrichtung  der  Linienschiff- 
fahrt in  mehreren  Gebieten,  Passagierdienst,  zunehmende 
Qualitätsleistungen,  Großbetrieb,  Ausnützung  der  Tramps  im 
Jlomplex  des  Unternehmens,  Bewegungsfreiheit  sowie  stramme 
kaufmännische  Organisation  und  Verwaltung,  die  den  Mut 
besitzt,  auch  Risken  zu  übernehmen. 

Der  Erfolg,  den  die  Austro  -  Americana  erzielte,  muß 
jedoch  als  ein  Mißerfolg  der  staatlichen  Schiffahrtspolitik 
bezeichnet  w^erden,  weil  er  nicht  ein  Ergebnis  der  letzteren, 
fcondern  vielmehr  trotz  der  staatlichen  Schiffahrtspolitik  zu- 
K^tande  gekommen  ist,  welche  ihn  nicht  nur  nicht  beabsichtigt 
und  begünstigt,  sondern  im  Gegenteil  durch  die  der  Linien- 
schift'ahrt  ungünstigen  Bestimmungen  des  neuen  Marine-Unter- 
stützungs-Gesetzes, durch  das  indifferente  Verhalten  gegenüber 
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der  heimischen  Reederei  sowie  durch  fehlerhafte  Maßnahmen 
in  der  Auswanderer-Angelegenheit  geradezu  behindert  hat. 

Die  letztgenannten  Momente  bewirkten  denn  auch  u.  a.  den 
erwähnten  Stillstand  in  der  Entwicklung  der  Austro-Americana 
und  führten  geradezu  eine  neuerliche,  nicht  unbedenkliche 
kritische  Geschäftslage  für  dieselbe  herbei,  die  dadurch  noch 
eine  Verschärfung  erfuhr,  als  die  Regierung  zu  Beginn  des 
Jahres  1909  daran  ging,  den  vertragsmäßigen  Liniendienst  nach 
Südamerika  an  eine  neu  ins  Leben  zu  rufende  kleine  Reederei 
zu  vergeben.  Im  Falle  der  Verwirklichung  dieses  Projektes 
wäre  die  weitere  Entwicklung  der  Austro-Americana  endgiltig 
vernicht-et  Avorden  und  auf  den  vielversprechenden  Anfang 
wäre  wahrscheinlich  ein  rasches,  trauriges  Ende  gefolgt.  Zu 
diesem  Zeitpunkte  fand  jedoch  infolge  des  Wechsels  der  Regie- 
rimg aucli  ein  L^mschvvung  in  unserer  Schiffahrtspolitik  statt, 
welcher  dazu  führte,  daß  bezüglich  des  bezeichneten  südameri- 
kanischen Schiffahrtsdienstes  ohne  Verzug  ein  Vertrag  mit  der 
Austro-Americana  abgeschlossen  und  dieser  Dienst  auf  Grund- 
lage dieses  Vertrages  im  Jahre  1910  und  hierauf  auch  im  Jahre 
1011  provisorisch  in  Kraft  gesetzt  worden  ist. 

Die  Gründe,  welche  die  damalige  Regierung  bewogen 
haben,  den  südamerikanischen  Schiffahrtsdienst  der  Austro- 
Americana  zu  übertragen,  waren  verständlich  und  klar  genug. 
Seit  Jahren  wird  von  allen  kompetenten  Faktoren  und 
Interessenten  in  Industrie  und  Handel  auf  die  Dringlichkeit 
und  hohe  Bedeutung  einer  besseren  Ausgestaltung  unserer 
Schiffahrtsverbindungen  mit  Südamerika  hingewiesen  und  die- 
selbe mit  allem  Nachdrucke  gefordert.  Das  wachsende  Inter- 
esse unserer  Industrie  an  dem  südamerikanischen  Absatzgebiete 
hat  sich  auch  dokumentiert  in  der  starken  Beschickung  der 
Zentenar-Ausstellung  in  Buenos  Aires  und  in  der  Bereitwillig- 
keit, mit  vrelcher  die  Industrie  die  damit  verbundenen  Opfer 
auf  sich  genommen  hat.  Die  Notwendigkeit,  unser  Absatzgebiet 
zu  erweitern,  insbesondere  auch  die  vielversprechenden  Handels- 
beziehungen mit  den  südamerikanischen  Staaten  zu  fördern  und 
dabei  von  fremden  Verkehrsmitteln  unabhängig  zu  werden,  hat 
das  Bedürfnis  gezeitigt,  eine  nationale,  modernen  Anforderun- 
gen entsprechende  Schiffahrtsverbindung  mit  Südamerika  ein- 
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zurichten.  Dieses  Bedürfnis  war  ein  unabweisliclies  geworden 
und  drängte  zur  raschesten  Befriedigung,  weil  auch  der  Ab- 
schluß des  Handelsvertrages  mit  Argentinien  für  die  nächste 
Zeit  bevorsteht,  v^^omit  unser  stetig  wachsender  Handelsverkehr 
mit  diesem  Lande  auf  feste  Grundlage  gestellt  werden  soll. 
Sollte  erreicht  werden,  daß  unser  Handel  mit  Südamerika  in 
höherem  Maße  als  bisher  sich  der  nationalen  Flagge  bedient,  so 
mußte  eine  Schiffahrtslinie  eingerichtet  werden,  die  den  frem- 
den Schiffahrtslinien  ebenbürtig  ist  oder  wenigstens  nicht  zu 
weit  nachsteht  und  gegen  diese  die  nötige  Konkurrenzkraft 
äußern  kann.  Der  bis  dahin  vom  Lloyd  versehene  provisorische 
Liniendienst  nach  Brasilien  konnte  wegen  der  zu  geringen  Fre- 
quenz, seiner  Unregelmäßigkeit  und  der  zu  großen  Reisedauer 
zur  Belebung  unseres  Handels  nichts  beitragen.  Es  mußte 
infolgedessen  mit  einem  geeigneten  Schiffahrtsvertrage  darauf 
abgezielt  werden,  durch  eine  besser  ausgestaltete  Linie  dem 
Handel  zur  Hilfe  zu  kommen  und  dem  weiteren  Zwecke  zu 
dienen,  daß  die  Transporte,  die  aus  unseren  Industrieländern 
nach  fremden  Häfen  gravitieren,  sowie  auch  ein  entspre- 
chender Teil  des  Auswandererverkehres,  den  österreichischen 
Bahnen  und  österreichischen  Schiffen,  somit  die  Einnahmen 
an  Passage-  und  Frachtgeldern  in  größerem  Maße  inländischen 
Unter  nehmungen  zugewendet  werden.  Alle  europäischen 
Staaten  unterhalten  nach  den  südamerikanischen  Häfen  mehrere 
Linien,  von  welchen  die  Mehrzahl  auch  für  den  Personen- 
verkehr mit  erstklassigen  Schiffen  von  großer  Geschwindigkeit 
eingerichtet  sind,  und  fortwährend  erfolgt  trotz  den  hinsichtlich 
der  Kohlenbeschaffung  besonders  ungünstioen  Verhältnissen  eine 
Verbesserung  dieser  Dienste  durch  Einstellung  von  immer  grö- 
ßeren und  rascheren  Schiffen.  Es  ergab  sich  daraus  von  selbst  die 
ISTotw^endigkeit,  den  Schiff'ahr  tsver  trag  mit  einer  Großreederei 
abzuschließen  die  bereits  Beweise  ihrer  Leistungsfähigkeit  und 
ihres  L^nternehmungsgeistes  gegeben  hat,  auch  speziell  im  Süd- 
amerikaverkehre auf  Erfolge  hinzuweisen  vermochte  und  in 
diesem  Verkehre  wertvolle  Erfahrungen  gewonnen  liat.  Alle 
anderen  Kombinationen,  so  auch  der  zuletzt  in  Erwägung  ge- 
zogene und  von  der  vorigen  Pegierung  zur  Ausführung  vor- 
bereitete,   auf    eine    geringe    Linienleistung    bedachte    Schiff- 
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faiirt^svertrag  nacli  dem  Scliema  des  Llojdvertrages,  hätten 
den  wichtigsten  Grundsätzen  einer  zielbewußten  Schiffahrts- 
politik widersprochen.  Eine  kleine  neue  Unternehmung,  die 
nur  über  eine  geringe  Zahl  langsam  fahrender  Dampfer 
verfügte,  hätte  mit  diesem  Materiale  keinem  Wechsel 
der  Verkehrsbedürfnisse  Kechnung  tragen  können.  Sie  wäre 
gegen  die  Großbetriebe  fremder  Flaggen  stets  inferior  und  in 
den  eigenen  Leistungen  nur  auf  die  Erfordernisse  des  Vertrages 
beschränkt  geblieben,  ohne  irgend  welche  Mehrleistungen  selbst 
anzustreben,  da  solche  keine  Entschädigung  gefunden  hätten. 
Überdies  hätte  die  kleine,  an  Qualitätsleistungen  geringwertige 
Unternehmung,  für  eine  längere  Eeihe  von  Jahren  jede  andere 
nationale  Reederei  von  dem  Verkehrsgebiete  ausgeschlossen, 
auch  wenn  diese  in  der  Lage  gewesen  wäre,  dasselbe  mit  viel 
besseren  Qualitätsleistungen  zu  bedienen. 

Der  Abscliluß  eines  solchen  Schiffahrtsvertrages  mit  einer 
kleinen  Reederei,  der  weder  auf  die  Entwicklungsmöglichkeiten 
unserer  Handelsbeziehungen  mit  dem  Westen,  noch  auf  den 
Auswandererdienst  Bedacht  nahm,  wäre  mehr  als  ein  kurz- 
sichtiges, gefährliches  und  gewagtes  Experiment  gewesen.  Er 
hätte  zunächst  die  Folge  gehabt,  daß  einerseits  die  Entwick- 
lung des  Verkehres  mit  Südamerika  unterbunden  und  ander- 
seits eine  nationale  Großreederei,  die  einen  glücklichen  Auf- 
schwung zu  nehmen  schien,  voraussichtlich  ihrem  Zusammen- 
bruche entgegengetrieben  worden  wäre.  Denn  die  Austro- 
Americana  hätte  für  alle  weiteren  Linienfahrten  nach  Süd- 
amerika, welche  dann  Parallelfahrten  g-ewesen  wären,  nach  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  den  Reisezuschuß  verloren,  womit 
ihr  mit  materiellen  Opfern  begonnenes  Unternehmen  zugrunde 
gerichtet  und  die  Entwicklung  ihres  Großbetriebes  dauernd 
lahmgelegt  worden  sein  würde.  Ein  solcher  Vertrag  würde  aber 
auch  unsere  Schiffahrtspolitik  heillos  verfahren  und  auf  einen 
Weg  geführt  haben,  der  eine  glückliche  und  große  Entwicklung 
unserer  Handelsmarine  auf  nicht  absehbare  Zeit  gänzlich  un- 
möglich gemacht  hätte.  Es  wäre  dies  nicht  Seeverkehrspolitik, 
sondern  verkehrte  Seepolitik  gewesen. 

Die  Einrichtung  der  Südamerika-Linie  war  jedoch,  da 
dieselbe  die  erste  subventionierte  Verbindung  zwischen  Triest 
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und  dem  transozeanischen  Westen  herstellen  sollte,  für  unsere 
Schiffahrtspolitik  gewissermaßen  entscheidend  und  für  die  An- 
bahnung einer  bedeutsamen  Verkehrs-  und  Handelsrelation  von 
größter  Tragweite.  Eine  so  wichtige  wirtschaftliche  Maßnahme 
mußte,  um  den  gewünschten  Erfolg  zu  erzielen,  großzügig  und 
nach  geschäftlichen  Grundsätzen  sowie  rein  sachlichen  Gesichts- 
punkten getroffen  werden  —  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  damit 
in  ein  Wespennest  zu  greifen. 

Der  internationale  Wettbewerb  verlangt  heutzutage  im 
transozeanischen  Linienverkehr  den  erreichbar  ökonomischesten 
Aufwand  an  kostspieligen  Qualitätsleistungen,  welcher  allein 
nur  im  Großbetriebe  genügend  wirtschaftlich  erzielt  wird  und 
das  IJnternehmen  konkurrenzfähig  machen  kann.  Unter  den 
geschäftlichen  und  betriebstechnischen  Vorteilen,  welche  dem 
Großbetrieb  die  überlegene  Konkurrenzkraft  verleihen,  steht 
in  erster  Reihe  seine  Fähigkeit,  gleichzeitig  viele  oder  doch 
einige  nach  verschiedenen  Wirtschaftsgebieten  verzweigte 
Linien  zu  unterhalten  und  seinen  Schiffspark  nach  der  auf  den 
einzelnen  Linien  wechselnden  Verkehrskonjunktur  zu  kompen- 
sieren, d.  h.  die  schwankende  Ergiebigkeit  der  Linien  durch 
Saison-  oder  fallweise  Disponierung  der  mehr  oder  minder 
leistungsfähigen  Dampfer  von  einer  in  die  andere  Linie  sowie 
durch  den  bedarfsweisen  Einschub  von  Trampschiffen  bestmög- 
lich ökonomisch  auszunützen. 

Solche  Geschäftsvorteile  sind  insbesondere  auf  amerika- 
nischen Linien  zur  Konkurrenzfähigkeit  unerläßlich,  weil  ge- 
rade in  diesem  Verkehrsfelde  die  Entwicklung  der  Großbetriebe 
und  deren  Qualitätsleistungen  am  allermeisten  fortgeschritten 
ist.  Die  Bestreitung  der  letzteren,  vornehmlich  der  größeren 
Fahrgeschwindigkeit,  ist  jedoch  nur  mit  Passagierschiffen 
möglich;  Passagierschiff'e  brauchen  natürlich  Passagiere  und 
daß  diese  in  unserem  Verkehr  nach  Amerika  Auswanderer 
sind,  darf  keine  Bedenken  erregen.  Die  Auswanderung  läßt 
sich  nicht  verhindern.  Sie  nimmt,  wenn  sie  keine  öster- 
reichischen Schiffe  findet,  ihren  Weg  über  Hamburg,  Bremen, 
Antwerpen,  Rotterdam,  Hävre,  Liverpool,  Genua,  Fiume,  ja 
selbst  über  Triest  unter  fremder  Flagge,  und  gibt  Millionen 
an  Passagegeld  zu  verdienen.    Daraus   ergibt  sich  das   schiff- 
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falirtspolitische  und  zugleich  wirtschaftliche  Gebot^  ihi'  auch 
nationale  Schiffe  zur  Verfügun»'  zu  stellen,  damit  wenigstens  ein 
Teil  des  Passagegeldes  diesen  zufließe,  zumal  erst  dadurcli  die 
Möglichkeit  geschaffen  wird,  unsere  Linien  nach  Amerika  mit 
kombinierten  Passagier-  und  Frachtschiffen  zu  bedienen  und  jene 
Qualitätsleistungen  aufzubieten,  welche  zur  Konkurrenzfähig- 
keit der  Reederei  notwendig  erscheinen. 

Der  wichtigste  Umstand,  daß  besondere  Geschäftseinrich- 
tungen für  den  Auswandererdienst  sowie  auch  die  westlichen 
Mittelmeerhäfen  als  einzige  Zwischenechellen  für  die  nord-  und 
südamerikanische  Linie  gemeinsam  sind,  und  daß  die  eine  Linie 
der  anderen  als  notwendiges  und  natürliches  Kompensations- 
feld dient,  erforderte  auch  aus  geschäftlichen  und  betriebs- 
technischen Gründen  die  Vereinigung  beider  Linien  in  einem 
und  demselben  großen  Betriebe.  Die  sehr  bedeutsame  Vorbe- 
dingung, daß  die  Austro-Americana  bereits  zum  Großbetriebe 
eingerichtet  war,  die  Linie  nach  ]N^or damer ika  unterhielt  und 
auch  seit  Ende  1907  einen  regelmäßigen  Dienst  mit  Passagier- 
dampfern nach  dem  La  Plata  besorgte,  sprach  zweifellos  ent- 
scheidend dafür,  daß  ihr  auch  die  Südlinie  überlassen  werde. 
Damit  ergab  sich  die  Möglichkeit,  der  Reederei  die  Einheit 
ihres  ganzen  Eetriebskomplexes  zu  erhalten,  indem  sie  ihre 
Passagierdampfer  unter  gewissen  Bedingungen  sowohl  im  Ver- 
tragsdienste als  in  der  freien  Linie  verwenden  und  auf  diese 
Weise  ihre  Leistungsfähigkeit  den  wachsenden  Verkehrsbediirf- 
nissen  entsprecliend  ökonomisch  ausnützen  konnte.  Die  Austro- 
Americana  mußte  um  jeden  Preis  zum  Vertrage  über  den  Süd- 
amerika-Dienst, wie  zu  einem  Akte  der  iSTotwehr  greifen;  sie 
braucht  das  Verkehrsgebiet  nach  Südamerika  als  notwendige 
Ergänzung,  um  die  Geschäftsnachteile  zu  verringern,  welche 
ihr  beim  Betrieb  einer  einzigen  Linie,  nämlich  jener  nacli 
Nordamerika,  aus  den  Schwankungen  im  Tonnageerfordernis 
unvermeidlich  erwachsen  müssen.  Deshalb  durfte  sie  es  nicht 
darauf  ankommen  lassen,  daß  ihr  dieses  Verkehrsgebiet  durch 
eine  andere  veitragsmäßig  subventionierte  Reederei  entzogen 
werde. 

Aber  auch  die  Regierung  befand  sicli  in  einer  Zwangslage, 
welche  sie  zum  Abschlüsse  eines  Schiffalirtsvertrages  mit  der 
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Austro-ibnericana  drängte.  Wie  bereits  erwähnt,  war  diese 
Keederei  an  einem  nicht  unbedenklichen  Stillstand  ihrer  Ent- 
wicklung angelangt,  welcher  teilweise  auf  die  Wirkung  des 
neuen  Subventionsgesetzes  und  auf  die  allgemeine  Krise  im 
Schiffahrtsverkehr  im  Jahre  1908  zurückzuführen  war.  Es 
ergab  sich  daraus  geradezu  eine  vom  schiffahrtspolitischen  und 
handelspolitischen  Interesse  diktierte  Verpflichtung,  dieser  auf- 
strebenden, tüchtigen  Großreederei  die  Möglichkeit  weiteren 
Bestandes  und  neuer  Entwicldung  durch  Übertragung  des  süd- 
amerikanischen Schiffahrtsdienstes  zu  sichern  und  damit  auch 
die  Interessen  von  Handel  und  Industrie  bestens  zu  wahren. 
Das  geeignetste  Mittel,  um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  wäre  wohl 
die  Einrichtung  dieser  Linie  in  freier  Schiffahrt  gewesen,  wie 
die  Austro-Americana  selbst  es  bereits  im  Jahre  1908  der  Re- 
gierung angeboten  hatte.  Es  hätte  dies  jedoch  die  I^ovellierung 
des  Marine-Unterstützungs-Gesetzes  erforderlich  gemacht,  die 
umsoweniger  in  Aussicht  genommen  werden  konnte,  als  zwei 
Jahre  vorher  die  Bestimmungen  des  alten  Marine-Unt^r- 
stützungs-Gesetzes  zur  Förderung  der  Linienschiffahrt  ausge- 
schieden worden  waren.  Es  blieb  daher  damals  für  die  Regie- 
rung kein  anderer  Weg  offen,  als  der  Abschluß  eines  Schiffahrts- 
vertrages mit  der  Austro-Americana. 

Dieser  Schiffahrtsvertrag  w^urde  1909  provisorisch  in 
Kraft  gesetzt  und  die  bezügliche  Gesetzesvorlage  dem  Parla- 
mente übermittelt.  Wann  nun  dieser  Vertrag  die  verfassungs- 
mäßige GenehmigTing  erhalten  wird,  oder  ob  er  sie  überhaupt 
erhalten  wird,  ist  für  die  Sache  nunmehr  tatsächlich  ganz 
belanglos.  Im  Gegenteil,  es  erschiene  entsprechender,  wenn  von 
der  verfassungsmäßigen  Behandlung  zunächst  ganz  abgesehen 
werden  würde.  Der  Vertrag  war  notwendig,  um  im  Interesse 
unseres  Handels  eine  leistungsfähige  Großreederei  in  den  Süd- 
amerika-Dienst einzusetzen.  Das  ist  geschehen.  Die  Austro- 
Americana  hat  sich  mittlerweile  in  diesem  Dienste  so  häuslich 
eingerichtet,  so  festen  Fuß  gefaßt  und  so  außerordentlich  große 
Erfolge  erzielt,  daß  ihre  Eliminierung  aus  demselben,  allein 
schon  vom  Standpunkte  unserer  Handelsinteressen,  schlechthin 
als  ausgeschlossen  bezeichnet  werden  muß,  ganz  abgesehen  da- 
von, daß  für  die  Regierung  auch  eine  zweifellose  Verpflichtung 
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besteht,  ein  aufstrebendes  heimisches  Schiffahrtsunternehmen 
zu  schützen,  zu  fördern  und  vor  Schädigung  zu  bewahren. 
Der  von  der  Regierung  im  Jahre  1909  ins  Auge  gefaßte 
schiffahrtspolitische  Zweck  ist  nunmehr  tatsächlich  bereits 
erreicht  und  damit  ein  wichtiger  Grundstein  für  den  Ausbau 
und  die  Entwicklung  unserer  ganzen  Handelsmarine  gelegt 
worden. 

Der  Abschluß  eines  langfristigen  Vertrages  würde  dagegen 
der  Staatsverwaltung  und  der  Austro-Americana  nicht  nur 
keinerlei  weitere  Vorteile  bieten,  sondern  beiden  Teilen  ganz 
unnötiger  Weise  auf  eine  lange  Eeihe  von  Jahren  die  Hände 
binden.  Es  wäre  —  von  anderen  wichtigen  Momenten  abge- 
sehen —  schon  wegen  des  in  einigen  Jahren  zu  erneuernden 
Marine-Unterstützungs-Gesetzes  wenig  empfehlenswert,  der 
Zukunft  derart  vorzugreifen.  Geradezu  bedenklich  erschiene 
jedoch  ein  solcher  Vertragsabschluß  im  gegenwärtigen  Zeit- 
punkte vom  schiffahrtspolitischen  Standpunkte  im  Hinblicke 
darauf,  als  die  Entwicklung  des  Schiffsverkehres  nach  dem 
Westen  in  den  nächsten  Jahren  infolge  der  Eröffnung  des 
Panamakanales  und  des  sich  vorbereitenden  Umschwunges  in 
der  amerikanischen  Handelspolitik,  bedeutsamen  Wandlungen 
entgegengeht.  Unter  diesen  Umständen  werden  schwerlich 
heute  schon  die  richtigen  Voraussetzungen  und  Bedingungen  für 
einen,  unseren  Interessen  voll  entsprechenden,  langfristigen 
Schiffahrtsvertrag  zu  finden  sein  und  es  wäre  verständlich, 
wenn  Regierung  und  Gesetzgebung  zögern  würden,  die  Verant- 
wortung für  den  Abschluß  eines  solchen,  immerhin  nicht  unbe- 
deutende staatsfinanzielle  Verpflichtungen  in  sich  schließenden 
Vertrages  zu  übernehmen. 

Darum  dürfte  es  für  alle  Teile  besser  sein,  wenn  Staats- 
verwaltung und  Reederei  sich  die  Hände  tunlichst  frei  halten. 
Man  hat  sich  im  Südamerika-Dienste  seit  fünf  Jahren  mit  Pro- 
visorien beholfen  und  wird  dies  auf  Basis  des  gegenwärtigen 
Vertragsentwurfes  umsomehr  auch  noch  einige  weitere  Jahre 
tun  und  für  die  Regelung  dieses  Verkehres  bis  19  lY  in  leich- 
terer Form  —  die  Eorm  ist  ganz  nebensächlich  —  Vorsorgen 
können,  als  die,  das  Wesentliche  des  Vertrages  bildenden  und 
sicherzustellenden     Qualitätsleistungen     sich     in     der     Praxis 
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zweifellos  bewährt  und  als  im  Interesse  unseres  Handels  ge- 
legen, erwiesen  haben. 


j^eben  Lloyd,  Austro-Americana  und  Trampschiffahrt 
bildet  unsere  Schiffahrt  in  der  Adria  eine  besondere 
Kategorie,  die  eine  ihrer  Eigenart  und  ihren  Zwecken  ent- 
sprechende Schiffahrtspolitik  erforderlich  macht.  Die  Ziele 
dieser  Schiffahrtspolitik  liegen  klar  zutage.  Die  dominierende 
Stellung  Österreich-Ungarns  in  der  Adria  ist  für  die  Monarchie 
eine  Lebensfrage  allerersten  Ranges,  in  welcher  wir  niemals 
und  unter  keinen  Umständen  auch  nur  das  geringste  Zuge- 
ständnis machen  dürfen. 

In  der  neueren  Geschichte  ist  durch  die  politische  Ge- 
staltung, die  Entwicklung  der  Volkswirtschaft,  von  Handel 
und  Verkehr  und  der  Technik  der  Verkehrsmittel  zu  Lande  und 
zur  See  sowie  infolge  der  Verschiebungen  in  der  Richtung  des 
Verkehres  und  der  Welthandelsstraßen,  das  Kapitel  von  dem 
einst  die  Meere  beherrschenden  Venedig  endgiltig  abgeschlossen. 
Das  Kapitel  der  neuen  Adria-Geschichte  heißt  Triest. 

Wenn  wir  daher  das  Flehen  hören: 


„Signor  nostro,  redimi  TAdriatico!" 
„Libera  alle  tue  genti  TAdriatico!" 
„Patria  ai  Veneti  tutto  TAdriatico!^^ 

(Gabriele  d'Anunzio  „La  nave^'.) 
so  läßt  sich  wohl  begreifen,  daß  die  Erinnerung  an  eine  wirk- 
lich große,  stolze  und  ruhmreiche  Vergangenheit  solche,  in 
unserem  N'achbarstaate  mit  Übersehen  der  realen  Verhältnisse 
begeistert  und  gläubig  aufgenommene  und  gepflegte,  dichterische 
Träume  erzeugt. 

Aber  die  nüchterne  Vertretung  unserer  vitalen  Interessen 
hindert  uns  an  der  Würdigung  dieser  Gefühlsmoniente  und 
macht  es  erforderlich,  derartigen  Phantasien  und  Uberschw^eng- 
iichkeiten  gegenüber  die  klare  Feststellung  zu  machen,  daß  die 
Position  in  und  an  der  Adria  geradezu  den  Schwerpunkt  und 
Stützpunkt  für  die  Großmachtstellung  Österreich-Ungarns 
bildet.    Wir  setzen  dem  „II  Mare  Nostro^^  gleichwohl  nicht  das 
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Schlagwort  „Österreichisches  Meer"  entgegen,  weil  die  Tat- 
sachen der  Geographie  dies  nicht  gestatten.  Aber  es  darf  nicht 
der  leiseste  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  wir  die  unantastbare 
Vorherrschaft  in  der  Adria  besitzen  wollen  und  besitzen  müssen, 
weil  diese  Vorherrschaft  die  einzige  Garantie  dafür  ist,  daß  die 
Adria  für  alle  Zeiten  ein  freier  Meeresteil  bleibt.  Es  gibt 
in  ganz  Österreich-Ungarn  keinen  patriotisch  empfindenden 
nnd  staatsmännisch  denkenden  Menschen,  der  dies  nicht  als 
selbstverständliche  Forderung  erkennen  würde.  Wir  brauchen 
diese  Vorherrschaft,  weil  wir  den  Weg  zu  den  Ozeanen  stets 
offen  haben  müssen,  weil  wir  die  Bereicherung  unserer  Volks- 
wirtschaft sichern  wollen  und  weil  diese  Vorherrschaft  immer 
mehr  sich  zur  Frage  des  Bestandes  unserer  Monarchie  über- 
haupt entwickelt.  Der  Beweis  liiefür  ist  unschwer  erbracht  und 
bedarf  nicht  vieler  A\'orte:  Man  stelle  sich  Österreich  ohne  seine 
Küste  vor ! 

Die  Hauptelemente  dieser  Vorherrschaft  sind  eine  starke, 
für  alle  Eventualitäten  genügende  und  gerüstete  Kriegsflotte 
und  eine  leistungsfähige,  hochentwickelte  Handelsmarine,  welche 
von  dem,  zu  einem  Welthandelsplatze  ersten  Hanges  ausgestal- 
teten Triest  aus,  den  Schiffahrtsverkehr  mit  allen  Teilen  der 
Erde  betreibt. 

Ein  anderer  wichtiger  Faktor,  vielleicht  ein  Eckstein  des 
ganzen  Gebäudes,  ist  jedoch  Dalmatien  und  Istrien  sowie  die 
wirtschaftliche  und  kulturelle  Entwicklung  dieser  Gebiete  und 
ihrer  Hinterländer.  Man  hat  dies  vielleicht  zu  lange  nicht 
erkannt  und  in  den  letzten  Jahren,  wo  sich  diese  Erkenntnis 
endlich  Bahn  gebrochen  hat,  steht  man  nun  Versäumnissen  und 
Verhältnissen  gegenüber,  deren  Überwindung  ganz  außerordent- 
lichen Schwierigkeiten  begegnet. 

Aber  auf  einem  l>esonderen  Gebiete,  dem  istrianischen  und 
dalmatinischen  Schiffahrtsverkehr,  ist  ein  Zögern  weder  durch 
die  Verhältnisse  bedingt,  noch  aus  den  Schwierigkeiten  zu 
erklären,  und  schon  längst  hätte  hier  eine  wirkungsvolle  Aktion 
eingeleitet  und  durchgeführt  werden  können  und  müssen.  Es 
wäre  dies  umso  notwendiger  gewesen,  als  die  Einrichtung  eines 
tadellosen,  raschen,  pünktlichen  und  regelmäßigen  Verkehres 
die  conditio  sine  qua  non  für  jede  kulturelle  und  wirtschaftliche 
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Entwicklung  unseres  Küst€;n-  und  Inselgebietes  ist.  Was  immer 
für  Aktionen  für  diese  Gebiete  in  Aussicht  genonmaen  werden, 
so  haben  dieselben  das  Vorhandensein  und  die  geregelte  Funk- 
tion des  für  jede  Entwicklung  wichtigsten  Faktors,  des  Ver- 
kehres, zur  Voraussetzung.  Damit  ist  bereits  das  schiffahrts- 
politische Ziel  in  Beziehung  auf  das  adriatische  Verkehrsgebiet 
in  der  Haujotsache  bloßgelegt  und  gekennzeichnet. 

Die  Frage  der  Einrichtung  eines  dalmatinischen  Schiff- 
fahrtsverkehres von  den  oben  bezeichneten  Qualitäten,  gewinnt 
in  dem  Maße  an  Bedeutung  und  Dringlichkeit,  als  die  wirt- 
schaftliche Exploitation  und  Entwicklung  von  Bosnien  und 
Herzegovina  fortschreitet  und  im  Zusammenhange  damit  der 
Bau  von  Eisenbahnen  zur  Meeresküste  und  die  Schaffung 
von  leistungsfähigen  Hafenplätzen  für  das  dalmatinische 
Hinterland  eine  Angelegenheit  wird,  deren  befriedigende 
Lösung  nicht  mehr  lange  aufgeschoben  werden  darf.  Dann  v/ird 
aber  eine  leistungsfähige  dalmatinische  Schiifahrt  ein  wichtigem 
und  starkes  Bindeglied  zwischen  Alt-Österreich  und  Jung- 
Österreich  werden  imd  durch  die  Herstellung  dieses  direkten 
Verkehrsweges  wird  es  erst  möglich  gemacht  w^erden,  die  annek- 
tierten Provinzen  kulturell  und  wirtschaftlich  zu  durchdringen 
und  der  diesseitigen  Eeichshälfte  näher  anzugliedern. 

Die  Durchführung  der  bosnisch-herzegovinischen  Eisen- 
bahnprojekte wird  aber  vielleicht  auch  für  Serbien  einen  Weg 
an  das  Meer  eröffnen  und  dadurch  erwachsen  für  unsere  Schiff- 
fahrt abermals  gute  Chancen. 

Die  Herstellung  der  direkten  Eisenbahnverbindung  von 
Österreich  mit  Dalmatien  und  Kroatien  vermag  die  Bedeutung 
imd  ISTotwendigkeit  der  Ausgestaltung  des  dalmatinischen  Schiff- 
fahrtsverkehres in  keiner  Weise  zu  beeinträchtigen;  denn  so 
wichtig  jene  Eisenbahnverbindung  aus  verschiedenen  Gründen 
auch  ist,  so  wird  ihr  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  der  Schiffs- 
verkehr doch  unter  allen  Umständen  schon  aus  dem  Grunde 
überlegen  bleiben,  weil  er  auch  das  ganze  Inselgebiet  in  sich 
begreift. 

In  welcher  Weise  hat  nun  unsere  Schiffahrtspolitik  für 
die  Befriedig^mg  der  Verkehrsbedürfnisse  unseres  Küsten- 
gebietes  vorgesorgt,   die   planmäßige  Entwicklung  und   Ausge- 
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staltung  des  österreichisch-dalniatinischen  Schiffalirtsdienstes 
vorbereitet,  welche  Maßnahmen  hat  sie  getroffen  und  welche 
Schritte  unternommen,  um  die  Erreichung  der  früher  bezeich- 
neten Ziele  sicherzustellen'^ 

Auch  diesem  einfachsten  aller  schiffahrtspolitischen 
Probleme  hat  sich  die  Verwaltung  unserer  Marine- Angelegen- 
heiten nicht  gewachsen  gezeigt. 

Eine  wenig  planvolle  Subventionspolitik,  wohl  auch  unter- 
stützt von  politischen  Einflüssen,  hat  zu  einer  wirkungslosen 
Zersplitterung  der  staatlichen  Unterstützimgsgelder  geführt 
und  den  ganzen  dalmatinischen  Schiffahrtsverkehr  sozusagen 
atomisiert.  Es  bildeten  sich,  schon  der  Subvention  zuliebe,  zahl- 
reiche kleine  Schiffahrtsgesellschaften,  welche  mit  höchst 
minderwertigen,  mitunter  sogar  betriebsgefährlichem  Materiale 
die  Schiffahrtsdienste  versahen,  sich  gegenseitig  Konkurrenz 
machten,  selbst  den  bescheidensten  Verkehrsanforderungen 
nicht  entferntest  gewachsen  waren  und  vielfach  die  bedenk- 
lichste finanzielle  Basis  hatten. 

Daneben  führte  der  Lloyd  seinen  Dalmatiner  Dienst  recht 
und  schlecht  in  alten  ausgefahrenen  Geleisen  nach  dem  Wort- 
laute seines,  jede  Entwicklung  unterbindenden  Vertrages. 

Das  Ergebnis  dieser  schiffahrtspolitischen  Periode  war  die 
vollständige  Desorganisation  des  österreichisch-dalmatinischen 
Schiffahrtsdienstes  und  die  Folgen  ließen  nicht  auf  sich  warten. 
Die  von  der  ungarischen  Kegierung  stark  subventionierte 
Fiumaner  Reederei  „Ungaro-Croata"  konnte,  angesichts  des 
desolaten  Zustandes  der  österreichischen  Schiffahrt,  einen  großen 
Teil  des  Dalmatiner  Verkehres  für  sich  gewinnen  und  nach 
Fiume  ableiten.  In  den  Jahren  von  1902  bis  1905  hat  die  über 
Fiume  geleitete  dalmatinische  Wareneinfuhr  eine  Steigerung 
von  50%  erfahren. 

Diesem  Zustande  der  Verwahrlosung  unserer  dalmatini- 
schen Schiffahrt  suchte  unsere  Schiffahrtspolitik  durch  eine 
Reihe  von  Experimenten  abzuhelfen.  Zunächst  schaltete  man 
bei  Abschluß  des  neuen  Vertrages  im  Jahre  1907  den  Lloyd 
aus  dem  dalmatinischen  Verkehre  teilweise  aus,  überließ  dem- 
selben nur  die  Eilfahrten  Triest — Cattaro,  die  Spizza-Linie 
sowie  die,  dalmatinische  Häfen  iDerührende  Albanien-Linie  und 
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vereinbarte  einen  neuen  Vertrag,  in  welcliem  für  die  Dauer 
von  13  Jahren  das  Maximum  von  wöchentlich,  höchstens  vier 
Eilfahrten  Triest — Cattaro  festgelegt  wurde.  Diese  teilweise 
Eliminierung  des  Lloyd  vom  dalmatinischen  Dienste  erschien 
zwar  begründet,  da  sich  diese  Großreederei  der  dalmati- 
nischen Küstenschiffahrt  tatsächlich  nicht  mit  der  nötigen 
Hingabe  widmen  konnte.  Aber  es  wäre  angezeigt  gewesen,  mit 
einer  solchen  Maßnahme  solange  zuzuwarten,  bis  zuverlässig 
ein  Ersatz  geschaffen  war,  der  die  Sicherheit  für  eine  wesent- 
liche Besserung  der  Verhältnisse  gewährte.  Statt  dessen  schritt 
man  an  eine  neue  Schöpfung  und  schweißte  aus  fünf  kleinen 
Schiffahrtsunternehmungen  ein  neues  Unternehmen  zusammen, 
dem  die  Aufgabe  zufiel,  das  Erbe  des  Lloyd,  der  sich  mit  zwei 
alten  Schiffen  an  dem  Unternehmen  beteiligte,  zu  übernehmen. 
Bei  dieser  Gründung  wurden  die  alten  Schiffe,  deren  Wert 
vielfach  den  Materialwert  nicht  mehr  überstieg,  unter  bedeu- 
tender Überwertung  als  Apports  übernommen.  Zugleich  wurde 
eine  Administration  eingerichtet,  welche  allen  Grundsätzen 
einer  geordneten  Geschäftsführung  Hohn  sprach.  Diese  Gesell- 
schaft wurde  von  der  Eegierung  in  einem,  im  Verhältnisse  zu 
ihrer  Leistungsfähigkeit  überreichlichen  Maße  subventioniert. 

Das  Ergebnis  der  zweiten  Phase  unserer  adriatischen 
Schiffahrtspolitik  war,  daß  die  neu  gegründete  Schiffahrts- 
gesellschaft „Dalmatia^^,  über  deren  Betriebsführung  die 
lautesten  Klagen  aus  allen  Teilen  Dalmatiens  und  aus  Triest 
erhoben  wurden,  nach  einjährigem  Bestände  vor  dem  vollstän- 
digen Zusammenbruche  stand. 

Mittlerweile  hatte  der  durch  die  Tauernbahn  geschaffene 
Verkehr  Dimensionen  angenommen,  welche  erkennen  ließen, 
daß  die  für  13  Jahre  vorgesehene  Maximalzahl  von  vier  Eil- 
fahrten des  Lloyd  keinesfalls  ausreichen  würde  und  unsere 
Schiffahrtspolitik  auch  in  dieser  Hinsicht  geringe  Voraussicht 
bewiesen  hatte.  Dieser  Fehler  wurde  dadurch  nicht  besser  ge- 
macht, daß  in  dem  Vertrage  mit  dem  Lloyd  an  Stelle  der  vierten 
Eilfahrt  eventuell  wöchentlich  vier  Eilfahrten  von  Pola  nach 
Zara  vorgeselien  waren,  durch  welche  der  Dalmatien- Verkehr 
eine  Ablenkung  von  Triest  erfahren  hätte  und  dieses  empfind- 
lich  geschädigt   worden   wäre.     Gleichzeitig   drängte    sich   die 
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italienische  Schiffahrt  immer  stärker  in  den  dalmatinischen 
Dienst  und  neben  der  ,,Puglia"  trat  auch  eine  Venezianische 
Reederei  auf  den  Plan. 

Damit  hatte  der  vollständige  Mißerfolg  unserer  Schitf- 
fahrtspolitik  in  der  Adria  seinen  Höhepunkt  erreicht. 

Zu  diesem  Zeitpunkte,  im  Jahre  1909,  erfolgte  anläßlich 
der  Rekonstruktion  des  Kabinetts  jene  Wendung  in  unserer 
Schiffahrtspolitik,  deren  bereits  bei  der  Erörterung  der  Ent- 
wicklung der  Austro-Americana  Erwähnung  geschah. 

Zunächst  wurde  nun  mit  dem  Lloyd  ein  neuer  Vertrag 
betreifend  den  dalmatinischen  Schiffahrtsdienst  abgeschlossen, 
in  welchem  den  Interessen  Triests  entsprechend  und  der  zu- 
nehmenden, voraussichtlich  auch  in  den  folgenden  Jahren  anhal- 
tenden Verkehrssteigerung  Rechnimg  tragend,  die  Eventualität 
der  Einrichtung  einer  neuen  Eillinie  Pola-Zara  gänzlich  aus- 
geschieden und  die  Durchführung  einer  wachsenden  Zahl  von 
Eilfahrten  Triest — Cattaro  sukzessive  bis  zu  täglichen  solchen 
Fahrten  vorgesehen  wurde.  Damit  wurde  zugleich  der  Neben- 
zv/eck  getroffen,  die  Anomalie  zu  beseitigen,  daß  Österreich 
noch  immer  eine  nicht  unerhebliche  jährliche  Postsubvention 
im  die  ung-arische  Reederei  Ungaro-Croata  bezahlt. 

Hierauf  wurde  an  eine  gründliche  Sanierung  der  „Dal- 
niatia'^  geschritten,  welche  eigentlich  einer  neuen  Schaffung 
dieser  Reederei  gieiclizusetzen  ist.  Das  Aktienkapital  dieser 
Gesellschaft  wurde  um  25%  reduziert,  eine  Anzahl  der  ältesten 
Schiffe  vom  Betriebe  ausgeschlossen,  ein  neues  Statut  gescliaf- 
fen,  Avelches  Gewähr  bot  für  eine  geordnete  VerAvaltung  und  ein 
Vertrag  mit  der  Staatsverwaltung  abgeschlossen,  der  der  letzte- 
ren weitgehenden  Einfluß  zuerkannte  und  die  Voraussetzungen 
für  eine  ordnungsgemäße  Abwicklung  des  Schiff alirtsdienstes 
schuf. 

Gleichzeitig  wurden  Schritte  unternommen,  um  eine  plan- 
mäßige Zusammenfassung  und  Organisation  aller  am  dalmatini- 
schenDienste  beteiligten  Schiffahrtsverkehre,  einschließlich  jener 
der  ungarischen  Reederei  „Ungaro-Croata'^  einzuleiten,  was 
allerdings  Avegen  der  ablehnenden  Haltung  der  ungarischen 
Regierung  nur  von  teilweisem  Erfolge  begleitet  war,  da  es 
zunächst  nur  gelang,  die  drei  größeren  österreichisclien  Reede- 
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reien,  Lloyd,  Dalmatia  und  Kagusea,  zu  einem  einheitlichen 
Vorgehen  bei  Erstellung  des  Fahrplanes  zu  bewegen,  ohne  daß 
damit  jedoch  eine  Ausschaltung  der  gegenseitigen  Konkurrenz 
herbeigeführt  werden  konnte. 

Dagegen  wurde  durch  zweckentsprechende  Unterstützung 
und  Abschluß  eines  Schiffahrtsvertrages  die  zu  jener  Zeit 
gleichfalls  vor  ihrem  Zusammenbruche  stehende  kleine  Reederei 
,,Au8tro-Croata"  saniert  und  im  Schiffahrtsdienst  des  Quarnero 
installiert. 

Die  vorstehend  angeführten  Maßnahmen  sind  selbstver- 
ständlich nicht  ausreichend  gewesen,  um  das  Ziel  unserer 
adriatischen  Schiffahrtspolitik  zu  erreichen.  Sie  waren  aus  der 
l^ot  des  Augenblicks  geboren  und  mußten,  da  Gefahr  im  Ver- 
zuge war,  getroffen  werden,  um  einer  weiteren  Verschlim- 
merung der  Zustände  vorzubeugen.  Aber  immerhin  wurde  damit 
ein  Teil  der  Voraussetzungen  für  die  weitere  günstigere  Ent- 
wicklung geschaffen  und  die  Richtungslinie  festgelegt,  welche 
von  unserer  Schiffahrtspolitik  in  der  Adria  in  Hinkunft  einge- 
halten werden  muß,  v/enn  die  früher  gekennzeichneten  Ziele 
dieser  Schiffahrtspolitik  erreicht  werden  sollen. 

Dabei  sei  hervorgehoben,  daß  der  adriatische  Schiffahrts- 
dienst der  typische  Fall  ist,  v/o  eine  zweckentsprechend  an- 
gewandte reichliche  Subventionierung  notwendig  und  vorteilhaft 
und  daher  durchaus  angebracht  erscheint.  Die  Einrichtung  eines 
im  öffentlichen  Interesse  gelegenen,  sozusagen  eisenbalmmäßigen 
Schiffahrtsbetriebes  in  unserem  Küsten-  und  Inselgebiete 
bedingt  so  viele  Opfer  und  Verpflichtungen,  das  staatlich  kon- 
trollierte Tarif wesen  so  viele  Verzichte  für  die  Reedereien,  daß 
denselben  eine  ausgiebige  Kompensation  durch  die  Subvention 
geboten  werden  muß. 

Die  Aufgabe,  deren  Lösung  nunmehr  zu  erfolgen  hat, 
bestellt  zunächst  in  der  Fusionierung  der  erwähnten  vier,  am 
dalmatinischen  Dienste  beteiligten,  österreichischen  Reedereien, 
denen  in  der  Folge  auch  andere  kleine  Reedereien  angegliedert 
werden  sollten  und  der  auf  diesem  Wege  durchzuführenden 
Schaffung  einer  leistungsfähigen  großen  Reederei  für  den  adria- 
tischen Dienst.  Dabei  wird  die  sanierte  neue  Dalmatia  als 
Stammreederei  zu  fungieren  haben,  welche  die  Schiffe  und  Ec- 
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triebe  der  übrigen  Reedereien  zu  übernehmen  haben  wird.  Die 
Durchführung  dieser  Aufgabe  erfordert  natürlich  den  Zufluß^ 
größerer  Kapitalien  in  das  dalmatinische   Schiffahrtsgeschäft. 

i^ur  eine  Großreederei  wird  durch  die  in  ihr  bewirkte 
Konzentration  des  Kapitales  in  der  Lage  sein,  zur  raschen  Er- 
neuerung und  Vergrößerung  des  Schiffsparkes  zu  schreiten, 
gewisse  einheitliche  Schiffstypen  zu  schaffen,  welche  einen 
stabilen  Betrieb  und  rationellen  Wechsel  der  Schiffe  auf  den 
verschiedenen  Linien  und  damit  die  intensivste  jiusnützung  der 
Betriebsmittel  gestatten.  Nur  eine  Großreederei  wird  die  so 
wichtigen  verbesserten  Qualitätsleistungen  vorsehen  können 
und  infolge  der  aus  dem  Großbetriebe  sich  ergebenden  höheren 
Ökonomie,  der  aus  dem  Zusammenlegen  von  vier  Verwaltungen 
und  der  zahlreichen  Agentien  erwachsenden  Ersparnisse,  durch 
das  Aufhören  der  Konkurrenz  und  endlich  aus  der  Vereinigung 
aller  staatlichen  Subventionen  auf  dieses  eine  Unternehmen 
auch  große  geschäftliche  Erfolge  erzielen. 

Es  wird  aber  auch  allein  nur  auf  diesem  Wege  möglich 
gemacht  werden,  den  Dalmatiner  Schiffsverkehr  in  einer,  dem 
jeweiligen  Stande  der  Bedürfnisse  entsprechenden  Weise  durch- 
zuführen und  auszugestalten,  womit  die  wahren  Interessen  Dal- 
matiens  zweifellos  besser  gefördert  werden,  als  durch  die  Zer- 
splitterung der  staatlichen  Unterstützung,  aus  welcher  doch  nur 
ein  kleiner  Kreis  von  Interessenten  besondere  Vorteile  zu 
ziehen  pflegt.  Den  nach  dem  Meere  gravitierenden  Verkehrs- 
interessen  der  dalmatinischen  Hinterländer  wird  gleichfalls 
durch  die  Schaffung  einer  leistungsfähigen  Großreederei  in  viel 
höherem  Maße  gedient  werden  können.  Es  wird  in  dieser  Be- 
ziehung zuförderst  an  die  Errichtung  einer  Eillinie  Triest — 
Metkovic  oder  noch  besser  Triest — Porto  Toi  er o  in  Verbin- 
dung mit  einer  Bahn  Porto  Tolero — Metkovic,  zu  denken  sein, 
wodurch  ein  großer  Teil  des  direkten  Güter-  und  Personen- 
Verkehres  zwisclien  Österreich  und  Bosnien,  für  die  Seeroute 
und  Triest  gewonnen  werden  würde.  In  Erwägung  dieser  Maß- 
nahmen wird  die  längst  geplante  Einführung  direkter  kom- 
binierter See-  und  Eisenbahntarife  im  Verkehre  zwischen 
einerseits  österreichischen,  anderseits  dalmatinischen  und  bos- 
nischen  Stationen   ausschließlich    über     Triest    platzzugreifon 
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haben,  wodurch  diese  letztere  Route  zweifellos  eine  Stärkung 
erfahren  wird. 

Eine  YorständigTing  bezüglich  des  Dalmatiner  und  des 
Quarnero-Dienstes  mit  der  „Ungar o-Croata'^  wird  dann  vor- 
aussichtlich auch  eher  zustande  kommen,  weil  einer  starken 
Großreederei  ganz  andere  Mittel  zur  Verfügung  stehen,  sieh 
Frieden  und  ein  planmäßiges  Zusammenarbeiten  zu  erzwingen. 

Der  heute  mit  Rücksicht  auf  unsere  eigene  SchAväche  nicht 
unbedenklichen  Konkurrenz  der  italienischen  Schiffahrts- 
Gesellschaften  im  istrisch-dalmatinischen  Yerkehrsgebiete  wird 
dann  auch  mit  Gleichmut  entgegengesehen  werden  können. 
Es  wdrd  dann  vielleicht  das  gegenwärtige  ungesunde  und  höchst 
unleidliche  Verhältnis  durch  einen  friedlichen  Wettbewerb  und 
freundschaftlichen  regen  Verkehr  sowie  gesteigertem  Austausch 
von  Waren  und  Kulturgütern  zwischen  den  beiden  Küsten  der 
Adria  ersetzt  und  damit  endlich  die  im  Interesse  beider  Staaten 
und  ihrer  Bevölkerung  so  sehr  wünschenswerte  sympathische 
und  harmonische  Beziehung,  eine  von  Mißtrauen  freie  Freund- 
schaft zweier  Starker,  hergestellt  werden. 

Von  großer  Wichtigkeit,  erfolgversprechend  und  neue  Aus- 
sichten eröffnend,  wird  dann  auch  die  in  entsprechender  Weise 
nur  von  einer  Großreederei  zu  lösende  Aufgabe  der  neuen  „Dal- 
matia"  sein,  den  adriatischen  Verkehr  noch  in  anderer  Hinsicht 
zu  pflegen  und  eine  Vermehrung  der  Linien  durch  Aufnahme 
eines  regelmäßigen,  hochqualifizierten  Dienstes  zwischen  Triest 
einerseits,  Venedig,  Rimini,  Ancona  und  Bari  anderseits,  ein- 
zurichten. Damit  wird  dann  in  das  Gebäude  unserer  Vorherr- 
schaft in  der  Adria,  soweit  dabei  die  Mitwirkung  unserer  Han- 
delsschiffahrt in  derselben  in  Betracht  kommt,  der  Schlußstein 
eingefügt  und  gleichzeitig  ein  neues  Band  zwischen  den  beiden 
Küsten  geschlungen. 

Die  Durchführung  einer  solchen  Schiffahrtspolitik  bis  zur 
Erreichung  des  letzten  Zieles  wird  zwar  zweifellos  noch  bedeu- 
tenden Schwierigkeiten  und  Hindernissen  begegnen,  die  vor 
allem  in  einem  gewissen  Partikularismus,  persönlichen  und 
politischen  Interessen  und  der  herkömmlichen  Eigenbrödelei 
zu  suchen  sein  werden.  Aber  das  öffentliche  Wohl,  das  Interesse 
der  Monarchie  und  die  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Int>er- 
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ess^i  Dalmatiens  sind  Güter  von  höherem  Werte,  die  auch  ein 
unter  Umständen  mit  ernster  zielbewußter  Strenge  verbundenes 
tatkräftiges  Vorgehen  der  Regierung  rechtfertigen  würden. 

Was  den  Lloyd  betrifft,  so  liegt  es  in  seinem  eigenen  Inter- 
esse, seine  Kräfte  in  Hinkunft  mehr  auf  die  großen  Aufgaben 
des  Levante-  und  Übersee-Dienstes  zu  konzentrieren.  Der  Dal- 
matiner Dienst,  den  er  nur  mit  seinen  zwei  Eilschiffen  und  den 
Schiffen  der  Spizza-Linie  versieht,  bedeutet  für  den  Lloyd  so 
wenig,  daß  er  ihn,  ohne  damit  ein  Opfer  zu  bringen,  abzugeben 
vermag.  Durch  den  Verkauf  dieser  Schiffe  schafft  sich  der 
Lloyd  zudem  neue  Mittel  für  seine  anderen  Zwecke.  Er  könnte 
jedoch  diese  Dampfer  auch  als  Apports  in  die  Dalmatia  ein- 
bringen und  sich  dadurch  einen  maßgebenden  Einfluß  in  der 
genannten  Reederei  sichern.  Die  albanesische  Linie  hingegen, 
welche  auch  den  Verkehr  nach  dem  Auslande  besorgt,  müßte 
dem  Lloyd  mit  Rücksicht  auf  seine  sonstigen  Beziehungen  in 
türkischen  und  griechischen  Gewässern  in  jedem  Falle  belassen 
werden. 

Was  die  anderen  Reedereien  betrifft,  so  hat  die  Regierung 
in  der  Vergebung,  bezw.  dem  Entziehen  der  Subvention,  ein 
unfehlbares  Mittel  in  der  Kand,  die  Fusion  mit  der  Dalmatia 
nötigenfalls  zu  erzwingen. 


Zum  Kapitel  der  dalmatinischen  Schiffahrtspolitik  ge- 
hören auch  die  Projekte  einer  istrisch-dalmatini- 
schen  Inselbahn.  Die  Idee,  welche  diesen  Projekten  zu- 
grunde liegt,  ist  die  Herstellung  einer  direkten,  von  Ungarn 
unabhängigen  Schienenverbindung  zwischen  Österreich  und 
Dalmatien,  und  es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  diese  Idee  manches 
Bestechende  hat.  Es  kann  auch  angenommen  werden,  daß  die 
Durchführung  des  einen  oder  anderen  dieser  Projekte  —  im 
Vor dergr linde  steht  jenes  von  Preluca  bei  Abbazia  über  Pago 
nach  Zara  —  manche  Vorteile  mit  sich  bringen  wird,  obwohl  es 
schwer  hält,  aus  den  überschwenglichen  Darstellungen,  wie  sie 
in  Zeitungsartikeln  und  Exposes  gebracht  werden,  den  realen 
Kern  herauszulösen  und  eine  einigermaßen  verläßliche  Basis  zur  \ 
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Berechnung  des  zu  erwartenden  Verkehres  und  die  verkehrs- 
schaffende Wirkung  einer  solchen  Inselbahn  zu  gewinnen. 

Dagegen  erheben  sich  bei  näherer  Untersuchung  der  An- 
gelegenheit schwerwiegende  und  ernste  Bedenken,  deren  ent- 
sprechende Würdigung  erforderlich  scheint,  bevor  daran  ge- 
schritten werden  kann,  das  Kapital  für  diese  Projekte  zu  inter- 
essieren und  die  staatliche  Unterstützung  derselben  sicher- 
zustellen. 

Vor  allem  müssen  wohl  die  Hinweise  auf  anderwärts,  in 
Amerika,  Dänemark,  Schweden,  Deutschland,  Italien  und  Buß- 
land, bestehende  Fährschiffverbindungen  als  unsachgemäß  abge- 
lehnt werden.  Denn  abgesehen  davon,  daß  viele  dieser  Unter- 
nehmungen keineswegs  aktiv  sind  und  nur  durch  ausgiebige 
Subventionen  bestehen  können,  sind  die  Verhältnisse  in  allen 
Fällen  so  verschieden  von  jenen  unseres  Küstengebietes,  daß 
mit  solchen  Hinweisen  auch  nicht  das  Geringste  bewiesen 
werden  kann. 

Es  kommt  weiter  in  Betracht,  daß  nach  allen  verkehrs- 
geschichtlichen Erfahrungen  Eisenbahnlinien,  welche  lediglich 
Längsbahnen  an  Meeresküsten  sind  —  und  um  eine  solche 
Eisenbahn  würde  es  sich  im  vorliegenden  Falle  handeln  —  nie- 
mals eine  verkehrserzeugende  Wirkung  besitzen,  sondern  nur 
den  Verkehr  zwischen  Küstenorten  vermitteln.  Die  Gesetzmäßig- 
keiten des  Verkehrslebens  haben  auch  für  Dalmatien  Geltung. 
Allerdings  kann  auch  der  Verkehr  auf  einer  solchen  Eisenbahn 
große  Dimensionen  annehmen,  im  Falle  die  durch  dieselbe  ver- 
bundenen Küstenorte  eine  große  industrielle  tmd  Handels-Ent- 
Avicklung  besitzen.  Diese  Voraussetzung  trifft  jedoch  bei  der 
geplanten  dalmatinischen  Inselbahn  zur  Zeit  nicht  zu.  Unsere 
dalmatinischen  Hafenplätze  werden  daher  aus  einer  solchen 
Inselbahn  zunächst  kaum  eine  Förderung  erfahren;  ihre  Ent- 
wicklung hängt  einzig  imd  allein  von  den  mit  ihrem  Hinter- 
lande herzustellenden  Eisenbahnverbindungen  ab,  und  erst, 
wenn  eine  solche  Entwicklung  in  großem  Umfange  platz- 
gegriffen haben  wird,  kann  erwartet  werden,  daß  auch  eine 
Inselbahn,  bezw.  Längsbahn,  genügend  alimentiert  wird.  Bei 
1er  gegenwärtigen  und  wahrscheinlich  noch  auf  längere  Zeit 
linaus  andauernden  Sachlage  wäre  jedoch  der  Kreis  der  von 
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einer  Inselbahn  zwischen  Österreich  und  Dalmatien  zu  beför- 
dernden Güter  äußerst  beschränkt,  selbst  wenn  ein  Teil  des 
österreichisch-dalmatinischen  Güterverkehres  gewonnen  werden 
würde.  Ein  Massengüterverkehr  wäre  jedoch  in  beiden  Rich- 
tungen wohl  ausgeschlossen,  weil  die  meisten  Güter  Dalmatiens 
und  seiner  Hinterländer  dieselben  sind,  welclie  auch  Öst>erreich 
hauptsächlich  produziert  und  exportiert. 

Es  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  daß  die  Schaffung 
einer  solchen  Inselbahn,  ausgehend  von  einem  unmittelbar  vor 
den  Toren  Fiumes  zu  schaffenden  Hafen,  eine  gegen  Un- 
garn gerichtete  Maßnalime  bedeutet;  denn  wenn  es  gelingen 
sollte,  einen  erheblichen  Verkehr  aus  Österreich  auf  die  Insel- 
bahn zu  leiten,  so  würde  dies  zweifellos  zum  großen  Teile  ein 
dem  ungarischen  Hafenplatz  abgenommener  Verkehr  sein. 
Ungarn  wird  jedenfalls  nicht  um  Gegenmaßnahmen  verlegen 
sein  und  da  die  Zufuhrlinie  zum  Hafen  von  Preluca  durch  die 
Südbahn  gebildet  wird,  welche  infolge  ihrer  ungarischen  Linien 
in  nicht  geringem  Maße  dem  Einflüsse  der  jenseitigen  Keichs- 
hälfte  unterliegt,  dürfte  auch  eine  tarif arisch  differentielle  Be- 
handlung von  Fiume  und  Preluca,  selbst  für  den  unwahrschein- 
lichen Fall  des  Aufhörens  des  Vertragsverhältnisses  zwischen 
beiden  Staaten,  kaum  durchzuführen  sein. 

Wenn  dagegen  eines  der  anderen  Inselbahn-  und  Fähr- 
schiff-Projekte, etwa  das  von  Fianona  in  Istrien  ausgehende, 
zur  Durchführung  gelangen  sollte,  so  würde  die  beabsichtigte 
Wirkung  einer  Verkehrsablenkung  von  Fiume  wohl  noch  viel 
schwerer  zu  erreichen  sein,  dagegen  dem  Österreich-Dalmatien- 
Verkehr  über  Triest  empfindlich  nahe  getreten  werden. 

Sehr  ernste  Bedenken  erweckt  das  Projekt  überhaupt  da- 
durch, daß  es  ganz  zweifellos  einen  Teil  des  heutigen,  über  Triest 
gehenden  österreichisch-dalmatinischen  Güter-  und  Personen- 
verkehres an  sich  ziehen  mirde,  und  dies  sogar  direkt  beabsich- 
tigt werden  muß,  wenn  die  Inselbahn  einigermaßen  alimentiert 
werden  soll.  Die  Einwendung,  daß  es  sich  nur  um  solche  Ver- 
kehre handeln  würde,  die  ohnehin  nicht  über  Triest  gegangen 
wären,  ist  wenig  beruhigend  und  stichhältig,  weil  sich  eine  der- 
artige Abgrenzungen  und  Beschränkung  der  Ablenkung  eine« 
Verkehres  praktisch  nicht  durchführen  läßt.     Eine  Ablenkung 
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von  Triest  wäre  jedoch  schiff ahrtspolitisch  sehr  zu  bedauern, 
weil  sie  eine  Schwächung  unseres  Seehafens  utid  daher  indirekt 
eine  Stärkung  seiner  Konkurrenten  herbeiführen  würde.  Es 
kann  kaum  angenommen  werden,  daß  eine  österreichische  Re- 
gierung, welche  speziell  für  den  dalmatinischen  Dienst  große 
Anlagen  im  Triester  Hafen  zu  schaffen  im  Begriffe  steht,  sich 
dazu  bereit  finden  könnte,  der  problematischen  Inselbahn-Idee 
zuliebe  den  Triester  Platz  zu  schädigen. 

Ganz  besonders  treten  die  dem  Projekte  entgegenstehen- 
den Schwierigkeiten  in  seinem  Verhältnisse  zur  Schiffahrt 
zutage.  Zunächst  sei  in  dieser  Beziehung  bemerkt,  daß  die 
Inselbahn  die  Schiffahrt,  welche  nicht  nur  den  Dienst  mit  den 
Hafenplätzen  der  Küste,  sondern  auch  mit  jenen  unseres  großen 
Inselgebietes  versieht,  niemals,  auch  nur  zu  geringen  Teilen, 
wird  ersetzen  können.  Dafür  wird  übrigens  die  Schiffahrt  selbst 
sorgen;  vor  allem  die  ungarische  Schiffahrt,  aber  auch  die 
österreichischen  Reedereien.  Dieselben  werden  zweifellos  den 
Tarifkampf  sofort  aufnehmen  und  es  der  Inselbahn  voraussicht- 
lich schwier  machen,   Frachten  zu  gewinnen. 

Aber  noch  andere  Momente  verdienen  angeführt  zu  wer- 
den, welche  die  geringen  Aussichten  des  Erfolges  einer  Insel- 
bahn vor  Augen  führen.  Die  Betriebskosten  einer  solchen  Ver- 
bindung würden  für  die  Leistungseinheit  nach  den  anderwärts 
gemachten  Erfährungen  voraussichtlich  das  sechs-  bis  acht- 
fache einer  Normalbahn  betragen,  auf  welcher  ungünstigen 
Selbstkostenbasis  die  Tarifkalkulation  zu  erfolgen  hätte, 
was  bei  einem  scharfen  Konkurrenzkampfe  zu  kaum  verwend- 
baren Sätzen  führen  müßte.  Im  speziellen  Falle  der  Reali- 
sierung des  Preluca  -  Projektes  ist  noch  zu  bedenken,  daß 
von  der  Station  Matuglie  nach  Preluca  eine  kostspielige,  außer- 
ordentlich steile  Rampe  mit  großer  Entwicklung  und  kleinen 
Radien  gebaut  werden  müßte.  Die  Beförderung  der  Fracht  über 
diese  Rampe  würde  einen  sehr  großen  Prozentsatz  gebremster 
Last  erfordern.  Dies  hat  zur  Voraussetzung,  daß  in  der 
Südbahnstation  Matuglie,  wahrscheinlich  aber  schon  in  der 
Station  St.  Peter,  die  für  Preluca  bestimmten  Züge  wegen  des 
Betriebssicherheitsmomentes  zusammengestellt  und  vielfach  Um- 
ladungen  in   Bremswagen   vorgenommen   werden   müßten,    was 
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auch  zu  großen  Verzögerungen  führen  würde.  Daß  die  Südbahn 
die  großen  Kosten,  die  ihr  aus  einer  solchen  Zufuhr  und  Mani- 
pulation erwachsen,  nicht  auf  sich  nehmen  wird,  ist  selbstver- 
ständlich; diese  Kosten  werden  daher  von  dem  Inselbahn- 
Unternehmen  getragen  werden  müssen. 

Das  Bild  verdüstert  sich  noch  weiter,  wenn  die  außer- 
ordentlich großen  Anlagekosten  in  Rechnung  gezogen  werden. 
Einschließlich  der  Herstellung  der  Zufahrtslinien,  dann  der 
Bahnlinie  auf  der  Insel  Pago,  der  Brücke  von  derselben  zum 
Festlande,  der  Hafenbauten,  der  Trajektbrücken  und  der  Fähr- 
schiffe, werden  die  Anlagekosten  auf  Grund  einschlägiger  fach- 
männischer Untersuchungen  auf  mindestens  40  Millionen 
Kronen  beziffert.  Bei  der  absoluten  Aussichtslosigkeit,  ange- 
sichts des  zu  erwartenden  minimalen  Verkehres  und  der 
hohen  Betriebskosten,  dieses  Anlagekapital  jemals  zu  ver- 
zinsen —  von  einem  Reingewinn  natürlich  gar  nicht  zu 
sprechen  —  erscheint  es  wohl  sehr  unwahrscheinlich,  daß  pri- 
vates Kapital  zur  Realisierung  des  Unternehmens  zu  finden 
sein  wird;  es  wäre  denn,  daß  der  Staat  die  Garantie  für  die 
Verzinsung  übernimmt.  Aber  auch  diese  Eventualität  hat,  mit 
Rücksicht  auf  die  wenig  günstigen  Erfahrungen,  die  wir  in 
Österreich  mit  dem  System  der  Zinsengarantie  bei  Eisenbahnen 
gemacht  haben,  wenig  Wahrscheinlichkeit  für  sich.  Und  selbst 
angenommen,  es  fände  sich  eine  Regierung  und  ein  Parlament, 
welche  sich  zu  einer  solchen  verkehrspolitisch  verfehlten  Wid- 
mung von  Steuergeldern  entschließen  könnten,  so  würde  dies 
eine  wohl  nicht  unberechtigte  Kritik  herausfordern.  Mau 
würde  darauf  hinweisen,  welchen  Sinn  es  habe,  ein  Unter- 
nehmen zu  subventionieren,  welches  der  vom  Staate  mit 
jährlich  fast  drei  Millionen  Kronen  subventionierten  dalma- 
tinischen Schiffahrt  Konkurrenz    zu  machen    die  Aufgabe  hat. 

Aus  den  vorstehenden  Darlegungen,  welche  übrigens 
keineswegs  Anspruch  auf  Vollständigkeit  machen,  dürfte  wohl 
mit  genügender  Klarheit  hervorgehen,  daß  eine  Unterstützung 
des  Inselbahnprojektes  vom  schiffahrtspolitischen  Standpunkte 
in  absehbarer  Zeit  kaum  empfohlen  werden  könnte. 

Es  ist  zwar  richtig,  daß  nach  Fertigstellung  der  Bahn- 
verbindung Zara — Dernis  und  nach  Herstellung  des  Anschlusses 
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der  Dalmatiner  Bahnen  an  das  ungarische  Bahnnetz^  Ungarn 
und  Eiume,  damit  auch  die  Ungaro-Croata,  Verkehrsvorteile 
gewinnen,  welche  eine  Beeinträchtigung  des  österreichisch- 
dalmatinischen Verkehres  über  Triest  in  sich  schließen. 

Wenn  es  sich  aber  vom  österreichischen  Standpunkte 
darum  handelt,  zu  verhindern,  daß  der  Verkehr  zwischen  Öster- 
reich und  Dalmatien,  insbesondere  dem  I^Torden  Dalmatiens, 
in  Hinkunft  in  noch  größerem  Umfange  durch  Vermittlung  der 
Ungaro-Croata  über  Fiume  geleitet  wird,  so  ist  die  Errichtung 
der  Inselbahn  ein  für  diesen  Zweck  kaimi  geeignetes  Mittel. 
Zumindest  darf  bezweifelt  werden,  daß  der  durch  eine  Insel- 
bahn erzielte  Effekt  in  einem  vernünftigen  Verhältnisse  zu  den 
außerordentlich  hohen  Kosten  ihrer  Herstellung  und  ihres  Be- 
triebes stehen  mirde.  Wenn  man  nur  das  Zinsenerfordernis 
für  das  zu  investierende  Kapital  in  Eechnung  zieht,  so  würde 
ein  Bruchteil  davon  genügen,  um  durch  dementsprechende  Er- 
höhung der  staatlichen  Subvention  unsere  Dalmatiner  Schiff- 
fahrt in  solcher  Weise  auszustatten  und  auszugestalten,  daß  der 
gefürchteten  Ablenkung  mit  viel  größerer  Wahrscheinlichkeit 
wird  begegnet  und  vorgebeugt  werden  können. 

Sollte  aber  die  staatliche  Beteiligung  an  dem  Inselbahn- 
projekte durch  Bau  der  Hafenanlagen  und  der  Bahnstrecke  aus 
Staatsmitteln  in  Betracht  kommen  und  die  Fähr  schiff  unter  neh- 
mung sich  nur  auf  die  Herstellung  und  den  Betrieb  der  Fähr- 
schiffe beschränken,  so  wären  damit  staatsfinanzielle  Opfer  ver- 
bunden, welche,  wenn  es  sich  schon  darum  handelt  und  die  Be- 
reitwilligkeit hiezu  besteht,  für  Dalmatien  solche  Opfer  zu 
bringen,  in  viel  wirksamerer  Weise  verwendet  werden  könnten. 


Das  staatsrechtliche  Verhältnis  zwischen  Öster- 
reich und  Ungarn,  die  gemeinsamen  politischen  und 
größtenteils  auch  wirtschaftlichen  Interessen,  die  geographische 
Lage  sowie  die  gemeinschaftliche  Flagge  bedingen,  daß  auch 
den  Beziehungen  beider  Staaten  in  schiffahrtspolitischer  Hin- 
sicht eine  große  Bedeutung  zukommt. 

Um  hier  zu  einem  klaren  und  sicheren  Urteile  zu  ge- 
langen, muß  angesichts  der  Wichtigkeit   der  Verfolgung  und 
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Verteidigung  gemeinscliaftliclier  und  beiderseitiger  Interessen 
und  der  Vorteile  eines  zielbewaißten  Zusammengehens  und 
einander  Indiehändearbeitens  im  Seeverkehre  für  die  Volks- 
wirtschaft der  beiden  Staaten,  zunächst  eine  kleinliche  Kon- 
kurrenz und  Eifersüchtelei,  wie  sie  leider  üblich  geworden  ist 
und  zwischen  JSTachbarn  nur  zu  leicht  entsteht  und  von  kurz- 
sichtigen Privatinteressen  oder  politischen  Chauvinisten  ge- 
nährt wird,  zurückgestellt  werden. 

In  erster  Linie  l>ezieht  sich  dies  auf  den  M'^ettbewerb 
zwischen  den  beiden  Ilaupthäfen  Österreichs  und  Ungarns. 
JSTicht  die  Frage  „Triest  oder  Fiume'^j  ,,Triest  gegen  Eiume^^ 
sollte  die  beiden  Regierungen  beschäftigen,  sondern  allein  die 
Frage  „Triest  und  Fiume  g^gen  Venedig,  gegen  Genua  und 
Marseille".  Triest  und  Fiume  müssen  schiffahrtspolitisch  bei- 
derseits paritätisch  angesehen  und  behandelt  Averden.  Dies  bil- 
det einen  Ilauptgrundsatz  und  eine  Voraussetzung  für  ein  Zu- 
sammengehen auch  in  allen  Fragen  der  Schiffahrt,  durch 
welches  die  Suprematie  der  österreichischen  Flagge  in  der  Adria 
und  die  angesehene  Stellung  dieser  Flagge  nicht  nur  im  Mittel- 
meere, sondern  auch  im  t)  her  seeverkehre  am  ehesten  gesichert 
werden  kann. 

Es  soll  jedoch  keinem  der  beiden  Staaten  verwehrt  sein 
dürfen,  alle  jene  Maßnahmen  zu  treffen,  die  den  besonderen 
Interessen  seines  Handels,  dem  Aufschwünge  seiner  eigenen 
Schiffahrt  und  der  Entwicklung  seiner  Reedereien  dienlich 
sind.  Richtig  verstanden,  bildet  dies  keineswegs  ein  Hindernis, 
um  auch  die  Interessen  des  anderen  Teiles  zu  berücksichtigen 
und  denselben  zu  dienen,  sondern  im  Gegenteil,  es  werden  ge- 
rade dadurch  die  Interessen  beider  Teile  am  besten  gewahrt. 
Es  muß  nur  daran  festgehalten  werden,  daß  Schiffahrtsdienste, 
die  von  der  Reederei  des  einen  Staates,  sei  es  infolge  der  beson- 
deren handelspolitischen  Interessen  und  Beziehungen  dieses 
Staates,  sei  es  wegen  der  durch  die  Erfahrung  erworbenen  ge- 
nauen Kenntnis  des  betreffenden  Verkehrsgebietes  und  der  in 
demselben  bereits  gewonnenen  Position,  oder  sei  es  endlich 
aus  politischen  Interessen  der  Monarchie,  besser  versehen 
werden  können,  insolange  von  der  Schiffahrt  des  anderen 
Staates  keine  Konkur renzierung  erfahren  sollen,  als  aucli  den 
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Interessen  dieses  anderen  Staates  durch  die  gegenständlichen 
Schiffahrtsdienste  vollauf  nachgekonimen  wird.  Dadurch 
würde  für  die  beiderseitigen  Keedereien  ein  Ansporn  ge- 
schaffen, auch  den  Handels-  und  Verkehrs  -  Interessen  des 
anderen  Staates  mit  steter  Aufmerksamkeit  die  besten  Leistun- 
gen zu  widmen. 

Es  müßte  ferner  gemeinschaftliches  schiffahrtspolitisches 
Ziel  sein,  so  viel  als  möglich  Frachtgelder  und  Passagegelder 
für  Schiffe  der  gemeinsamen  Flagge  zu  gewinnen,  weil  dadurch 
eine  Stärkung  der  beiderseitigen  Handelsflotten  herbeigeführt 
wird,  die  dazu  dienlich  ist,  einerseits  die  den  Bedürfnissen  ge- 
nau angepaßte  Bedienung  von  Triest  und  Fiume  zu  verbessern, 
was  durch  fremde  Reedereien  nie  in  gleichem.  Maße  zu  erreichen 
ist,  anderseits  die  Beziehungen  zwischen  den  Schiffahrtsgesell- 
schaften beider  Staaten  enger  zu  gestalten  und  nicht  zuletzt 
auch  die  staatsfinanziellen  Opfer  für  Marinezwecke  auf  das 
geringste  Maß  herabzusetzen.  Infolgedessen  müßte  es  auch 
schiffahrtspolitisches  Ziel  sein,  Schiffahrtsdienste,  welche 
keine  Eeederei  des  eigenen  Staates,  dagegen  eine  solche  deö 
anderen  Staates  zu  versehen  vermag,  keinesfalls  an  ausländische 
Schiffahrtsunternehmungen  zu  übertragen. 

Es  liegt  auch  im  Sinne  des  Grundsatzes  der  gemeinschaft- 
liehen Vertretung  und  Verfolgung  gemeinsamer  und  der  beider- 
seitigen Interessen  im  Seeverkehre,  daß  in  Verkehrsgebieten, 
wo  Reedereien  beider  Staaten  tatsächlich  Schiffahrtsdienste 
versehen,  v/eder  ein  Monopol  für  Reedereien  des  einen  Staates 
für  einen  bestimmten  Teil  dieses  Verkehrsgebietes,  noch  eine 
Grarantie  für  die  Leistung  gewisser  Schiffahrtsdienste  oder 
eine  Beschränkung  dieser  Dienste  des  anderen  Teiles  gefordert 
werden  darf.  Es  muß  vielmehr  für  alle  solche  Fälle  der  unbe- 
dingt einzuhaltende  Grundsatz  aufgestellt  werden,  daß  bezüglich 
Fahrplanerstellung,  Austeilung  der  Fahrten,  Herstellung  von 
Anschlüssen  und  Über  schiff  ungen  und  Erstellung  der  Frachten- 
und  Personentarife  einvernehmlich  vorgegangen  und  jede  Kon- 
kurrenzierung unbedingt   ausgeschlossen  werde. 

Würden  die  angeführten  Grundsätze  als  leitende  Gesichts- 
punkte für  die  Schiffahrtspolitik  beider  Staaten  bisher  bestim- 
mend gewesen  sein,  so  hätte  sich  daraus  von  selbst  ergeben,  daß 
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die  österreichischen  und  ungarischen  Reedereien,  zunächst  natür- 
lich die  beiderseitigen  subventionierten  Linienreedereien,  bei 
vollständiger  Wahrung  ihrer  Selbständigkeit,  unter  der  Führung 
der  österreichischen  und  ungarischen  Regierung  einen  engen 
Verband  gebildet  haben  würden,  welcher  tatsächlich  in  der  Lage 
gewesen  wäre,  die  gemeinsamen  Handels-  und  Schiffahrtsinter- 
essen in  ganz  unvergleichlicher   Weise  wahrzunehmen. 

Es  darf  wohl  angenommen  werden,  daß  die  ungarische  Re- 
gierung im  wohlverstandenen  Interesse  des  ungarischen  Handels 
und  der  ungarischen  Schiffahrt  umsomehr  einer  solchen  Yer- 
bandsidee  die  Zustimmung  nicht  verweigert  hätte,  als  bei  solchen 
Vereinigungen  der  schwächere  Teil,  und  dies  ist  Ungarn  in 
Hinsicht  auf  seinen  Überseehandel  und  seine  Seeschiffahrt 
zweifellos,  den  größeren  I\utzen  zu  ziehen  pflegt. 

Es  ist  nur  leider  fragwürdig  geworden,  ob  es,  wie  die  Dinge 
sich  bis  zur  Gegenwart  entwickelt  haben,  nocli  möglich  ist,  den 
Gedanken  einer  solchen  Verbandsbildung  überhaupt,  oder  in 
absehbarer  Zeit  zu  verwirklichen,  ja,  ob  es  gelingen  mrd,  wenig- 
stens in  der  angegebenen  Richtung,  in  einzelnen  Fragen  des 
Schiffahrtsverkehres  ein  wirklich  befriedigendes  Einvernehmen 
zwischen  den  beiden  Staaten  zu  erzielen.  Denn  unsere  Schiff- 
fahrtspolitik weist  auch  in  den  Bezieliungen  zu  Ungarn  schwere 
Versäumnisse  auf,  deren  Folgen  sich  nun  darin  äußern,  daß 
Österreich  in  Wahrnehmung  und  Verfolgung  seiner  eigenen 
Schiffahrtsinteressen  sich  wiederiiolt  Ansprüclien  von  unga- 
rischer Seite  oder  aber  vollzogenen  Tatsachen  gegenübergestellt 
sieht,  welche  sowohl  uns,  als  Ungarn  ein  Einlenken  auf  die 
allein  den  beiderseitigen  Interessen  entsprechende  Richtungs- 
linie der  Schiffahrtspolitik  erschweren. 

Zwar  sind  zwischen  Österreich  und  Ungarn  Übereinkommen 
betreffend  die  Versehung  der  beiderseitigen  Schiffahrtsdienste 
abgeschlossen  worden;  aber  diese  Übereinkommen  waren  in 
ihren  Grundlagen  und  Voraussetzungen  verfehlt  und  vermoch- 
ten daher  auch  keine  befriedigenden  Wirkungen  zu  zeitigen. 
Der  wesentliche  Inhalt  war  die  gegenseitige  unbedingte  und  aus- 
schließliche Überlassung  zuerst  ganzer  Verkehrsgebiete,  dann 
der  w^ichtigsten  Verkehrsrelationen  an  die  beiderseits  subven- 
tionierten  Linien reedereien.    Dies   hatte   zur   unausbleiblichen 
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Folge,  daB  die  letzteren,  im  Bewußtsein  ihrer  Monopolstellung 
in  den  betreffenden  Verkehrsgebieten  und  Relationen  sich  keine 
sonderliche  Mühe  gaben,  den  Interessen  und  Ansprüchen  von 
Handel  und  Verkehr  des  anderen  Staates  nachzugehen  und  zu 
entsprechen,  was  zu  Verstimmungen,  Enttäuschungen  und  Be- 
schwerden auf  beiden  Seiten  führen  mußte. 

Der  größte  Mangel  dieser  Übereinkommen  bestand  jedoch 
darin,  daß  die  für  unsere  schiffahrtspolitischen  Interessen  wich- 
tigsten Angelegenheiten  gar  keine  Eegelung,  nicht  einmal  eine 
Erwähnung  fanden. 

So  hat,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  die  österreichische 
Schiffahrtspolitik  den  adriatischen  Schiffahrtsdienst  bis  in  die 
jüngste  Zeit  vernachlässigt.  Es  steht  dies  wohl  im  Zusammen- 
hange mit  der  Vernachlässigung,  welche  ganz  Dalmatien  auch 
in  anderer  Hinsicht  bis  vor  einigen  Jahren  zuteil  wurde. 
Während  Österreich  mit  gänzlich  untauglichen  Mitteln  arbei- 
tete, nützte  Ungarn  die  Gelegenheit  aus  und  brachte  durch 
seine  äußerst  tüchtig  geleitete  Schiffahrtsgesellschaft,  die 
Ungaro-Croata,  in  kurzer  Zeit  den  Großteil  des  dalmatinischen 
Verkehres  in  seine  Hände  und  nach  Eiume,  das  Triest  in  diesem 
Verkehre  sogar  überflügelte.  In  einem  noch  engeren  Verkehrs- 
gebiete, dem  Quarnero,  schuf  sich  die  ungarische  Schiffahrts- 
gesellschaft geradezu  ein  Monopol,  das  eine  Quelle  reichen  Ge- 
winnes für  sie  wurde.  Daß  man  hieraus  Ungarn  keinen  Vor- 
wurf machen  darf,  ist  selbstverständlich.  Der  Vorwurf  hat  sicli 
allein  an  die  Adresse  der  österreichischen  Schiffahrtspolitiker 
zu  richten. 

Auf  dem  Gebiete  des  Überseeverkehres  liat  Ungarn 
sich  in  Bezug  auf  den  lukrativsten  Teil  dieses  Schiffahrts- 
dienstes, den  Auswandererverkehr,  ganz  und  gar  einer  eng- 
lischen Großreederei  überantwortet.  Zur  Zeit  als  die  ersten 
Beziehungen  Ungarns  mit  dieser  englischen  Reederei  (ange- 
knüpft wurden,  im  Jahre  1904,  bestand  allerdings  in  Österreich 
keine  Großreederei,  welche  den  Auswanderer  dienst  pflegte.  Es 
war  dies  derselbe  Zeitpunkt,  zu  welchem  die  Austro-Americana 
mit  Unterstützung  deutschen  Kapitales,  bei  vollständiger  Pas- 
sivität des  österreichischen  Kapitales  und  der  österreichischen 
Regierung  gegenüber  dem  Schicksale  der  heimischen  Reederei, 
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den  Auswandererdienst  selbständig  aufnahm,  um  von  der  Kon- 
kurrenz der  von  Ungarn  in  die  Adria  gerufenen  Cunard-Line 
nicht  vollständig  erdrückt  zu  werden.  Hätte  zu  jener  Zeit  eine 
zielbewußte  und  weit  ausblickende  Schiffalirtspolitik  öster- 
reichischerseits  bestanden^  so  wäre  es  damals  vielleicht  möglich 
gewesen,  Ungarn  für  die  große  Verbandsidee  und  zur  gemein- 
schaftlichen Verfolgung  der  gemeinsamen  und  beiderseitigen 
Interessen  zu  gewinnen  und  den  ungarischen  Auswanderer- 
dienst von  der  Austro-Americana  besorgen  zu  lassen.  Es  wurde 
jedoch  alles  versäumt,  und  Ungarn  hat  den  einmal  beschrittenen 
Weg  weiter  verfolgt  und  im  Jahre  1911  einen  neuen  Vertrag 
auf  die  Dauer  von  fünfzehn  Jahren  mit  der  Cunard-Gesellschaft 
abgeschlossen.  Dieser  Vertrag  sichert  der  genannten  auslän- 
dischen Reederei  ein  vollständiges  Monopol  und  schließt  die 
Erteilung  der  Konzession  zur  Beförderung  von  Zwischendeck- 
passagieren von  Fiume  nach  i^ordamerika  oder  Canada  an 
eine  andere,  daher  auch  an  eine  österreichische  Reederei, 
gänzlich  aus.  Selbst  die  Konzession,  ungarische  Auswanderer 
über  andere  Häfen  als  Fiume  zu  befördern,  wird  nur  an  solche 
Schiffahrtsgesellschaften,  welche  mit  der  Cunard  in  einem 
Poolverhältnisse  stehen,  erteilt.  Die  ungarische  Regierung  ver- 
pflichtet sich  in  diesem  Vertrage,  günstigere  Bedingimgen  für 
die  Konzession  zur  Beförderung  ungarischer  Auswanderer 
keiner  anderen  Linie  zuzugestehen  und  ohne  Zustimmung  der 
Cunard-Line  die  Konzession  zur  Beförderung  von  ungarischen 
Auswanderern  über  adriatische  und  Mittelmeer-Häfen  keiner 
anderen  Schiffahrtsgesellschaft  zu  erteilen.  Die  Cunard  ist  auch 
bereclitigt,  wenn  irgend  eine  andere  Linie  ungarische  Ausw^an- 
derer  befördert,  den  Fahrpreis  um  20  Kronen  zu  ermäßigen. 
Der  ungarische  Minister  des  Innern  verpflichtet  sich  zudem 
ausdrücklich,  die  Auswanderung  immer  auf  Fiume  zu  konzen- 
trieren. Der  in  Rede  stehende  Vertrag  sieht  ab  1912  mindestens 
36  Fahrten  jährlich  mit  zehntägigen  Zwischenräumen  vor.  In 
diesen  Dienst  sind  Schiffe  von  zirka  16.000  Bruttoregister- 
tonnengehalt  einzustellen.  Die  Fahrzeit  Fiume — Newyork 
wird  mit  lY  Tagen  festgestellt;  die  Cunard  ist  berechtigt, 
innerhalb  einer  gewissen  Maximalfahrzeit  beliebige  Zwischen- 
häfen anzulaufen.    Der  Passagepreis  für  ungarische  Zwischen- 
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deckpassagiere  darf  nicht  niedriger  als  mit  125  K  festgesetzt 
werden,  wozu  noch  die  Kopftaxe  zugeschlagen  wird.  Näheres 
über  Höhe  und  Zweck  dieser  Kopftaxe  enthält  der  Vertrag 
nicht;  auch  von  der  Vermittlungsgebühr  per  18  Kronen  pro 
Auswanderer  und  5%  der  Einnahmen,  welche  die  ungarische 
Schiffahrtsgesellschaft  ,,Adria"  in  Fiume,  die  die  Vertretung 
der  Cunard  daselbst  besorgt,  von  der  letzteren  bezieht,  steht  im 
Vertrag  nichts  geschrieben.  Da  von  Fiume  jährlich  durch- 
schnittlich zirka  35.000  ungarische  Auswanderer  durch  die 
Cunard  befördert  werden,  so  ergibt  sich,  wenn  das  Passage- 
geschäft mit  den  Rückwanderern  ganz  außer  Betracht  gelassen 
wird,  und  auch  die  über  Liverpool  oder  Antwerpen  durch  die 
Cunard  beförderten  ungarischen  Auswanderer  nicht  eingerech- 
net werden,  für  die  Cunard  ein©  Einnahme  von  4,275.000 
Kronen  und  für  die  Adria  eine  solche  von  zirka  1  Million 
Kronen.  Die  Einnahme  der  ungarischen  Regierung  aus  der 
Kopftaxe  ist  unbekannt. 

Es  steht  wohl  außer  Zweifel,  daß  die  Austro-Americana 
unter  den  gleichen,  wahrscheinlich  aber  auch  unter,  für  Ungarn 
viel  günstigeren  Bedingungen,  ohneweiters  bereit  gewesen 
wäre,  in  einen  Vertrag  mit  der  ungarischen  Regierung  einzu- 
treten, wozu  sie  1911  auch  bereits  vom  Standpunkte  ihres 
Schiffsparkes  und  dessen  Ausrüstung  die  geforderten  Voraus- 
setzungen erfüllt  hätte.  Es  wären  dann  ungefähr  6  Millionen 
Kronen  Passagegelder  und  vielleich  1  bis  2  Millionen  Fracht- 
gelder, die  heute  jährlich  von  Ungarn  an  eine  englische  Reederei 
gezahlt  werden,  der  österreichisch-ungarischen  Flagge  erhalten 
geblieben.  Daß  eine  solche  Stärkung  der  österreichischen 
Schiffahrt  bei  entsprechendem  Zusammengehen  zwischen 
Ungarn  und  Österreich  auch  in  anderer  Hinsicht  die  günstig- 
sten Rückwirkungen  für  Ungarn  gehabt  und  Vorteile  geboten 
hätte,  welche  die  englische  Gesellschaft,  die  an  der  Entwicklimg 
Fiumes  und  des  österreichischen  und  ungarischen  Seehandels 
ganz  und  gar  uninteressiert  ist,  niemals  bieten  kann,  bedarf 
wohl  keiner  näheren  Erklärung. 

Auch  hinsichtlich  der  Werftenindustrie,  die  bis  vor  ganz 
kurzer  Zeit  das  vergessene  Stiefkind  der  österreichischen 
Scbiffahrtspolitik  war,  hätte  ein  Zusammengehen  mit  Ungarn 
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bezüglicher  Vereinbarungen  die  ungarische  Regierung  und  die 
ungarischen  Reedereien  dafür  zu  gewinnen  gewesen  wären,  daß 
die  Schiffe  subventionierter  ungarischer  Schiffahrtsunterneh- 
mungen im  Inlande,  wenn  nicht  in  Ungarn,  so  auf  österreichi- 
schen Werften,  mit  ungarischem  Materiale  gebaut  werden 
müssen.  Aber  auch  das  hat  man  versäumt  und  die  ungarischen 
Reedereien  haben  im  Laufe  des  letzten  Dezenniums  wohl  über 
40  Millionen  Kronen  für  Schiffskäufe  und  Schiffsbauten  nach 
England  getragen. 

Wir  stehen  hier  also  abermals  vor  einem  Mißerfolge 
unserer  Schiffahrtspolitik,  welche  es  versäumt  hat,  rechtzeitig 
die  unseren  Interessen  entsprechende  Richtungslinie  kn  Ver- 
hältnisse zu  Ungarn  einzuhalten  und  dadurch  zweifellos  dazu 
beigetragen  oder  zumindesten  doch  in  ihrer  Passivität  ver- 
säumt hat,  auch  nur  den  Versuch  dagegen  zu  unternehmen,  daß 
die  ungarische  Schiffahrtspolitik  eine  Richtung  einschlagen 
konnte,  die  in  mancher  Hinsicht  eine  Spitze  gegen  Österreich 
enthält  und  wichtige  Interessen  unserer  Schiffahrt  teilweise 
sogar  verletzt. 

Die  Schwierigkeit,  unsere  Schiffahrtspolitik  in  dieser  Hin- 
sicht jetzt  wieder  auf  das  richtige  Geleise  zu  bringen,  ist  sehr 
erheblich,  weil  Zugeständnisse  von  unserer  Seite,  die  innerhalb 
eines  Verbandes  der  österreichischen  und  ungarischen  Reede- 
reien im  Interesse  der  Gemeinschaft,  also  beider  Teile,  ohne- 
weiters  hätten  gewährt  werden  können  und  jedenfalls  Kompen- 
sationen gefunden  hätten,  heute  der  Preisgabe  berechtigter 
Interessen  der  österreichischen  Schiffahrt  gleichkommen 
vTÜrden  und  wir  anderseits  dem  Widerstände  Ungarns,  seiner- 
seits wesentliche  Zugeständnisse  zu  machen,  begegnen  dürften. 
Zudem  hat  Ungarn  mittlerweile  wieder  einige  große  Schritte 
auf  der  schiefen  Ebene  der  Subventionspolitik  unternommen, 
was  zwar  kaum  seinem  Handel,  wahrscheinlich  auch  nicht  ein- 
mal seinen  Reedereien  zum  ISTutzen,  ganz  bestimmt  aber  den 
ungarischen  Staatsfinanzen  zum  ISTachteile  gereichen  wird.  Die 
nächste  Folge  dieser  neuen  Phase  ungarischer  Schiffahrts- 
politik wird  wohl  sein,  daß  Österreich  sich  in  die  Zwangslage 
versetzt  sehen  dürfte,  auch  seinerseits  die  Subventionen,  wenig- 
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stens  seiner  dalmatinischen  Reedereien,  zu  erhöhen.  Dieses 
gegenseitig  sich  Hinauf-Lizitieren  fördert  natürlich  nicht  die 
Verhandlungs-  und  Ausgleichsfreudigkeit. 

Es  wird  dies  in  allen  konkreten  Angelegenheiten  unserer 
schiffahrtspolitischen  Beziehungen  zu  Ungarn  zum  Ausdruck 
kommen.  Zunächst  im  Quarnero-Dienste  und  im  dalmatinischen 
Dienste  der  ungarischen  Schiffahrtsgesellschaft  Ungaro-Croata. 
Diese  Eeederei  sieht  speziell  den  lukrativen  Pendelverkehr 
zwischen  Fiume  und  Abbazia-Lovrana  als  ihre  ausschließliche 
Domäne  an  und  betrachtet  jede  Mitbeteiligung  einer  österrei- 
chischen Schiffahrt  an  diesem  Verkehre  als  einen  Eingriff  in 
ein  unantastbares  Recht.  Dieser  Standpunkt  ist  natürlich  un- 
haltbar, abgesehen  davon,  daß  der  Verkehr  vom  ungarischen 
Fiume  nach  der  österreichischen  Riviera  wahrscheinlich  genau 
so  groß  ist,  wie  jener  von  der  österreichischen  Riviera  nach  dem 
ungarischen  Fiume. 

Eine  andere  Angelegenheit  im  adriatischen  Dienste  betrifft 
den  dalmatinischen  Dienst  der  Ungaro-Croata,  in  w^elchem  die- 
selbe, wie  erwähnt,  zweifellos  große  Erfolge  erzielt  hat,  die  sie 
nunmehr  verteidigt  und  ihrerseits  nicht  preisgeben  will,  wenn 
es  sich  dabei  auch  um  einen  Dienst  handelt,  der  ausschließlich 
dalmatinischer,  d.  h.  österreichischer  Provenienz  ist.  In  diesem 
Dienste  hat  die  Ungaro-Croata  an  vier  Tagen  der  Woche  Eil- 
linien von  Fiume  nach  Dalmatien  eingerichtet  und  ein  bezüg- 
liches Übereinkommen  mit  dem  österreichischen  Lloyd  abge- 
schlossen, demzufolge  die  Eillinien  beider  Gesellschaften  tag- 
weise abwechseln. 

In  dieser  Hinsicht  muß  aber  darauf  hingewiesen  werden, 
daß  Österreich  ungeheuere  Mittel  aufgewendet  hat,  um  die 
zweite  Eisenbahnlinie  nach  Triest  zu  schaffen  und  die  Hafen- 
anlagen daselbst  in  großzügiger  Weise  auszugestalten.  Diese 
Aufwendungen  haben  nicht  nur  eine  unabweislich  notwendige 
Folgewirkung  auf  unsere  Schiffahrtspolitik  im  allgemeinen, 
sondern  sie  müssen  auch  selbstverständlich  auf  die  Dalmatien- 
Politik  und  die  adriatische  Schiffahrtspolitik  Österreichs  Ein- 
fluß nehmen.  Eine  solche  Einflußnahme  wird  Österreich  ge- 
radezu aufgezwungen  durch  den  Umstand,  daß  die  neue  Bahn- 
verbindung  eine   ganz    ungeheuere    Steigerung    des    Personen- 
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Verkehres  nach  Triest  und  Dalmatien  mit  sich  brachte,  welche  die 
österreichische  Regierung,  wie  bereits  früher  erwähnt  ^vurde, 
veranlaßt  haben,  in  den  neuen,  im  Jahre  1909  abgeschlossenen 
Vertrag  über  den  dalmatinischen  Dienst  des  Lloyd,  die  Ver- 
mehrung der  Eilfahrten  dieser  Reederei  nach  Dalmatien  suk- 
zessive bis  zu  täglichen  solchen  Verbindungen  vorzusehen.  Diese 
notwendige,  gar  nicht  von  der  Hand  zu  weisende  Vorsorge,  die 
auch  die  österreichische  Postsubvention  an  die  Ungaro-Croata 
überflüssig  machen  würde,  wird  nun  von  Ungarn  zweifellos 
auch  wieder  als  ein  Einbruch  in  erworbene  Rechte  angesehen 
werden.  Natürlich  ist  auch  dieser  Standpunkt  unhaltbar,  weil 
Österreich  sich  unmöglich  eine,  von  der  Rücksicht  auf  Ungarn 
diktierte  Beschränkung  in  seiner  Eür sorge  für  Dalmatien  auf- 
erlegen kann,  und  zwar  heute  umsoweniger,  als  es  sich  auch 
darum  handelt,  die  Verkehrsbeziehungen  der  Monarchie  mit 
Bosnien  und  Herzegovina  über  Dalmatien  durch  die  öster- 
reichische Schiffahrt  enger  zu  gestalten. 

Sowohl  was  diesen  dalmatinischen  Dienst  der  Ungaro- 
Croata,  als  den  Quarnero-Dienst  dieser  Reederei  anbelangt, 
darf  Ungarn  billigerweise  nicht  übersehen,  daß  der  größte  Teil 
des,  die  lokale  Verbindung  zwischen  Eiume  und  der  öster- 
reichischen Riviera  Abbazia  -  Lovrana,  alimentier enden  Ver- 
kehres von  der  österreichischen  Südbahn  vermittelt  wird. 
Auch  hat  Österreich  so  viele  Aufwendungen  für  sein  dal- 
matinisches Küsten-  und  Inselgebiet  zur  wirtschaftlichen  und 
kulturellen  Hebung  desselben  in  Aussicht  genommen  und  teil- 
weise bereits  gemacht,  daß  es  wirklich  nicht  unbescheiden  ist, 
wenn  es  den  Anspruch  erhebt,  sowohl  im  Quarnero  auch  durch 
österreichische  Reedereien  Schiffahrtsdienste  zu  besorgen,  als 
auch  die  Früchte  von  dem  zu  ernten,  was  es  in  Dalmatien  gesät 
hat  und  säen  will.  Ungarn  braucht  gleichwohl  den  bequemen 
Standpunkt,  nur  zu  ernten,  ohne  gesät  zu  haben,  nicht  zu  ver- 
lassen, weil  die  von  Österreich  getroffenen  und  geplanten  Maß- 
nahmen und  Einrichtungen  zur  Hebung  Dalmatiens  und  zur 
Förderung  des  Verkehres  dahin,  in  ihren  wohltätigen  Wirkim- 
gen  unbedingt  auch  der  ungarischen  Schiffahrt  und  Fiume  zu- 
gute kommen  müssen.  Auch  die  von  Österreich  zur  Durch- 
führung gelangende  Verbesserung  imd  Ausdehnimg  des  eigenen 
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Schiffsverkelires  kann  nur  eine,  auch  für  Ungarn  vorteilhafte 
Wirkung  haben,  weil  verbesserte  und  vermehrte  Verkehregele- 
genheiten  immer   auch  im  allgemeinen   verkehrsschaffend  sind. 

Von  ganz  eminenter  Bedeutung  in  schiffahrtspolitischer 
Hinsicht  ist  die  Frage  der  Beförderung  ungarischer  Auswande- 
rer und  Rückwanderer.  Wie  früher  erwähnt  wurde,  hat 
Ungarn  die  Austro-Americana  von  der  Mitbedienung  dieses  Ver- 
kehres ausgeschlossen.  Diese  Tatsache  verletzt  die  einzig  mög- 
liche Grundlage  eines  engen  Zusammengehens  in  schiffahrts- 
politischer Hinsicht,  die  paritätische  Behandlung  von  Triest 
und  Fiume  und  der  beiderseitigen  Reedereien,  auf  das  empfind- 
lichste. Zwar  ist  der  ungarische  Vertrag  mit  der  Cunard,  der 
genau  genommen  ein  Vertrag  auf  Lieferung  von  ungarischen 
Auswanderern,  und  daher  schiffahrtspolitisch  für  Ungarn  ganz 
belanglos  ist,  dem  ungarischen  Parlament  noch  nicht  vorgelegt 
worden.  Es  wird  nun  ausschließlich  die  Sache  Ungarns  sein, 
vielleicht  noch  in  zwölfter  Stunde  einzulenken  und  die  Austro- 
Americana  zum  Geschäftsbetriebe  in  Ungarn  zuzulassen  und 
ihr  wenigstens  die  Möglichkeit  zu  geben,  ungarische  Auswan- 
derer in  einem  gewissen  Umfange  ab  Triest  zu  befördern.  An- 
dernfalls wird  Österreich  sich  wohl  gezwungen  sehen,  voraus- 
gesetzt, daß  die  großen  und  wichtigen  Ziele  unserer  Schifahrts- 
politik nicht  aus  dem  Auge  verloren  werden,  mit  aller  Tatkraft 
seine  eigenen  Wege  unabhängig  von  den  ungarischen  Interessen 
zu  gehen. 

In  Beziehung  auf  die  mit  Ungarn  im  Ausgleich sver trage 
getroffenen  Vereinbarungen  bezüglich  der  Seeverwal- 
tung und  Seeschiffahrt,  hat  man  österreichischerseits  leider 
zugestimmt,  daß  diese  Angelegenheiten  nach  gleichen  l^ormen 
und  überhaupt  in  tunlichst  übereinstimmender  Weise  geführt 
werden.  Dabei  wurde  übersehen,  daß  die  Interessen  Ungarns 
an  der  Seeverwaltung  ganz  unvergleichlich  geringere  sind  als 
jene  Österreichs.  Ungarn  hat  nur  eine  kurze  Seeküste  von 
Fiume  bis  Carlopago  und  eine  gegenüber  der  österreichischen 
verhältnismäßig  wenig  entwickelte  Handelsmarine.  Durch  das 
im  Ausgleichsvertrage  gemachte  Zugeständnis  ist  nun  die  wei- 
tere Ausgestaltung  und  Entwicklung  unserer  Seeverwaltung 
teilweise  von  dem  Votum  Ungarns  abhängig  gemacht  worden. 

V.  Weichs,  Schiffahrtspolitik.  5 
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Infolgedessen  ist  die  beabsichtigte  Wirkung,  eine  Einheitlich- 
keit in  der  österreichisch-ungarischen  Seeverwaltung  herbei- 
zuführen, in  höchst  eigenartiger  Weise  erzielt  worden:  Es  ist 
die  Rückständigkeit  der  Seeverwaltung  für  beide  Staaten  in 
Permanenz  erklärt  worden.  —  Bei  Abschluß  eines  künftigen 
Ausgleichsvertrages  müßte  darauf  gedrungen  werden,  daß 
Österreich  in  Angelegenheiten  seiner  Seeverwaltung  selbständig 
vorgehen  könne.  Die  angestrebte  und  tatsächlich  wünschens- 
werte Festsetzung  gleicher  IN^ormen  für  die  Seeverwaltung  und 
die  Führung  derselben  in  übereinstimmender  Weise,  wird  da- 
durch wahrscheinlich  in  viel  besserer  Weise  erzielt  werden,  weil 
Ungarn  sich  dann  freiwillig  anschließen  wird,  um  nicht  seine 
Schiffahrt  in  vieler  Hinsicht  Nachteilen  anzusetzen. 


Neben  den  Angelegenheiten  der  Schiffahrt  ist  für  unsere 
Plandelsmarine  die  organisatorische  Regelung 
des  Seedienstes  durch  staatliche  Maßnah- 
men von  großer  Wichtigkeit,  und  hat  eine  der  bedeutsamsten 
Aufgaben  der  staatlichen  Schiffahrtspolitik  im  weiteren  Sinne 
zu  bilden.  Es  kommen  hiebei  nicht  allein  Konkurrenzfragen, 
sondern  vor  allem  öffentliche  Interessen  im  Seeverkehre  in  Be- 
tracht, Avelche  die  Errichtung  einer  modernen  Seeverwaltung 
und  die  Schaffung  von  Gesetzen,  Reglements  und  staatlichen 
Exekutivanstalten  erfordern,  zum  Zwecke  der  Sicherheit  des 
Schiffahrtsbetriebes,  der  ordnungsmäßigen  Versehung  des  Bord- 
dienstes und  der  Gewährleistung  einer  vertrauenserweckenden 
Schiffsdisziplin. 

Während  andere  Seestaaten  dem  raschen  Entwicklungs- 
gange der  Schiffahrt  und  dem  Ineinandergreifen  internatio- 
naler Verkehrsinteressen  zur  See  durch  neue,  und  nach  dem 
jeweiligen  Wechsel  der  Verhältnisse  sowie  der  rasch  fortschrei- 
tenden Entwicklung  immer  wieder  ergänzte  oder  abgeänderte 
Gesetze  sowie  auch  durch  kostspielige  Einrichtungen,  fortgesetzt 
Rechnung  getragen  haben,  ist  Österreich  in  den  legislativen  und 
exekutiven  Maßnahmen  weit  zurückgeblieben.  In  Fragen, 
welche  das  Schiff,  dessen  Eignung  und  Ausrüstung,  die  Kavi- 
gationsführung,  die  Borddisziplin,   die  Bemannung  und  deren 
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Verhältnis  zum  Reeder,  ferner  die  Sicherheit  der  Passagiere, 
das  Urteil  in  Schiff sunf allen,  die  Ahndung  von  Seereaten  usw. 
betreffen,  bildet  die  einzige  gesetzliche  Basis  noch  immer  das 
„Editto  politico*^  von  Maria  Theresia  aus  dem  Jahre  1774,  das 
für  die  alte  Segelschiffahrt  gemacht  war.  Und  zur  Entschei- 
dung maritimer  Zivilrechtsfragen  dient,  soweit  es  den  Richtern 
und  Advokaten  bequem  dünkt,  usancemäßig  noch  der  Napoleo- 
nische Kodex. 

Zur  Regelung  des  Seedienstes  ist  eine  ebenso  zielbewußte 
wie  anhaltende  Ingerenz  der  Staatsverwaltung  unerläßlich.  Un- 
sere Seebehörde  hat  sich  jedoch  in  ihrer  heutigen  Organisation 
nicht  befähigt  und  imstande  erwiesen,  den  vielseitigen  Auf- 
gaben, die  ihr  in  dieser  Ingerenz  zukommen,  gerecht  zu  werden. 
Es  ist  dies  auch  erklärlich.  Wer  nie  zur  See  gedient  oder  bei 
Reedereien  beschäftigt  war,  kann  das  zur  Behandlung  mari- 
timer Fragen  nötige  Gefühl  und  Verständnis  weder  aus 
Büchern  noch  aus  Akten  erwerben.  Wenn  im  maritimen  Fache 
etwas  geschaffen  werden  soll,  so  kann,  es  hat  sich  dies  immer 
und  überall  erwiesen,  wegen  dessen  Eigenart  in  erster  Linie 
immer  nur  der  Fachmann  dazu  berufen  sein.  In  unserer  See- 
behörde sind  jedoch  neben  einer  großen  Zahl  von  juristisch  vor- 
gebildeten, im  übrigen  ausgezeichneten  Beamten,  nur  ganz 
wenige  maritime  Fachleute  systemisiert  und  beschäftigt  und 
darin  liegt  wohl  der  Hauptgrund,  der  die  Seeverwaltung  so 
wenig  leistungsfähig  gemacht  hat.  Wenn  die  vielen  gesetzes- 
kundigen Beamten  in  der  Seeverwaltung  das  bis  zur  Unbrauch- 
barkeit  veraltete  „Editto  politico^^  als  einzige  gesetzliche  Stütze 
der  Amtsgewalt  im  Seedienste  in  Kraft  belassen  und  in  ihrem 
eigenen  Fachgebiete,  d.  i.  in  Seegesetzen,  nahezu  nichts  ge- 
schaffen haben,  so  kann  man  sich  vorstellen,  wie  wenig  ihre 
maritime  Tätigkeit  hervorgebracht  hat.  Damit  soll  kein  Vor- 
wurf ausgesprochen,  sondern  nur  jenes  Moment  bezeichnet 
werden,  das  den  Fehler  im  System  unserer  Seeverwaltung 
bildet. 

So  kommt  auch  das  wichtige  große  Werk,  die  Kodifikation 
des  inneren  öffentlichen  Seerechtes,  keinen  Schritt  vorwärts. 
Der  die  Schiffsbesatzung  betreffende  Teil,  die  ,,Seemannsord- 
nung^',  welche   die  Rechte    und    Pflichten    der     angeheuerten 
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Schiffspersonell  regeln  soll  und  in  allen  Kulturstaaten  schon 
längst  besteht,  wird  in  unserer  Handelsmarine  seit  einem 
Viertel  jähr  hundert  dringend,  aber  vergeblich,  gefordert.  An 
eine  Kodifikation  des  Sachteiles  des  öffentlichen  Seerechtes, 
die  Eegelung  des  veralteten  Disziplinarverfahrens,  die  Sanitäts- 
vorschriften und  Hafenamtsinstruktionen,  Gesetze  zur  Siche- 
rung der  Seeschiffahrt  usw.,  ist  unter  den  gegebenen  Verhält- 
nissen wohl  kaum  zu  denken;  denn  es  steht  außer  Zweifel,  daß 
auch  maritime  Gesetze  und  Vorschriften,  sofern  es  sich  nicht 
lediglich  um  Rechtsfragen  oder  um  die  Einhaltung  der  üblichen 
legistischen  Form  handelt,  doch  wieder  nur  der  maritime  Facli- 
mann  ausarbeiten  kann. 

Es  ist  naheliegend,  daß  in  einem  maritimen  Amte,  wie  es 
die  Seebehörde  repräsentiert,  oder  ihrer  Idee  nach  doch  reprä- 
sentieren soll,  viele  maritime  Agenden  zu  behandeln  sind.  Denn 
alle  die  mannigfachen  Fragen,  die  den  Seedienst  im  allge- 
meinen betreffen,  müssen  für  unsere  kleine  Küstenstrecke  und 
kleine  Handelsmarine  ebensogut  ausgetragen  werden,  wie  in 
einem  großen  Seestaat,  weil  die  internationalen  Beziehungen 
im  Seeverkehr  eine  gewisse  Gleichartigkeit  im  Seedienste  not- 
wendig machen.  Da  nun  diese  vielen  Agenden  immer  den 
wenigen  maritimen  Fachleuten  unserer  Seeverwaltung  zufallen 
müssen,  so  ist  leicht  einzusehen,  daß  dieselbe  außerstande  war, 
sich  organisatorischen  Aufgaben  und  Arbeiten  zu  widmen  und 
daher  eine  große  Eückständigkeit  mit  allen  ihren  Folgen  im 
Seedienste  unvermeidlich  wurde.  Dies  führte  Ubelstände  mit 
sich,  die  in  der  Handelsmarine  eines  Großstaates  heutzutage 
nicht  mehr  vorkommen  sollten  und  unter  denen  einige  nach- 
stehend besonders  angeführt  zu  werden  verdienen. 

Die  in  anderen  Seestaaten  eingerichteten  Schiffs- 
besichtigung en,  welche  von  staatlich  hiezu  bestellten 
Fachleuten,  und  zwar  Kapitänen,  Schiff  bau  technikern  und 
Maschinentechnikern  ausgeführt  werden,  bestellen  bei  uns  noch 
immer  nicht,  obwohl  ihre  Einführung,  insbesondere  mit  Rück- 
sicht auf  die  Eignung  und  Siclierheit  der  Passagierschiffe,  drin- 
gend geboten  erscheint.  Es  ist  kaum  zu  verantworten,  daß 
wir  nicht  einmal  unsere  Auswanderer  schiffe  dieser  staatlichen 
Besichtigung  unterziehen  können. 
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xv\in  hat  England  mit  dem  neuen  Merciiant-Shipping-Act 
vom  Jahre  1906  die  eigenen  Sicherheitsbestimmungen  bezüg- 
lich der  Seetüchtigkeit  von  Handelsschiffen  im  allgemeinen  und 
bezüglich  der  Einrichtung  und  jährlichen  Besichtigung  von 
Passagierdampfern  auf  alle  fremden  Schiffe,  die  einen  eng- 
lischen Hafen  anlaufen,  ausgedehnt.  Dieselben  sind  von  der 
Besichtigung  nur  dann  enthoben,  wenn  sie  ein  Besichtigungs- 
zertifikat ihres  Staates  besitzen  und  wenn  die  in  ihrem  Staate 
bestehenden  Bestimmungen  zur  Sicherheit  der  Seeschiffahrt 
den  englischen  gleichwertig  sind  und  gleich  wirksam  durch- 
geführt werden.  Um  den  Pasagierverkehr  mit  österreichischen 
Schüfen  nach  großbritannischen  Häfen  nicht  zu  unterbinden, 
mußte  die  Seebehörde  über  Ansuchen  des  Lloyd  zu  dem  Aus- 
kunftsmittel greifen,  die  Schiffsbesichtigungen  bis  auf  weiteres, 
wenigstens  auf  Grundlage  der  englischen  Bestimmungen,  durch 
amtliche  Organe  vornehmen  zu  lassen.  Ähnliche  Bestimmungen 
wie  in  England  sind  im  französischen  Gesetze  vom  Jahre  1909 
bezüglich  jener  fremden  Schiffe  getroffen,  die  in  einem  fran- 
zösischen Hafen  Passagiere  aufnehmen.  Die  Schiffe  müssen 
zur  Besichtigung  ausgeladen  und  gedockt  werden  und  durch 
solche  Betriebshemmungen  erwachsen  Verluste,  die  ihnen  nicht 
ersetzt  werden.  Da  ferner  eine  internationale  Reziprozität  in 
der  Anerkennung  staatlicher  Zertifikate  angestrebt  wird,  so 
dürfte  Österreich  sich  gezwungen  sehen,  die  Einrichtungen 
anderer  Seestaaten  endlich  nachzumachen,  um  nicht  länger  in 
der  kläglichen  Lage  zu  verbleiben,  in  welcher  wir  uns  heute 
infolge  der  auf  ein  halbes  Jahrhundert  zurückreichenden  Ver- 
säumnisse unserer  Seeverwaltung  gegenüber  England  und 
Frankreich  befinden. 

Alle  führenden  Seestaaten  fordern  auf  Handelsschiffen 
die  F  r  e  i  b  o  r  d  m  a  r  k  e,  welche  seit  Jahrzehnten  von  jedem 
guten  Klassifikationsinstitut  nach  bestimmten  Regeln  ange- 
bracht wird.  Da  England  und  andere  Staaten  kürzlich  auch 
diese  Forderung  auf  fremde  Schiffe  ausgedehnt  haben,  so 
müssen  unsere  Schiffe  künftighin,  wenn  sie  ohne  die  Marke 
sind,  in  ausländischen  Häfen  beanständet  werden.  Wir  be- 
sitzen nämlich  weder  Gesetz  noch  Vorschrift  über  diese  Frei- 
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bordinarken  (Tief lade- Linie)  und  das  Klassifikationsinstitut 
„Österreichisch-ungarischer  Veritas''  hat  auch  bis  heute  noch 
keine  Freibordregeln.  Aus  einem  österreichischen  Hafen,  und 
zwar  sowohl  im  Verkehre  nach  dem  Auslande,  als  auch  zwischen 
österreichischen  und  ungarischen  Häfen,  darf  jedes  Schiff  in  See 
gehen,  auch  wenn  es  noch  so  gefährlich  überladen  ist,  sobald  der 
Kapitän  die  Verantwortung  hiefür  übernimmt.  Den  subven- 
tionierten Schiffen  ist  zwar  —  was  sonst  in  keinem  Staate  vor- 
kommt —  die  Klassifizierung  beim  privaten  Institute  „Öster- 
reichisch-ungarischer Veritas"  vorgeschrieben.  Dieses  wenig 
kräftige  und  vom  Staate  in  keiner  Weise  überwachte  Institut 
genießt  jedoch  weder  bei  den  Reedern,  Assekuranzgesellschaften 
und  Verfrachtern,  noch  im  Auslande  außerhalb  des  Mittel- 
meeres, genügendes  Ansehen,  um  seinem  Zwecke  zu  entsprechen. 
Die  subventionierten  Schiffe  müssen  daher  die  Besichtigung 
des  „Veritas"  wohl  über  sich  ergehen  lassen  und  die  erheblichen 
Auslagen  tragen,  die  Reedereien  sehen  sich  jedoch  gezwungen, 
überdies  auch  die  Klasse  vom  englischen  Lloyds-Register  zu 
erwerben. 

Die  seit  Jahren  bestehenden  Vorschriften  anderer  See- 
staaten über  die  Anzahl  und  Gattung  von  Booten  und  Ret- 
tun g  s  m  i  1 1  e  1  n  an  Bord  der  Schiffe,  haben  bei  uns  noch 
keinen  Widerhall  gefunden.  Am  ungünstigsten  macht  sich  dies 
auf  den  Passagierschiffen  in  kleiner  Küstenfahrt  fühlbar. 
Unsere  Vorschrift  aus  den  Achtziger  jähren  betreffend  die 
Sicherheitseinrichtungen  auf  Passagierschiffen  ist  so  veraltet, 
daß  sie  mit  den  gegenwärtigen  Anforderungen  in  keinem  Ein- 
klänge steht ;  aber  auch  die  wenigen  allenfalls  noch  brauchbaren 
Bestimmungen  derselben  finden  keine  Beachtung.  Es  kommt 
vor,  daß  auf  Passagierdampfern  kleiner  Küstenfahrt  keine  See- 
karte zu  ffnden  und  der  Kompaß  in  unbrauchbarem  Zustande  ist. 

Auch  die  Außerachtlassung  der  internationalen  Lich- 
tervorschrift seitens  der  Küstenfahrer  in  unseren  Ge- 
wässern gibt  Anlaß  zu  Versäumnissen  und  nicht  selten  zu 
folgenschweren  Kollisionen.  Selbst  in  der  unmittelbaren  Um- 
gebung des  Haupthafens,  wo  doch  eine  strenge  Seepolizei  zu  er- 
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warten  wäre,  zeigen  Segler  in  Fahrt  keine  Lichter.  Auf  ver- 
schiedenen Dampfern  läßt  sich  zweifellos  erkennen,  daß  Kon- 
struktion oder  Anbringung  der  Positionslichter  vorschrifts- 
widrig sind.  Aber  die  wenigsten  Schiffer  in  Küstenfahrt  wissen 
überhaupt,  daß  schon  seit  mehr  als  zehn  Jahren  eine  Vorschrift 
besteht,  nach  welcher  ihre  Positionslaternen  vom  Hafenamt  als 
vorschriftsmäßig  abgestempelt  und  jährlich  visitiert  werden 
sollen,  und  daß  laut  dieser  internationalen  Vorschrift  jedes 
Schiff  ein  jährlich  erneutes  oder  prolongiertes  Lichterzertifikat 
besitzen  müsse. 

Der  bezeichnendste  Mangel  unseres  veralteten  Register- 
gesetzes  besteht  darin,  daß  Personen  von  so  geringer  Qua- 
lifikation, wie  die  Schiffer  der  kleinen  Küstenfahrt  innerhalb 
der  Adria,  und  Schiffer  der  großen  Küstenfahrt  zwischen  Triest, 
Gibraltar,  Aden  und  dem  Schwarzen  Meere,  selbst  Passagier- 
schiffe der  größten  Dimensionen  befehligen  dürfen.  E'acli 
diesem  Gesetze  braucht  auch  der  größte  Passagierdampfer  in 
weiter  Fahrt  nicht  mehr  als  einen  Leutnant  zu  führen  und 
innerhalb  der  früher  bezeichneten  Grenzen  der  großen  Küsten- 
fahrt darf  er  sogar  überhaupt  ohne  einen  Offizier  navigieren. 
Es  steht  dies  einzig  in  der  Marinewelt  da,  weil  jeder  Laie  ein- 
sieht, daß  der  Kapitän  nicht  tagelang  ohne  Ablösung  allein  auf 
der  Brücke  bleiben  kann  und  daß  hiedurch  die  Sicherheit  der 
J^avigation  gefährdet  sein  muß.  Um  die  Bezahlung  mehrerer 
Leutnants  zu  ersparen,  werden  von  manchen  Reedereien  un- 
qualifizierte Seeleute  als  Schiffsoffiziere  angestellt  und  zur 
selbständigen  Versehung  der  IvTavigationswache  auf  der  Brücke 
ermächtigt. 

Während  die  führenden  Seestaaten  ihre  „K  u  n  fl- 
machungen  für  Seefahrer^'  mit  jährlich  ungefähr 
300  Kümmern  auf  alle  Meere  erstrecken,  bleiben  die  von  uns, 
überdies  regelmäßig  verspätet  ausgegebenen,  etwa  50  i^ummern 
zumeist  auf  die  kleine  Küstenfahrt  beschränkt.  Unsere  See- 
fahrer finden  in  ganz  Triest  —  und  noch  viel  weniger  in 
anderen  österreichischen  Häfen  —  keine  verläßlich  kurrent  ge- 
haltenen Seekarten  u.  dgl.  wichtige  Behelfe.   Zeitvergleiche 
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sind  unmöglich,   weil  in   Triest  nur  ein  einziger   Ballon-Fall 
(zum  Mittagsschuß)    abgegeben  wird. 

Schiffe,  die  in  österreichischen  Häfen  einlaufen  oder  die- 
selben verlassen,  müssen  regelmäßig  einen  Lotsen  am 
Bord  nehmen.  Dieser  Zwangslotse  ist  bei  uns  ein  niederes 
Hafenamtsorgan,  welches  in  gleicher  Eigenschaft  anderwärts 
Hafenmatrose  heißt  und  eigentlich  nur  Wächterdienste  zu  ver- 
sehen hätte.  Als  maritimes  Qualifikationserfordernis  für  die 
Anstellung  dieser  Hafenbediensteten  ist  bloß  die  Fähigkeit  zur 
Führung  eines  Bootes,  also  die  Fähigkeit  eines  besseren  Ma- 
trosen oder  gar  nur  der  Besitz  eines  Seedienstbuches  vorge- 
schrieben, eine  Prüfung  auf  Sehvermögen  und  Farbenblindheit 
ist  jedoch  nicht  vorgesehen.  Ein  fremder  Kapitän,  der  ein  sol- 
ches uniformiertes  Staatsorgan  unter  dem  Titel  „k.  k.  Hafen- 
lotse" an  Bord  kommen  sieht,  glaubt  natürlich,  wie  in  anderen 
Staaten,  einen  erfahrenen  Kapitän  vor  sich  zu  haben,  überläßt 
ihm  das  Hafenmanöver,  erkennt  seinen  Irrtum  erst,  wenn  es 
zu  spät  ist  selbst  einzugreifen  und  läuft  Gefahr,  nachdem  der 
sogenannte  Lotse  einen  Unfall  herbeigeführt  hat,  obendrein 
noch  wegen  unvorsichtigen  Manövers  vom  Hafenamte  mit  einer 
Geldbuße  bestraft  zu  werden. 

Die  Disziplinarentscheidungen  bei  Schiffs- 
Unfällen,  welche  in  erster  Instanz  von  den  Hafenämtern 
ergehen,  sind  in  ihrer  Art  nicht  mehr  zeitgemäß  und  es  kommt 
häufig  vor,  daß  ein  untergeordnetes  Finanzwachorgan  als  Vor- 
stand einer  Hafen-Agentie  über  die  Ausführung  eines  nau- 
tischen Manövers  entscheidet  und  über  im  Dienste  ergraute 
Kapitäne  Strafen  verhängt.  Die  Erkenntnisse  dieser  ersten 
Instanz  lassen  bezüglich  ihrer  Ausführung  meist  sehr  viel  zu 
wünschen  übrig  und  es  ist  gut,  daß  sie  nicht  veröffentlicht  wer- 
den müssen,  wie  es  in  anderen  Seestaaten  geschieht,  welche 
solche  Entscheidungen,  die  als  navigatorische  Yerhaltungsmaß- 
nahmen  für  Seefahrer  dienen,  eigens  hiezu  bestellten  Ämtern 
oder  Kommissionen  übertragen. 

Wegen  des  bei  Seeunfällen  herbeigeführten  Schadens 
werden  dieselben  zumeist  auch  vom  Handels-  imd   Seegericht 
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behandelt.  Da  dieses  die  Entscheidung  der  Hafenämter  nicht 
zur  Basis  des  Gerichtsurteiles  macht,  diese  Entscheidung  viel- 
mehr vollständig  außeracht  läßt  und  sich  auf  maritime  Privat- 
experten stützt^  so  wiederholt  es  sich  häufig,  daß  die  Ent- 
scheidung des  Zivilgerichtes  dem  Hafenamts-Erkenntnis  direkt 
widerspricht,  so  daß  z.  B.  in  Kollisionsfällen  das  Hafenamt  dem 
einen,  das  Zivilgericht  dem  anderen  Kapitän  das  Verschulden 
beimißt  und  sonach  der  erstere  im  Disziplinarwege  zur  Geld- 
strafe, der  zweite  dagegen  gerichtlich  zum  Schadenersatz  ver- 
urteilt wird.  Ein  ähnlicher  Widerspruch  kann  vielleicht  gerade 
im  entgegengesetzten  Sinne  zwischen  den  zweiten  Instanzen, 
Seebehörde  und  Appellgericht  platzgreifen. 

Gegen  Kapitäne  oder  Offiziere,  die  durch 
Nachlässigkeit  oder  J^avigationsfehler  Schiffsunfälle  verschuldet 
haben,  kann  mangels  einer  gesetzlichen  Handhabe  nicht 
mit  der  temporären  oder  dauernden  Brevetentziehung  vorge- 
gangen werden.  Solche  Kapitäne  und  Offiziere  werden,  auch 
wenn  sie  sich  in  der  Praxis  wiederholt  als  unfähig  oder  gewis- 
senlos erwiesen  haben,  mit  einer  Geldbuße  von  höchstens 
200  Kronen  geahndet.  Ihr  Brevet  behalten  sie,  um  in  ihrer 
weiteren  Berufstätigkeit  eine  konstante  Gefahr  für  Schiffe 
und  Menschenleben  zu  bilden. 

Die  Borddisziplin  hat,  unter  dem  zersetzenden  Ein- 
fluß der  Sozialdemokratie  und  infolge  des  Fehlens  einer,  das 
Verhältnis  zwischen  Reeder,  Kapitän  und  Schiffsmann  regeln- 
den entsprechenden  Gesetzgebung,  in  unserer  Handelsmarine 
eine  bedenkliche  Lockerung  erfahren.  Im  allgemeinen  stehen 
nur  wenige  geschulte  Seeleute  im  Dienste  unserer  Handels- 
marine; zum  großen  Teile  werden  zu  diesem  Dienste  unquali- 
fizierte Handlanger  des  Hafendienstes  herangezogen,  die  heute 
hier,  morgen  dort  Arbeit  leisten.  Es  erklärt  sich  dies  aus  den 
ungünstigen  Entlohnungsverhältnissen  bei  unseren  Reedereien, 
die  natürlich  gleichfalls  zur  Verschlechterung  der  Borddiszi- 
plin beitragen.  Ein  gewöhnlicher  Handlanger  im  Freihafen 
erhält  mitunter  das  Doppelte  und  mit  dem  Akkordverdienst  auch 
noch  mehr  Taglohn ;  er  genießt  zudem  gegenüber  dem  Seemanne 
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den  Vorteil  ungestörter  iNTachtruhe  und  ist  nicht,  wie  dieser, 
fast  beständig  Gefahren  ausgesetzt.  Infolgedessen  wenden  sich 
dem  Seedienste  zum  großen  Teile  nur  minderqualifizierte  Leute 
von  vielfach  zweifelhaften  Anlagen  und  oft  nur  gezwungen  von 
äußerster  Xot  zu.  Dazu  tritt  noch  der  Umstand^  daß  in  den 
Seedienstbüchern,  die  den  Dienstbotenbüchern  gleichzuhalten 
sind,  weder  allfällige  Angaben  über  die  Qualifikation,  noch  die 
Ursachen  der  Entlassung  eingetragen  werden  dürfen,  so  daß 
die  Kapitäne  zumeist  außerstande  sind,  imter  den  Arbeit- 
suchenden eine  qualitative  Auswahl  zu  treffen. 

Ein  weiterer  Umstand,  der  die  Qualität  der  Mann- 
schaft unserer  Handelsmarine  gegenüber  den  Arbeitern 
anderer  Gewerbe  herabdrückt,  ist  der  Mangel  jeglicher  Alters-, 
Kranken-  und  Unfallversicherung.  In  dieser  letzteren  Be- 
ziehung wird  die  verfassungsmäßige  Genehmigimg  der  vom 
Handelsministerium  im  Jahre  1910  dem  Parlamente  vorgeleg- 
ten Gesetzentwürfe  betreffend  die  Einbeziehung  der  Seeleute 
in  die  bestehende  Arbeiter-Unfall-  und  in  die  Kranken- Ver- 
sicherung sowie  das  gleiclifalls  bereits  in  parlamentarischer 
Behandlung  stehende  große  Sozialversicherungswerk  Abhilfe 
bringen. 

Günstiger  liegen  in  dieser  Hinsicht  im  allgemeinen  die^^er- 
hältnisse  bei  den  Großreedereien,  die  schon  im  eigenen  Interesse 
einen  Stock  beruflich  geschulter,  besser  qualifizierter  Matrosen 
heranzuziehen  suchen  und  auch  auf  deren  Altersversorgung- 
bedacht  sind. 

Die  angeführten  Umstände  haben  in  Verbindung  mit  dem 
Mangel  an  bezüglichen  Gesetzen,  die  den  Kapitänen  und  Hafen- 
behörden die  Handhabung  einer  unerläßlichen,  strengen  Dis- 
ziplin ermöglichen  würden,  so  bedenkliche  Zustände  erzeugt, 
daß  die  Kapitäne  vielfach  erklären,  es  könne  so  nicht  mehr 
weiter  gehen.  Die  einzige  gesetzliche  Basis,  die  zur  Erhaltung 
der  Disziplin  besteht,  bildet  das  „Editto  politico"  aus  dem 
Jahre  1774.  Dabei  ist  zu  bedenken,  daß  die  hier  vorgesehenen 
und  andere,  früher  ohne  gesetzliche  Basis  zulässigen  Strafen, 
heute  vielfach  gar  nicht  mehr  anwendbar  sind.  Deserteure,  die 
in   ihre   Heimat   zurückkehren,     werden,     abgesehen     von     der 
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Zurückhaltung  ihres  Lohnes,  mit  nur  einem  Tag  Arrest  be- 
straft. Äußerstenfalls  wagen  die  Hafenämter  Strafen  bis  zu  vier 
Tagen  Arrest  zu  verhängen.  Selbst  in  gröberen  Subordinations- 
fällen und  bei  Verweigerung  des  Gehorsams  in  Fällen  der  Ge- 
fahr, ist  die  Strafe  mit  einem  Geldbetrage  von  höchstens  24  K, 
bei  Piiichtverletzungen  im  Wachtdienste  mit  12  K  bemessen. 
Andere  Strafbefugnisse  sind  weder  dem  Kapitän,  noch  den 
Konsular-  und  Hafenämtern  an  die  Hand  gegeben. 

Einen  großen  Übelstand  bildet  auch  die  m  a  n  g  e  1  h  a  f  t  e 
Unterkunft  der  Mannschaft  an  Bord  unserer 
Handelsschiife.  Von  jeher  haben  andere  Staaten  für  die  Unter- 
bringung der  Mannschaft  bestimmte  Vorschriften  heraus- 
gegeben und  seit  mehreren  Jahren  haben  sie  einen  Luftraum 
von  3  bis  3V2  Kubikmeter  für  jeden  Mann  in  den  Mannschafts- 
räumen festgesetzt.  Bei  uns  ist  in  dieser  Hinsicht  nichts  ge- 
schehen. jSTur  in  den  alten  Eichregeln  ist  bestimmt,  daß  die 
Mannschaftsräume  von  der  Vermessung  nicht  ausgeschlossen 
werden,  wenn  sie  nicht  mindestens  2  Kubikmeter  für  jeden  Kopf 
der  Mannschaft  ergeben,  was  zu  wenig  ist.  Die  Mannschafts- 
räume bei  unserer  Handelsmarine,  mitunter  selbst  auf  den 
größten  Passagierdampfern,  sind  infolgedessen  ganz  ungenügend 
und  unhvgienisch.  Bei  schlechtem  Wetter  werden  diese  Räume 
geschlossen,  nasse  Wäsche,  Ausdünstung  usw.  sorgen  dafür,  daß 
sie  wegen  fehlender  Ventilationsvorrichtungen  nahezu  unbe- 
wohnbar sind. 

Es  würde  zu  weit  führen,  in  der  Aufzählung  von  Mängeln 
fortzufahren,  zumal  schon  die  vorstehend  erörterten  ein  zu 
dunkles  Bild  geben,  das  unsere  Handelsmarine  in  ihrer  Ge- 
samtheit denn  doch  nicht  zeigt.  Freilich  ist  dies  weniger  der 
staatlichen  Ingerenz,  als  vielmehr  dem  Umstände  zu  danken, 
daß  imsere  Passagierschiffe  weiter  Fahrt  im  Auslande  die 
streng  gehandhabten  Bestimmungen  fremder  Staaten  beobach- 
ten und  im  eigenen  Interesse  sich  einigermaßen  nach  den  Kon- 
kurrenzleistungen fremder  Flaggen  richten  müssen.  Die  er- 
wähnten TTbelstände  sind  demnach,  insofern  sie  den  Schiffs- 
dieiist  betreffen,  zumeist  auf  die  Küstenfahrt  und  die  Tramp- 
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schiffe  verteilt.  Das  Bedeutungsvolle  daran  ist  jedocli,  daß  diese 
Mängel  behördlich  unbeanstandet  weiter  bestehen  dürfen. 

In  den  Jahren  1909  bis  1911  ist  vom  Handelsministerium 
allerdings  manches  vorbereitet  und  auch  durchgeführt  worden, 
was  auf  eine  Behebung  dieser  Mängel  und  auf  eine  Besserung 
der  bezüglichen  Verhältnisse  und  Zustände  abzielt.  Es  ist  jedoch 
klar,  daß  eine  Arbeit  von  zwei  Jahren  nicht  genügt,  um  die 
Versäumnisse  von  Jahrzehnten  nachzuholen  und  auszugleichen, 
und  zwar  umsoweniger,  als  vielfach  von  Grund  auf  Neues  ge- 
schaffen werden  muß  und  hiefür  zeitraubende  Vorbereitungen 
erforderlich  sind. 

Das  Erwerbsfeld,  das  die  Handelsmarine  für  Kapitäne  und 
Offiziere  bietet,  ist  heute  nahezu  ausschließlich  den  Küstenbe- 
wohnern vorbehalten.  Um  ihnen  das  Monopol  für  dieses  Erwerbs- 
feld zu  sichern,  wurde  vor  einigen  Jahren  die  Absolvierung 
einer  nautischen  Schule  als  unerläßliches  Erfordernis 
zur  Erreichung  des  Offiziersgrades  vorgeschrieben.  Ein  solcher 
Schulzwang  besteht  selbst  in  den  größten  Seestaaten  nicht,  weil 
diese  nicht  auf  die  Schule,  sondern  auf  die  Praxis  und  die  be- 
hördliche Offiziersprüfung  das  Hauptgewicht  legen.  In  den 
drei  Fach  Jahrgängen  aller  nautischen  Schulen  ist  die  Unter- 
richtssprache nur  italienisch  und  Inländern,  die  nicht  italie- 
nisch können,  ist  dieser  Weg  zur  Handelsmarine-Laufbahn  da- 
durch zu  schwer  gemacht;  jeder  andere  Weg  ist  ihnen  jedoch 
abgeschnitten.  Diese  verfehlte  Einrichtung  trägt  nur  dazu  bei, 
die  ohnehin  bestehende  Fremdheit  zwischen  unserer  Handels- 
marine und  dem  Inlande  noch  zu  vergrößern.  Der  Zufluß  von 
Inländern  wäre  schon  deshalb  ein  Vorteil,  weil,  -wie  sich  dies 
auch  in  Deutschland  erfolgreich  bewährt  hat,  der  Marine  selbst 
ein  reger  und  belebender  Berufsgeist  zugeführt  werden  würde. 
Die  aus  Passion  zum  Seedienste  geleiteten  und  in  der  Praxis 
erzogenen  Inländer  erweisen  sich  erfahrungsgemäß  als  ebenso 
eifrige,  wie  intelligente  und  tüchtige  Schiffsoffiziere,  welche  von 
mancher  Keederei  gern  gesucht  werden. 

Daß  in  erster  Linie  die  Küstenbevölkerung  zum  Dienst  in 
der  Handelsmarine  berufen  ist  und  diese  Küstenbevölkerung 
tüchtige  Kapitäne  und  Offiziere  liefert,  ist  ebensowenig  zu  be- 
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zweifeln,  als  daß  die  nautischen  Schulen  selbst,  die  übrigens 
nicht  dem  Handelsministerium,  wohin  sie  sachlich  zuständig 
wären,  sondern  dem  Unterrichtsministerium  unterstehen,  nach 
ihrer,  vor  ungefähr  zehn  Jahren  bewirkten  Reorganisation  für 
die  Küstenbevölkerung  gute  Anstalten,  und  für  die  Handels- 
marine von  großem  Werte  sind.  Aber  die  Tatsache,  daß  diese 
Schulen  den  Inländern  kaum  zugänglich  sind  und  der  Umstand, 
daß  z.  B.  von  den  aus  der  nautischen  Schule  in  Triest  hervor- 
gehenden Kadetten,  wenn  sie  das  Offiziers-  oder  Kapitänsbrevet 
erlangt  haben,  mehr  als  50%  sich  vom  Seeberufe  abwenden,  be- 
weisen, daß  diese  Schulen  in  ihrer  Anlage  und  Organisation  in 
mancher  Hinsicht  verfehlt  sind  und  dem  Zwecke,  dem  sie  zu 
dienen  haben,  ungenügend  entsprechen.  Als  ein  Hauptnachteil 
muß  angeführt  werden,  daß  die  jungen  Leute  drei,  mit  den 
Yorbereitungsklassen  fünf  Jahre  lang  bis  zur  höchsten  Fach- 
ausbildung am  Lande  studieren  müssen,  bevor  sie  es  versucht 
haben,  ob  ihnen  das  Seeleben  mit  seinen  Eigenarten  und  Be- 
schwerlichkeiten überhaupt  zusagt.  Nirgends  w^ie  beim  See- 
berufe kommt  es  aber  so  sehr  darauf  an,  sich  selbst  erst  darin 
zu  erproben,  bevor  man  sich  die  Karriere  in  dem  Berufe  durch 
das  Opfer  jahrelanger  Studien  erkauft. 

In  den  führenden  Seestaaten  bestehen  die  Navigations- 
schulen nur  aus  Kursen  von  6  bis  10  Monaten  Dauer,  die  erst 
nach  einer  gewissen  Se^epraxis  besucht  w^erden.  Der  Besuch 
dieser  Navigationsschulen  ist  jedoch  in  keinem  Staate  obligat. 
Damit  ist  ein  Weg  gewiesen,  der  auch  für  uns  zur  Lösung  des 
Problems  führt..  Diese  Lösung  ist  wohl  am  besten  in  der  Ein- 
richtung von  Merkantil-Oifiziers-Aspirantenkursen,  beispiels- 
weise in  Wien,  für  Anwärter,  deren  Vorbildung  das  Recht  zum 
Freiwilligen  jähre  gibt,  zu  erblicken.  In  Verbindung  damit 
müßten  praktische  Übungen  während  einer  etwa  einjährigen 
Einschijffung  sowae  die  Zulassung  zum  Leutnantexamen  nach 
Absolvierung  eines  zweiten  Jahres  der  Praxis  auf  Schiffen  und 
nach  Besuch  des  dreimonatlichen  Wiederholungskurses  an  der 
nautischen  Schule  in  Triest,   eingeführt  werden. 

Die  Errichtung  solcher  Kurse  könnte  vielleicht  am  besten 
vom  österreichischen  Flotten  verein  in  Gemeinschaft  mit  an- 
deren Faktoren  in  Aussicht  genommen  werden. 
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In  enger  Beziehung  zur  Frage  der  Heranziehung  des  Nach- 
wuchses steht  die  viel  erörterte  Schulschiff-Frage.  Die 
großen  technischen  Fortschritte  im  Schiü'ahrtswesen  und  die 
damit  in  Verbindung  stehenden  tiefgreifenden  Veränderungen 
im  Betriebe  sowie  die  auch  hier  zu  beobachtende  zunehmende 
Arbeitsteilung,  haben  zu  eigenartigen  und  gesteigerten  Anforde- 
rungen geführt,  welche  die  Schwierigkeit  der  Heranziehung 
eines  geeigneten  Nachwuchses  an  Offizieren  und  Mannschaft 
vermehren  mußten.  Diese  Umstände  ließen  die  Schulschiff- 
Frage  entstehen,  wobei  wieder  eine  Unterscheidung  zu  machen 
ist  hinsichtlich  der  Schulschiffe  für  den  Ofnziersnachwuchs 
und  jener  für  den  Mannschaftsnachwuchs.  Was  die  ersteren 
anbelangt,  so  steht  diese  Angelegenheit  in  unlösbarem  Zusam- 
menhange mit  den  nautischen  Schulen  und  wird  wohl  insolange 
zu  keiner  entsprechenden  Regelung  gebracht  werden  können, 
als  diese  Schulen  nicht  der  Verwaltung  der  Marineangelegen- 
heiten unterstellt  und  ihre  Lehr-  und  Erziehungspläne  eine, 
ihrem  eigentlichen  Zwecke  entsprechende  Umgestaltung  er- 
fahren haben.  Es  wird  hiebei  übrigens  in  Erwägung  zu  ziehen 
sein,  ob  die  praktische  Ausbildung  der  Offiziersaspiranten  im 
Seedienste  nicht,  statt  auf  Schulschiffen,  in  geeigneterer  Weise 
an  Bord  von  in  Dienst  stehenden  Schiffen,  insbesondere  der 
Linienreedereien,  nach  einem  bestimmten  Plane  und  unter  der 
Leitung  eigener  Instrulctoren  zu  erreichen  sein  wird. 

Etwas  anders  liegt  die  Frage  hinsichtlich  der  Schulschiffe 
für  den  Mannschaftsnachwuchs,  weil  die  seemännische  Ausbil- 
dung der  Mannschaft  auf  modernen  Dampfern  tatsächlich 
kaum  erzielt,  eine  solche  Ausbildung  jedoch  schon  aus  Grün- 
den der  Sicherheit  der  Navigation  auch  heutzutage  nicht  ent- 
behrt werden  kann.  Zweifellos  ist  daher,  daß  speziell  die  Ein- 
stellung eines  Mannschafts-Schulschiffes,  für  unsere  Handels- 
marine nicht  nur  vorteilhaft,  sondern  geradezu  notwendig  ist, 
und  daß  infolgedessen  eine  solche  Einstellung  eine  der  Auf- 
gaben unserer  Seeverwaltung  zu  bilden  hat.  Es  dürfte  sich  je- 
doch aus  mehrfachen  Gründen  empfehlen,  in  dieser  Beziehung 
den  österreichis'^hen  Flottenverein  zur  Mitwirkung  heranzu- 
ziehen und  denselben  durch  ausgiebige  materielle  Beihilfe  in 
die  Lage  zu  versetzen,  das  Schulschiffsprojekt  zu  verwirklichen. 
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In  jedem  Falle  müßte  aber  auch  die  werktätige  Unterstützung 
der  Keeder  unserer  Handelsmarine  sichergestellt  werden,  um 
dem  auf  dem  Schulschiffe  herangezogenen  JSTachAvuchse  eine 
weitere  entsprechende  Existenz  gewährleisten  zu  können. 

Unser  Seeleuchten-  und  Bemarkungswesen 
sowie  die  Errichtung  von  Signalstationen  hätte  notwendiger- 
weise mit  der  nautischen  und  technischen  Vervolll?:ommnung  der 
Dampfschiffahrt  Schritt  halten  sollen.  Ohne  uns  mit  den  ersten 
Seestaaten  vergleichen  zu  wollen,  die  in  der  Ausgestaltung  und 
Pflege  ihrer  Seeleuchtenanlagen  während  der  letzten  Dezennien 
Großartiges  geleistet  haben,  genügt  schon  ein  Vergleich  mit 
kleinen  Staaten,  z.  B.  Griechenland,  um  unsere  bedauerliche 
Kückständigkeit  auch  auf  diesem  Gebiete  zu  kennzeichnen. 

Es  ist  wohl  mittlerweile  in  den  letzten  Jahren  auf  diesem 
Gebiete  durch  tüchtige  fachmännische  Arbeit,  und  zwar 
in  etwa  drei  Jahren  mehr  als  vorher  in  drei  Jahrzehnten, 
in  technischer  und  administrativer  Hinsicht  manches  geleistet 
worden.  Aber  die  unzureichenden  zur  Verfügung  stehenden 
Mittel  ließen  die  Versäumnisse  der  Vergangenheit  in  dieser 
kurzen  Zeit  nicht  nachholen;  denn  es  handelt  sich  hiebei  nicht 
allein  um  die  Durchführung  eines  Bauprogrammes,  sondern 
auch  um  die  Schaffung  einer  mit  allen  technischen  Hilfsmitteln 
ausgestatteten  und  mit  geschulten  technischen  Kräften  dotier- 
ten Zentralstelle  sowie  um  die  Organisation  des  ganzen  Dienstes 
und  die  eingehende  Schulung  des  Personales. 

Für  Kanalwege  und  Häfen  sind  nun  in  der  letzten  Zeit 
Seeleuchten  in  beträchtlicher  Zahl  eingerichtet  worden.  Aber 
am  äußeren  Seewege,  welchen  alle  Schiffe  weiter  Fahrt  von  und 
nach  Triest  nehmen,  haben  wir  so  viel  wie  gar  keinen  Fort- 
schritt aufzuweisen.  Die  Feuer,  die  auf  diesem  Wege  bestehen, 
sind,  mit  einer  einzigen  Ausnahme,  schon  vor  25  Jahren  er- 
richtet gewesen  und  den  heutigen  Anforderungen  der  I^aviga- 
tion  nicht  mehr  gewachsen. 

Was  die  Seefischerei-Angelegenheiten  an- 
belangt,   die   gleichfalls   einen   Bestandteil    der    Seeverwaltung 
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bilden,  so  findet  eine  eingehende  Erörterung  derselben  an  be- 
sonderer Stelle  statt. 


Die  Bedeutung,  welche  eine  nationale 
Seeschiffahrt  für  die  Volkswirtschaft  und 
den  Reichtum  eines  Staates  sowie  für  dessen  gesamte  Bevöl- 
kerung in  allen  Lebensäußerungen  derselben  besitzt,  wurde 
schon  von  den  alten  Phönikern  erkannt,  und  seither,  seit  2000 
und  mehr  Jahren,  sehen  wir  alle  Staaten  im  eifrigsten  Wett- 
bewerb und  mit  den  größten  Anstrengungen  und  Opfern  sich 
bemühen,  eine  leistungsfähige  nationale  Handelsmarine  zu 
schaffen  und  auszugestalten.  Zahlreiche  blutige  Kriege  sind 
geführt  worden,  um  dem  elementaren  Drange  der  Völker  nach 
dem  Meere  zu  genügen,  die  Herrschaft  auf  dem  Meere  zu 
behaupten  und  die  Freiheit  des  Seeverkehres  zu  sichern. 
Tausendjährige  Erfahrungen  haben  gelehrt,  daß  die  großen 
Reichtümer  der  Staaten  und  Völker  vor  allem  durch  den  See- 
verkehr erworben  und  vermittelt  werden.  Es  ist  dies  zu  einem 
Axiom   der   Volkswirtschaftslehre  gew^orden. 

Englands  Herrschaft  über  die  halbe  Welt  und  sein  uner- 
schöpflicher Reichtum  sind  auf  seiner  einzig  dastehenden 
Macht  zur  See  gegründet.  Die  jährliche  Bruttoeinnahme  der 
englischen  Handelsmarine  wird  auf  über  2  Milliarden  Kronen 
geschätzt.  Die  englische  Seeschiffahrt  ist  einer  der  Haupt- 
faktoren, der  zu  der  Aufrechterhaltung  der  Zahlungsfähigkeit 
Großbritanniens  und  für  den  günstigen  Abschluß  seiner 
Zahlungsbilanz   am   meisten   beiträgt. 

Das  bekannte  prophetische  scharfsinnige  Wort  des  Deut- 
schen Kaisers  ,, Deutschlands  Zukunft  liegt  auf  dem  Wasser^', 
hat  mittlerweile  durch  die  beispiellose  Entwicklung  der  deut- 
schen Handelsflotte  und  den  durch  dieselbe  bewirkten  Auf- 
schwung der  deutschen  Volkswirtschaft  vollständige  Bestäti- 
gung erfahren.  Der  deutsche  Marine-Schriftsteller  Konter- 
admiral Reinhold  Werner  schreibt:  „Schiffsverkehr  und  See- 
handel sind  die  bedeutendsten  Faktoren  des  Volkswirtschafts- 
lebens, der  Gradmesser  für  den  Unternehmungsgeist  und  den 
Wohlstand  einer  Xation.  Je  mehr  sie  blülien,  je  weitere  Kreise 
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der  Erde  sie  umspannen,  desto  mehr  wächst  der  Eeichtiim,  das 
Ansehen  und  die  Macht  des  betreffenden  Volkes/' 

Aus  jüngster  Zeit  stammt  eine  Kundgebung  des  Präsiden- 
ten Taft  der  Vereinigten  Staaten,  in  welcher  derselbe  hervor- 
hebt: „Alle  Handelsnationen  sind  mit  größtem  Eifer  auf  einen 
Ausbau  ihrer  Handelsflotte  bedacht.  Die  Schaffung  einer  ein- 
heimischen Handelsflotte  ist  eine  unbedingte  Notwendigkeit  als 
unentbehrliches  Instrument  für  eine  ungehinderte  und  natür- 
liche Entwicklung  des  nationalen  Handels." 

Die  angesehene  französische  Monatsschrift  „La  ligue  mari- 
time" schreibt  kürzlich:  ,,Depuis  longtemps  on  a  reconnu  que 
la  marine  marchande  est  parmi  toutes  les  Industries  celle  dont 
la  prosperite  Importe  le  plus  ä  tous  les  interes  generaux  d'un 
pays;  son  developpement  ou  son  declin  se  repercutent  dans 
toutes  les  branches  de  l'activite  nationale." 

Und  in  Österreich  ?  —  Eine  in  unserem  öffentlichen  Leben 
bekannte  und  hervorragende  Persönlichkeit  hat  dem  Verfasser 
gegenüber  eine  Äußerung  getan,  welche  festgehalten  zu  werden 
verdient,  weil  sie  geradezu  typisch  ist  für  die  Auffassung, 
welche  bei  uns  noch  immer  weite  Kreise  beherrscht:  „Was 
brauchen  wir  überhaupt  in  Österreich  eine  Seeschiffahrt  ?  Was 
hinausgehen  muß,  geht  auch  so  hinaus,  und  was  hereinkommen 
muß,  kommt  auch  so  herein." 

Dem  steht  allerdings  die  Tatsache  gegenüber,  daß  auch 
wir  uns  dem  starken,  wenn  auch  dunklen  Drange  nach  dem 
Meere  nicht  zu  entziehen  vermocht  haben  und  dieser  Drang  uns 
sogar  zu  planmäßigem  und  mit  ungeheuren  Opfern  verknüpften 
Handeln  gebracht  hat.  Wir  haben  die  neuen  Alpenbahnen  ge- 
baut und  damit  eine  wichtige  zweite  Schienenverbindung 
Triests  mit  den  Zentren  Mitteleuropas  geschaffen.  Wir  sind 
an  die  Ausführung  neuer  Hafenbauten  in  Triest  in  für 
unsere  Verhältnisse  wirklich  großzügiger  Weise  herangetreten. 
Und  nun?  Sind  diese  Werke  ins  Leben  gerufen  worden,  damit 
wir  auf  der  Riva  von  Triest  spazieren  gehen  ?  Sollen  wir  an  der 
Wasserkante  stehen  bleiben?  Wir  müssen  uns  hüten,  die  Rolle 
einer  Henne  zu  spielen,  welche  Enteneier  ausgebrütet  hat  und 
nun  ratlos  und  planlos  auf  das  Wasser  sieht ! 

V.  Weich s,  Schiffahrtspolitik.  Q 
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Es  muß,  gestützt  auf  alle  Erfahrungeu,  die  anderweitig 
gemacht  wurden,  geführt  durch  maritimes  Wissen,  kaufmän- 
nischen Spürsinn  und  Weitblick,  abweichend  von  der  bisherigen 
Politik  „von  Fall  zu  Fall^^,  ein  Schiffahrtsprogramm  gezeichnet 
und  eine  SchifPahrtspolitik  inauguriert  und  mit  Stetigkeit  ver- 
folgt werden,  welche  unserer  nationalen  Schiffahrt  die,  unserer 
Volkswirtschaft  am  besten  entsprechende  Struktur  verleiht  und 
sie  zu  dem  macht,  was  sie  längst  hätte  sein  sollen  und  was  sie 
nun  werden  soll :  zum  wichtigen  Organ  unserer  Volkswirtschaft. 
Dabei  soll  keine  Treibhauskultur  betrieben,  d.  h.  keineswegs 
eine  Entwicklung  unserer  Handelsmarine  angestrebt  werden, 
welche  über  das  Maß  unserer  natürlichen  Interessen  und  des 
Expansionsbedürfnisses  unserer  Volkswirtschaft  und  Bevöl- 
kerung hinausgeht.  In  dieser  Hinsicht  kann  man  übrigens  be- 
ruhigt sein;  es  ist  in  Österreich  dafür  gesorgt,  daß  die  Bäume 
nicht  in  den  Himmel  wachsen. 

i^eben  der  allgemeinen  großen  Bedeutung,  welche 
eine  leistungsfähige,  blühende,  nationale  Handelsmarine  für  die 
heimische  Volkswirtschaft  besitzt,  sind  auch  die  besonderen, 
bei  uns  nocli  viel  zu  wenig  gewürdigten  und  teilweise  ganz  unbe 
kannten  Vorteile,  die  dem  Handel  und  Gewerbe  und  der  Indu- 
strie eines  Landes  aus  der  tunlichsten  Unabhängigkeit  von  aus- 
ländischen Verschiffungen  auch  sonst  in  mannigfacher  Bezie- 
lumg  erwachsen,  nicht  gering  zu  veranschlagen.  Es  sind  hier 
die  Fracht-  und  Passagegelder  anzuführen,  die  sowohl  den 
lieimischen  Eisenbahnen,  und  dies  sind  bei  uns  zumeist  Staats- 
bahnen, bei  dem  Transporte  über  ihre  langen  Linien  bis  Triest 
und  in  der  Folge  der  österreichischen  Schiffahrt  zufallen.  Es 
treten  hiezu  Frachtdifferenzen,  welche  Handel  und  Industrie 
bei  Benützung  des  Seeweges  über  den  inländischen  Hafen  und 
bei  Verschiffung  mit  heimischen  Beedereien  vielfach  erzielen. 
Die  Volkswirtschaft  eines  Landes  bezieht  jedoch  auch  ganz  be- 
deutende Einnahmen  aus  den  von  den  Beedereien  im  Inlandc 
verausgabten  Beträgen  für  Bau,  Ausrüstung,  Betrieb  und  Ver- 
proviantierung der  Schiffe,  welche  z.  B.  im  Jahre  1910  für 
unsere  kleine  Marine  mit  ungefähr  40  Millionen  Kronen  ver- 
anschlagt werden  können.  Diese  Ausgaben  sind  bei  der  Linien- 
schiffahrt, die  sich  hauptsächlich  im  Heimatshafen  versorgt,  und 
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bei  den  großen  Passagier  schiffen,  am  größten.  Aber  selbst  jene 
Ausgaben,  welche  von  den  Schiffen  einer  nationalen  Marine 
im  Auslande  gemacht  werden  müssen,  gehen  der  heimischen 
Volkswirtschaft  nicht  verloren;  denn  sie  besitzen  eine  außer- 
gewöhnliche Werbekraft,  schaffen  Freunde  und  dienen  zur 
Festigung  und  Entwicklung  der  Handelsbeziehungen.  Nicht 
unerwähnt  soll  bleiben,  daß  durch  die  Benützung  der  heimischen 
Schiffahrt  auch  die  Vermittlung  inländischer  Agenten  bei  Ein- 
und  Verkauf  der  Ware  an  Ort  und.  Stelle  viel  leichter  zu  be- 
wirken ist,  und  der  die  heimische  Produktion  häufig  ver- 
teuernde ausländische  Zwischenhandel  vermieden  werden  kann. 
Die  Zahlung  von  Versicherungsprämien  für  die  Seeversiche- 
rung an  ausländisch©  Gesellschaften  sowie  die  Zahlung  von 
Zinsen  für  die  von  ausländischen  Banken  auf  die  verschifften 
Waren  erteilten  Vorschüsse,  werden  bei  Benützung  nationaler 
Schiffe  vielfach  vermieden  werden  können.  Es  kommt  ferner 
in  Betracht,  daß  bei  Verschiffung  mit  fremden  Fahrzeugen 
über  ausländische  Häfen  und  Stapelplätze  häufig  nicht  die 
tadelfreieste  Ware  nach  Österreich  gelangt.  Dazu  tritt  der 
Nachteil,  daß  der  ausländische  Stapelplatz  gewöhnlich  den 
Marktpreis  für  die  Ware  diktiert  und  der  ausländische  Fabri- 
kant häufig  die  besseren  Qualitäten  wählen  und  die  Eohstoffe 
am  billigsten  beziehen  kann,  womit  er  einen  Vorsprung  gegen- 
über den  inländischen  Produzenten  gewinnt.  Die  Bestrebun- 
gen, welche  bei  uns  schon  seit  längerer  Zeit  dahin  gehen,  in 
Österreich  selbst  Stapelplätze  für  gewisse  Waren  zu  schaffen, 
haben  zur  Voraussetzung,  daß  Industrie  und  Handel  sich  in 
höherem  Maße  der  nationalen  Schiffahrt  bedienen.  Erklär- 
licherweise ist  bei  indirekten  Verschiffungen  durch  häufigere 
Lademanipulationen  auch  vermehrte  Gelegenheit  für  die  Be- 
schädigung und  Beraubung  der  Güter  gegeben.  Bei  Verschif- 
fungen über  fremde  Häfen  werden  in  Fällen  großen  Andranges 
erfahrungsgemäß  nicht  die  fremden,  sondern  gewöhnlich  die 
österreichischen  Güter  zurückgelassen,  wodurch  unliebsame 
Verspätungen  entstehen,  welche  von  der  ausländischen  Kon- 
kurrenz oft  absichtlich  herbeigeführt  werden.  Gewisse  Handels- 
plätze sind  in  dieser  Hinsicht  geradezu  berüchtigt.  Diese  Um- 
stände können,  wie  dies  der  österreichische  Handel  leider  schon 
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erfahren  hat,  bewirken,  daß  Absatzgebiete  verloren  gehen.  End- 
lich wird  durch  die  Benützung  ausländischer  Häfen  viel- 
fach eine  Offenbarung  der  österreichischen  Geschäftsbeziehun- 
gen unvermeidlich  werden,  was  sich  die  Konkurrenz  ebenfalls 
zunutze  machen  kann. 

Die  Vorteile  einer  nationalen  Schiffahrt  für  Handel  und 
Industrie  sind   damit  keineswegs  erschöpft.      Aber   schon   aus 
dem  Angeführten  geht  wohl  klar  hervor,  daß  einem  Lande  der 
volle  Nutzen  überseeischer  Handelsbeziehungen  erst  dann  zu- 
gute kommt,   wenn  die  nötigen   Fahrtdienste    von    nationalen  | 
Schiffen  geleistet  werden.     Dieser   Vorteil  für   die  heimische  | 
Volkswirtschaft    und    der    wirtschaftliche    Effekt,     den     eine  | 
Handelsmarine    vom  Standpunkte    der    Erwerbsunternehmung  i 
selbst  erzielt,  kann  jedoch  nur  dann  gesichert  zur  Geltung  ge- 
langen, wenn  die  nationale  Schiffahrt  sich  in  der  Konkurrenz 
gegen  fremde  Flaggen  behauptet. 

Von  dieser  intensiven  Konkurrenz  bleibt  die  Entwicklung 
unserer  Handelsmarine  unter  allen  Umständen  abhängig  und 
auch  die  staatliche  Subvention  kann  sie  von  einer  solchen  Ab- 
hängigkeit nicht  befreien.  Solange  wir  uns  der  Konkurrenz 
starker  Flaggen  nicht  vollkommen  gewachsen  fühlen,  und  gegen- 
wärtig sind  wir  davon  noch  weit  entfernt,  erscheint  sogar  die 
Anbahnung  neuer  Verkehrsrelationen  zur  See  gewagt,  weil 
jedes  nutzbringende  Unternehmen  immer  wieder  durch  die 
überlegene  Konkurrenz  im  freien  Seeverkehr  bedroht  und  ver- 
nichtet werden  kann.  Wer  in  der  Verkehrskonkurrenz  Vorteile  ,_ 
erringen  will,  muß  Verkehrsvorteile  bieten  und  darin  erwächst 
unserer  kleinen  Handelsmarine  gegenüber  den  Flaggen  der 
führenden  Seemächte  eine  schwere  und  große  Aufgabe.  Denn 
kein  Staat  kann  es  verhindern,  daß  in  seinen  Häfen  Schiffe 
fremder  Flaggen  sich  zu  Transporten  anbieten  und  daß  ein- 
heimische Passagiere  und  Befrachter  die  fremden  Schiffe  den 
nationalen  vorziehen.  Handel  und  Verkehr  folgen  heute  durch- 
aus nicht  der  eigenen  Flagge,  wenn  ihnen  Schiffe  fremder 
Flagge  besser  dienen,  und  für  österreichische  Betrachter  oder 
Reisende  kann  das  fremde  Schiff  Vorteile  bieten,  auch  wenn 
es  nicht  in  Triest,  sondern  in  deutschen  oder  italienischen 
Häfen  liegt. 
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Die  Leistungsfähigkeit  und  das  Ansehen  einer  Flagge  wird 
heute  überall  von  ihren  Großreedereien  vertreten. 
Durch  die  Konzentration  großer  Kapitalien  sind  solche  Unter- 
nehmungen in  die  Lage  versetzt,  die  besten,  mit  allen  tech- 
nischen Vorzügen  und  dem  höchsten  Komfort  ausgestatteten 
Schiffe  in  planmäßiger  Linienfahrt  zu  verwerten  und  hiedurch 
die  Transporte  nicht  nur  in  den  heimischen,  sondern  auch  zwi- 
schen fremden  Verkehrsgebieten  an  sich  zu  ziehen.  Das  Schwer- 
gewicht des  Konkurrenzkampfes  liegt  heute  eben  in  der  xVuf- 
bietung  aller  technischen  und  organisatorischen  Vollkommen- 
heiten im  Verkehrsdienste. 

j^ichts  ist  so  sehr  geeignet,  einer  Flagge  das  Vertrauen 
und  die  Sympathie  fremder  Verkehrsgebiete  zuzuwenden,  als 
Passagier  dampf  er,  welche  an  Größe,  Geschwindigkeit,  Fahrt- 
präzision sowde  an  navigatorischer  Sicherheit  und  sorgsamer 
Regelung  eines  disziplinierten  Borddienstes,  den  Konkurrenz- 
dampfern anderer  Flagge  überlegen  sind.  Diese  Schiffskolosse, 
Vv^'underwerke  moderner  Technik,  schwimmende  Inseln  mit 
Tausenden  von  Inwohnern,  vermitteln  den  ewigen  frucht- 
bringenden Austausch  von  Gedanken  und  Arbeit  zwischen  den 
Weltteilen  und  haben  diesen  Austausch  zu  ungeahnter  und 
ungeheuerer  Entfaltung  gebracht.  Das  Risiko,  das  mit  der  Ein- 
stellung solcher  Passagierdampfer  verbunden  ist,  können  jedoch 
nur  große  Reedereien  tragen.  Aber  innerhalb  abschätzbarer 
Grenzen  bleibt  dieses  Risiko  gleichwohl  lohnend  und  notwendig, 
nicht  nur,  weil  solche  „Made-in-Austria^^-Schiffe  der  Flagge  und 
dem  N^amen  der  Reederei  als  wirksame  Geschäftsreklame 
dienen,  sondern  vor  allem,  weil  im  Seeverkehr  der  alte  Er- 
fahrungsgrundsatz Geltung  hat,  daß  dem  Personenverkehr  zu- 
verlässig der  Frachtenverkehr,  und  der  Flagge  unter  gewissen 
Voraussetzungen  auch  der  Handel  folgt  und  um  Gewinnung 
dieses  Frachtenverkehres  ist  es  den  Reedern  hauptsächlich  zu 
tun.  Je  größer  die  Reederei,  desto  widerstandsfähiger  ist  sie 
gegen  die  Konkurrenz  und  gegen  den  Geschäftsschaden,  der  aus 
zeitweiser  und  immer  wieder  eintretender  ungünstiger  Kon- 
junktur  erwächst. 

Im  Konkurrenzkampfe  sind  daher  die  Großreedereien  mit 
der  Überlegenheit  ihres  Kapitales  und  den  Qualitätsleistungen 
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ihrer  Scliifi'e  vorherrschend.  Nur  solche  Reedereien  können  die 
modernen  Konkurrenzschlager,  nämlich  große,  junge,  schnelle, 
komfortabel  eingerichtete,  mit  den  neuesten  Errungenschaften 
der  Technik  ausgestattete  und  einen  fahrplanmäßigen  Linien- 
dienst versehenden  Schiffe  in  Betrieb  erhalten  und  sie  ökono- 
misch ausnützen. 

Das  gegenseitige  Überbieten  in  solchen  Qualitätsleistungen 
hat  zu  Schiff  bauten  geführt,  die  vor  einem  Vierteljahr  hundert 
kaum  glaubhaft  schienen.  Deutsche  Riesendampfer,  wie  „Kaiser 
Wilhelm"  und  ,, Kronprinzessin  Cecilie'',  welche  mit  nahezu 
20.000  Bruttotonnen  und  23  Knoten  Geschmndigkeit  lange 
2^it  die  Suprematie  in  der  Qualitätsleistung  behaupten  konnten, 
sind  klein  geworden  neben  den  englischen  Dampfern  „Lusi- 
tania'^  und  „Mauritania''  von  je  32.000  Bruttotonnen  und 
25  Knoten  Fahrt;  aber  selbst  die  noch  größeren  englischen 
Dampfer  „Olympic'*  und  „Tytanic"  von  je  45.000  Brutto- 
tonnen werden  wieder  übertroffen  von  dem  auf  der  Vulkan- 
werfte in  Hamburg  im  Bau  stehenden  deutschen  Dampfer 
,, Imperator",  der  mit  seinen  50.000  Bruttotonnen  allein  fast 
ein  Viertel  unserer  ganzen  Llojdflotte  aufwiegt.  Wenn  auch 
derlei  Merkantil-Dreadnoughts,  die  alle  landläufigen  Vorstel- 
lungen von  Schiffsdimensionen  über  den  Haufen  werfen,  noch 
vereinzelt  bleiben,  so  sind  sie  doch  charakteristisch  für  die  Ent- 
wicklungsform der  Seeverkehrsmittel  im  allgemeinen. 

Daß  wir  mit  unserer  kleinen  Handelsmarine  dieses  Tempo 
nicht  mitmachen  können  und  auch  nicht  mitmachen  dürfen,  liegt 
auf  der  Hand.  Aber  nichtsdestoweniger  muß  die  fortwäh- 
rende Verbesserung  der  Qualitätsleistun- 
gen unserer  Handelsmarine,  das  wichtigste  Ziel  unserer  Schiff- 
fahrtspolitik bilden,  dem  unter  Konzentration  aller  Kräfte  und 
Mittel  unentwegt  zuzustreben  ist.  Nirgend  ist  Stillstand  so 
gleichbedeutend  mit  Rückschritt  wie  bei  der  Schiffahrt. 

In  Verfolgung  dieses  Zieles  müssen  daher  in  erster  Linie 
die  starken  Einheiten,  die  Großbetriebe  der  Handelsmarine, 
d.  s.  die  Großreedereien,  materiell  gestärkt, 
modern  ausgerüstet  und  kapitalistisch  or- 
ganisiert, zu  tauglichen  und  starken  Werkzeugen  einer 
aktiven  Handels-  und  Schiffahrtspolitik  gestaltet  werden.    Ab- 
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gesehen  von  dem  technischen  Momente  ist  dieser  Vorgang  auch 
aus  dem  Gesichtspunkte  der  Ökonomie  und  wirksamen  Orga- 
nisation der  Arbeit  begründet.  N'eben  den  verhältnismäßig, 
d.  h.  auf  die  Leistungseinheit  entfallenden  billigeren  Kosten, 
erwachsen  den  Großreedereien  noch  bedeutende  Vorteile  aus 
der  einheitlichen  Organisation  der  Betriebstechnik  und  der 
Möglichkeit,  ihre  Schiffe  in  den  verschiedenen  Linien  intensiv 
auszunützen.  Dieses  Moment  der  höheren  Betriebsökonomie  ist 
deshalb  von  großer  und  allgemeiner  Bedeutung,  weil,  ebenso  wie 
auf  anderen  Gebieten  der  Produktion,  so  auch  hier,  nur  jene 
Betriebe  sowohl  für  sich  selbst  als  für  die  gesamte  Volkswirt- 
schaft JSTutzen  bringen,  welche  neben  dem  technischen  auch  das 
wirtschaftliche  Moment  gebührend  berücksichtigen  und  in 
beiden  Beziehungen  höchste  Leistungen  aufzuweisen  haben. 

In  der  modernen  Verkehrswirtschaft  bilden  neben  dem 
wichtigen  Faktor  der  tunlichst  geringen  Beförderungskosten 
für  Personen  und  Güter^  auch  häufige  Verkehrsgele- 
genheiten, Regelmäßigkeit,  Schnelligkeit 
der  Beförderung  und  Pünktlichkeit  der 
Ablieferung  nicht  minderwichtige  und  in  vielen  Fällen 
in  höherem  Maße  entscheidende  Momente,  auf  denen  die  Füh- 
rung der  Handelsgeschäfte  im  wesentlichen  beruht.  Sie  sind 
die  Vorbedingungen  für  eine  gedeihliche  Entwicklung  des  natio- 
nalen Handels.  Die  erhöhte  Geschwindigkeit  ist  eine  Forderung 
der  modernen  Volkswirtschaft,  die  immer  mehr  auf  eine  Ver- 
kürzung der  Umschlagfristen  hinwirkt,  um  bei  sinkender  Pro- 
fitrate noch  Gewinn  zu  erzielen.  Sie  ermöglicht  vermehrten 
Umsatz,  und  gesteigerter  Umsatz  ist  vermehrter  Verdienst. 
Häufigkeit,  Regelmäßigkeit  und  Pünktlichkeit  des  Verkehres 
gestatten  die  Lieferung  zu  bestimmten  Terminen  und  be- 
fähigen den  Kaufmann,  die  Aussichten  bestimmter  Unter- 
nehmungen mit  größerer  Sicherheit  im  voraus  zu  berechnen. 
Diese  Momente  sind  von  besonderer  Bedeutung  dort  und  dann, 
wo  die  Gewinnung  neuer  oder  die  Erweiterung  bestehender 
Handelsbeziehungen  in  Frage  kommt. 

Diesen  Forderungen  kann  jedoch  nur  durch  die  Errichtung- 
planmäßiger  Linienfahrten  entsprochen  werden ;  denn  neue  Ver- 
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kehrs-  und  Absatzgebiete  werden  für  den  Handel  immer  und 
überall  nur  durch  die  Linienschiffahrt  gewonnen  und  erschlos- 
sen. Diese  ist  zum  herrschenden  Prinzipe  der  großen  Ozean- 
fahrt geworden.  Die  Trampschiffahrt,  d.  i.  die  ungeregelte 
Frachtschiffahrt,  welche  Frachten  nimmt,  wo  sie  dieselben 
findet,  bedient  stets  nur  vorhandene  Verkehre.  Damit  ist  auch 
die  innere  Struktur  gekennzeichnet,  die  für  unsere  Han- 
delsmarine, den  Verhältnissen  unserer  Volkswirtschaft  entspre- 
chend, zu  erstreben  ist:  Die  Einrichtung  regel- 
mäßiger Schiffahrtslinien.  Auf  diesem  Wege 
sollen  unter  Festhalten  der  für  die  Erneuerung  des  Marine- 
Unterstützungs-Gesetzes  gekennzeichneten  Gesichtspunkte,  jene 
gleichmäßigen  und  stabilen  Formen  sowie  die  Durchbildung 
jener  strengen  Ordnung  im  nationalen  Schiffahrtsdienste  vor- 
bereitet werden,  die  heute  eine  Notwendigkeit  geworden  sind 
für  die  Entwicklung  und  das  Gedeihen  des  Handels. 

Die  Tendenz  zu  Qualitätsleistungen  kommt,  von  den  öko- 
nomischen Betriebsbedingungen  mehr  oder  weniger  begrenzt, 
in  kombinierten  Passagier-  und  Frachtdampfer-Typen  zur  Gel- 
tung, die  mit  sehr  wenigen,  durch  reine  Passagierschiffe  oder 
reine  Frachtschiffe  gebildeten  Ausnahmen,  die  Linienfahrten 
auf  allen  Weltrouten  unterhalten.  Dampfer  dieses  kombinier- 
ten Typs  bieten  den  Vorteil,  daß  sie  noch  rentieren  können, 
auch  wenn  sie  saisonweise  nur  im  Passagier-  oder  nur  im 
Frachtdienste  gut  beansprucht  sind.  Bei  diesen  Dampfern,  be- 
sonders solchen  größerer  Abmessungen,  gestaltet  sich  das  Ver- 
hältnis der  Kosten  zur  Leistung  am  wirtschaftlichsten.  Sie 
bilden  daher  die  Basis  des  modernen  Reedereibetriebes. 

Wegen  der  Schwierigkeit  einer  Voraussicht,  auf  welchen 
Linien  sich  solche  Dampfer  nutzbringend  verwerten  lassen  und 
wie  hoch  ihre  Qualitätsleistungen  bemessen  werden  müssen, 
damit  einerseits  ihre  Rentabilität,  anderseits  ihre  Konkurrenz- 
kraft gesichert  werde,  ist  jedes  neue  Linienunternehmen  von 
einem  großen  Geschäftsrisiko  begleitet.  Die  beständige  Gefahr, 
daß  eine  Linie  infolge  Auftretens  einer  überlegenen  Konkur- 
renz oder  wegen  ungünstiger  Konjunktur  versagen  kann,  macht 
es  schiffahrtspolitisch  und  für  die  Schiffahrtsunternehmungen 
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notwendig,  tunlichst  viele  Linien  in  verschie- 
denen Verkehrsgebieten  zu  unterhalten,  um 
das  ungünstige  Erträgnis  der  einen  durch  intensivere  Aus- 
nützung der  anderen,  insbesondere  durch  bedarfsweisen  Wechsel 
der  mehr  oder  minder  leistungsfähigen  Dampfer  auf  den  ver- 
schiedenen Linien,  kompensieren  zu  können. 

Allerdings  hat  die  Linienfahrt  den  ^Nachteil,  daß  sie,  plan- 
mäßig gebunden,  alle  niederen  Frachtraten  der  Trampschif- 
fahrt über  sich  ergehen  lassen  muß,  ohne  die  günstigen  Hoch- 
raten ausnützen  zu  können,  weil  mit  dem  Steigen  der  Fracht- 
sätze sofort  eine  Menge  von  Cargoboats  in  freier  Fahrt  zur 
Stelle  sind  und  die  Frachtraten  durch  ihr  Tonnenangebot  bald 
Avieder  herabdrücken.  Diesen  Nachteil  können  aber  Groß- 
reedereien dadurch  einigermaßen  ausgleichen,  daß  sie  außer 
ihren  Liniendampfern,  selbst  eine  beträch  t- 
licheAnzahlvon  Cargoboats  (Colliers,  d.  s.  Fracht- 
dampfer) verwenden,  um  aus  den  Schwankungen  der 
Frachtraten  in  verschiedenen  Fahrgebieten  des  Weltverkehres 
den  bestmöglichen  Gewinn  zu  ziehen  und  auch  in  dieser  Rich- 
tung ihre  Konkurrenzvorteile  zu  behaupten.  Es  muß  daher 
auch  schiffahrtspolitisch  dahin  gewirkt  werden,  daß  unsere 
Großreedereien  außer  ihren  Liniendampfern  auch  Trampfahrer 
verschiedener  Größe  in  freier  Navigation  verwenden. 

Ein  weiteres  wichtiges  Ziel  unserer  Schiffahrtspolitik  ist 
darin  zu  erblicken,  daß  ein  erhöhter  Kapitalszufluß 
in  unserem  Marine  geschäft  platzgreife  und  gleich- 
zeitig, durch  Heranziehung  großer  Geldkräfte  des  Binnenlandes, 
dieses  Marinekapital  nationalisiert  werde.  Bisher  bestand 
sowohl  bei  unseren  Banken  als  bei  unseren  Reedereien 
eine  ausgesprochene  Gleichgültigkeit,  ja  sogar  Abneigung  für 
eine  Geschäftsverbindung  zwischen  beiden.  Bei  den  Banken  mag 
neben  gewissen  Traditionen  unserer  österreichischen  Bank- 
politik der  Umstand  dazu  beigetragen  haben,  daß  über  die 
Natur  und  die  Aussichten  des  Reedereigeschäftes  vollständige 
Unklarheit  bestand,  die  durch  das  allgemeine  geringe  Interesse, 
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das  in  Österreich  den  Angelegenheiten  unserer  Handelsmarine 
überhaupt  entgegengebracht  wird,  nicht  vermindert  wurde,  zu- 
mal auch  zuverlässige,  das  Marinegeschäft  technisch,  maritim 
und  kommerziell  überblickende  Sachverständige  und  Berater  in 
Österreich  schwer  aufzutreiben  sind.  Äußerstenfalls  bestand  die 
Mitwirkung  unserer  Banken  am  Keedereigeschäfte  allenfalls  in 
der  Beteiligimg  an  Emissionen  von  Aktien  und  Aufnahme  von 
Anleihen  oder  darin,  daß  den  Schiffahrtsgesellschaften  ein 
teurer  Kredit  gewährt  wurde,  der  allerdings  nicht  die  Voraus- 
setzung für  ausgreifende  Aktionen  zu  bilden  vermochte.  Be- 
zeichnend in  dieser  Hinsicht  ist  der  a.  a.  O.  erwähnte  Fall  der 
Austro-Americana,  welche  sich  vergeblich  bemüht  hatte,  das 
Inlandkapital  für  die  Zwecke  ihrer  Vergrößerung  und  der  Aus- 
dehnung ihres  Betriebes  zu  interessieren  und  gezwung"en  war, 
die  verständnisvolle  und  wirksame  Hilfe  deutschen  Kapitales 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Es  läßt  sich  daher  vielleicht  auch 
die  Abneigung  unserer  Keedereien  gegen  die  Beteiligung  von 
Banken  an  ihrem  Geschäfte  mit  der  Befürchtung  erklären, 
daß  die  Banken  zu  der  Entwicklung  des  eigentlichen  Keederei- 
geschäftes  wegen  nicht  genügenden  Einblickes  in  dasselbe 
nichts  beigetragen,  sondern  nur  das  immittelbare  Geschäft 
der  Bank  und  den  Nutzen,  den  diese  aus  der  Reederei  ziehen 
kann,  im  Auge  behalten  habc-n.  Wenn  sich  eine  solche  Mei- 
nung vielleicht  auch  auf  die  in  dem  einen  oder  anderen 
Falle  gemachten  Erfahrungen  stützen  kann,  so  ist  sie  gleich- 
wohl nicht  zutreffend,  insoferne,  als  es  sich  hier  um  die 
Konstruktion  einer  Geschäftsverbindung  handelt,  die  allerdings 
verfehlt  sein  kann,  aber  keineswegs  verfehlt  sein  muß.  Vom  Ge- 
sichtspunkte des  schiffahrtspolitischen  Zweckes  sowie  des  Er- 
folges des  Eeedereigeschäftes,  kann  es  sich  nur  um  eine  solche 
Beteiligung  österreichischer  Banken  am  Marinegeschäfte  han- 
deln, durch  welche  für  unsere  Handelsmarine  die  finanziellen 
Voraussetzungen  zu  einer  großen  geschäftlichen  Ausgestaltung 
und  einer  erfolgreichen  erweiterten  Wirksamkeit  geboten 
werden.  Bei  der  Reederei-Industrie  liegen  in  dieser  Hinsicht 
die  Dinge  nicht  anders  als  bei  anderen  Industrien  und  Produk- 
tionszweigen und  die  Gesetzmäßigkeiten  und  Regeln  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  sind  für  das  Marinegeschäft  keine  anderen 
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als  für  sonstige  Unternehmungen.  Die  Zuführung  größerer 
Kapitalien  in  unsere  Handelsmarine  bezweckt  demnach  die 
Erhöhung  der  Produktivität  und  Leistungsfähigkeit  derselben, 
die  Verbesserung  der  Organisation,  die  Ausdehnung  und  Moder- 
nisierung des  geschäftlichen  Betätigungsfeldes,  die  Reduktion 
der  Betriebskosten  für  die  Leistungseinheit  und  die  Herbei- 
führung einer  technischen  und  kommerziellen  Überlegenheit 
gegenüber  der  Konkurrenz.  Durch  diese,  dem  Kapital  eigen- 
tümliche Wirksamkeit  im  Produktionsprozesse,  soll  im  Schluß- 
effekte eine  Verbesserung  des  geschäftlichen  Erfolges  unserer 
Reederei-Unternehmungen  in  der  Handelsmarine  erzielt 
Im  Zusammenhange  damit  wäre  eine  andere  für  die  Kapi- 
werden. 

talsbeschaffung  unserer  Handelsmarine  wichtige  Frage  durch 
die  Organisation  des  Schiffs  hypothekar-Kredites 
zu  lösen,  womit  den  Reedereien  die  Erlangung  von  Darlehen 
ohne  übermäßige  Zinsenleistung,  und  den  Banken  eine  große 
Sicherheit  gewährt  werden  würde. 

Eine  zielbewußte  Schiffahrtspolitik  muß  jedoch  auch  noch 
in  anderer  Hinsicht  die  Handelsmarine  in  dem  Kampfe  der- 
selben um  den  Weltmarkt  unterstützen,  zumal  dieser  Kampf 
immer  schärfere  Formen  annimmt  und  es  wohl  ausgeschlossen 
ist,  daß  hierin  eine  Besserung  oder  Milderung  erwartet  werden 
darf.  Es  kann  auch  nicht  übersehen  werden,  daß  das  Ausland 
durch  seine  Maßnahmen  die  Konkurrenzkraft  der  eigenen 
Schiffahrt  fortwährend  erhöht.  Der  Staat  muß  daher 
insbesondere  auch  auf  dem  Wege  von  Ver- 
trägen der  österreichischen  Schiffahrt  diejenige  Bewegungs- 
freiheit und  solche  Handelsvorteile  sichern,  die  zu  einer  glück- 
lichen Weiterentwicklung  notwendig  sind.  Wieweit  unsere 
jetzigen  Handelsverträge  der  heimischen  Schiffahrt  diese  Siche- 
rung bieten  oder  nicht  bieten,  soll  hier  nicht  weiter  erörtert 
werden.  Es  dürfte  sich  jedoch  in  Hinkunft  empfehlen,  mit 
Rücksicht  auf  das  im  Auslande  überall  hervortretende  Bestre- 
ben, der  Entwicklung  der  fremden  Schiffahrt  Hindernisse  in 
den  Weg  zu  legen,  die  textlichen  Bestimmungen  in  den  Ver- 
trägen, welche  die  Schiffahrt  betreffen,  in  etwas  weniger  knap- 
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per  Weise  als  bisher  zu  erledigen  und  diesen  Bestimmungen 
einen  größeren  Inhalt  zu  geben.  Es  wird  daher  dem  Wortlaute 
des  Vertragstextes  eine  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden 
und  eine  gi-ößere  Bedeutung  zuzumessen  sein.  Die  auf  die 
Schiffahrt  Bezug  habenden  Bestimmungen  der  Handelsverträge 
werden  übersichtlich  zusammenzufassen  und  für  die  Praxis 
zugänglicher  zu  gestalten  sein,  als  dies  bisher  der  Fall  war. 
Von  besonderer  Wichtigkeit  in  Beziehung  auf  die  Handels- 
verträge scheint  das  Moment  zu  sein,  daß  die  Vertragsstaaten 
ausdrücklich  auf  alle  Maßnahmen  verzichten,  die  geeignet 
sind,  den  Wettbewerb  der  fremden  Flagge  mit  der  heimischen 
Schiffahrt,  auch  in  der  Küstenschiffahrt,  welche  als  Verteiler 
und  Zubringer  Bedeutung  besitzt  sowie  im  Umschiffungsdienste 
und  Stalfelverkehr,  durch  künstliche  Vorkehrungen  sowie  Er- 
schwerungen bureaukratischer  und  fiskalischer  Art  zu  beein- 
trächtigen. Es  muß  ferner  der  Kreis  unserer  Handelsverträge 
durch  Vereinbarungen  mit  überseeischen  Staaten  erweitert, 
eventuell,  wo  besondere  Interessen  und  Beziehungen  hinsichtlich 
Binnenschiffahrt  und  Seeschiffahrt  bestehen,  der  Abscliluß  von 
besonderen  Schiffahrtsverträgen  in  Erwägung  gezogen  werden. 

Die  Befolgung  der  vorbezeichneten  Grundsätze  und  Regeln 
und  die  Wirksamkeit  der  angeführten  Maßnahmen  und  Ein- 
richtungen liat  in  den  führenden  Seestaaten  zur  Bildung  und 
Ausgestaltung  jener  mächtigen  Linienreedereien  geführt,  die 
heute  das  dem  Seeverkehre  gebotene  Erwerbsfeld  mit  allen  Vor- 
teilen wohlorganisierter  Geschäftsbetriebe  beherrschen,  und 
schwächere  Schiffalirtsunternehmungen  jederzeit  mit  einer  ver- 
nichtenden Konkurrenzaktion  bedrohen.  Wo  die  Kraft  der  ein- 
zelnen Großreedereien  nicht  ausreicht,  dienen  Reedereiverbände 
zum  Konkurrenzkampf  gegen  fremde  Flaggen.  Denn  auch  die 
stärksten  Großreedereien  sind  gezwungen,  diesen  Konkurrenz- 
kampf zu  vermeiden  oder  aufzugeben  und  ihre  geschäftlichen 
Erfolge  durch  die  Bildung  von  Reedereiverbänden  imd  Pools, 
durch  Aufkauf  ganzer  Linien,  durch  Fusionen  und  Einrichtung 
von  Gemeinschaftsdiensten,  Gebiets-  und  Verkehrsaufteilungen 
oder  sonstige  Vereinbarungen  mit  anderen  Reedereien  zu 
sichern.    Das  hat  zu  einer  Art  Reedereipolitik  geführt,  die  eine 
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feste  Organisation,  die  Grundlage  aller  Verkehrsgewerbe,  zu 
schaffen  bestrebt  ist  und  die  für  jede  am  Weltverkehr  beteiligte 
Handelsmarine  größte  Bedeutung  gewinnt.  Jedenfalls  steht  fest, 
daß  Großreedereien  oder  Verbände  derselben  im  Wettbewerb 
zur  See  alle  Vorteile  für  sich  haben,  und  kleine  Unternehmun- 
gen sich  mit  dem  begnügen  müssen,  was  die  großen  übrig- 
lassen und  stets  Gefahr  laufen,  bei  ungünstigen  Konjunkturen 
einzugehen  oder  schweren  Schaden  zu  erleiden. 

Unsere  Handelsmarine,  die  nach  ihrem  heutigen  Tonnen- 
gehalte, abgesehen  von  den  Qualitäten  ihrer  Schiffe,  einer 
Großreederei  mittleren  Umfanges  gleichkommt,  kann  in  ihrer 
gegenwärtigen  Verfassung  eine  bedeutende  Konkurrenzkraft 
nicht  erlangen,  \veil  sie  kein  einheitliches  Unternehmen  vor- 
stellt, in  ihrer  jetzigen  Qualität  und  Zergliederung  nur  schwach 
arbeitet  und  ohne  die  staatliche  Subvention  überhaupt  nicht 
lebensfähig  wäre.  Für  unsere  Handelsmarine  muß  daher,  so- 
weit wenigstens  die  Großreedereien  in  Betracht  kommen,  die 
V  e  r  b  a  n  d  s  b  i  1  d  u  n  g,  welche  eine  höhere  Organisations- 
form im  Seeverkehre  darstellt,  als  eine  der  bedeutsamsten 
schiffahrtspolitischen  Maßnahmen  unverrückbar  im  Auge  be- 
halten werden,  die  jederzeit  eingeleitet  und  durchgeführt 
werden  kann. 

Das  ISTächstliegende  ist  wohl  die  Bildung  eines  solchen  Ver- 
bandes zwischen  dem  Österreichischen  Lloyd  und  der  Austro- 
Americana,  nach  Analogie  der  mächtigsten  aller  nationalen 
Keedereivereinigungen,  jener  der  Hamburg- Amerika-Linie  und 
des  jSTorddeutschen  Llyod.  Zwar  liegen  die  Verhältnisse  bei 
uns  insoferne  etwas  anders,  als  die  Verkehrsgebiete  unserer 
beiden  Linienreedereien  scharf  voneinander  getrennt  sind. 
Dies  kann  und  darf  jedoch  umsoweniger  ein  Hindernis  bilden, 
als  dieses  Verhältnis  in  Zukunft  vielleicht  eine  Verschiebung 
erfahren  wird  und  abgesehen  hievon  eine  enge  festgefügte  Be- 
ziehung zwischen  unseren  beiden  Beedereien  unter  allen  Um- 
ständen dazu  führen  kann,  durch  Verabredungen,  Pools, 
Fusionen  usw.  den  beiderseitigen  Wirkungskreis  zu  erw^eitern. 

Von  noch  größerer  Wichtigkeit  und  auch  Dringlichkeit 
wäre  jedoch  die  Angliederung  unserer  beiden  Linienreedereien 
an  andere  große  und  mächtige  Reedereivereinigungen. 
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Abmachungen,  wie  z.  B.  die  größte  bekannte,  der  Nord- 
atlantische Reederei-Pool,*  welche  erst  kürzlich  wieder  auf  eine 
Dauer  von  fünf  Jahren  verlängert  wurde,  und  den  Zwischen- 
deckverkehr zwischen  Europa  und  I^ordamerika  zum  haupt- 
sächlichen Gegenstand  hat,  oder  Fahrgebietaufteilungen,  wie  sie 
häufig  platzgreifen,  dienen  nur  dem  Zwecke,  einen  ruinieren- 
den Konkurrenzkampf  beizulegen,  wenn  es  keinem  der  betei- 
ligten Kämpfer  möglich  erscheint,  den  oder  die  anderen  nieder- 
zuringen. Hingegen  müssen,  wenn  es  sich  darum  handelt  eine 
Erstarkung  der  Reedereien  selbst  zu  erzielen,  Reedereiverbände 
geschaffen  werden,  die  den  im  modernen  Wirtschaftsleben  leben- 
digen Gedanken  der  Zentralisation  verwirklichend,  vereint  über 
einen  großen,  kompensationsfähigen  Betriebskomplex  verfügen, 
wodurch  in  gewissem  Grade  manche  von  den  Vorteilen  erzielt 
werden,  welche  die  nur  allmähliche  und  viel  schwierigere  Ent- 
wicklung von  einheitlichen  Großbetrieben  mit  sich  bringt. 

Diese  Organisationsbestrebungen  und  Vereinbarungen  im 
Seeverkehr  dürfen  nicht  den  Industriekartellen  gleichgestellt, 
sondern  müssen  vielmehr,  ebenso  wie  die  analogen  Bestrebungen 
und  Vereinbarungen  im  Eisenbahnverkehr,  als  Fortschritte  und 
Errungenschaften  angesehen  und  beurteilt  werden,  durch  welche 
Handel  und  Produktion  am  besten  gedient  wird  und  denselben 
bestimmte   Leistungen   sichergestellt   werden. 

In  der  Bildung  eines  solchen  Reedereiverbandes 
liegt  daher  auch  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  unserer  Schiif- 
fahrtspolitik.  Über  den  Weg,  der  zu  ihrer  Lösung  einzuschlagen 
ist,  kann  kaum  ein  Zweifel  bestehen,  weil  unter  allen  fremden 
Handelsmarinen  wohl  nur  die  deutsche  mit  der  unseren  ge- 
meinsame Interessen  verfolgen  kann.  Den  größten  Vorteil 
bringt  ein  Verband  jedenfalls  dann,  wenn  er  aus  einem  starken 
Gegner   einen  starken  Verbündeten,    aus    einem  gefährlichen 


*  Dem  Nordatlantischen  Reedereipool  gehören  folgende  Gesellschaften 
an:  Hamburg-Amerika-Linie,  Norddeutscher  Lloyd,  Allan-Linie  (seit  1909 
in  Kanada),  Anchor-Line,  American-Line,  Atlantic-Transport-Line,  Cunard- 
Line,  White-Star-Line,  Dominion-Line,  Redstar-Line.  Leyland-Line,  Cana- 
dian-Pacific-Co.,  Holland-America-Line,  Compagnie  G6n6rale-Transatlan- 
tique,  die  skandinavische  Amerika-Linie  und  die  russische  Ostasiatische 
Dampf  schiff  ah  rts-Gesellschatt. 
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Konkurrenten  einen  zuverlässigen  Kompagnon  macht,  und  das 
ist  rücksichtlich  der  deutschen  Reedereien  sicher  zutreffend.  Es 
muß  für  beide  Teile  einen  geschäftlichen  ISTutzen,  eine  Hebung 
der  Leistungsfähigkeit  und  eine  Steigerung  der  Konkurrenz- 
kraft mit  sich  briögen,  wenn  die  österreichischen  und  deutschen 
Großreedereien  in  einen  engen  Verband  treten  und  hiedurch 
einen  gewaltigen  Geschäftskomplex  schaffen  mirden,  der  sich  als 
festgefügter  Block  im  internationalen  Seeverkehr  gegen  alle 
Konkurrenzangriffe  fremder  Flaggen  überlegen  behaupten 
könnte. 

Es  handelt  sich  hiebei  um  ein  enges  Schutz-  und  Trutz- 
bündnis zwischen  den  beiderseitigen  Handelsmarinen,  ein  Bünd- 
nis zu  dem  Zwecke  der  Gewinnung  von  Verkehren  im  Wett- 
bewerb gegen  die  Schiffahrt  anderer  Staaten  sowie  zum  Zwecke 
der  gemeinsamen  Abwehr  gegen  die  Konkurrenz  fremder  Elag- 
gen.  Die  österreichischen  Reedereien  müßten  sich,  bei  selbst- 
verständlicher Wahrung  ihrer  Unabhängigkeit,  in  gewissem 
Sinne  mit  ihren  Linien  in  den  weltumspannenden  Linien- 
komplex der  mächtigen  deutschen  Reedereien  eingliedern.  Vor 
allem  aber  würde  der  Abschluß  eines  solchen  Bündnisses  unseren 
Linienreedereien  den  Eintritt  in  die  großartigen  Organisations- 
systeme des   Seeverkehres  ermöglichen. 

Wie  weit  die  Interessen-  und  Betriebsgemeinschaft  reicht, 
und  unter  welchen  Bedingungen  dieses  Reedereibündnis  ge- 
schlossen werden  soll,  sind  Fragen,  zu  deren  Lösung  in  erster 
Linie  die  Reedereien  selbst  berufen  erscheinen.  Es  wird  sich 
empfehlen,  die  staatliche  Schiffahrtspolitik  darauf  zu  be- 
schränken, das  große  Werk  durch  sympathische  Stellungnahme 
und  wohlwollende  Neutralität  zu  fördern. 


Einer  der  Ecksteine  einer  erfolgreichen  und  großzügigen, 
der  Industrie,  dem  Handel  und  Gewerbe  dienenden  Schiffahrts- 
politik, bildet  die  Förderung  der  heimischen 
Werftenindustrie.  Das  schiffahrtspolitische  Ziel,  das 
dabei  im  Auge  zu  behalten  ist,  besteht  darin,  daß  der  Forderung 
einer  entwickelten  Volkswirtschaft  nach  Schaffung  tunlichst 
billiger  und  vollkommener  Transportmittel  auch  im  Seeverkehre 


nachgekommen  wird  und  daß  unsere  heimischen  Werften  daher 
in  den  Stand  gesetzt  werden  sollen,  gute  Schiffe  und  Schiffe 
von  hohen  Qualitäten  zu  billigsten  Preisen  zu  bauen,  um  die 
von  den  Reedereien  zu  leistenden  Aufwendungen  für  Amorti- 
sation und  Verzinsung  des  investierten  Kapitales  sowie  für  die 
Assekuranz,  tunlichst  herabzusetzen  und  um  zu  verhindern,  daß 
ungeheuere  österreichische  Kapitalien  für  Schiffskäufe  ins  Aus- 
land wandern.  Die  Förderung  der  heimischen  Werftenindustrie 
soll  auch  bewirken,  daß  bei  derselben  sowie  bei  der  mit  ihr  im 
Zusammenhange  stehenden  übrigen  inländischen  Industrie, 
zahlreiche  Arbeitsgelegenheiten  für  unsere  Arbeiter  geschaffen 
werden-.  Endlich  muß  die  Wichtigkeit  einer  Förderung  der  in- 
ländischen Werften  Industrie  in  Beziehung  zur  Kriegsmarine^ 
hervorgehoben  werden,  was  a.  a.  O.  näher  dargelegt  wird. 

Zwischen  der  Entwicklung  der  Werftenindustrie  und  der 
Schiffahrt  eines  Landes  besteht  ein  tatsächlich  enger  Zusammen- 
hang. Es  ist  dies  an  dem  Beispiele  Deutschlands  zu  erkennen, 
dessen  Schiffahrtspolitik  zu  so  großen  Erfolgen  geführt  hat. 
Der  großartige  Aufschwung  der  deutschen  Handelsmarine 
datiert  jedoch  erst  von  dem  Zeitpunkte,  wo  Deutschland,  das 
vordem  seine  Schiffe  zumeist  aus  England  bezog,  sich  im  Schiff- 
bau von  England  gänzlich  emanzipierte  und  selbst  die  höchst- 
wertigen Schiffe,  und  zwar  zu  billigsten  Preisen  baute. 

Ähnliche  Erscheinungen  treten  auch  bei  den  übrigen  see- 
fahrenden Staaten  zutage.  Dabei  zeigt  sich  jedoch,  daß,  solange 
die  Marine  eines  Staates  in  der  Hauptsache  aus  Trampschiü'en 
besteht,  welche  ausschließlich  dem  Frachtendienst  in  wilder 
Schiffahrt  dienen,  die  Werftenindustrie  dieses  Landes  zur  Ent- 
wicklung der  Reedereien  desselben  nicht  nur  nichts  beizutragen 
vermag,  sondern  vielmehr  selbst  dem  Verfalle  entgegengeht.  Es 
ist  dies  dadurch  zu  erklären,  daß  Trampschiffe,  und  zwar  alte 
und  neue,  auf  den  Schiff'märkten,  insbesondere  am  großen  eng- 
lischen Schiff  markte,  gewöhnlich  nach  Auswahl  imd  zu  Preisen 
zu  kaufen  sind,  um  welclie  sie  auf  den  Werften  in  anderen  Län- 
dern zumeist  nicht  hergestellt  werden  können.  Erst  dann,  wenn 
eine  Marine  in  Liniendienste  des  Uberseeverkehres  mit  Schiffen 
von  großen  Dimensionen  und  höchsten  Qualitäten  eintritt,  wird 
ihre  weitere  Entwicklung  von  dem   Stande  der  einheimischen 
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Werftenindustrie  abhängig.  Die  deutschen  Reedereien  hätten 
nie  ihre  führende  Position  im  europäisch-amerikanischen,  die 
höchsten  Qualitäten  erfordernden  Verkehre  erreicht  und  eine  so 
großartige  Entwicklung  nehmen  können^  wenn  sie  ihre  Schiffe 
statt  auf  deutschen  Werften,  in  England  hätten  bauen,  lassen 
und  Hunderte  von  Millionen  Mark,  ja  Milliarden,  dafür  an  das 
Ausland  hätten  zahlen  müssen.  Ein  anderes  Beispiel  bietet  die 
norwegische  Handelsmarine.  Teils  infolge  der  geographischen 
Lage  I^orwegens,  abseits  von  den  großen  Weltverkehrsstraßen, 
vor  allem  jedoch  infolge  der  eigenartigen  Organisation  der  nor- 
wegischen Seeschiffahrt,  die  zahllose  kleine  und  kleinste 
Eeedereien  umfaßt,  besteht  in  ]!^orwegen,  von  den  Küst-enlinien 
abgesehen,  ausschließlich  Trampschiffahrt.  Im  Zusammenhange 
damit  befassen  sich  auch  heute  noch  die  norwegischen  Werften 
nur  mit  dem  Bau  kleiner  Schiffe,  wogegen  große  Fahrzeuge  in 
England  gebaut  oder  aus  zweiter  Hand  aufgekauft  werden. 

Die  Erklärung  für  diese  angeführte  Erscheinung  ist  viel- 
leicht darin  zu  finden,  daß  erst  durch  die  Einrichtung  hoch- 
wertiger Liniendienste  mit  modernen  Schiffen  von  hohen  Quali- 
täten, das  gesamte,  in  der  Marine  tätige  Kapital  eine  auik'r- 
ordentliche  Steigerung  erfährt.  Die  Vermehrung  und  Stärkung 
des  Kapitalfaktors,  muß  aber  mit  Notwendigkeit  zu  einer  ent- 
sprechend größeren  Entwicklung,  einem  Aufschwünge  der  be- 
treffenden Produktionsanstalt  —  und  auch  die  Schiffahrt  ist 
eine  solche  —  führen.  Dieser  Effekt  wird  jedoch  dann  nicht 
oder  ganz  ungenügend  eintreten,  wenn  das  zugeführte  ver- 
mehrte Kapital  zersplittert  wird,  statt  konzentriert  dem 
Ganzen  einer  Marine,  Werften  und  Großreedereien  erhalten 
zu  bleiben. 

Die  österreichische  Schiffahrtspolitik  hat  jedoch  auch  hin- 
sichtlich des  Werften  Wesens  versagt  und  bis  in  die  jüngste  Zeit 
nur  Mißerfolge  und  Versäumnisse  aufzuweisen.  Das  ziffern- 
mäßige Ergebnis  dieser  Politik  ist,  daß  in  dem  abgelaufenen 
Jahrzehnte  ungefähr  80  Millionen  Kronen  österreichisches 
Kapital  für  Schiffskäufe  in  das  Ausland  gewandert  sind  und  bis 
in  die  jüngste  Zeit  nichts  geschehen  ist,  um  einerseits  die 
Schiffsbauten  von  heimischen  Reedereien  auf  den  Inland- 
Werften     sicherzustellen,     oder     anderseits     Bestellungen     von 
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Ungarn  oder  vom  Auslande  für  unsere  AVerften  zu  gewinnen. 
Vor  allem  geschah  nichts,  um  den  Bau  von  Schiffen  hoher 
Qualitäten  zu  fördern.  Dieses  Wichtigste  hat  man  versäumt, 
weil  man  die  ausschlaggebende  Bedeutung,  welche  eine 
modern  eingerichtete  Linien- Schiffahrt  durch  Großbetriebe  für 
die  Entwicklung  einer  Marine  und  die  Interessen  des  natio- 
nalen Handels  besitzt,  nicht  erkannte. 

In   dem   Marine-Unterstützungs-Gesetze  vom   Jahre   1894 
begnügte  man  sich,  den  inländischen  Schiffbau  dadurch  zu  för- 
dern,  daß  man  allen  auf  inländischen  Werften  neu  erbauten 
Seehandelsschiffen  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  die  Befrei- 
ung von  der  Entrichtung  der  Erwerbs-  und  Einkommensteuer 
gewährte.     Diese     geringfügige     Unterstützung     hatte     umso- 
weniger  Wirkung  auf  unseren  Schiffbau,  als  sich  die  Handels- 
marine zu  jener  Zeit  gerade  in  der  krisenhaften  Umwandlung 
von   einer    Segler-Flotte   in  eine  Dampfer-Flotte   befand   und, 
vom  Lloyd  abgesehen,  der  ein  eigenes  Arsenal  besaß,  von  keiner 
Reederei   Linienschiffahrt   betrieben   wurde.     Unsere   Werften 
blieben     daher     auf    dem    niedrigen     ISTiveau    unbedeutender, 
leistungsunfähiger  und  veralteter  Kleinbetriebe  stehen.  Dieser 
Zustand  erfuhr  auch  durch  das  Marine-Unterstützungs-Gesetz 
vom  Jahre  1907  zunächst  keine  Änderung,  weil  dieses  Gesetz 
zwar  in  wohlwollendster  Weise  eine  Subventionierung  des  in- 
ländischen Schiffbaues  vorsieht,  die  betreffenden  Bestimmungen 
jedoch  in  Unkenntnis  des  inneren  Zusammenhanges  der  Dinge 
verfaßt  waren  und  daher  gleichfalls  wirkungslos  bleiben  mußten. 
Erst  mit  der,  nach  Überwindung  mannigfacher  Schwierigkeiten 
erfolgten  Ausgestaltung   der   Liniendienste  der   Austro-Ameri- 
cana  im  Amerikaverkehre,  zeigte  sich  alsbald  auch  ein  lebhaftes 
Bedürfnis  nach   einer   Entwicklung  unserer   Werftenindustrie, 
welchem   Bedürfnisse   durch    Schaffung  eines   neuen   Werften- 
imternehmens    in  Monfalcone  nachzukommen    versucht    wurde. 
Die  ungenügenden  Bestimmungen  des  Marine-Unterstützungs- 
Gesetzes  behinderten  jedoch  eine  Entwicklung  auch  dieses  neuen 
Unternehmens,  das  nach  kurzem  Bestände  sich  Schwierigkeiten 
gegenübergestellt  sah.   Zu  diesem  Zeitpunkte,   im  Jahre   1909, 
erhielt  unsere  Werftenindustrie  endlich  neue  kräftige  Impulse 
durch  eine  Reihe  von  Regierungsaktionen,   die  wenigstens  die 
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Bahn  und  die  Möglichkeit  zu  einer  weiteren  günstigen  Ent- 
wicklung unserer   Werftenindustrie   eröffnet   haben. 

Die  erste  Aktion  war  die  Erwerbung  des  Lloyd- Arsenales 
durch  den  Staat,  welcher  Transaktion  in  mehrfacher  Hinsicht, 
auch  vom  Standpunkte  der  Werftenindustrie,  besondere  Bedeu- 
tung zukommt. 

Schon  lange  hatte  sich  in  der  Lloydverwaltung  das  Be- 
streben geltend  gemacht,  das  Arsenal  aus  dem  Unternehmen 
auszuscheiden.  Diese  Bestrebungen  hatten  jedoch  die  längste 
Zeit  von  Seite  des  Handelsministeriums  kein  entsprechendes 
Entgegenkommen  gefunden. 

Die  Vereinigung  von  Werfte  und  Reederei  in  einem  ein- 
zigen Unternehmen  ist  in  anderen  Staaten,  deren  Handels- 
marine bereits  in  einem  weiter  fortgeschrittenen  Stadium  der 
Entwicklung  sich  befindet,  als  geschäftlich  unrationell  längst 
aufgegeben  und  diese  fehlerhafte  Konstruktion  überall  ver- 
lassen worden.  Denn  die  geschäftlichen  Ziele  von  Reederei  und 
Werfte  sind  einander  gerade  entgegengesetzt.  Die  Reederei  ver- 
langt billige  Schiffe,  die  Werfte  verlangt  hohe  Preise.  Da  beide 
Teile  der  Unternehmung  eine  relativ  selbständige  Leitung  haben 
müssen,  so  läßt  sich  niemals  klar  erkennen,  welcher  Teil  des  Un- 
ternehmens vom  anderen  übervorteilt  wird.  Gewöhnlich  ist  dies 
die  Reederei,  weil  sie  die  Kontrolle  eines  Werftunternehmens  in 
wirksamer  Weise  niemals  durchführen  kann.  Die  nachteiligste 
Wirkung  einer  solchen  Vereinigung  besteht  jedoch  darin,  daß 
die  Werfte,  welche  unter  allen  Umständen  sicher  ist,  daß 
die  von  ihr  gebauten  Schiffe  von  der  Reederei  der  gleichen 
Unternehmung  übernommen  w^erden  müssen,  jeden  Antrieb 
zu  immer  höheren  Leistungen  und  technischen  Fortschritten 
einbüßt  und  sich  darauf  beschränkt,  mehr  oder  weniger  ver- 
altete Typen  zu  kopieren.  Es  treten  alle  IsTachteile  des  Mo- 
nopolbetriebes um  so  schärfer  in  Erscheinung,  als  die  Reederei 
gezwungen  ist,  nicht  nur  alles,  was  die  Werftenleitung  ihr 
liefert  zu  übernehmen,  sondern  sie  ist  auch  mitunter  genötigt, 
gute  Miene  zum  bösen  Spiele  zu  machen.  Sie  ist  nie  in  der  Lage, 
Schiffe,  welche  ihren  Anforderungen  und  Bestellungen,  sei  es 
in  technischer  Hinsicht  bezüglich  ihrer  Leistungen,  Eigen- 
schaften und   Ausrüstung,   sei   es  bezüglich   der   Preise,   nicht 
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entsprechen,  der  Werfte  einfach  zurückzustellen,  wie  dies  sonst 
unabhängige  Reedereien  tun  und  dadurch  die  Werften  zu 
höchsten  Leistungen  geradezu  zwingen.  Sie  muß  auch  die  miß- 
lungensten Schöpfungen  derselben  übernehmen  und  sogar  nach 
außen  hin  für  die,  einen  Bestandteil  des  Unternehmens  bilaende 
zurückgebliebene  Werfte  eintreten. 

Alle  diese  Erscheinungen  waren  beim  Lloyd  m  Be- 
ziehung zu  seinem  Arsenale  zu  wiederholtenmalen  eingetreten. 
Die  Eeffierung  hat  nun  durch  die  Erwerbung  des  Lloyd- 
Arsenales  dfesem  Zustande  ein  Ende  bereitet  und  mit  dieser 
Transaktion  gleich  einer  E«ihe  von  anderen  schiffahrtspoli- 
tisch  wichtigen  Zwecken  gedient. 

Der  Llovd  wurde  von  der,  seiner  Entwicklung  als  Eeederei 
gewiß  nicht  förderlichen  Verbindimg  mit  dem  Arsenale  befreit 
und  erfuhr  durch  den  Verkauf  eine  weitere  Konsolidierung 
seiner  finanziellen  Verhältnisse. 

Triest  wird  auf  den  Gründen  des  Llyodarsenals  einen, 
seiner  Stellung  als  Weltverkehrshafen  unerläßlich  notwendigen, 
oroßen  Kohlenlagerplatz  mit  modernen  Einrichtungen  zum 
Löschen  und  Laden  von  Kohle  erhalten,  dessen  Schaffung  von 
IV  .serer  Handelsmarine- Verwaltung  bei  Verfassung  der  Pro- 
iekte  für  die  Triester  Hafenbauten  vergessen  worden  war. 

Der  Werftenindustrie  wurde  durch  diese  Transaktion  in 
zweifacher  Hinsicht  Förderung  zuteil.     Ein  Stück  des  Lloyd- 
a^senalgrundes  sowie  ein  daran  anschließendes  Stück  staatlichen 
Grundes  wurden  nämlich  gleichzeitig   an    die    m  der  Nachbar- 
schaft   gelegene,  unmittelbar    daran    anstoßende    Kriegsschilt- 
werfte,   das   Stabilimento   Teenico,   verkauft.     Dadurch  wurde- 
diese  Werfte  in  die  Lage  versetzt,  ihre  Anlagen  bedeutend  zu 
vergrößern,  was  mit  Rücksicht  auf  die  in  Ausführung  begrif- 
fenen KriegsschifEbauten  nicht  nur  im  Interesse  unserer  Kriegs- 
marine gelegen  war,  sondern  auch  die  Voraussetzung  schuf,  um 
die  Überweisung  von  KriegsschifEbauten  in  erhöhtem  Maße  an 
österreichische  Werften  zu  ermöglichen  und  damit  auch  eine 
große  Zahl  neuer  Arbeitsgelegenheiten  im  Inlande  zu  schaffen. 
In  anderer  Beziehung    erfuhr    unsere    Schiffbauindustrie 
dadurch   eine   Förderung,     daß  gleichzeitig    eine    selbständige 
Werften-Gesellschaft  in  San  Rocco,  unter  Beteiligung  des  Lloyd 
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und  des  Stabilimento  Teenico,  mit  Benützung  der  dortselbst 
bereits  vorhandenen  Anlagen  des  letzteren,  ins  Leben  ge- 
rufen wurde.  Diese  neuerliche  Verquickung  der  Reederei  mit 
einem  Werftenunternehmen,  wenn  auch  nur  in  der  Form,  daß 
der  Lloyd  die  Hälfte  der  Aktien  desselben  besitzt,  kann  aller- 
dings nicht  als  ideale  Lösung  bezeichnet  werden.  Der  Lloyd  hätte 
vielleicht  besser  getan,  den  Erlös  aus  dem  Verkaufe  der  Arse- 
nalsgründe zu  Schiffsbauten,  also  zur  Ausdehnung  und  Verbesse- 
rung seines  Reedereibetriebes  zu  verwenden  und  seine  ganze 
finanzielle  Kraft  auf  diesen  zu  konzentrieren.  Durch  die  Be- 
teiligung an  einem  Werftenunternehmen  werden  dagegen  die 
früher  bezeichneten  Gefahren,  wenn  auch  vielleicht  in  etwas 
abgeschwächtem  Maße,  Avieder  in  Erscheinung  treten.  Es 
fragt  sich  sehr,  ob  der  Lloyd  imstande  sein  wird,  ein  auf  der 
Werfte  San  Rocco  gebautes,  den  zu  stellenden  Anforderungen 
und  gemachten  Bestellungen  nicht  entsprechendes  Schiff,  von 
der  Übernahme  auszuschließen. 

Eine  andere,  in  die  gleiche  Zeit  fallende,  unsere  Werften- 
industrie fördernde  Maßnahme  ergab  sich  aus  dem  Ab- 
schluß des  Vertrages  mit  der  Austro-Americana  betreifend 
den  Schiffahrtsdienst  mit  Südamerika.  In  dem  Vertrage 
wurde  die  Austro-Americana  verpflichtet,  ihre  Schiffe  in  Hin- 
kunft nur  auf  inländischen  Werften  zu  bauen.  Mit  dieser  Be- 
stimmung wurde  nicht  nur  der  früher  gekennzeichneten. innigen 
Beziehung  zwischen  Linienschiffahrt  und  Werftenindustrie 
Rechnung  tragend,  eine  wichtige  Voraussetzung  für  die  Ent- 
wicklung der  Linienschiffahrt  erfüllt,  sondern  auch  der  heimi- 
schen Werftenindustrie  eine  Unterstützung  zugewendet,  deren 
Wirkungen  fast  sofort  in  Erscheinung  traten.  Die  Austro- 
Americana  begann  unverweilt  mit  dem  Baue  eines  großen  wert- 
vollen  Passagierdampfers    für    den    transatlantischen   Dienst. 

Aber  auch  die  Trampreedereien,  die  bisnun  ihre  Schiffs- 
käufe ausschließlich  in  England  besorgt  hatten,  gaben  gleich 
eine  Reihe  Schiffbauten  bei  inländischen  Werften  in  Bestellung, 
weil  sie  befürchten  mußten,  für  weitere  im  Auslande  erworbene 
Sciiiffe  den  Anspruch  aus  den  Betriebszuschuß  zu  verlieren. 

In  die  gleiche  Periode  fiel  auch  der  Abschluß  der  Schiff - 
fahrtsverträge  mit  den  Reedereien  Dalmatia,  Istria-Trieste  und 
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Austro-Croata,  in  welchen  Verträgen  die  genannten  Gesell- 
schaften gleichfalls  verpflichtet  wurden,  ihre  Schiffe  ausschließ- 
lich auf  Inlandwerften  zu  bauen,  was  sofort  zur  Belebung  der 
letzteren  beitrug. 

Aus  dieser  zielbe^oißten  Aktion  der  Regierung  zog  zu- 
nächst die  Werfte  in  Monfalcone  Vorteil,  deren  günstige  Ent- 
wicklungschancen so  hoch  gewertet  wurden,  daß  zu  jener  Zeit 
ihre  Aktien  an  der  Triester  Börse  eine  ganz  beispiellose  Kurs- 
steigerung erfuhren.  Die  genannte  Werfte  sah  sich  nun  in  die 
Lage  versetzt,  an  die  Schaffung  von  Anlagen  und  Einrich- 
tungen heranzutreten,  welche  für  den  Großbetrieb  erforderlicli 
sind,  der  auch  auf  dem  Gebiete  des  Werftenwesens  allein  die 
höchsten  technischen  Leistungen  hervorzubringen  vermag  und 
imstande  ist,  der  Preiskonkurrenz  des  Auslandes  nachzukom- 
men. Diese  rasch  einsetzende  günstige  Entwicklung  führte 
dazu,  daß  die  Werfte  in  Monfalcone  in  der  Lage  war,  den 
Bau  eines  Kreuzers  der  Kriegsmarine  zu  übernehmen,  was  auch 
im  Interesse  unserer  Kriegsmarine  lebhaft  begrüßt  werden 
muß,  weil  durch  die  Beschäftigung  mehrerer  Werften  mit 
Kriegsschiffbau,  einerseits  ein  rascherer  Ausbau  unserer  Kriegs- 
flotte ermöglicht  und  anderseits  eine  entsprechende  Preisregu- 
lierung herbeigeführt  wird. 

In  Ansehung  der  Werfte  von  Monfalcone  erregt  ein  Um- 
stand allerdings  Bedenken.  Es  ist  dies  die  enge  Beziehung 
zwischen  diesem  Werftenunternehmen  und  der  Reederei  Austro- 
Americana.  Wir  stehen  hier  wieder  vor  einer  jener  Interessen- 
vereinigungen, die  in  unserer  Marine  typisch  geworden  zu  sein 
scheinen  und  zweifellos  ein  noch  rückständiges  Stadium  der 
Entwicklung  kennzeichnen.  Ebenso  wie  beim  Lloyd  gegenüber 
der  Werfte  San  Rocco,  ist  auch  hier  der  Zweifel  begründet,  ob 
ein  von  der  Werfte  in  Monfalcone  für  Rechnung  der  Austro- 
Americana  gebautes  Schiff,  das  der  gemachten  Bestellung  nicht 
entspricht  oder  die  erforderlichen  Qualitäten  nicht  besitzt  — 
und  solche  Fehlbauten  können  bei  der  besten  und  renommierte- 
sten Werfte  vorkommen  —  von  der  an  der  Werfte  stark  inter- 
essierten genannten  Reederei  zurückgewiesen  werden  wird. 

Soll  unsere  Werftenindustrie  im  Zusammenhange  mit  dem 
Aufschwünge  unserer  Handelsflotte  auch  eine  große  Entwick- 
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lung  nehmen,  eine  Weltindustrie  werden,  zur  technisch  höch- 
sten Vervollkommnung  gelangen  und  in  den  Stand  gesetzt  wer- 
den, durch  Einrichtung  eines  modernen  Großbetriebes  mit  den 
Werften  des  Auslandes  zu  konkurrieren,  so  müssen  alle  an  einer 
solchen  Entwicklung  Interessierten  in  höherer  geschäftlicher 
Einsicht  dazu  mitwirken,  die  rückständigen  Organisations- 
formen in  unserer  Werftenindustrie  je  eher  je  besser  zu  ver- 
lassen. 

Ein  weiteres  Ziel,  das  ohne  Verzögerung  zur  Ausgestaltung 
unserer  Werftenindustrie  verfolgt  werden  müßte  und  schiff- 
fahrtspolitisch  eminente  Wichtigkeit  besitzt,  ist  die  Schaffung 
großer  Docks.  Die  im  alten  Lloyd- Arsenale  befindlichen 
Trockendocks,  deren  w^eiteren  Betrieb  der  Lloyd  sich  vorbe- 
halten hat,  sind  nur  zur  Dockung  kleinerer  Schiffe  geeignet 
und  werden  bei  den  stets  wachsenden  Dimensionen  der  Schiffe 
in  Hinkunft  wohl  kaum  ausreichende  Verwendung  finden. 
Die  Schaffung  eines  großen  Schwimm-  oder  Trockendocks  in 
Triest  ist  für  die  weitere  Entwicklung  unserer  Llandels- 
marine  ein  so  unerläßliches  Erfordernis,  daß  dessen  Wichtigkeit 
eine  Unterstützung  von  Seite  des  Staates  gerechtfertigt  er- 
scheinen ließe.  Die  großen  Dampfer,  die  bei  der  künftigen 
Ausgestaltung  unserer  Marine  zum  Baue  gelangen  werden, 
müßten,  wenn  ihre  Dockung  im  Heimatshafen  nicht  möglich 
ist,  diese  Dockung  wie  bisher  im  Auslande  vornehmen,  zumal 
die  Docks  der  Kriegsmarine  in  Pola  für  deren  eigene  Zwecke 
benötigt  werden.  Die  Errichtung  eines  großen  Docks,  insbe- 
sondere eines  Schwimmdocks,  wäre  übriigiens  eine  Kapitals- 
anlage, welche  eine  günstige  Kentabilität  mit  Sicherheit  gewär- 
tigen läßt.  Eine  unserer  Werften  sollte  daher  an  die  Durch- 
führung dieses  Projektes  schreiten,  durch  welches  unser  Marine- 
kapital wieder  eine  sehr  fruchtbare  Vergrößerung  erfahren 
würde.  Auch  für  Triest  ^vürden  daraus  mannigfache  Vorteile 
erwachsen,  weil  vielfach  auch  Kriegs-  und  Handelsschiffe  frem- 
der Nationen  sich  dieses  Docks  bedienen  werden  und  zu  diesem 
Zwecke  längeren  Aufenthalt  in  Triest  nehmen  müssen.* 


*  Mittlerweile    hat    die  Werfte    in   Monfalcone    von    der    spanischen 
Regierung  ein  Schwimmdock  von  13.000  Tonnen  Tragfähigkeit  gekauft,  das 
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Die  staatliclie  Werftenpolitik  muß  aber  auch  noch  in  an- 
derer Hinsicht  mit  Stärke  und  Zielbewußtsein  an  der  Entwick- 
lung unserer  Schilfbauindustrie  mitwirken.  In  erster  Linie 
stehen  hier  alle  Aktionen,  die  dem  Zwecke  dienen,  beim  Baue 
von  Schiffen  auf  unseren  Inlandwerften  soweit  als  nur  möglich 
inländisches   Materiale  zu  verwenden. 

Zu  diesem  Zwecke  muß  die  inländische  Industrie  für  die 
Erzeugung  von  Bau-  und  Ausrüstungsgegenständen  für  Schiffe 
jedoch  vielfach  erst  erzogen  werden.  Auch  dies  wird  nur  mög- 
lich sein,  wenn  der  inländische  Schiffbau  einen  solchen  Umfang 
angenommen  haben  wird,  daß  es  sich  für  die  verschiedenen 
Industrien  lohnt,  sich  der  Herstellung  derartiger  Artikel  zu 
widmen.  Heute  ist  dies  nur  zum  kleinsten  Teile  der  Fall  und 
vielfach  begegnet  man  einer  direkten  Abneigung  unserer  Indu- 
striellen, für  Zwecke  des  Schiffbaues  oder  der  Schiffsausrüstung 
Lieferungen  zu  übernehmen.  In  einer  außerordentlich  großen 
Zahl  von  Artikeln  ist  die  ausländische,  vor  allem  die  englische 
Industrie,  die  sich  in  der  Branche  der  Schiffsausrüstungs- 
gegenstände ungeheuer  spezialisiert  hat,  der  inländischen  In- 
dustrie derart  überlegen,  daß  eine  Konkurrenz  derselben  über- 
haupt nicht  in  Frage  kommen  kann.  Gleichwohl  wird  von  den 
Vertretern  der  einheimischen  industriellen  Kreise  immer  wie- 
der die  Vergebung  von  Schiffausrüstungs-  und  Bau-Materialien 
für  Schiffe  subventionierter  lieedereien  auch  dann  mit  allem 
Nachdrucke  verlangt,  wenn  das  inländische  Offert  wesentlich 
höhere  Preise  enthält.  Diese  Forderung  wird  damit  begründet, 
daß  der  Staat  nicht  Steuergelder  zu  Subventionen  an  Werften 
und  Beedereien  verwenden  dürfe,  wenn  dieselben  die  Subvention 
nicht  in  anderer  Form  wieder  der  inländischen  Produktion 
zuführen.  Dieser  Standpunkt  hat  jedenfalls  seine  ernste 
Berechtigung,  aber  wohl  erst  dann,  wenn  die  inländische 
Produktion  eine  entsprechend  konkurrenzfähige  Leistungsfähig- 
keit sich  erworben  hat  und  die  Reederei  nicht  gezwungen  wird, 
durch  Käufe  zu  höheren  Preisen  unökonomisch  zu  arbeiten.  Die 
einer  Reederei  gewährte  Subvention    ist   der   Schiffahrt    und 

die  Dockung  von  Schiffen  mittlerer  Größe  gestattet,  womit  den  Bedürfnissen 
unserer  Handelsmarine  vorläufig  Rechnung  getragen  ist. 
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nicht  auf  Umwegen  über  dieselbe  einzelnen  Industrien  zuge- 
dacht. Es  muß,  wie  gesagt,  darauf  hingearbeitet  werden,  die 
österreichische  Industrie  zu  konkurrenzfähigen  Lieferungen  für 
Schiffbauzwecke  zu  erziehen  und  planmäßig  heranzuziehen.  Ein 
Erfolg  in  dieser  Richtung  würde  auch  der  Kriegsmarine  zugute 
kommen.  Eür  die  Konkurrenzfähigkeit  kommen  übrigens 
häufig  nicht  in  erster  Linie  die  Preise  in  Betracht,  sondern  vor 
allem  die  höchst  wichtige  pünktliche  Einhaltung*  der  Liefer- 
termine und  die  Qualität  der  Erzeugnisse.  In  allea  diesen  Be- 
ziehungen ist  unsere  Industrie  noch  vielfach  nicht  genügend 
ausgebildet  und  solange  dies  nicht  der  Fall  ist,  sollte  der  Bezug 
von  Auslands-]\Iaterialien  unseren  Werften  zugestanden  und  er- 
leichtert werden. 

Eine  Förderung  der  Heranziehung  der  Inlandindustrie 
für  Schiffbauzwecke  könnte  in  der  Weise  durchgeführt  werden, 
daß  nicht  nur  die  für  die  Schiffbauzwecke  direkt  zur  Verwen- 
dung gelangenden  importierten  Materialien  Zollfreiheit 
genießen,  sondern  diese  letztere  auch  solchen  Rohstoffen  und 
Halbfabrikaten  zuerkannt  wird,  welche  durch  die  inländische 
Produktion  erst  für  die  Zwecke  der  Werftenindustrie  und  der 
Schiffsausrüstung  verarbeitet  werden. 

Auch  eine  weitgehende  Ermäßigung  der  Eisenbahn- 
frachten  von  den  inländischen  Produktionsstätten  zu  den 
Werftenplätzen  ist  umso  wichtiger,  als  die  korrespondierenden 
Seefrachtraten  für  solche  Artikel  ausländischer  Provenienz 
außerordentlich  niedrig  sind. 

Eine  hohe  Bedeutung  für  die  technische  Entwicklung  und 
Vervollkommnung  unseres  einheimischen  Schiffbauwesens  be- 
sitzt die  im  Entstehen  begriffene  schiffbautechnische 
Versuchsanstalt  in  Wien,  welche  den  Zweck  verfolgt, 
die  technischen  Bedingungen  des  Schiffbaues  zu  erforschen, 
die  Ergebnisse  dieser  Forschungen  dem  heimischen  Schiffbau 
nutzbar  zu  machen  und  diesen  dadurch  technisch  und  wirt- 
schaftlich zu  fördern.  Die  Anstalt  strebt  die  Erreichung  dieses 
Zieles  durch  die  Ausführung  von  Widerstandsmessungen  an 
Schiffsmodellen,  von  Schub-  und  Torsionsmessungen  an  Pro- 
pellern und  Rädern  und  Festlegung  der  Modellstellung  bei 
allen  in  Betracht  kommenden  Geschwindigkeiten  sowie  durch 
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die  Beobachtung  der  beim  Schleppen  der  Modelle  auftretenden 
Wellenbildungen  usw.  an.  Eine  weitgehende  staatliche  Unter- 
stützung dieser  Anstalt  muß  als  eine  Hauptforderung  in  schitf- 
fahrtspolitischer  Hinsicht  bezeichnet  werden. 

Endlich  sei  noch  der  notwendigen  Unterstützung  gedacht, 
welche  die  Regierung  speziell  der  neuen  Werftenanlage  in 
Monfalcone  dadurch  zuteil  werden  lassen  müßte,  daß  an  die  bal- 
dige Herstellung  einer  direkten  Schienenverbindung  zu  der 
Werfte  und  an  die  erforderliche  Vertiefung  und  Erweiterung 
des  Bassins  und  der  Zufahrt  zur  See  geschritten  wird. 


Kaum  eine  Angelegenheit  ist  schiffahrtspolitisch  so  wich- 
tig wie  die  Auswanderungsfrage.  Dieselbe  soll  hier 
nur  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Schiffahrtspolitik  erörtert 
werden.  Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  die  große  Bedeu- 
tung, welche  diese  Angelegenheit  vom  Standpunkte  der  Bevöl- 
kerungspolitik, der  Volkswirtschaft,  der  Zahlungsbilanz,  der 
Wehrkraft,  der  Kolonisation  usw.  besitzt,  nicht  übersehen  wird. 
Es  soll  auch  vorausgesetzt  werden,  daß  die  Auswanderungs- 
politik des  Staates  dahin  gerichtet  sein  wird,  nur  dem  tatsäcli- 
lichen  Überschuß  an  Arbeitskräften  die  Wege  nach  dem  Aus- 
lande und  das  Fortkommen  dortselbst  zu  ebnen.  Ebenso 
wird  es  als,  unerläßlich  erste  Pflicht  eines  Staates  ange- 
sehen, daß  derselbe  seinen  auswandernden  Angehörigen  die 
größte  und  liebevollste  Fürsorge  angedeihen  läßt,  vom  Augen- 
blicke angefangen,  wo  dieselben  die  heimatliche  Scholle 
verlassen,  auf  der  Fahrt  zu  Lande,  im  Einschiffungshafen,  an 
Bord  der  Schiffe  und  auch  in  den  neuen  Siedelstätten.  Diese 
Pflicht  hat  sich  auf  die  gesundheitlichen,  kulturellen  und  wirt- 
schaftlichen Interessen  und  Bedürfnisse  zu  beziehen ;  sie  muß 
den  Schutz  gegen  Bewucherung,  falsche  Vorspiegelungen  und 
unnötige  Geldausgaben  in  sich  begreifen  und  muß  sich  soweit 
als  möglich  auch  auf  die  Erwerbstätigkeit  im  Ansiedlungs- 
gebiete  sowie  auf  die  tunlichste  Sicherung  der  Existenz  der 
zurückgebliebenen  Familienangehörigen  in  der  Heimat  der  Aus- 
wanderer, endlich  aber  auch  auf  die  Rückwanderer  erstrecken. 
Es  muß    auch    das  Ziel  der  staatlichen  Auswanderungspolitik 
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sein,  daß  zwischen  den  Ausgewanderten  und  der  Heimat  ein 
festes  und  dauerndes  Band  sozialer,  nationaler  und  wirtschaft- 
licher Beziehungen  geknüpft  und  sorgfältig  gepflegt  und  er- 
halten werde.  Es  ist  dies  speziell  für  Österreich,  das  keine 
Kolonien  besitzt,  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit,  und  zwar 
umsomehr,  als  die  Auswanderung  aus  Österreich  nach  allen 
ihren  Ursachen  nicht  als  eine  vorübergehende  Bewegung  ange- 
sehen werden  kann;  ein  ständiger  großer  Strom  von  Auswan- 
derern zieht  alljährlich  aus  österreichischen  Gauen  in  neue 
Welten. 

Im  ersten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhundertes  sind  im  ganzen 
1,100.000  Personen  aus  Österreich  nach  den  verschiedensten 
Teilen  der  Erde  ausgewandert.  Und  was  hat  Österreich  in 
dieser  Zeit  in  den  vor  angeführten  Beziehungen  für  seine  aus- 
wandernden Angehörigen  an  Fürsorge  aufgebracht?  Wohl  auf 
wenigen  Gebieten  hat  unsere  Verwaltung  sich  so  schwere  Unter- 
lassungssünden zuschulden  kommen  lassen.  Sie  hat  es  in  dieser 
für  Österreich  so  außerordentlich  wichtigen,  ja  brennenden 
Frage  nicht  einmal  dazu  bringen  können,  ein  Auswanderungs- 
gesetz zu  schaffen,  das  wenigstens  die  ärgsten  Schäden  beseitigt 
und  die  Handhabe  bietet,  um  wirksame  Schutzmaßregeln  zu  er- 
greifen. Erst  im  Jahre  1910  sind  die  Auswanderungsangelegen- 
heiten, welche  bis  dahin  ausschließlich  vom  polizeilich-admini- 
strativen und  allenfalls  gewerbepolizeilichen  Eessortstandpunkt 
beurteilt  worden  sind,  aus  dem  Ministerium  des  Innern  in  das 
Kessort  des  Handelsministeriums  überwiesen  worden,  und  wir 
dürfen  nunmehr  erwarten,  daß  in  absehbarer  Zeit  ein  Auswan- 
derungsgesetz zustande  kommen  wird. 

Daß  bei  dieser  Kückständigkeit  in  allen,  unser  Auswande- 
rungswesen betreffenden  Einrichtungen  und  Maßnahmen,  auch 
das  schiffahrtspolitische  Moment  ganz  unbeachtet  blieb,  er- 
scheint erklärlich.  Die  Auswanderer  frage  soll  und  darf  aller- 
dings als  schiffahrtspolitischer  Faktor  erst  in  Betracht  kom- 
men, wenn  alle  die  früher  erwähnten  Forderungen  und  Vor- 
aussetzungen erfüllt  worden  sind.  Es  unterliegt  aber  keinem 
Zweifel,  daß  eine  auf  der  Höhe  ihrer  Aufgabe  stehende  Ver- 
waltung unserer  Marineangelegenheiten  diesen  wichtigen  Fak- 
tor einer  zielbewußten  und  erfolgreichen  Schiffahrtspolitik  un- 
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möglich  hätte  übersehen  dürfen  und  können.  Gerade  die  Ver- 
folgung des  schiffahrtspolitischen  Interesses  an  der  Auswan- 
derungsfrage hätte  den  Ausgangspunkt  bilden  müssen  und 
würde  längst  dazu  geführt  haben,  diese  Frage  auch  in  anderen 
Beziehungen  zu  ordnen  und  zu  regeln. 

Bei  den  großen  Reedereien  aller  übrigen  seefahrenden 
Staaten  Europas  bildet  der  durch  die  Auswanderer  alimen- 
tierte Zwischendeckverkehr  den  hauptsächlichen  Gegenstand, 
die  Grundlage,  ja  das  Um  und  Auf  der  Geschäftspolitik.  Alle 
europäischen  Staaten,  welche  selbst  ein  größeres  Kontingent 
zur  Auswanderung  beistellen,  darunter  auch  Rußland,  Spanien 
und  Griechenland,  sind  daran  gegangen,  diese  Frage  gesetzlich 
oder  durcli  Verordnungen  zu  regeln  und  haben  liiebei  ihre 
schiffahrtspolitischen  Interessen  in  den  Vordergrund  gerückt, 
indem  sie  eine  verstärkte  Nationalisierung  des  Auswanderer- 
verkehres zum  leitenden  Gesichtspunkte  für  ihr  Vorgehen  ge- 
macht haben.  Man  hat  bei  uns  das  in  dieser  Hinsicht  zielbe- 
wußte und  rücksichtslose  Vorgehen  Italiens  wahrnehmen  und 
am  eigenen  Leibe  genugsam  empfinden  können.  Man  hat  es 
ruhig  mit  angesehen,  wie  Ungarn,  das  wieder  einmal  früher  auf- 
gestanden war,  seine  Auswanderung  ohne  jede  Rücksicht  auf 
uns,  ja  ausgesprochen  entgegen  unseren  schiffahrtspolitischen 
Interessen,  geregelt  hat. 

Was  allen  anderen  längst  klar  und  geläufig  war,  ließ 
die  Verwaltung  unserer  Marineangelegenheiten  gänzlich  unbe- 
rührt. Es  kam  der  Leitung  unserer  Schiffahrtspolitik  nicht 
zum  Bewußtsein,  daß  gerade  Österreich  in  seinem  starken  Aus- 
wandererverkehre einen  unvergleichlich  wertvollen  Faktor  be- 
sitzt, um  eine  große,  auch  den  Interessen  unseres  Handels  und 
unserer  Industrie  nützliche  Entwicklung  unserer  Handels- 
marine anbahnen  zu  können. 

Der  Massenverkehr  im  Auswandererdienste  macht  den 
Betrieb  großer,  rasch  fahrender  Dampfer  von  hohen  Quali- 
täten erst  ökonomisch  und  bildet  dadurch  die  Voraussetzung  zur 
Einrichtung  von  Linien,  welche  modernen  Anforderungen  ent- 
sprechen. Kann  eine  Reederei  einen  starken  Zwischendeck- 
und  III.  Klasse-Verkehr  als  einen  Fakter  ansehen,  mit  dem  sie 
sicher   rechnen   darf,   so  muß  ihre  Geschäftspolitik  schon   aus 
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Gründen  erhöhter  Betriebsökonomie  dazu  führen,  tunlichst 
große  und  schnelle  Schiffe  einzustellen.  Dies  zieht  nun  den 
wertvollen  Kajüten-Passagierverkehr  herbei,  in  weiterer  Folge 
aber  auch  einen  hochwertigen  Güterverkehr,  der  in  erster  Keihe 
auf  Kaschheit,  Eegelmäßigkeit  und  Pünktlichkeit  Anspruch 
erhebt.  Aus  diesen  Gründen  strengen  alle  Linienreedereien  der 
Welt  und  alle  seefahrenden  Staaten  —  bis  vor  kurzer  Zeit  mit 
alleiniger  Ausnahme  von  Österreich  —  alle  Kräfte  auf  das 
Äußerste  an,  um  einen  entsprechend  großen  Anteil  am  Zwischen- 
deck-Verkehr zu  erhalten,  und  konzentrieren  ihre  Geschäfts- 
politik auf  diesen  Zv/eig,  weil  sie  längst  erfahren  haben,  daß 
die  übrigen  Verkehrszweige  dann  sozusagen  von  selbst  nach- 
folgen. 

Die  planmäßige  Führung  eines  Teiles  des  organisierten 
und  staatlich  geschützten  Auswandererverkehres  nach  Triest 
und  die  Beförderung  durch  eine  nationale  Linienreederei  hätte 
die  letztere  einer  erstaunlichen  Entwicklung  entgegengeführt, 
unseren  ganzen  Seeverkehr  und  Überseehandel  in  bedeutender 
Weise  gehoben  und  teilweise  auf  neue  Bahnen  gelenkt,  Triests 
Aufschwung  ungemein  gefördert  und  unsere  Werftenindustrie 
zu  einer  Blüte  gebracht,  deren  Früchte  auch  der  übrigen  hei- 
mischen Industrie  und  unserem  Gewerbe  hätten  zukommen 
müssen. 

Aber  nicht  nur,  daß  unsere  Marineverwaltung  zur  Er- 
kenntnis der  schiffahrtspolitischen  Bedeutung  des  Auswanderer- 
verkehres bis  in  die  jüngste  Zeit  nicht  durchgedrungen  war, 
sondern  es  zeigte  sich  sogar  eine  ausgesprochene  Scheu,  Schiff- 
fahrtspolitik und  Auswanderung  in  einen  Zusammenhang  zu 
bringen.  Man  fürchtete  geradezu,  die  erstere  durch  die  letztere 
zu  kompromittieren.  Das  böse  Wort  „Menschenhander'  spukt 
bei  uns  noch  in  so  vielen  Köpfen  und  schreckt  zu  lange  schon 
vor  zielbewußtem  Handeln,  vor  Regelung  und  Ordnung  ab, 
statt  daß  es  gerade  zu  energischem  Eingreifen  drängen  würde. 
Dagegen  bewies  man  das  liebenswürdigste  und  planloseste  Ent- 
gegenkommen auch  solchen  ausländischen  Schiffahrtsgesellschaf- 
ten, die  keineswegs  wegen  ihrer  Fürsorge  um  unsere  Auswan- 
derer bekannt  waren  und  tolerierte  in  wirklich  großmütiger 
Weise  die  Werbetätigkeit  und  die  Aktionen  gewisser  Bureaux 
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für    solche   ausländische   Gesellschaften,     die    zum    Geschäfts- 
betriebe gar  nicht  einmal  zugelassen  waren. 

Wir  stehen  demnach  in  Hinsicht  auf  die  Auswandererfrage 
vor  kaum  wieder  gut  zu  machenden  Versäumnissen  und  vor 
einer  Vernachlässigung  wichtiger  Interessen  unserer  Handels- 
marine. Unsere  Schiffahrtspolitik  hat  daher  auch  rücksichtlich 
des  Auswanderungswesens  einen  vollständigen  Mißerfolg  zu 
verzeichnen. 

Das  in  Aussicht  stehende  Auswanderungsgesetz  wird  uud 
muß  von  der  umfassenden  Fürsorge  für  die  Auswanderer  dik- 
tiert sein,  wie  sie  früher  im  allgemeinen  umzeichnet  worden  ist, 
Ein  näheres  Eingehen  auf  diese  Angelegenheit  entspricht  je- 
doch nicht  dem  Zwecke  der  vorliegenden  Ausführungen,  welche 
nur  die  schiifahrtspolitische  Seite  der  Frage  ins  Auge  fassen 
sollen.  In  dieser  Hinsicht  wird  das  Gesetz  u.  a.  sehr  ein- 
gehende und  strenge  Bestimmungen  für  die  Zulassung  zum 
Auswandererdienste  enthalten  müssen,  und  zwar  in  vollkommen 
paritätischer  Weise  für  inländische,  wie  für  ausländische 
Schiffahrtsgesellschaften.  Die  auf  den  Schiffahrtsdienst  Bezug 
habenden  Bestimmungen,  die  in  dem  Gesetze  und  den  dasselbe 
begleitenden  Verordnungen,  Aufnahme  finden  müssen,  an  dieser 
Stelle  näher  zu  erörtern,  wäre  verfrüht. 

Weil  aber  die  Fürsorge  für  die  Auswanderer  sich  auch 
darauf  erstrecken  muß,  daß  dieselben  vor  unnützen  Geldaus- 
gaben, vor  überflüssigen  langen  bescliwerlichen  Reisen  zum 
Einschiffungshafen  bewahrt  werden,  und  Aveil  bedeutende  Garan- 
tien dafür  gefordert  werden  müssen,  daß  den  religiösen, 
sittlichen,  sanitären  und  nationalen  Bedürfnissen  unserer 
Auswanderer  im  Einschiffungshafen  und  an  Bord  der  Schiffe 
auf  das  beste  Rechnung  getragen  werde,  so  wird  es  sich  von 
selbst  ergeben,  daß  eine  gewisse  Nationalisierung  unseres  Aus- 
wandererverkehres innerhalb  vernünftiger  Grenzen  und  in  dem 
Maße  platzgreifen  wird,  als  jenen  Forderungen  von  der  natio- 
nalen  Schiffahrt  auch  tatsächlich  nachgekommen  wird. 

Dabei  kann  jedoch  unmöglich  übersehen  werden,  daß  für 
einen  großen  Teil  der  Gebiete,  denen  unsere  Auswanderer  ent- 
stammen,  Hamburg  und  Bremen  tatsächlich  die  nächstgelege- 
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nen  Einschiö'ungshäfen  sind^  in  denen,  insbesondere  in  Ham- 
burg, überdies  die  anerkannt  musterhaftesten,  von  uns  selbst 
noch  lange  nicht  erreichten  Einrichtungen  zur  Aufnahme  und 
vorübergehenden  Beherbergung  der  Auswanderer  bestehen,  und 
daß  speziell  für  die  Unterbringung,  Verpflegung  und  Behand- 
lung der  Auswanderer  auf  den  Schiffen  der  den  Dienst  mit 
^N'ordamerika  versehenden  deutschen  Reedereien,  in  unvergleich- 
licher Weise  gesorgt  ist.  Die  Pflicht  des  Staates,  für  seine 
Auswanderer  in  der  nachdrücklichsten  Weise  zu  sorgen,  läßt 
zwar  erworbene  Rechte  ausländischer  Reedereien,  sich  an 
unserem  Auswandererverkehr  zu  beteiligen,  in  jenen  Fällen 
bestreitbar  erscheinen,  wo  diese  Reedereien  nicht  genügende 
Gewähr  für  die  entsprechenden  Einrichtungen  bieten.  Aber 
der  gegebenen,  durch  die  bisherige  Entwicklung  geschaffenen 
Situation,  muß  unbedingt  Rechnung  getragen  werden,  und 
zwar  dort  wo  einer  solchen  Rücksichtnahme  das  Interesse  der 
AuPAvanderer  nicht  nur  nicht  entgegensteht,  sondern  dieselbe 
von  diesem  Interesse  geradezu  gefordert  wird.  Ebenso  wie 
unsere  nördlichen  Industriegebiete  infolge  ihrer  geographischen 
Lage  unter  allen  Umständen  nach  den  deutschen  Nordseehäfen 
gravitieren  werden,  und  unsere  Volkswirtschaft  und  Verkehrs- 
politik mit  diesem  Umstände  nicht  nur  immer  wird  rechnen 
müssen,  sondern,  was  speziell  den  Elbe- Weg  anbelangt,  Öster- 
reich dahin  wirken  muß,  daß  ihm  derselbe  in  einer,  seinen 
Handels-  und  Industrie-Interessen  günstigen  Weise  zur  Ver- 
fügung bleibe,  so  kann  auch  beim  Auswandererverkehre  die 
Mitv/irkung  der  deutschen  Reedereien  nicht  nur  nicht  außer- 
acht  gelassen,  sondern  überhaupt  gar  nicht  vermißt  werden. 
Nur  utopistische  Übertreibung  vermag  diesen  Umstand  zu 
übersehen. 

Dagegen  ist  es  augenfällig,  daß  die  Zulassung  der  Beför- 
derung unserer  Auswanderer  nach  Antwerpen,  Rotterdam, 
Liverpool,  Hävre  oder  Genua  eine  ganz  ungehörige  und  durch 
nichts  zu  motivierende  Förderung  der  Geschäftsinteressen  aus- 
ländischer Reedereien,  unter  Außerachtlassung  der  Interessen 
der  Auswanderer,  bedeutet.  Diese  ausländischen  Reedereien 
werden  sich  mit  den,  hoffentlich  keine  Nebendeutung  zulassen- 
den klaren   Bestimmungen     des    kommenden     österreichischen 
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Auswanderungsgesetzes  und  der  Durchführungsverordnungen 
abfinden  müssen. 

Der  über  die  zuletzt  genannten  ausländischen  Häfen  sich 
bewegende  österreichische  Auswandererverkehr  ist  sehr  bedeu- 
tend. Er  betrug  z.  B.  im  Jahre  1910  über  43.000  Personen. 
Seine  Überleitung  auf  die,  unseren  eigenen  Interessen  und  jenen 
unserer  Auswanderer  besser  entsprechenden  Weg  über  Triest, 
Hamburg  und  Bremen,  ist  ein  gutes  Recht,  von  dem  Österreich 
nichts  wird  preisgeben  dürfen. 

In  dem  nach  Nordamerika  gerichteten  Auswandererver- 
kehre wird  daher  eine,  den  Interessen  der  Auswanderer,  dem 
natürlichen  Zuge  und  den  eingefahrenen  Wegen  dieses  Ver- 
kelires  entsprechende  Teilung  zwischen  Triest  und  den  deutschen 
Nordseehäfen  grundsätzlich  in  Aussicht  genommen  werden 
müssen.  Es  wird  ernstlich  zu  erwägen  sein,  ob  eine  solche  Ver- 
einbarung nicht  am  besten  im  Wege  eines  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich  abzuschließenden  Auswanderungsvertrages 
zu  treffen  sein  wird,  der^  auf  Basis  voller  Parität  der  beider- 
seitigen Reedereien  in  beiden  Staatsgebieten,  die  allgemeinen 
Grundsätze  und  Bedingungen  für  die  Leitung  und  Besorgung 
der  Transporte  österreichischer  Auswanderer  festzusetzen 
hätte.  Dabei  wäre  gleichzeitig  die  Beförderung  österreichischer 
Auswanderer  über  nichtdeutsche  Auslandshäfen  auszuschließen. 

Etwas  anders  liegen  die  Verhältnisse  bezüglich  des  nach 
Südamerika  gerichteten  österreichischen  Auswanderer-Ver- 
kehres. Trotzdem  derselbe  noch  lange  nicht  die  Dimensionen  des 
nordamerikanischen  Auswanderer-Verkehres  angenommen  hat, 
unterliegt  es  doch  kaum  einem  Zweifel,  daß  in  absehbarer  Zeit 
in  dieser  Hinsicht  ein  Wandel  eintreten  wird.  Die  Auswan- 
derung nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  wird 
mit  dem  raschen  Anwachsen  der  dortigen  Bevölkerung  und  den, 
mit  der  fortschreitenden  Industrialisierung  zunehmenden 
Schwierigkeiten  einer  Ansiedlung,  lohnender  Arbeitsgelegen- 
heiten und  günstiger  Erwerbstätigkeit  sowie  mit  Rücksicht  auf 
die  immer  strenger  werdenden  Einwanderungs-Gesetze  der  Ver- 
einigten Staaten,  voraussichtlich  einen  sukzessiven  Rückgang 
erfahren,  wenn  nicht  die  Eröffnung  des  Panamakanales  wieder 
neue  Besiedelungsgebiete  im  Westen  und  Süden  der  Union  zu- 
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gängiich  maclien  wird.  Dagegen  wird  einerseits  Kanada, 
dessen  Erschließung  im  raschesten  Tempo  vor  sich  geht  und  in 
den  letzten  Jahren  ungewöhnliche  Dimensionen  angenommen 
hat,  anderseits  Brasilien,  und  insbesondere  werden  die  La  Plata- 
Staaten  in  gesteigertem  Maße  das  Ziel  europäischer  Auswan- 
derer werden.  Österreichische  Auswanderer  wenden  sich  den 
letztgenannten  Gebieten  umso  lieber  und  zahlreicher  zu,  als 
die  Verhältnisse  in  denselben  den  Lebensbedingungen  unserer 
Auswanderer  viel  besser  entsprechen,  viele  sich  günstig  ent- 
wickelnde Niederlassungen  österreichischer  Auswanderer,  mit- 
unter geschlossen  nationalen  Charakters,  dort  bereits  bestehen 
und  gedeihen,  und  Ländereien,  deren  Bearbeitung  raschen  und 
reichen  Ertrag  sowie  sicheres  Fortkommen  erhoffen  läßt,  noch 
in  ungeheurer  Ausdehnung  vorhanden  sind.  Es  wird  daher  im 
südamerikanischen  Auswanderer- Verkehre,  ähnlich  wie  in  jenem 
nach  ^Nordamerika,  eine  Teilung  in  Aussicht  zu  nehmen  sein. 


Auch  die  Seefischerei  und  die  Kleinschiff- 
fahrt, die  das  Kleingewerbe  auf  dem  Meere  repräsentieren, 
gehören  in  den  Bereich  der  Schiffahrtspolitik,  deren  Aufgabe  es 
in  dieser  Hinsicht  in  erster  Linie  zu  sein  hat,  das  harte  Los 
dieser  „armen  Arbeiter  des  Meeres"  zu  verbessern. 

Was  die  Seefischerei  betrifft,  der  gegen  20.000  er- 
werbtätige Personen  angehören,  so  sind  in  der  gleichmäßigen 
Verteilung  und  Verbreitung  derselben  über  unser  ganzes  Küsten- 
gebiet, in  der  einheitlichen  Betriebsweise  sowie  in  der  ganzen 
Struktur  dieses  Gewerbes,  alle  Voraussetzungen  gegeben,  um 
eine  höchst  erfolgreiche  und  schöpferische  •  Verwaltungstätig- 
keit auszuüben.  Es  wäre  hier  die  unvergleichliche  Gelegenheit 
geboten  gewesen,  unsere  Seefischerei  einer  hohen  Entwicklung 
und  großen  Blüte  entgegenzuführen,  die  zahlreichen  Fischer 
der  Ausbeutung  durch  Zwischenhändler  und  verschiedene 
Unternehmungen  zu  entziehen,  und  ihnen  tunlichst  den  vollen 
Ertrag  ihrer  oft  mit  großen  Gefahren  verknüpften  Arbeit  zu 
sichern. 

Die  bei  unserer  Seefischerei  und  bei  der  KleinschifPahrt 
beschäftigten  Personen  bilden  zudem  diejenige  Bevölkerungs- 
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schichte,  aus  welcher  sowohl  unsere  Kriegs-,  als  unsere  Handels- 
marine das  vorzüglichste  Mater iale  für  ihren  Mannschafts- 
nachwuchs schöpfen.  Eine  Besserung  und  Sicherung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  der  Seefischer  und  Kleinschiffer  bedeutet 
daher  auch  die  Erhaltung  dieses  l^achwuchses,  der  uns  andern- 
falls durch  die  immer  mehr  um  sich  greifende  Auswanderung 
verloren  zu  gehen  droht. 

Unsere  Seeverwaltung  hat  jedoch  bedauerlicherweise  auch 
auf  diesem  Gebiete  versagt,  und  es  darf  nicht  wundernehmen, 
daß  jetzt,  nachdem  man  jahrzehntelangen  Versäumnissen  gegen- 
übersteht, größere  Mittel  aufgewendet  werden  müssen,  um  der 
Seefischerei  Hilfe  und  Gesundung  zu  bringen.  Es  ist  zwar 
nicht  zu  verkennen,  daß  speziell  in  der  Verbesserung  der  Haupt- 
zweige der  Fischerei-Technik,  also  im  eigentlichen  Betriebe  des 
Gewerbes,  dank  der  Arbeit  eines  Fischerei-Fachmannes,  zweifel- 
los manches  Gute  geleistet  und  ein  gewisser  Fortschritt  erzielt 
worden  ist,  wiewohl  alles,  was  in  dieser  Hinsicht  geschaffen 
wurde,  auf  reiner  Empirik  beruht.  Dies  genügt  jedoch  nicht, 
um  eine  Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Fischer  herbei- 
zuführen, was  das  Ziel  und  die  spezielle  Aufgabe  der  ein- 
schlägigen Verwaltungstätigkeit  zu  bilden  gehabt  hätte,  die 
bedauerlicherweise  teils  ganz  unterblieb,  teils  nach  nicht  zu- 
treffenden Gesichtspunkten  ausgeübt  wurde. 

Einer  Entwicklung  des  Seefischereigewerbes  aus  eigener 
Kraft  der  Erwerbstätigen,  standen  und  stehen  jedoch  neben  dem 
allgemeinen  niederen  Bildungsniveau  und  unzureichender  Be- 
lehrung, auch  der  Mangel  einer  Kredit-Organisation,  die  Ab- 
hängigkeit von  Händlern  und  Unternehmern  sowie  in  erster 
Linie  die  ganz  ungeklärten  Rechtsverhältnisse  entgegen. 

Die  Seeverwaltung  hat  zwar  in  dem  Bestreben,  in  dieser 
Richtung  helfend  einzugreifen,  eine  große  Anzahl  von  See- 
fischerei-Genossenschaften ins  Leben  gerufen,  oder  besser  gesagt, 
die  formelle  Konstituierung  solcher  Genossenschaften  bewirkt; 
denn  diese  Genossetischaftsgründungen  sind  mit  wenigen  Aus- 
nahmen nie  zu  einer  Wirksamkeit  gelangt  und  nur  am  Papier 
geblieben.  Auch  die  nicht  unbeträchtlichen  Mittel,  welche  die 
Seeverwaltung  alljährlich  zur  Unterstützung  der    Seefischerei 


115 

aufgewendet  hat,  sind,  weil  diese  Verwendung  wenig  planvoll 
erfolgte,   tatsächlich  vollkommen  wirkungslos  gewesen. 

Die  wichtigste  und  erste  Voraussetzung  für  die  Hebung 
unserer  Seefischerei  ist  die  umfassende  gesetzliche  E^gelung 
derselben,  die  schon  seit  Jahrzehnten  als  ein  dringendes 
Bedürfnis  bezeichnet  worden  ist.  Die  gegenwärtig  giltigen  gesetz- 
lichen Grundlagen  unserer  Seefischerei  Verhältnisse  sind  ganz 
veraltet  und  unzureichend.  Es  steht  noch  immer  das  von  der 
ehemaligen  Republik  Venedig  übernommene,  im  Jahre  1808  für 
Dalmatien  erlassene  „Eegolamento  Dandolo'^  in  Kraft  und 
daneben  gilt  noch  die  „Seepolizei-Ordnung  unter  den  See- 
fischern der  adriatischen  Küste"  vom  Jahre  1835.  Seither 
wurde  im  Jahre  1884  eine  Seefischerei- Verordnung  erlassen, 
welche  nur  gewisse  JSTormen  für  den  Schutz  des  Eischbestandes 
unserer  Küstengewässer  und  unserer  Seefischerei  enthält,  im 
übrigen  jedoch  keine  Grundlage  für  die  allgemeine  Regelung 
der  Seefischerei  zu  bilden  vermag. 

Erst  in  jüngster  2^it  ist,  wie  offiziell  bekanntgegeben 
wurde,  im  Handelsministerium  ein  Gesetz  betreffend 
die  Seefischerei  fertiggestellt  worden,  das  eine  zeit- 
gemäße Ordnung  der  höchst  komplizierten  Rechtsverhältnisse 
vorsieht,  welche  teilweise  ein  Gemenge  von  Überbleibseln  aus 
der  Türken-,  Venezianer-  und  französischen  Zeit  bilden.  Ins- 
besondere w^ird  endlich  auch  das  subjektive  Eischereirecht  ge- 
regelt und  moderne  ]N"ormen  zum  erhöhten  Schutz  gegen  Raub- 
bau sowie  für  unsere  Seefischerei  werden  festgesetzt.  Hoffent- 
lich wird  dieses  Gesetz,  für  das  nach  den  Bestimmungen  des 
Ausgleichsvertrages  leider  vorher  noch  die  Zustimmung  Ungarns 
eingeholt  werden  muß,  nicht  mehr  allzu  lange  der  verfassungs- 
mäßigen Behandlung  vorenthalten  werden. 

ISTach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  wird  erst  die  unerläß- 
lich wichtigste  Voraussetzung  und  die  breite  Rechtsgrundlage 
geschaffen  sein,  auf  der  alle  übrigen  Maßnahmen  sich  zu  stützen 
haben  werden. 

Als  erste  dieser  Maßnahmen  werden  die  auf  Grund  eines 
Gesetzes,  also  zwangsweise,  zu  errichtenden  Berufsgenos- 
senschaften der  Seefischer  in  Aussicht  zu  nehmen  sein, 
die  in  jeder  Küstengemeinde,  in  welcher  die   Seefischerei  er- 
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werbsmäßig  betrieben  wird,  errichtet  und  dann  zu  Bezirks-  und 
Landesverbänden  zusammengefaßt  werden  müßten. 

Der  durch  diese  Berufsgenossenschaften  zu  erreichende 
Zweck  besteht  vornehmlich  in  der  Einbürgerung  des  Genossen- 
schafts-Gedankens unter  unseren  Seefischern  sowie  in  der  Über- 
windung der  Abneigung  und  der  Widerstände,  welche  diesem 
Gedanken  heute  noch  entgegengebracht  werden.  Es  läßt  sich 
nicht  leicht  ein  gewerbliches  Arbeitsgebiet  denken,  das  in  so 
besonderer  Weise  für  den  genossenschaftlichen  Betrieb  geeignet 
ist  und  alle  Bedingungen  für  den  sicheren  Erfolg  desselben 
in  sich  enthält,  vtde  gerade  die  Seefischerei.  Aber  der  Soe- 
fischer  ist  ebenso  wie  der  Bauer  ein  ausgesprochener  Indi- 
vidualist. Mißtrauen  und  Eifersucht  gegenüber  den  J^achbarn 
und  den  Behörden  hindern  ein  geschlossenes  Zusammenstehen, 
ökonomisch  organisierte  Arbeit,  kaufmännischen  Betrieb  und 
gemeinsame  Verfolgung  von  Interessen,  was,  wie  gewöhnlich, 
von  einigen  Bessersituierten  und  Klügeren  genährt  und  aus- 
genützt zu  werden  pflegt. 

Die  Einführung  des  genossenschaftlichen  Betriebes  ist 
jedoch  ausschlaggebend;  sie  ist  schlechthin  das  einzige  Mittel, 
um  unser  Seefischereigewerbe  technisch  und  kommerziell  zu 
heben  und  erfolgreich  zu  machen  sowie  um  zu  bewirken,  daß 
das  höhere  Erträgnis  auch  unverkürzt  den  Berufstätigen  zuteil 
werde.  Die  Zwangsgenossenschaften  werden  das  Gerüst  zu  bil- 
den haben,  auf  dem  sich  das  Gebäude  der  Erwerbsgenossen- 
schaften zu  erheben  haben  wird.  Sie  selbst  sollten  keine  Erwerbs- 
tätigkeit ausüben,  vielmehr  unter  Mithilfe  der  Seefischerei- 
Behörden  die  Erwerbs-  und  Wirtschafts-Genossenschaften  der 
Fischer  voÄ  den  Mühen  und  der  Arbeit  der  administrativen  Ge- 
schäfte entlasten,  welche  der  Genossenschaftsbildung  so  oft 
hinderlich  sind,  besonders  bei  einem  noch  niederen  Kultur- 
niveau der  betreffenden  Bevölkerungskreise.  Es  wird  daher  die 
Aufgabe  der  Berufsgenossenschaften  zu  sein  haben,  bei  der 
Durchführung  der  Kranken-,  Unfall-,  Invalidität-  und  Alters- 
Versicherung  der  in  der  Seefischerei  beschäftigten  Personen  und 
Angestellten  der  Genossenschaften  sowie  bei  der  Feuer-  und 
Seeversicherung  der  Fahrzeuge  und  Gerätschaften  mitzuwirken 
und  an  der  Beaufsichtigimg  und  Administration  teilzunehmen. 
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Auch  die  Verwaltung  der  zu  schaffenden  Darlehenskassen  der 
Seefischer  wird  den  Berufsgenossenschaften  zuzuweisen  sein. 

Erst  wenn  diese  allgemeine  genossenschaftliche  Zusammen- 
fassung und  Gliederung  des  Seefischereigewerbes  durchgeführt 
ist,  sollte  folgerichtig  an  die  Fortsetzung  des  Werkes  geschrit- 
ten werden,  die  zunächst  in  der  Organisation  des  Personal- 
Kredites,  dann  einerseits  in  der  Organisation  der  Arbeit,  ander- 
seits in  der  Organisation  des  Einkaufes  ^^nd  Verkaufes  sowie 
endlich  in  der  Verwertung  der  Produkte  zu  bestehen  hätte. 

Die  Organisation  des  Personal-Kredites  dürfte 
sich  am  geeignetsten  im  Wege  von  Eischerei-Kassen  nach  Ana- 
logie der  Raiffeisen-Kassen  bewirken  lassen,  welche  die  Auf- 
gabe hätten,  die  Ersparnisse  der  einzelnen  Fischer  sowie  unbe- 
schäftigte Gelder  der  Erwerbs-  und  Wir tschafts- Genossenschaf- 
ten nutzbringend  anzulegen  und  sowohl  einzelnen  Fischern,  wie 
den  genannten  Genossenschaften,  zu  niederem  Zinsfuße  und 
günstigen  Rückzahlungsbedingnissen  Darlehen  für  Produktiv- 
zwecke zu  gewähren.  Hier  hätte  bereits  die  tätige  Hilfe  des 
Staates  einzugreifen,  indem  den  zu  schaffenden  Fischerei- 
Kassen  bei  ihrer  Gründung  größere  Beträge  ä  fonds  perdu 
gewidmet  und  in  der  Folge  Darlehen  zu  günstigen  Bedingungen 
gewährt  werden  müßten. 

Die  Organisation  der  Arbeit  wird  sich  wohl 
im  wesentlichen  auf  eine  planmäßige,  intensive  Tätigkeit  von 
Wanderlehrern  und  Genossenschafts-Instruktoren  sowie  auf 
eine  Verbesserung  der  Fischerei- Technik  und  der  Fangmetho- 
den zu  beschränken  haben,  soll  jedoch  nicht  eine  gemeinsame 
Arbeit  der  Fischer  erzwingen  wollen,  wo  diese  nicht  ohnehin 
durch  die  betreffende  Fang-methode  geboten  ist  und  bereits  be- 
steht. Man  muß  sich  hüten,  den  gesunden  Erwerbstrieb  des 
einzelnen,  der  auch  für  den  wirtschaftlichen  Erfolg  der  Genos- 
senschaft entscheidend  ist,  zu  verletzen.  Der  geschicktere, 
fleißigere  und  klügere  Fischer  soll  die  volle  Wahrung  seiner 
Interessen  auch  innerhalb  der  Genossenschaft  erfahren;  dann 
wird  er  ein  warmer  Anhänger  und  eifriges  Mitglied  derselben 
sein.  Darum  wird  auch,  was  den  einzelnen  Fischereibetrieb 
betrifft,  in  der  Regel  an  dem  Überlieferten  und  Gebräuchlichen 
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festzuhalten  und  eine  Yergenossenschaftung  der  Produktions- 
mittel, d.  i.  der  Fahrzeuge,  Geräte  usw.,  nicht  anzustreben  sein. 

Die,  unter  sorgfältiger  Schonung  der  bereits  bestehenden 
gesunden  Anfänge,  zu  errichtenden  Erwerbs-  und  Wirt- 
schafts-Genossenschaften der  Seefischer  werden 
daher  im  wesentlichen  der  Organisation  des  Einkaufes  und  des 
Verkaufes  zu  dienen  haben.  Was  den  Einkauf  betrifft,  so  wird 
es  sich  nicht  allein  darum  handeln,  durch  Beschaffungen  im 
Großen,  billige  Preise  für  Geräte,  Werkzeuge  usw.  bei  Abgabe 
im  Kleinen  zu  erzielen,  sondern  auch  darum,  diese  Geräte  unter 
Umständen  selbst  zu  erzeugen.  Insbesondere  die  Netzfabri- 
kation  dürfte  sich  für  diese  genossenschaftliche  produktive 
Tätigkeit  als  geeignet  erweisen. 

Von  größter  und  ausschlaggebender  Bedeutung  ist  jedoch 
die  wichtige  Organisation  des  Verkaufes,  der  nach 
kaufmännischen  Grundsätzen  modern  eingerichtet  werden  muß. 
Hiezu  wird  selbst  die  einzelne  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
Genossenschaft  zu  schwach  sein  und  gerade  dieser  Umstand  wird 
von  selbst  dahin  führen,  daß  auch  die  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
Genossenschaften  der  Seefischer  sich  zu  größeren  Verbänden 
zusammenschließen.  Bei  dieser  Organisation  des  Verkaufes  ist 
eine  ganze  Reihe  von  verschiedenen  Aktionen  und  Einrich- 
tungen ins  Auge  zu  fassen.  Zunächst  muß  eine  Anzahl  beson- 
ders eingerichteter  Dampfer  beschafft  werden,  welche  die  Auf- 
gabe haben  werden,  die  gefangenen  Fische  und  anderen  See- 
tiere von  den  Fischern  in  See  oder  im  Hafen  zu  übernehmen 
und  rasch  an  den  Ort  ihrer  weiteren  Verwertung  zu  bringen, 
sei  es  zur  Beschickung  lokaler  Märkte  oder  zur  Beförderung 
mit  der  Eisenbahn  in  Spezialwaggons,  sei  es  zur  Aufbewahrung 
in  zu  errichtenden  genossenschaftlichen  Kühlhäusern  oder  end- 
lich zur  Abgabe  an  Konservenfabriken.  Der  Absatz  im  Binnen- 
lande wird  erst  durch  die  regelmäßige,  rasche  Zufuhr  kaufmän- 
nisch organisiert  und  zu  großen  geschäftlichen  Erfolgen  führen 
können.  Auch  hier  wird  eine  materielle  ausgiebige  Unterstützung 
des  Staates  in  Aussicht  genommen  werden  müssen,  wenn  die 
ganze  Aktion  nicht  wegen  Unzulänglichkeit  der  Mittel  dis- 
kredidiert  werden  soll.  Diese  Unterstützung  wird  am  wirkungs- 
vollsten u.  a.  durch  die  Beistellung  einiger  kleiner  Dampfer, 
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und  eventuell  durch  die  Übern  ahme  der  Kosten  des  Betriebes 
derselben  erfolgen.  Dabei  handelt  es  sich  jedoch  nicht  darum, 
den  ganzen  kostspieligen  Apparat  ohne  jede  Vorbereitung  fertig 
hinzustellen,  sondern  um  einen  Aufbau,  Stein  um  Stein,  nach 
Maßgabe  der  fortschreitenden  Entwicklung,  so  daß  die  finan- 
ziellen Mittel,  die  der  Staat  diesem  Zwecke  zu  widmen  haben 
wird,  sich  voraussichtlich  auf  einen  längeren  Zeitraum  ver- 
teilen werden. 

Was  endlich  die  Verwertung  der  Fischerei- 
produkte durch  Konservierung  derselben  anbelangt,  so  wird 
die  längst  brennende  Frage  der  Sanierung  und  Ausgestaltung 
der  Fischkonserven-Industrie  Dalmatiens  und  Istriens  am 
besten  im  Zusammenhange  mit  der  Genossenschaftsaktion  ge- 
löst werden.  Diese  Lösung  dürfte  in  der  Richtung  einer  Zu- 
sammenfassung der  bestehenden  Fabriken,  in  der  tunlichsten 
Spezialisierung  des  Betriebes  derselben,  und  in  einer  Betei- 
ligung der  Fischereigenossenschaften  an  diesen  Unternehmun- 
gen sowie  in  der  Einführung  und  Entwicklung  neuer  oder 
zu  ;i wenig  ,  bekannter  und  geübter  Konservierungsmethoden, 
endlich  in  derJ^Fabrikation  von  ^Fischöl  und  Kunstdünger 
zu  finden  sein. 

Ein  großer  und  dauernder  Erfolg  der  Seefischerei  ist 
jedoch  hauptsächlich  von  rationell  betriebenen  Methoden  ab- 
hängig, für  welche  die  wissenschaftliche  For- 
schung ebenso  die  Grundlagen  zu  schaffen  hat,  wie  dies  z.  B. 
in  der  Land-  und  Waldwirtschaft  schon  längst  als  notwendig 
erkannt  worden  ist,  wo  man  bereits  die  Früchte  dieser  Ver- 
bindung der  Praxis  mit  der  Wissenschaft  genießt.  Unsere 
heutigen  Fischereimethoden  dagegen  basieren  lediglich  auf  der 
Verwertung  von  Erfahrungen,  sozusagen  aus  grauer  Vorzeit. 
Diese  Methoden  verfolgen  ausschließlich  den  einen  Gesichts- 
punkt, dem  Meere  an  Fischen  und  anderen  iN'utzprodukten  so 
viel  als  nur  möglich  zu  entnehmen  und  abzugewinnen,  und 
zwar  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  ein  solcher  Betrieb  im  Gleich- 
gewichte steht  mit  der  Produktionskraft  des  Meeres.  Diese 
letztere  ist  jedoch,  wie  die  Tatsachen  lehren,  durchaus  nicht 
unerschöpflich.  Allerdings  wird  gegen  solchen  Baubbau,  wie 
erwähnt,   das  neue  Fischereigesetz  schützend  eintreten.     Aber 
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selbst  die  nützlichsten  Gesetzesparagraphen  vermögen  in  dieser 
Hinsicht  erfahrungsgemäß  nicht  genügend  wirksam  zu  sein, 
insbesondere  dann  nicht,  wenn  eingehende  Kenntnisse  der 
Lebensgeschichte  der  marinen  Nutztiere  fehlen.  Es  ist  die 
Aufgabe  der  Wissenschaft  und  der  wissenschaftlichen  Forschung, 
unsere  bezüglichen  Kenntnisse  zu  erweitern  und  zu  vertiefen 
und  die  J^aturforschung  hat  auf  diesem  Gebiete  bereits  Wert- 
volles in  den  JSTordmeeren  geleistet.  Die  Ergebnisse  dieser  For- 
schung sind  jedoch  nicht  ohneweiters  auf  die  Verhältnisse  im 
Adriatischen  Meere  anzuwenden,  da  dieses  in  Abhängigkeit  von 
den  der  Nordsee  und  dem  Nordatlantic  gänzlich  verschiedenen 
klimatischen  und  geographischen  Verhältnissen,  eine  Fauna  und 
Flora  von  ganz  anderem  Charakter  bevölkert. 

Gewiß  werden  für  die  Erforschung  der  Adria  die  wissen- 
schaftlichen Untersuchungen  dieses  Meeres,  wie  sie  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  vom  „Vereine  zur  Förderung  der  natur- 
wissenschaftlichen Erforschung  der  Adria"  unternommen 
werden,  von  großem  Nutzen  sein.  Durch  diese  Arbeiten  werden 
insbesondere  die  Fischereigründe  in  ihren  Qualitäten  erforscht 
werden  und  es  werden  auch  bisher  noch  unausgenützte  Fischerei- 
gebiete aufgefunden  werden  können.  Auch  noch  in  anderen, 
mit  der  Praxis  im  Zusammenhange  stehenden  Fragen,  wird  das 
genannte  Unternehmen  Wertvolles  leisten. 

Aber  für  das  eigentliche  Studium  der  Lebensgeschichte  der 
marinen  Fauna  bleibt  bei  diesen  Arbeiten  keine  Zeit  und  Mög- 
lichkeit, da  solche  Studien  sich  oft  auf  eine  lange  Beobachtungs- 
zeit erstrecken  und  sie  nur  an  fixen  Punkten  mit  besonderen 
Arbeitsbehelfen  vorgenommen  werden  können.  Diese  Möglich- 
keiten bieten  einzig  und  allein  die  zoologischen 
Meeresstationen  durch  ihren  ständigen  Kontakt  mit 
dem  Meere,  mit  allen  ihren  Spezialeinrichtungen  und  ihrem 
geschulten  Personale.  Dort  lassen  sich  alle  nötigen  Methoden, 
und  insbesondere  das  Experiment  zur  Lösung  von  Fragen  über 
die  Lebensgeschichte  der  das  Meer  bewohnenden  Lebewelt  in 
Anwendung  bringen.  Eine  solche  Betätigung  kann  aber,  neben- 
bei betrieben,  nicht  zu  befriedigenden  Resultaten  führen,  son- 
dern sie  muß  zur  Lebensaufgabe  des  Forschers  werden.  Es  sei 
in    dieser   Beziehung  nur   auf  Unternehmungen    hingewiesen, 
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welche  die  Meliorierung  von  Fischereigebieten  anstreben,  wie 
z.  B.  diie  sogenannte  Valliknltur  in  den  Lagunen,  oder  die 
Erbrütnng  von  Eiern  von  Fischen,  Hummern,  Langusten  und 
anderen  jN^utztieren  des  Meeres,  oder  Maßnahmen  zum  Schutze 
bestimmter  Gebiete.  Die  Durchführung  solcher  Maßnahmen 
löst  einen  ganzen  Komplex  von  Fragen  aus,  welche  mehr  oder 
weniger  alle  die  Lebensgeschichte  der  marinen  Fauna  betreffen. 
Die  Menge  dieser  Fragen  zu  beherrschen,  ist  aber  nur  der 
wissenschaftlich  vorgebildete  Fachmann  imstande.  Die  wissen- 
schaftliche Betätigung  von  heute  stützt  sich  auf  eine  wohl- 
durchgebildete Methode,  für  welche  jedoch  vielerlei  Arbeits- 
behelfe erforderlich  sind  und  solche  Behelfe  beizustellen  ist  die 
Aufgabe,  welche  allein  die  zoologischen  Meeresstationen  erfüllen 
können. 

Die  ^Notwendigkeit  der  Herstellung  einer  engen  Beziehung 
und  Verbindung  zwischen  der  Praxis  der  Seefischerei  und  der 
Wissenschaft,  führt  von  selbst  zu  der  Forderung,  daß  zwischen 
der  Verwaltung  unserer  Seefischerei  und  einer  vorhandenen 
wissenschaftlichen  Anstalt  ein  enger  Anschluß  und  eine  orga- 
nische ständige  Beziehung  durch  Eingliederung  dieser  Anstalt 
in  die  Seeverwaltung  geschaffen  werde,  was  die  Krönung  der, 
unsere  Seefischerei  betreffenden  Aktionen  bedeuten  würde.  Als 
eine  solche  Anstalt  kann  nur  die  in  Triest  vorhandene  staat- 
liche zoologische  Station  in  Frage  kommen.  Es  würde  dadurch 
endlich  eine  gleichfalls  von  unserer  Seeverwaltung  verschuldete 
Bückständigkeit  auch  auf  diesem  Gebiete  behoben  werden; 
denn  in  allen  großen  Kulturstaaten  Europas,  Amerikas  und 
Asiens  ist  die  Seefischerei  längst  in  engen  Kontakt  mit  der 
Wissenschaft  gebracht  worden. 

In  unserem  Seefischereigewerbe  bilden  die  Schwamm- 
fischerei und  die  Korallenfischerei  abgesonderte 
Spezialgebiete.  Für  die  Wichtigkeit  der  früher  im  allgemeinen 
zur  Hebung  der  Seefischerei  gemachten  Vorschläge  ist  wohl  die 
jüngste  Geschichte  dieser  beiden  Gewerbezweige  in  gewissem 
Sinne  beispielgebend.  Dieselben  befanden  sich  in  den  letzten 
Jahren  in  fortwährendem  Niedergange.  An  der  Schwamm- 
fischerei, in  der  vordem  80  und  100  Barken  mit  ihren  Beman- 
nungen tätig  waren,  beteiligten  sich  im  Jahre  1909  nur  mehr 
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20  Barken,  und  dieses  von  Schwammhändlern,  zumeist  solchen 
italienischer  ^JsTationalität,  ausgebeutete  Gewerbe,  ging  seinem 
vollständigen  Zusammenbruche  entgegen.  Die  Korallenfischerei, 
die  sich  mit  der  Erbeutung  der  schönen  roten  dalmatinischen 
Edelkoralle  befaßte,  vnirde  zum  genannten  Zeitpunkte  bereits 
gar  nicht  mehr  ausgeübt,  und  nur  zwei  Greise  im  Orte  Zlarin 
kannten  noch  die  Fundarte  und  waren  mit  den  Fangmethoden 
vertraut.  Die  Ursachen  dieser  bedauernswerten  Entwicklung 
müssen  leider  wieder  zum  größten  Teile  auf  Versäumnisse  der 
Seeverwaltung  zurückgeführt  werden.  Hier  sah  sich  nun  das 
Handelsministerium  im  Jahre  1910  zu  direktem  Eingreifen  ver- 
anlaßt. Es  errichtete  auf  der  Insel  Krapanj  bei  Sebenico,  deren 
Bevölkerung  sich  ausschließlich  der  Schwammfischerei  ge- 
widmet hat,  eine  Schwammfi scher ei-G^nossenscha'ft,  gewährte 
derselben  eine  materielle  Beihilfe  und  organisierte  den  Verkauf. 
Der  Erfolg  war  ein  in  jeder  Hinsicht  vielversprechender  und 
läßt  ein  Aufblühen  der  Schwammfischerei  in  unseren  Gewäs- 
sern erwarten.  Allerdings  fehlen  auch  hier  zur  Sicherstellung 
eines  rationellen  Betriebes  und  dauernden  Erfolges  sowohl  die 
nötigen  Kapitalmittel,  um  moderne  Fangmethoden  einzurich- 
ten, als  auch  die  wissenschaftliche  Untersuchung  zur  Feststel- 
lung der  Lebensbedingungen  der  Schwämme  in  unseren  ver- 
schiedenen Küstengebieten.  Von  großer  Wichtigkeit  ist  die 
Frage  der  künstlichen  Schwammzucht,  mit  welcher  vor  einigen 
Jahrzehnten  in  Dalmatien  sehr  günstige  Erfolge  erzielt  worden 
sind,  die  jedoch  in  der  Erinnerung  der  Bevölkerung  gänzlich 
verschwunden  zu  sein  scheinen. 

Die  Korallenfischerei  wurde  gleichfalls  organisiert  und 
es  wurden  Schritte  unternommen,  die  zur  Verarbeitung  der 
dalmatinischen  Edelkoralle  im  Inlande,  als  gesuchte  dalma- 
tinische Spezialität,  führen  sollen. 

Die  gesetzliche  Regelung  und  Organisation  des  Seefischerei- 
gewerbes an  unseren  Küsten,  die  Zufuhr  größerer  Kapitalmittel 
in  dasselbe  und  die  Verbesserimg  der  Absatzverhältnisse  werden 
jedoch  gleichwohl  nicht  imstande  sein,  den  Fischreichtum  der 
Adria,  selbst  bei  gesteigerter  Ausbeutung,  für  Zwecke  der 
Approvisionierung  des  Binnenlandes  auszu- 
nützen.   Denn  dieser  Fischreichtum  ist  überhaupt  ein  ziemlich 
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beschränkter  und  vor  allem  fehlen  die  natürlichen  Bedingungen 
für  die  Entwicklung  von  Massenfischen.  Allenfalls  können  die 
Sardellen  als  solche  bezeichnet  werden.  Als  Volksnahrungs- 
mittel für  die  Binnenländer  und  für  den  Massenkonsum  kom- 
men aber  auch  die  Sardellen  nicht  in  Betracht.  Um  in  dieser 
Hinsicht  Vorkehrungen  zu  treffen  und  im  Wege  der  Ausgestal- 
tung unserer  Seefischerei  zur  Lösung  der  Approvisionierungs- 
frage  beizutragen,  müi3te  unseren  Seefischern  ein  neues,  ihnen 
bisher  ganz  fremdes  Erwerbsgebiet  eröffnet  werden.  Es  ist  dies 
die  Einrichtung  der  Hochseefischerei.  Eine  solche 
ist,  wie  gesagt,  in  der  Adria  überhaupt  nicht,  und  an  den  afri- 
kanischen Küsten  des  Mittelmeeres  nur  in  sehr  beschränktem 
Maße  durchführbar.  Dagegen  besteht  unmittelbar  außerhalb  des 
Mittelmeeres,  längs  der  marokkanischen  Küste,  ein  Gebiet,  das 
einen  geradezu  unerschöpflichen  Eischreichtum  aufzuweisen 
hat.  Es  kommen  daselbst  auch  wertvolle  Edelfische,  wie 
z.  B.  Seehechte,  Zahnbrasse,  Umberfisch,  besonders  zahlreiche 
Brassen,  makrelen-  und  tunfischartige  Fische,  Seezungen  und 
auch  Heringe,  in  solchen  Mengen  vor,  wie  in  den  nördlichen 
Meeren  vielleicht  nur  der  Hering.  Versuche,  die  von  nord- 
deutschen und  französischen  Hochseefischerei-Unternehmungen 
an  den  Küsten  Marokkos  gemacht  worden  sind,  haben  gezeigt, 
daß  eine  planmäßige  Ausbeutung  des  genannten  Fischreichtums 
die  Hoffnung  auf  große  Erfolge  berechtigt.  Das  in  Betracht 
kommende  Gebiet  liegt  zudem  für  eine  österreichische  Hoch- 
seefischerei in  mehrfacher  Hinsicht  viel  günstiger,  als  dies 
z.  B.  bezüglich  der  nordatlantischen  Fischereigebiete  für  die 
deutschen  und  französischen  Hochseefischer  der  Fall  ist.  Es 
kommt  auch  in  Betracht,  daß  in  leicht  erreichbarer  ISTähe  der 
marokkanischen  Küste  geeignete  Zufluchtshäfen  für  die  Hoch- 
seefischerei-Boote sich  befinden.  Aber  auch  dieses  Erwerbs- 
gebiet wird  für  unsere  Seefischer  nur  zu  eröffnen  sein,  wenn 
wenigstens  für  die  Gründung  einer  bezüglichen  Unternehmung 
nach  verschiedenen  Kichtungen  die  staatliche  Unterstützung 
und  Mitwirkung  sichergestellt  wird. 

Bedürfen  alle  im  vorstehenden  besprochenen  Maßnahmen 
zu  ihrer  Durchführung  und  zu  ihrer,  den  Seefischern  zugute 
kommenden  segensreichen  Wirksamkeit,  im  besten  Falle  eine 
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Reihe  von  Jahren,  so  hat  das  Handelsministerium  nicht  ge- 
zögert, um  den  Seefischern  wenigstens  in  anderer  Hinsicht  seine 
Fürsorge  angedeihen  zu  lassen.  Es  hat,  ein  Versäumnis  un- 
serer Gesetzgebung  gutmachend,  im  Jahre  1910  zwei  Gesetze 
ausgearbeitet  und  dem  Parlamente  vorgelegt,  welche  die 
Ausdehnung  der  Unfallversicherung  und  der 
Krankenversicherung  auf  die  Betriebe  der  See- 
fischer und  gleichzeitig  auf  jene  der  Seeschiffahrt  zum  Gegen- 
stande haben.  Diese  Betriebe  waren  nämlich  in  das  Arbeiter- 
Unfall  Versicherungsgesetz  vom  Jahre  1887  nicht  einbezogen 
worden,  und  unsere  Seefischer  und  Seeleute  müssen  bis  heute 
die  Wohltaten  dieser  Versicherung,  welche  die  Angehörigen 
viel  weniger  gefahrvoller  Berufe  seit  mehr  als  20  Jahren  ge- 
nießen, entbehren. 

Was  die  Kleinschiffahrt  betrifft,  so  ist  dieselbe 
imgefähr  dem  Seh  wer  fuhrwerk  zu  Lande  zu  vergleichen.  Sie 
wird  unter  allen  Umständen  eine  gewisse  Rolle  im  lokalen  See- 
verkehre zum  Transporte  von  billigen  Massengütern,  Holz, 
Steinen,  Sand,  Ziegeln  u.  dgl.  spielen  und  wird  von  der  Ent- 
wicklung der  Technik  ebensowenig  berührt,  wie  das  Schwester- 
gewerbe am  Lande.  Das  Gewerbe  der  Kleinschiffahrt  ist  über 
unser  großes  Küstengebiet  verstreut,  und  es  handelt  sich  hier 
weniger  um  einen  regelmäßigen  Betrieb,  sondern  nur  um  einen 
Gelegenheitsbetrieb,  der  von  den  lokalen  kleinen  Konjunkturen 
und  Beziehungen  abhängig  ist.  Es  kann  daher  den  zumeist, 
und  zwar  zum  großen  Teile  infolge  der  Konkurrenz  italienischer 
Segler,  in  der  mißlichsten  Wirtschaftslage  befindlichen  Berufs- 
tätigen dieses  Gewerbes,  nicht  wie  bei  der  Seefischerei,  im 
Wege  genossenschaftlicher  Organisationen  geholfen  werden. 
Eine  Hilfe  ist  jedoch  auch  auf  diesem  Gebiete  unerläßlich; 
denn  es  handelt  ich  um  eine  große  Anzahl  von  Personen. 
Die  in  den  Kleinbetrieben  der  Schiffahrt  Beschäftigten 
werden  für  das  Jahr  1910  auf  über  16.000  Personen  beziffert. 
Eine  Unterstützung  der  Kleinschiffahrt  durch  Förderung 
des  Baues  von  Barken,  Gewährung  von  Zuschüssen  für  den 
Betrieb  usw.,  würde  voraussichtlich  eine  Vermehrung  der  in 
den  genannten  Betrieben  benützten  Schiffe  und  Barken  her- 
vorrufen   und   die   dadurch  bewirkte   Steigerung  des   Anbotes 
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würde  wahrscheinlich  in  ihrem  Endeffekte  eine  weitere 
Verschlechterung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Kleinschiffahrt 
bewirken.  Die  Hilfe,  welche  derselben  von  staatswegen 
zugewendet  werden  kann,  hätte  sich  daher,  soweit  der  Klein- 
schiffahrtsbetrieb  in  Betracht  kommt,  auf  Erleichterungen 
und  materielle  Unterstützungen  zum  Zwecke  einer  rascheren 
Amortisation  der  Fahrzeuge  sowie  der  Versicherung  derselben, 
demnach  zur  ausgiebigen  Eeduktion  der  Betriebsspesen,  zu  be- 
schränken, um  der  Konkurrenz  erfolgreicher  begegnen  zu  kön- 
nen. Allenfalls  wäre  der  auch  beim  Kleinschiff ahrtsbetriebe 
hie  und  da  zutage  tretenden  Tendenz  zur  sukzessiven  Einrich- 
tung des  motorischen  Betriebes,  durch  Erteilung  billiger  Vor- 
schüsse Vorschub  zu  leisten.  Im  übrigen  wird  sich  die  Hilfs- 
aktion für  die  Kleinschiffahrt  hauptsächlich  auf  sozialpoli- 
tischem Gebiete  zu  bewegen  haben.  In  dieser  Hinsicht  ist  ein 
Fortschritt  insofern  zu  verzeichnen,  als  in  die  früher  erwähnte 
Ausdehnung  der  Unfall-  und  Krankenversicherung,  auch  die  in 
den  Betrieben  der  Kleinschiffahrt  beschäftigten  Personen  ein- 
bezogen worden  sind. 


Fast  jedes  Blatt  der  Geschichte  zeigt  uns,  welch  enge  Zu- 
sammenhänge und  unlösbare,  fortwährend  wirksame  B  e  z  i  e- 
hungen  zwischen  der  Kriegsmarine  und  der 
Handelsmarine  eines  Landes  bestehen.  Laut  und  deut- 
lich gibt  uns  die  Geschichte  der  Vergangenheit,  wie  fast  jeden 
Tages,  an  der  Hand  von  zahlreichen  Tatsachen  die  gar  nicht  zu 
übersehende  Lehre,  daß  ein  Staat,  der  auf  Grund  seiner  Welt- 
machtstellung, wegen  der  vitalen  Interessen  seiner  Volkswirt- 
schaft sowie  zum  Schutze  der  Integrität  seines  Bestandes  und 
zur  Sicherung  seiner  Entfaltung  und  seines  Ansehens,  zur 
Schaffung  und  Erhaltung  einer  starken  Kriegsflotte  schreitet, 
vor  allem  eine  sichere  Basis  für  diese  Kriegsflotte  in  einer  lei- 
stungsfähigen und  großen  Handelsmarine  besitzen  muß.  Man 
kann  nicht  das  eine  wollen  und  das  andere  lassen !  Der  bekannte 
nordamerikanische  Marinefachmann  Mahan  schreibt :  ,,Eine 
Kriegsmarine  kann  durch  einen  Selbstherrscher,  wie  es  Lud- 
wig XIV.  war,  geschaffen  werden.    Die  Geschichte  zeigt  jedoch. 
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wie  sie  mangels  einer  entsprechenden  Handelsmarine  gleich 
einer  wurzellosen  Pflanze  bald  verdorrt. '^  —  Die  Handels- 
marine bildet  das  Reservoir,  aus  welchem  die  Kriegsmarine 
schöpft  und  ohne  welches  eine  tüchtige  Kriegsmarine  überhaupt 
nicht  denkbar  ist. 

Die  bis  zum  Ende  des  vorigen  Jahrhundertes  reichende, 
jahrzehntelange  Vernachlässigung  unserer  Handelsmarine- 
Interessen,  die  vielfach  verfehlte  Verwaltung  der  bezüglichen 
Agenden,  welche  die  Mißerfolge  und  Rückständigkeit  in  un- 
serer Schiffahrtspolitik  und  Seeverwaltung  herbeigeführt 
haben,  stehen  zweifellos  auch  in  einem  gewissen  inneren  Zu- 
sammenhange mit  der  beklagten  Zurückhaltung  in  der  Ausge- 
staltung unserer  Kriegsflotte. 

Bezeichnenderweise  fällt  die  Durchführung  dieser  lange 
erstrebten  und  ersehnten  Ausgestaltung  der  Kriegsflotte  zeitlich 
wieder  zusammen  mit  dem  Beginn  neuen  kräftigeren  Lebens 
in  unserer  Handelsmarine  und  ebenso  deutlich  tritt  die 
Rückwirkung  und  der  Einfluß  des  Ausbaues  unserer  Seewehr 
auf  unsere  Handelsflotte  und  unsere  Seeverwaltung  auf  der 
ganzen  Linie  hervor. 

Die  beispiellose  Entwicklung  der  Seemacht  Deutschlands 
ist  nur  möglich  gewesen  durch  den  gleichlaufenden  großartigen 
Aufschwung  der  deutschen  Handelsmarine. 

Englands  ungeheuere  Macht  zur  See  beruht  ebensosehr  auf 
der  Zahl  und  Größe  seiner  Dreadnoughts,  wie  auf  der  überwäl- 
tigenden Größe  seiner  Handelsflotte. 

Die  ungünstige  Entwicklung  der  französischen  Handels- 
marine steht  im  engsten  Zusammenhange  mit  verschiedenen,  bei 
der  einst  so  ruhmreichen  französischen  Kriegsmarine  zutage 
tretenden  Erscheinungen. 

Der  Seesieg  der  japanesischen  über  die  große  russische 
Elotte  hat  seine  Begründung  nicht  in  letzter  Linie  auch  in  der 
Inferiorität  der  russischen  Handelsmarine  gegenüber  der  japa- 
nesischen Handelsflotte. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  ISTordamerika,  die  eine  große 
Kriegsflotte  zu  schaffen  im  Begriffe  stehen,  haben  den  Zusam- 
menhang zwischen  Kriegs-  und  Handelsmarine  scharf  erkannt 
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und  bemühen  sich^  seit  Erwerbung  Kubas  und  der  Philippinen, 
und  im  Hinblicke  auf  den  Panamakanal,  mit  allen  Mitteln  nun 
auch  eine  leistungsfähige  Handelsflotte  ins  Leben  zu  rufen. 

Die  Türkei,  der  Staat  mit  der  größten  Küstenentwicklung 
im  Mittelmeer,  hat  eine  ganz  unbedeutende  Handelsflotte;  es 
fehlt  der  Türkei  daher  auch  die  Basis  zur  Schaffung  einer  tüch- 
tigen Kriegsflotte  und  sie  muß  sich  machtlos  die  Wegnahme 
von  Gebietsteilen  und  ganzen  Provinzen  gefallen  lassen. 

Und  Österreich?  —  Mit  Bitterkeit  und  Enttäuschung 
blickt  jeder  Patriot  auf  die  zahlreichen  Gelegenheiten  hin,  wo 
es  sich  um  Betätigung  im  Auslande,  um  Teilung  eines  Stückes 
Welt,  um  Gewinnung  und  Vermehrung  von  Macht  und  Einfluß 
in  überseeischen  Gebieten  handelt  und  unsere  Kriegs-  oder 
Handelsflagge  entweder  gar  nicht  oder  in  ganz  bedeutungsloser 
Stellung  zu  sehen  ist  und  wir  immer  mit  leeren  Händen  zurück- 
bleiben. Und  wo  es  sich  um  feindselige  Eingriffe  in  unsere 
Interessengebiete  handelt,  man  unserem  Handel  schwere 
Schädigung  zufügt,  unserer  Schiffahrt  Hindernisse  bereitet, 
auch  da  fehlt  gewöhnlich  die  rot- weiß-rote  Elagge  am  Schau- 
platze. 

Was  das  uns  zunächst  liegende  Seegebiet,  die  blaue  Adria, 
betrifft,  so  wurde  bereits  a.  a.  O.  betont  und  bewiesen,  daß 
wir  unbedingt  die  Suprematie  in  diesem  Meere  besitzen  und 
uns  erhalten  müssen.  Hier  erweist  sich  bereits  in  überzeugen- 
der augenfälliger  Weise  der  enge  Zusammenhang  zwischen 
&iegs-  und  Handelsmarine.  Die  stärkste  Kriegsflotte  wäre  nicht 
imstande,  diese  Vorherrschaft  zu  schaffen  und  dauernd  aufrecht- 
zuerhalten, wenn  z.  B.  eine  fremde  Handelsflagge  erfolgreich 
in  unser  adriatisches  Verkehrsgebiet  eindringen  und  hier  domi- 
nieren würde.  Ernste  Bestrebungen  in  dieser  Hinsicht  werden 
ohnehin  gemacht.  Daraus  ergibt  sich  von  selbst  das  Endziel 
für  unsere  Schiffahrtspolitik  in  der  Adria.  Die  leistungsfähige 
große  Handelsflotte,  die  hier  gebildet  werden  m  u  ß,  zwingt  aber 
wieder  zu  ihrem  sicheren  Schutze  zur  Schaffung  einer  starken 
Kriegsflotte,  die  allen  Eventualitäten  gewachsen  ist. 

Im  Mittelmeer  bereitet  sich  eine  gewaltige  Verschiebung 
der  Machtverhältnisse  vor,  die  unsere  Interessen  auf  das  engste 
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berührt,  geradezu  Lebensfragen  für  uns  betrifft,  und  vor  allem 
für  unsere  Handelsmarine  gar  nickt  übersehbare  nachteilige 
Folgen  zeitigen  kann.  Hier  tritt  wieder  die  enge  Beziehung 
zu  unserer  Seemacht  vor  Augen:  Diese  nachteiligen  Folg'en 
werden  sich  nur  vermeiden  lassen,  wenn  wir  über  eine  starke 
Kriegsmarine  verfügen  und  furchtlos  und  mit  Zuversicht  unsere 
Interessen  schützen  können. 

Ganz  ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  Ost- Asien,  in 
China  und  Japan,  in  Nordamerika  und  Zentral- Amerika,  und 
insbesondere  auch  in  dem  für  uns  so  wichtigen   Südamerika. 

Man  muß  zu  ermessen  wissen,  welche  Bedeutung  es  für 
die  Handelsbeziehungen  eines  Staates  besitzt,  wenn  derselbe  in 
der  Lage  ist,  eine  große  Machtentfaltung  zur  See  in  über- 
seeischen Ländern  zu  zeigen.  Es  dringt  in  das  Bewußtsein  der 
Bewohner  dieser  Länder,  daß  ein  solcher  Staat  die  Interessen 
und  Rechte  seiner  Untertanen  zu  schützen  und  zu  wahren 
weiß,  daß  er  sich  selbst  auf  hoher  kultureller  und  industrieller 
Entwicklungsstufe  befinden  müsse.  Die  Achtung  erzeugt  Ver- 
trauen und  das  Vertrauen  erzeugt  die  näheren  Beziehungen, 
deren  Träger  dann  die  Handelsflotte  dieses  Staates  wird,  die 
bei  Verwendung  moderner  Schiffe  mit  hohen  Qualitäten,  mit 
werbender  Kraft  diese  Beziehungen  ausgestaltet.  Das  sind 
alles  Dinge,  die  jedem,  der  zur  See  gefahren  ist,  bekannt  und 
geläufig  sind,  und  die  alle  anderen  seefahrenden  Staaten  sich 
längst  zunutze  gemacht  haben. 

Diese  wichtigen  Handels-  und  Schiffahrts-Interessen  er- 
fordern gleichfalls  eine  Vergrößerung  unserer  Kriegsmarine, 
um  häufige  Ausreisen  von  Kriegsschiffen  und  wiederholt/en  Be- 
such der  für  uns  in  Betracht  kommenden  Handelsplätze  zu  er- 
möglichen. Es  wird  dies  zweifellos  eine  Ausbreitung  und  Ver- 
tiefung unserer  Handelsinteressen  und  Beziehungen,  eine  Stär- 
kung unseres  Ansehens,  eine  Vermehrung  unseres  Schiffsver- 
kehres und  damit  eine  Vergrößerung  unserer  Handelsflotte  zur 
Folge  haben  und  die  Entwicklungen  auf  diesen  Gebieten,  die 
des  unablässigen  und  nachdrücklichen  Schutzes  des  Staates  be- 
dürfen, müssen  dann  wieder  zur  Schaffung  und  Ausgestaltung 
einer  starken,  zur  wirksamen  Verteidigung  unserer  Interessen 
geeigneten  Kriegsflotte  führen. 
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So  bedingen,  ergänzen  und  unterstützen  sich  Kriegs-  und 
Handelsflotte  gegenseitig.  Aus  der  nachstehenden,  auf  das 
Jahr  1905  sich  beziehenden,  jedoch  für  jedes  beliebige  Jahr  zu 
gleichen  Ergebnissen  führenden  Zusammenstellung,  ist  zu  ent- 
nehmen, wie  in  sämtlichen  Seestaaten  die  Größe  der  Kriegs- 
marinen jener  der  Handelsmarinen  proportional  gegenüber- 
steht oder  aber  Disproportionen  die  Effektivität  der  Kriegs- 
marinen nach  den  bekannten  geschichtlichen  Erfahrungen 
beeinflussen : 


Länder 

Zahl  der 

Handelsmarine 
Bruttoregister- 
Tonnen 

Linienschiffe 

Großen  Kreuzer 

England 

66 

82 

17,000.000 

Frankreich 

34 

30 

1,720.000 

Union 

29 

18 

2,640.000 

Deutschland 

25 

14 

3,500.000 

Kußland 

15 

15 

650.000 

Italien 

15 

7 

1,100.000 

Japan 

14 

14 

1,000.000 

Im  einzelnen  lassen  sich  diese  Beziehungen  zwischen 
Kriegs-  und  Handelsmarine  nur  in  den  Hauptpunkten  andeuten. 

Die  Bedeutung,  welche  die  Verwendung  von  Schiffen  der 
Handelsflotte  für  Zwecke  und  Dienste  der  Seewehr  im  Kriegs- 
falle, als  notwendiger  Train,  Hilfskreuzer,  Avisoschiffe,  Trup- 
pentransport- und  Spitalschiffe,  Kohlenschiffe,  Proviant-  und 
Wasserschiffe  usw.  besitzt,  bedarf  wohl  keiner  besonderen  Her- 
vorhebung. Eine  Handelsmarine  wird  diesen  Bedürfnissen  um- 
somehr  entsprechen,  je  mehr  Schiffe  sie  bereitstellen  kann  und 
je  geeigneter  und  adaptier ungsfähiger  diese  Schiffe  sind.    Die 

T.  Weichs,  SchiffahrtspoHtik.  9 


130 

führenden  Seemächte  wenden  diesem  Umstände  ihre  vollste 
Aufmerksamkeit  zu  und  bringen  für  diesen  Zweck  nicht  geringe 
Opfer. 

Damit  jedoch  die  Handelsmarine  ihre  Aufgaben  in  dieser 
Hinsicht  erfüllen  kann,  ist  es  notwendig,  daß  die  Kriegsmarine 
schon  in  Friedenszeiten  in  die  Lage  versetzt  werde,  fortlaufend 
Einfluß  zu  nehmen  auf  die  Herstellung  und  Ausrüstung  der- 
jenigen Handelsdampfer,  die  infolge  ihrer  höheren  Qualitäten 
für  eine  Verwendung  im  Kriegsfalle  in  Betracht  kommen. 
Dies  ist  nur  möglich,  wenn  organische  Beziehungen  zwischen 
der  Kriegsmarine  und  der  Verwaltung  unserer  Handelsmarine 
geschaffen  werden.  Es  handelt  sich  hiebei  um  gewisse  Einrich- 
tungen auf  den  Schiffen,  welche  die  Umwandlung  für  die 
Zwecke  der  Kriegsmarine  im  Bedarfsfalle  innerhalb  der  kür- 
zesten Frist  ermöglichen  sollen.  Solche  im  nationalen  Verteidi- 
gungsinteresse gelegenen  Maßnahmen  können  jedoch  nur  ge- 
troffen werden,  wenn  die  Schiffe  im  Inlande  gebaut  werden. 
Dieser  Umstand  zeigt  wieder  die  notwendige  Beziehung  der 
Kriegsmarine  und  der  Seestrategie  auf  die  Werftenpolitik  der 
Regierung,  die  dahin  gerichtet  sein  muß,  den  inländischen  Schiff- 
bau mit  allen  Mitteln  zu  fördern  und  zu  begünstigen  und  an- 
läßlich der  mit  den  subventionierten  Reedereien  abzuschließen- 
den Verträge  den  Forderungen  unserer  Kriegsverwaltung  in 
dieser  Hinsicht  Rechnung  zu  tragen.  Die  Anforderungen,  die 
ein  Seekrieg  an  die  Ressourcen  des  Landes,  an  die  Arsenale, 
Werften  und  einschlägigen  Industrien  stellt,  sind  derart  enorm, 
daß  selbst  jene  Einrichtungen  nicht  genügen,  welche  in  den. da- 
mit bestversehenen  Staaten  bestehen. 

In  Schiffbauangelegenheiten  tritt  die  Beziehung  zwischen 
Kriegs-  und  Handelsmarine- Verwaltung  auch  darin  hervor,  daß 
die  werftenpolitisch  zu  verfolgenden  Bestrebungen  wegen  Her- 
anziehung und  Erziehung  der  inländischen  Industrie  für  Liefe- 
rungen von  Erzeugnissen  zum  Bau  und  zur  Ausrüstung  von 
Schiffen,  sich  unbedingt  auf  Kriegs-  und  Handelsmarine  be- 
ziehen müssen  und  hier  fortlaufend  ein  einvernehmliches  Vor- 
gehen geboten  ist. 

Bei  rechtzeitiger  Verfolgung  einer  richtigen  Schiffabrts- 
politik  in  Beziehung  zu  Ungarn    wäre  es  vielleicht  möglich  ge- 
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wesen,  für  unsere  Handelsmarine  zu  Zwecken  des  ungarischen 
Auswandererverkeiires  Schiffe  von  solchen  Qualitäten  zu  ge- 
winnen, die  auch  für  die  Kriegsmarine  nicht  zu  unt/er- 
schätzende  Bedeutung  gehabt  hätten.  Heute  werden  dagegen 
die  in  den  Dienst  der  ungarischen  Regierung  gestellten  Riesen- 
dampfer der  Cunard-Linie  im  Kriegsfalle  zur  Verfügung  der 
englischen  Regierung  gestellt  I 

Eine  Aveitere  Beziehung  offenbart  sich  hinsichtlich  der 
Werftenpolitik  darin,  daß  die  letztere  auch  bestrebt  sein  muß, 
die  Leistungsfähigkeit  der  Privatwerften  zu  erhöhen.  Dieselben 
sollen  technisch  und  finanziell  in  die  Lage  kommen,  sich  auch 
dem  Kriegsschiffbau  zu  widmen,  um  derart  eine,  die  Kosten  er- 
höhende Monopolisierung  des  Kriegsschiffbaues  zu  verhindern 
und  Gelegenheit  für  eine  raschere  Vergrößerung  der  Flotte  zu 
schaffen. 

Was  die  Verwendung  von,  für  Kriegszwecke  geeigneten 
Handelsdampfern  im  Kriegsfalle  betrifft,  so  wird  eine  weitere 
Frage  zu  erwägen  sein,  die  abermals  einen  ständig  engen  Kon- 
takt zwischen  Kriegsmarine-  und  Handelsmarine-Leitung  er- 
fordert. Es  ist  dies  die  Frage  der  periodischen  Verwendung 
von  Seeoffizieren  auf  Handelsdampfern,  um  diesen  Offizieren 
Gelegenheit  zur  Übung  in  der  Führung  solcher  Schiffe  zu  geben, 
und  ihnen  für  den  Ernstfall  unter  Umständen  die  höchst  wich- 
tige genaue  Kenntnis  fremder  Gewässer,  Häfen  und  Einrich- 
tungen zu  vermitteln. 

Aber  nicht  nur  im  Kriegsfalle  sind  die  Schiffe  einer  Han- 
delsmarine geeignet,  der  Kriegsverwaltung  wertvolle  Dienste 
zu  leisten ;  es  kann  dies  auch  in  Friedenszeiten  oder  zur  Vor- 
bereitung für  den  Fall  kriegerischer  Verwicklungen  bezüglich 
gewisser  Meeresgebiete,  durch  Einrichtung  eines  ständigen  und 
systematischen   .Nachrichtendienstes  bewirkt  werden. 

Von  außerordentlicher  Wichtigkeit  ist  die  Beziehung 
zwischen  Kriegs-  und  Handelsmarine  hinsichtlich  des  Mann- 
schaftsnachwuchses. Eine  starke,  schlagfertige  Kriegsflotte 
bedarf  einer  nicht  nur  militärisch,  sondern  auch  seemännisch 
geschulten,  mit  den  Gefahren  und  Eigentümlichkeiten  des  Ma- 
rineberufes vertrauten  Mannschaft.     Aus    welchem    Reservoir 
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kann  eine  große  Kriegsflotte  dieses,  für  eine  Entscheidung  im 
Ernstfall  so  unendlich,  wichtige  Materiale,  sich  anders  be- 
schaffen, als  aus  den  Mannschaften  einer  großen  Handels- 
marine, welche  Mannschaften  größtenteils  ihre  Militärpflicht 
bei  der  Kriegsmarine  absolviert  haben  und  ständig  in  berufs- 
mäßiger Beschäftigung  stehen? 

Diese  Angelegenheit  weist  sofort  auf  eine  andere  Beziehmig 
hin,  auf  die  Frage  der  Erziehung  des  geeigneten  l!^achwuchses 
an  Mannschaft  und  Offizieren  für  die  Handelsmarine  und 
dadurch  mittelbar  auch  für  die  Kriegsmarine.  Hieher  gehören 
die  Eragen  des  nautischen  Unterrichtes,  die  Angelegenheiten  der 
Schulschiffe,  die  Heranbildung  von  Schiffsmaschinisten,  Heizern 
u.  dgl.  m. 

Von  ausschlaggebender  Wichtigkeit  ist  die  ständige  Bezie- 
hung zwischen  Kriegsmarine  und  Handelsmarine  bei  den  Äm- 
tern und  Dienststellen  der  Seeverwaltung  erster  und  zweiter 
Instanz.  Hier  handelt  es  sich  um  die  unausgesetzte  aufmerk- 
same Überwachung  unserer  Küste  auch  in  Friedenszeiten,  um 
eine  Keihe  wichtiger  Funktionen  dieser  Ämter  in  Bezug  auf 
die  Seepolizei  und  Hafenordnungen  und  eine  große  An- 
zahl von  anderen  Angelegenheiten,  die  durchaus  nicht  als  reine 
Verwaltungsangelegenheiten  der  zivilen  Seeverwaltung  ange- 
sehen werden  dürfen. 

Die  Besetzung  aller  leitenden  Posten  der  Hafen-Kapitanate 
und  -Deputationen,  ausschließlich  durch  ehemalige  Seeoffiziere 
und  verdiente  Marine-Unteroffiziere,  ist  wegen  der  maritim- 
fachlichen Erfordernisse  unbedingt  geboten. 

Auch  die  Meeresufer- Abtretungen  und  -Verpachtungen  sind 
Fragen,  die  unter  Umständen  für  die  Kriegsverwaltung  große 
Bedeutung  besitzen  können.  Das  gleiche  gilt  in  hohem  Maße 
auch  bezüglich  der  Hafen-  und  Seebauten,  der  Baggerarbeiten, 
der  Seeleuchten  und  Seezeichen,  des  Signaldienstes  und  der  Evi- 
denz der  Veränderungen  an  der  heimischen  Küste  usw. 

Erwähnt  sei  auch  die  notwendige  Beziehung  des  maritimen 
Observatoriums,  einer  der  Seebehörde  angegliederten  Anstalt, 
mit  dem  hydrographischen  Amte  der  Kriegsmarine.  Beide  An- 
stalten haben  vielfach  ganz  gleichartige  Funktionen  zu  versehen 
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und  könnten  bei  richtiger  Organisation  zu  verbesserter  Wirk- 
samkeit gebracht  werden. 

Sehr  wichtig  ist  die  Mitwirkung  der  Kriegsmarine  bei 
Über  wachung  der  Seefischerei,  wie  dies  in  England  und 
Deutschland  der  Fall  ist.  Eine  durchgreifende  und  wirksame 
Kontrolle  der  Seefischerei  ist  im  Interesse  unserer  heimischen 
Fischer  gelegen,  weil  es  sich  darum  handelt,  den  zahlreichen 
Übergriffen  der  italienischen  Fischer  und  deren  Überschreitun- 
gen gegenüber  den  verschiedenen,  die  Seefischerei  in  unseren 
Gewässern  regelnden  Bestimmungen,  zu  begegnen.  Diese  italie- 
nischen Fischer  sind  die  größten  Konkurrenten  unserer  heimi- 
schen Fischer  und  wenn  sie  auch  infolge  des  mit  Italien  beste- 
henden Vertrages  zum  Fischen  an  den  österreichischen  Küsten 
zugelassen  sind,  so  schließt  dies  natürlich  nicht  aus,  daß  wir  die 
berechtigten  Interessen  der  eigenen  Staatsangehörigen  in  erster 
Linie  entsprechend  schützen  müssen.  Ein  solcher  Schutz  ist 
jedoch  durch  die  Überwachungseinrichtungen  der  Seeverwal- 
tung in  wirksamer  Weise  nicht  durchzuführen.  Hier  muß  die 
ständige  Mitwirkung  der  Kriegsmarine  einsetzen.  Diese  Mit- 
wirkung erscheint  auch  aus  dem  Grunde  erforderlich,  weil  es 
sich  gerade  in  Beziehung  auf  die  italienischen  Fischer  vielfach 
um  Fragen  der  Sicherheit  unserer  Küste  vom  militärischen 
Standpunl?;te  aus,  handelt. 

In  schiffahrtspolitischer  Beziehung  besteht  der  große  Wert 
einer  harmonischen  und  zielbewußten  Kooperation,  in  der  Wahr- 
nehmung und  Beobachtung  aller  Verhältnisse  und  Interessen 
unserer  Handelsschiffahrt,  durch  die  in  auswärtiger  Mission 
befindlichen  Kriegschiffe.  Die  in  dieser  Hinsicht  zu  pflegenden 
Erhebungen  beziehen  sich  einerseits  auf  die,  unsere  Schiffahrt 
konkurrierenden  Flaggen,  deren  Erfolge,  Einrichtungen  und 
Beziehungen,  anderseits  auf  die  für  unsere  Beedereien  sich  er- 
gebenden Erwerbsmöglichkeiten  u.  dgl.  Die  Berichte  dieser 
Missionsschiffe  haben  sich  schon  jetzt  als  überaus  wertvolle  Be- 
helfe erwiesen,  weil  sie  die  maritimen  Momente,  welche  bei  den 
Berichten  der  Konsulate  und  anderer  Funktionäre  gewöhnlich 
außer  Betracht  bleiben,  auch  in  den  Bereich  ihrer  Er- 
örterung ziehen.  Diese  besondere  Betätigung  der  Kriegsmarine 
ist  noch  in  hohem  Maße  ausgestaltungsfähig,    was    jedoch    bei 
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dem  bestehenden  E'ebeneinanderleben  von  Kriegs-  und  Handels- 
marine nicht  durchführbar  ist.  Von  Wichtigkeit  ist  die  Mitwir- 
kung unserer  in  Mission  befindlichen  Kriegsschiffe,  beziehungs- 
weise deren  Kommandanten,  bei  der  Kontrolle  unserer  im  Aus- 
lande befindlichen  Handelsschiffe,  insbesondere  der  Passagier- 
dampfer, hinsichtlich  Aurüstung,  Besatzung  und  Einhaltung  der, 
die  Sicherheit  des  Schiffahrtsdienstes  betreffenden  Bestimmungen. 

Die  I^otwendigkeit  eines  ständigen  Zusammenarbeitens 
zwischen  Kriegs-  und  Handelsmarine  wird  auch  ihren  Aus- 
druck finden  müssen  bei  Errichtung  eines  Marinebeirates,  wel- 
chem Vertreter  der  Kriegsmarine  beizuziehen  sein  werden. 

Mit  dem  vorstehend  Angeführten  sind  natürlich  die  Be- 
ziehungen zwischen  Kriegsmarine  und  Handelsmarine  noch 
lange  nicht  erschöpft.  Es  würde  jedoch  zu  weit  führen,  diese 
Beziehungen  in  allen  Detailfragen  weiter  zu  verfolgen  und  dar- 
zulegen. 

Bei  der  heutigen  Sachlage  kommen  aber  die  genannten 
Beziehungen  nicht  genügend  zur  Geltung.  Die  Schuld  daran 
liegt  keineswegs  bei  der  Kriegsmarine,  und  zwar  aus  dem 
einfachen  Grunde  nicht,  da  solche  Beziehungen  eben  nicht 
einseitig  hergestellt  werden  können  und,  wie  die  langjährige 
Erfahrung  gelehrt  hat,  nicht  hergestellt  werden  konnten,  weil 
das  bestehende  Verwaltungssystem  diesen  Beziehungen  infolge 
mangelnder  Erkenntnis  der  sachlichen  Zusammengehörigkeit 
und  der  ^Notwendigkeit  eines  steten  Zusammenwirkens  teil- 
nahmslos gegenübersteht.  In  den  letzten  zwei  Jahren  ist  in 
dieser  Hinsicht  eine,  allerdings  nur  auf  persönlichen  Momenten 
beruhende  Besserung  eingetreten.  Im  großen  und  ganzen  sind 
jedoch  unsere  Kriegsmarine  und  Handelsmarine  einander  fremd 
geblieben.  Die  Seeverwaltung  überblickt  nicht  die  Erforder- 
nisse der  Kriegsmarine,  und  unsere  Seeoffiziere  haben  im  all- 
gemeinen ungenügende  Kenntnisse  von  den  Verhältnissen  un- 
serer Handelsmarine  und  der  Organisation,  den  Einrichtungen 
und  Pflichten  der  Seeverwaltung. 


Die  Verwaltung    der    Schiffahrts-Angele- 
ff  e  n  h  e  i  t  e  n  im  Handelsministerium  hat  im  Laufe  der  Zeiten 
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mannigfachen  Wandel  erfahren.  Je  nach  dem  Standpunkte,  den 
der  betreffende  Minister  den  Schiffahrtsfragen  gegenüber  ein- 
nahm und  je  nachdem  er  die  Bedeutung  dieser  Fragen  mehr 
oder  weniger  würdigte,  wurden  die  Angelegenheiten  der  See- 
schiffahrt bald  der  Industrie-  und  Gewerbesektion,  teilweise 
auch  der  Postsektion,  bald  der  handelspolitischen  Sektion  ange- 
gliedert, oder  aber  es  wurde  eine  eigene  Sektion  hiefür  gebildet. 
Gewöhnlich  waren  aber  diese,  den  Erfordernissen  der  Sache 
nicht  nur  fremden,  sondern  oft  höchst  nachteiligen  Verschie- 
bungen und  Zuteilungen  auf  rein  persönliche  Momente  zurück- 
zuführen. Die  dadurch  herbeigeführte  Unsicherheit  und  Un- 
ruhe in  der  Verwaltung  der  Schiffahrtsagenden,  das  Herum- 
tasten  und  Experimentieren,  machten  natürlich  eine  Kon- 
tinuität dieser  Verwaltung  im  vorhinein  unmöglich.  Dazu 
trug  noch  der  Umstand  wesentlich  bei,  daß  kein  Wert  dar- 
auf gelegt  ^vurde,  die  betreffenden  Agenden  unter  maritim- 
fachliche Leitung  zu  stellen.  Infolgedessen  konnte  auch  weder 
die  Bedeutung  der  Sache  an  sich  genügend  zur  Geltung  kom- 
men, noch  konnten  die  bestehenden  Mängel  in  unserer  Schiff- 
fahrtspolitik und  Seeverwaltung  in  das  Bewußtsein  der  obersten 
Verwaltungsstelle  treten.  Diese  Verhältnisse  geben  eine  aus- 
reichende Erklärung  für  die  Stagnation  und  Kückständigkeit 
unserer  Seeverwaltung  und  die  Mißerfolge  unserer  Schiffahrts- 
politik. 

Es  ist  dies  ein  besonders  typischer  Fall  für  das  in  Öster- 
reich herrschende  bureaukratische  Verwaltungssystem,  dessen 
gute  Seiten  keineswegs  verkannt  werden  sollen,  das  aber  dort 
vollständig  versagen  muß,  wo  es  an  die  Steile  einer  für  den  Er- 
folg unerläßlichen,  streng  sachgemäßen  und  fachkundigen  Lei- 
tung und  Verwaltung  tritt.  Von  einem  sehr  hochstehenden  Funk 
tionär  ist  einmal  das  Wort  geprägt  worden,  das  Wesen  dieses 
bureaukratischen  Verwaltungssystemes  bestehe  in  der  vollstän- 
digen Gleichgiltigkeit  gegenüber  der  Sache ;  das  Amt  sei  vielmehr 
ausschließlich  in  den  Dienst  der  persönlichen  Interessen  der 
Träger  dieses  Systemes,  d.  i.  der  Bureaukratie  selbst,  gestellt. 
Wenn  man  diesem  scharfen  Urteile  auch  schon  deswegen  nicht 
ohneweiters  und  unter  allen  Umständen  wird  zustimmen  können, 
weil  doch  ein  großer  Teil  der  Beamten  in  der  Verwaltung,  und 
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speziell  in  den  obersten  Zentralstellen,  zweifellos  über  bedeutende 
und  vielfach  außergewöhnliche  Begabung  und  Kenntnisse  ver- 
fügt und  von  hohem  Pflichtgefühl  sowie  unermüdlichem  Eifer 
erfüllt  ist,  so  ist  zumindesten  ein  wahrer  Kern  an  der  Sache. 
Denn  es  ist  wohl  hinreichend  bekannt,  daß  in  der  bureau- 
kratischen  Verwaltung,  vielleicht  vor  allem  in  den  Ministerien, 
für  die  Besetzung  der  einzelnen  Posten,  und  zwar  auch  wichtiger 
Ressorts,  deren  erfolgreiche  Verwaltung  gründliche  fachliche 
Vorbildung,  gediegene  Sachkenntnisse  sowie  Schulung  und  Er- 
fahrung erfordert,  gewöhnlich  persönliche,  hie  und  da  auch  poli- 
tische Momente,  aber  nur  in  seltenen  Ausnahmsfällen  sachliche 
Gründe  entscheidend  sind.  Diese  Verhältnisse  entbehren  nicht 
einer  gewissen  [N'aivität  und  wurzeln  gewiß  teilweise  in  der 
leichtherzigen  Gemütlichkeit,  die  uns  Österreichern  nach- 
gerühmt wird.  Die  Begriffe  „Initiative^^  und  „Verantwortlich- 
keit" mußten  dabei  allerdings  vielfach  verloren  gehen. 

Hieher  gehört  auch  der  bekannte  Zwiespalt  zwischen  den 
juristisch  vorgebildeten  Verwaltungsbeamten  und  den  tech- 
nisch oder  sonst  fachlich  gebildeten  Beamten.  Die  letzteren 
fordern,  daß  ihnen  nicht  nur  die  ihnen  von  den  Juristen  zuge- 
wiesene Rolle  von  Hilfsorganen,  Projektanten  und  B^iit- 
achtern,  sondern  auch  ein  Anteil  an  der  Leitung  und  Entschei- 
dung in  der  Verwaltung  zugestanden  werde,  und  zwar  überall 
dort,  wo  eingehende  fachliche  Sachkenntnis  und  speziell  beruf- 
liche Schulung  und  Erfahrung  zur  Fällung  sachlich  einwand- 
freier, sicherer  und  rascher  Entscheidungen  und  Urteile  unerläß- 
lich sind.  Sie  weisen  darauf  hin,  daß  das  bestehende  Verhältnis 
zwischen  den  juristischen  Verwaltungsbeamten  und  Technikern 
sowie  sonstigen  Fachleuten,  der  Ausnützung  fremden  geistigen 
Eigentums,  der  Ausbeutung  fremder  Kenntnisse  und  geistiger 
Arbeit  gleichkomme.  Die  juristisch  gebildeten  Verwaltungs- 
beamten betonen  demgegenüber  u.  a.,  daß  speziell  die  Techniker 
das  technisch  Mögliche  von  dem  ökonomisch  Zulässigen  und  Vor- 
teilhaften nicht  sicher  zu  scheiden  vermögen  und  ihnen  daher 
eine  Leitung  in  der  Verwaltung  nicht  zuerkannt  werden  könne. 

Es  ist  jedoch  tatsächlich  von  fundamentaler  Wichtigkeit 
und  Bedeutung,  daß  bei  jeder  Einrichtung  oder  Anstalt  und 
auch  bei  jedem  Zweige  staatlicher  Verwaltung,  das  dem  Wesen 
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und  der  ^atiir  derselben  genau  entsprechende  Verwaltungs- 
prinzip zur  Anwendung  gebracht  werde.  Es  muB  daher  auch 
ein  Weg  gesucht  und  gefunden  werden,  der  zu  einer,  den  so  wich- 
tigen Interessen  unserer  Schiffahrt  und  den  besonderen  Erfor- 
dernissen derselben  entsprechenden,  modernen  Seeverwaltung  in 
allen  Instanzen  führt. 

Solange  unsere  Schiffahrt  von  geringer  Bedeutung  war  und 
in  Triest  mit  seinen  früher  ganz  ungenügenden  Anlagen,  neben 
dem  kaum  sich  entwickelnden  Lloyd,  nur  noch  einige  kleine 
Reedereien  bestanden,  machte  es  vielleicht  wirklich  nicht  viel 
aus,  ob  die  Schiffahrtsagenden  bei  der  führenden  Zentralstelle 
gleichgewertet  wurden,  wie  etwa  Sodawasser  -  Erzeugung, 
Elaschenbierhandel  und  ähnliche  gewerbliche  Angelegenheiten, 
oder  ob  das  Schiffahrts-Departement  der  einen  oder  der  an- 
deren Sektion  zugewiesen  war. 

ISTachdem  aber  einmal  eine  vielversprechende  Entwicklung 
unserer  Handelsmarine  und  Triests  eingesetzt  hat,  und  nun  end- 
lich auch  bei  uns  die  Erkenntnis  zum  Durchbruche  gelangt  ist, 
daß  eine  gToße  und  starke  Handelsmarine  einen  ausschlaggeben- 
den Faktor  für  die  weitere  Entwicklung  imserer  Volkswirt- 
schaft und  eine  Voraussetzung  für  die  Schaffung  einer  starken 
Kriegsflotte  bildet,  tritt  auch  die  Frage  der  sachgemäßen, 
zweckentsprechendsten  Verwaltung  dieser  Schiffahrtsangelegen- 
heiten, dringend  Lösung  heischend,  in  den  Vordergrund.  Es  ist 
dies  eine  Frage,  ein  Problem  der  Praxis,  der  maritim-fachmän- 
nischen und  der  kaufmännischen  Praxis,  nicht  aber  ein  bureau- 
kratisches  Versuchsfeld. 

Das  eine  steht  wohl  fest,  daß  die  Angelegenheiten  unserer 
Handelsmarine,  unserer  See-  und  Binnenschiffahrt,  heute  in 
ihrer  Bedeutung  und  in  ihrem  Umfange  sowie  in  ihren  Zusam- 
menhängen und  Beziehungen  nicht  mehr  im  ^ebenamte  ver- 
waltet werden  können  und  weit  hinausgewachsen  sind  über  den 
Umfang  von  Agenden,  die  in  einem  oder  einigen  Ministerial- 
departements  oder  auch  in  einer  einzelnen  Sektion  eines  Mini- 
steriums, in  einer  Weise  versehen  werden  könnten,  die  der  Be- 
deutung dieser  Agenden  gerecht  wird. 

Im  Handelsministerium  bestand  seinerzeit  auch  ein  Depar- 
tement und  später  eine  Sektion  für  Eisenbahnangelegenheiten, 
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bis  endlich  der  Umfang  der  letzteren  ihre  Ausscheidung  aus 
dem  Kessort  des  Handelsamtes  und  die  Schaffung  des  Eisen- 
bahnministeriums erforderlich  machten. 

Ähnliches  trifft  heute  bezüglich  der  Schiffahrtsagenden  zu. 
Die  Ausscheidung  dieser  Agenden  aus  dem  Handelsministerium 
muß  als  eine  sehr  erwägens-  und  empfehlenswerte  Lösung" 
des  Verwaltungsproblemes  für  die  maritimen  Angelegen- 
heiten, soweit  die  oberste  Instanz  in  Betracht  kommt, 
bezeichnet  werden.  Diese  Lösung  sichert  eine  klaglose  Funk- 
tion und  bietet  sowohl  hinsichtlich  der  Zusammenfassung  und 
einheitlichen  Leitung  der  zusammengehörigen  Agenden  und 
deren  richtigen  Gliederung,  als  auch  durch  die  fachmännische 
Leitung  der  einzelnen  Zweige  des  maritimen  Ressorts,  Gewähr 
dafür,  daß  den  vorgesetzten  Zielen  auf  der  ganzen  Linie  näher- 
gekommen wird. 

iS^'atürlich  bestehen  auch  gewisse  Zusammenhänge  zwischen 
den  Schiffahrtsagenden  und  den  übrigen  Agenden  des  Handels- 
ministeriums, weil  die  Schiffahrt  unserem  Handel  und  unserer 
Industrie  sowie  dem  Gewerbe,  und  daher  auch  insbesondere  un- 
serer Handelspolitik  sowie  Industrie-  und  Gewerbepolitik  dient. 
Ebenso  bestehen  aber  auch  nahe,  und  zwar  noch  nähere  Zusam- 
menhänge zwischen  Schiffahrt  und  Eisenbahnen  sowie  insbeson- 
dere zwischen  den  letzteren  und  unserem  Außenhandel.  Gegen- 
über unserer  Gesamt-Ein-  und  Ausfuhr  im  Jahre  1909  von  rund 
362  Millionen  Meterzentnern  betrug  die  Ein-  und  Ausfuhr  auf 
dem  Seewege  nur  rund  41  Millionen  Meterzentner. 

Es  wäre  aker  verfehlt,  zu  glauben,  daß  die  Zusammenhänge 
des  täglichen  Lebens  sich  in  den  täglichen  Arbeiten  der  Mini- 
ster ial  -  Departements  widerspiegeln  müssen  oder  überhaupt 
widerspiegeln  können.  Wo  ein  solches  Zusammenarbeiten  von 
Minister ial-Departements  oder  -Sektionen  oder  -Ressorts  durch 
die  Sache  geboten  ist,  findet  es  ohnehin  auf  das  gewissenhaf- 
teste statt,  was  schon  dadurch  verbürgt  ist,  daß  jedes  Ressort 
strengstens  und  eifersüchtig  darüber  wacht,  daß  seine  Kompe- 
tenzen nicht  verletzt  werden. 

Wenn  sachliche  Zusammenhänge  und  stoffliche  Zusammen- 
gehörigkeit bestimmend  sein  würden  für  die  Gruppierung  der 
Ministerial-Ressorts  und  -Sektionen,  so  würden  die  Ministerien 
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vielfach  andere  Gestalt  erhalten.  Vor  allem  aber  müßten  dann 
gerade  die  Schiffahrtsangelegenheiten  mit  allem  was  drum  und 
dran  hängt,  aus  dem  Handelsministerium  herausgenommen  und 
an  die  k.  u.  k.  Marinesektion  übertragen  werden. 

Denn  wie  schon  an  anderer  Stelle  nachgewiesen  worden 
ist,  bestehen  zwischen  Handels-Marine  und  Kriegs-Marine  so 
enge  Zusammenhänge,  eine  derartige  stoffliche  Zusammen- 
gehörigkeit, und  zwar  nicht  nur  im  täglichen  Leben,  sondern 
auch  in  den  täglichen  Arbeiten  aller  Verwaltungsinstanzen,  daß 
fast  in  allen  übrigen  seefahrenden  Staaten  die  Schiffahrtsagen- 
den von  Marineministerien  oder  selbständigen  Zentralstellen 
verwaltet  werden,  welche  in  sich  schon  die  streng  fachgemäße 
Behandlung  dieser  Agenden  verbürgen.  Selbst  die  Türkei,  die 
eine  nicht  nennenswerte  Kriegsflotte  und  eine  minderwertige 
kleine  Handelsflotte  besitzt,  ist  in  der  Erkenntnis  der  hohen 
Bedeutung  der  Marineangelegenheiten  dazu  gelangt,  ein  eigenes 
Marineministerium  zu  schaffen. 

Die  Zuteilung  der  österreichichen  Handelsmarine- Agenden 
zur  Sektion  eines  gemeinsamen  Ministeriums,  läßt  sich  jedoch 
aus  Staats-  und  verfassungsrechtlichen  Gründen  nicht  ins 
Auge  fassen.  Auch  wenn  das  Prokejt  der  Errichtung  eines 
gemeinsamen  Marineministeriums  bei  weiterer  Ausgestaltung 
unserer  Kriegsflotte  verwirklicht  wird,  könnte  eine  Unterstel- 
lung der  österreichischen  Handelsmarine-Agenden  unter  ein 
solches  Ministerium,  so  sehr  dieselbe  im  Interesse  der  Sache 
gelegen  wäre,  kaum  stattfinden. 

Es  ergibt  sich  daraus  sozusagen  von  selbst  als  eine  emp- 
fehlenswerte und  bereits  von  anderer  Seite  mehrfach  angeregte 
und  erörterte  Lösung,  die  aus  dem  Handelsministerium  auszu- 
scheidenden Schiffahrtsagenden  in  einem  besonderen  Ma- 
rineministerium zu  verwalten,  wodurch  allein  auch  die 
unerläßliche  Kooperation  zwischen  Kriegs-  und  Handelsmarine 
in  der  richtigen  Weise  ermöglicht  werden  kann.  Gegen- 
über den  Bedenken,  daß  durch  die  Bildung  eines  solchen 
Marineministeriums  die  Tradition  des  bureaukratischen  Ver- 
waltungssystems verletzt  werden  könnte,  ist  zunächst  darauf 
hinzuweisen,  daß  dieses  System  eben  in  Beziehung  auf  unsere 
Mar  ine- Angelegenheiten,   wie   die   uns   vorliegenden   Tatsachen 
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beweisen,  bedenklich  versagt  hat.  In  Ansehung  der  Not- 
wendigkeit einer  großen  Entwicklung  unserer  Handelsflotte, 
der  Modernisierung  unserer  Seeverwaltung,  des  Neubaues 
und  Ausbaues  unserer  Seegesetzgsbung  und  der  Schaffung 
einer  starken  Kriegsflotte,  ist  es  daher  unerläßlich,  auch  an  die 
bezeichnete  Neuordnung  der  Dinge  in  der  Verwaltung  und  Lei- 
tung der  Mar  ine- Angelegenheiten  zu  schreiten. 

Übrigens  ist  es  selbstverständlich,  daß  das  Gute  an  dem  be- 
stehenden Verwaltungssystem,  ebenso  wie  das  Beste  desselben, 
ein  Stab  geschäftskundiger,  erfahrener  und  ausgezeichneter  Be- 
amten, in  das  neue  Fachministerium  übernommen  werden  würde 
und  vieles  mit  Rücksicht  auf  eine  notwendige  gewisse  Einheit- 
lichkeit übernommen  v/erden  müßte.  Vielleicht  lassen  sich  die 
prinzipiellen  Bedenken  auch  durch  den  Hinweis  auf  die  Ver- 
waltung unserer  Kriegsmarine  beseitigen.  Es  wird  nicht  leicht 
eine  Institution  geben,  die  so  musterhaft  administriert  ist,  als 
unsere  Kriegsmarine,  trotzdem  dort  das  bureaukratische  Ver- 
w^altungssystem  nicht  besteht.  Dieser  Erfolg  der  Kriegsmarine- 
verwaltung konnte  nur  erzielt  werden,  weil  eben  daselbst  das 
bureaukratische  Verwaltungssystem  keinen  Eingang  gefun- 
den hat. 

Die  Gründe,  die  für  eine  solche  VerselbständigTing  der 
Mar  ine- Angelegenheiten  in  einem  eigenen  Ministerialressort 
sprechen,  dürften  vielleicht  noch  gewichtiger  sein  als  jene, 
die  zu  wiederholten,  sehr  ernsthaften  Erörterungen  wegen 
Errichtung  eines  eigenen  Ministeriums  für  Post,  Tele- 
graphen und  Telephon  Anlaß  gegeben  haben.  Jedenfalls  aber 
dürften  diese  Gründe  ebenso  ernst,  dringend  und  stichhältig 
sein  als  jene,  die  zur  Schaffung  des  Ministeriums  für  öffent- 
liche Arbeiten  geführt  haben,  oder  welchen  die  Errichtung  der 
Landsmann-Ministerien  ihre  Existenz  verdanken. 

Es  muß  dabei  auch  darauf  hingewiesen  werden,  daß  bei 
der  wenig  entsprechenden  Organisation  der  bisherigen  Ver- 
waltung der  maritimen  Agenden,  eine  große  Anzahl  wichtiger 
Arbeiten  überhaupt  gar  nicht  versehen,  und  eine  Reihe  von 
notwendigen  Institutionen  gar  nicht  geschaffen  werden 
konnte.  Eine  Ausgestaltung  in  diesem  Sinne  hat  jedoch  eine 
Zentralstelle  der   Verwaltung  zur  unbedingten  Voraussetzung, 


141 

die  über  eine  größere  Zahl  erfahrener  Fachmänner  an  lei- 
tenden Stellen  verfügt.  Weiter  sind  manche  Angelegenheiten 
infolge  der  Entwicklung  unserer  Handelsmarine  und  Schiff- 
fahrtsinteressen zu  solchen  Dimensionen  angewachsen,  daß  sie 
im  Rahmen  der  heutigen  Organisation  im  Handelsministerium 
entweder  gar  nicht  oder  nur  höchst  flüchtig  behandelt  werden 
können. 

Endlich  sind  bei  der  heutigen  Verwaltung  der  Schiffahrts- 
agenden eine  Eeihe  wichtiger  Bestandteile  derselben  ausein- 
andergerissen, aus  ihren  Zusammenhängen  losgelöst,  teilweise 
mit  ganz  fremden  Agenden  zusammengekoppelt  oder  auch  in 
falsche  Eessorts  verwiesen.  Es  ist  dies  das  Ergebnis  des  fort- 
währenden Jonglierens  mit  den  einzelnen  Agenden.  Das  Wesen 
und  die  Aufgabe  einer  jeden  Organisation,  sei  es  einer  Verwal- 
tung, sei  es  eines  Betriebes,  ist  jedoch,  das  Zusammenarbeiten 
einer  Mehrheit  an  einem  gemeinsamen  Ziele  zu  regeln. 

Es  seien  nachstehend  jene  Angelegenheiten  angeführt,  die 
untereinander  im  engen  und  teilweise  engsten  inneren  Zusam- 
menhange stehend,  dem  Ressort  eines  Marineministeriums  zu- 
gewiesen und  in  besonderen  Departements  behandelt  werden 
müßten.  Aus  dieser  Anführung  kann  zugleich  der  Umfang  des 
maritimen  Arbeitsfeldes  entnommen  werden. 

1.  Alle  legislativen  und  administrativen  Angelegenheiten 
des  internationalen  und  inneren  privaten  und  öffentlichen  See- 
rechtes. Seefrachtrecht.  Die  einschlägigen  Fragen  erfordern 
vollständige  Durchdringung  des  ganzen  großen  Rechtsgebietes, 
auf  dem  alles  zur  N^eubildung  drängt. 

2.  Legislative,  administrative  und  finanzielle  Angelegen- 
heiten der  Seeverwaltung,  des  Hafen-  imd  Seesanitätsdienstes, 
des  Personales  der  Seebehörde  und  der  Ämter  erster  Instanz, 
Konsularwesen,  Hafen-  und  Schiffahrtsgebühren,  Hafen-  und 
Seepolizei-Reglements,  Rettungswesen. 

3.  Die  Personalangelegenheiten  der  Seeleute  imd  See- 
fischer, Wohlfahrtseinrichtungen,  Sozialversicherung,  Diszi- 
plinar-Angelegenheiten  aus  Anlaß  von  Seeunfällen,  Entschei- 
dung über  bezügliche  Rekurse. 

4.  Alle  militärischen  Angelegenheiten  der  Seeverwaltung 
und  Handelsmarine  in  besonderer  Beziehung  zur  Kriegsmarine. 


142 

5.  Auswanderungs-Angelegenheiten. 

6.  Schiffahrtspolitische  Agenden  in  Bezug  auf  die  über- 
seeische Vertragsschiffahrt  und  die  Kontrolle  der  letzteren,  in- 
ternationale Vereinbarungen  hinsichtlich  des  Schiff ahrtsdienstes. 

7.  Schiffahrtspolitisches  Informationsbureau.  Für  die 
Schiffahrtspolitik  ist  es  von  größter  Wichtigkeit,  laufend  unter- 
richtet zu  sein  über  den  Stand  und  die  Bewegung  des  Seever- 
kehres, die  von  fremden  Flaggen  bedienten  Linien,  die  Ent- 
wicklung der  Handelsflotten  der  seefahrenden  Staaten,  die  Ein- 
richtungen auf  den  Linien  fremder  Staaten  u.  dgl.  Ein  solcher 
Informationsdienst,  der  umfassende  Sprach-  und  Fachkennt- 
nisse erfordert,  fehlt  heute  gänzlich.  Es  ist  daher  auch  für 
unsere  Scliiö'ahrtspolitik  nie  gut  möglich  gewesen,  die  Leistun- 
gen anderer  Flotten  gegenüber  unserer  Handelsmarine  zu  be- 
urteilen und  die  für  die  maritime  Gesetzgebung  sowie  für  die 
Schiffahrtsverträge  notwendige  genaue  Kenntnis  dessen  zu  be- 
sitzen, was  staatlicherseits  im  öffentlichen  Interesse  sowie  im 
Interesse  unserer  Handelsmarine  zu  fordern  ist. 

8.  Angelegenheiten  des  Schiffahrtsdienstes  der  Adria  ein- 
schließlich der  Kleinschiff'ahrt  und  der  Fragen  des  dalmatini- 
schen Fremdenverkehres  sowie  des  Verkehres  mit  Bosnien  und 
Herzegovina.  Fährschiffe.  Angelegenheiten  des  Postdienstes. 

9.  Die  Angelegenheiten  des  Marine-Unterstützungs-Ge- 
setzes und  dessen  Anwendung.  Entscheidungen  über  Rekurse 
in  einschlägigen  Streitfällen.  Vorbereitende  Arbeiten  zur  No- 
vellierung dieses  Gesetzes.  Angelegenheiten  der  freien  Schiff- 
fahrt.   Marine-Jahrbuch. 

10.  Tarif angelegenheiten  der  See-  und  Flußschiffahrt, 
staatliche  Tarif  auf  sieht.  Beziehungen  zur  Eisenbahn.  Schiff- 
fahrtsabgaben und  Gebühren  auf  Binnenwasserstraßen. 

11.  Angelegenheiten  der  Seefischerei,  zoologische  Meeres- 
station in  Triest. 

12.  Bureau  des  Marinebeirates,  Triester  Verkehrskommis- 
sion, Flottenverein. 

13.  iNTautisch  -  technisches  Departement  mit  zugeteilten 
Schiffbau-technischen    und  maschinen-technischen  Konsulenten. 

Der  Wirkungskreis  dieses  Departements  umfaßt  die  tech- 
nischen und  nautischen  Agenden  der  Seeverwaltung,  See! euch- 
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ten-  und  Seemarkenwesen,  Angelegenheiten  des  Signaldienstes, 
Kundmachungen  für  Seefahrer,  Navigationsbehelfe,  Küsten- 
beschreibung, maritimes  Observatorium,  Hafenausrüstung, 
drahtlose  Telegraphie,  internationale  Vereinbarungen  in  schiii- 
f ah rts-techni sehen  Angelegenhei ten . 

14.  Ausarbeitung  der  zahlreichen,  den  Schiffahrtsdienst 
und  unsere  Handelsmarine  betreffenden  Vorschriften,  welche 
wegen  der  auf  diesem  Gebiete  stets  wechselnden  Verhältnisse 
und  großen  technischen  Fortschritte  sowie  der  bei  uns  bestehen- 
den Rückständigkeit,  für  unsere  Handelsmarine  und  unsere 
Seeverwaltung  besonders  wichtig  und  dringend  sind.  Hieher 
gehören  alle  auf  die  Sicherung  der  Seeschiffahrt  bezüglichen 
Maßnahmen,  Verordnungen  und  Vorschriften,  einschließlich 
der  Angelegenheiten  des  Schiffsbesichtigungsdienstes,  der 
Sehiffseichung,  des  Kesselkommissariates,  des  Schiffs-  und 
Maschinenbetriebes,  des  Bord-,  ]^avigations-  und  Lotsen- 
dienstes, Klassifikations-  und  Materialprüfungs-Institute. 

15.  Angelegenheiten  der  nautischen  Schulen  und  Unter- 
richtsanstalten, der  Schulschiffe  für  Offiziersaspiranten,  Ma- 
schinisten und  Mannschaftsnachwuehs,  Prüfungswesen,  Quali- 
fikationserfordernisse der  Seeleute.  Ausstellungsangelegen- 
heiten. 

16.  Schiffbau  und  Maschinenbau,  Werftenangelegenheiten, 
Werftenpolitik,  Schiffsmodell- Versuchsanstalt. 

17.  Administrative  Angelegenheiten  der  Hafenbauten  und 
Seebauten,  Meeresufer- Abtretungen. 

18.  Hydrotechnische  Angelegenheiten,  Hochbauten  der 
Seeverwaltung,  Mitwirkung  in  Fragen  der  Wasserbauten  an 
Binnengewässern  vom  Standpunkte  der  Schiff'ahrt,  Bagger- 
wesen. 

19.  Angelegenheiten  der  Binnenschiffahrt,  Fluß-  und 
Schiffahrtspolizei  auf  Binnen  wässern.  Frachtrecht  auf  Binnen- 
wasserstraßen. 

20.  Schiffahrtsinspektion  in  gewerbepolizeilicher  und 
technischer  sowie  sozialpolitischer  Hinsicht. 

21.  Die  Angelegenheiten  der  Triester  Lagerhäuser.  Die- 
selben stehen  in  einem  so  engen  unlösbaren  Verhältnis  zur 
Schiffahrt,  zum  Hafendienst  und  zu  den  Angelegenheiten  der 
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Hafenbauten,  daß  sie  unbedingt  dem  Ressort  des  Marine- 
ministeriums  zugewiesen  werden  müssen. 

22.  Die  Angliederung  eines  Departements  für  Luftschif- 
fahrt dürfte  sich  aus  sachlichen  Gründen  empfehlen,  wegen  der 
fast  auf  der  ganzen  Linie  bestehenden  Übereinstimmung  zwi- 
schen Seerecht  und  Luftrecht  und  manchen  technischen  Ana- 
logien zwischen  See-  und  Luftschiffahrt.  Es  handelt  sich  hie- 
bei  u.  a.  auch  um  die  Schaffung  eines  Luftschiifregisters,  durch 
dessen  Eintragung  Eigentumsrechte  und  Staatsangehörigkeit 
sichergestellt  und  nachgewiesen  werden,  damit  man  wisse,  nach 
welchem  Rechte  die  Vorgänge  auf  den  Luftfahrzeugen  zu  be- 
urteilen sind.  Im  Zusammenhange  damit  steht  die  Frage,  nach 
welchen  Grundsätzen  die  Nationalität  eines  Luftschiffes  er- 
kenntlich zu  machen  sei.  Daran  knüpfen  sich  die  Fragen  des 
Lüftschiffverkehres  über  das  Land  und  über  das  Meer  und  die 
Probleme  der  Verwendung  der  Luftschiffe  für  Kriegszwecke 
u.  V.  a.  m. 

Dazu  koromen  dann  noch  die  sonst  üblichen  und  erforder- 
lichen Departements  und  Bureaux  für  Präsidialagenden,  Rechts- 
angelegenheiten,  Rechnungsdepartement,  Budgetreferat,  Biblio- 
thek, Hilfsämter,  ökonomat  usw. 

Ebenso  wie  hinsichtlich  der  Zentralleitung,  ist  auch  eine 
Reform  der  Verwaltung  unserer  Marine-Angelegenheiten  bei 
den  unteren  Instanzen,  der  Seebehörde  und  den  Hafen- 
ämtern, dringend  geboten,  weil  diese  Behörden,  wie  die  Er- 
fahrungen gelehrt  haben  und  a.  a.  O.  nachgewiesen  wurde,  in 
ihrer  heutigen  Verfassung  und  Organisation  ihren  Aufgaben 
nicht  im  vollen  Umfange  nachzukommen  vermochten.  Aus  nahe- 
liegenden Gründen  muß  jedoch,  obwohl  es  sich  hier  auch  wieder 
nur  um  Systemfehler  handelt,  einer  Kritik  und  Darstellung  der 
bestehenden  Verhältnisse  bei  der  Seebehörde  ebenso  wie  der 
Erörterung  von  Roorganisations- Vorschlägen,  an  dieser  Steile 
die  weitestgehende  Beschränkung  auferlegt  werden.  So  viel 
kann  jedoch  mit  voller  Bestimmtheit  ausgesprochen  werden, 
daß,  wenn  eine  sachgemäße  Organisation  der  Seebehörde  nicht 
vorgenommen  wird,  die  Mängel  unserer  Seeverwaltung  auch 
nicht   behoben   werden   können   und    der  Zustand  der  letzteren 
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in  zehn  und  zwanzig  Jahren  genau  derselbe  sein  wird,  welcher 
heute  besteht  und  der  vor  zehn,  zwanzig  und  mehr  Jahren  be- 
reits bestanden  hat.  Die  alte  Erfahrung  hat  sich  hier  bestätigt 
und  wird  in  Zukunft  Bestätigung  finden,  daß  eine  richtige 
Organisation  immer,  eine  verfehlte  jedoch  niemals  imstande 
ist,  Mängel  aus  sich  selbst  heraus  aufzudecken  und  auszu- 
merzen. 

Wie  sich  am  Beispiele  der  Seebehörde  in  eklatanter  Weise 
zeigt,  muß  die  Anwendung  eines  fehlerhaften  Verwaltungsprin- 
zipes,  w^enn  schon  auf  seiner  Grundlage  eine  ersprießliche  Ver- 
waltungsmöglichkeit nicht  überhaupt  gänzlich  ausgeschlossen 
erscheint,  unvermeidlich  zu  Widersprüchen,  mangelhaften 
Funktionen,  unbegründeten  Opfern  der  Allgemeinheit  und  in 
verschiedener  Hinsicht  zu  Mißerfolgen  führen  sowie  auch  die 
richtige  Eingliederung  in  den  staatlichen  und  gesellschaftlichen 
Organismus  erschweren  oder  verhindern. 

Eine  Bierbrauerei,  die  nach  den  Grundsätzen  eines  Be- 
zirksgerichtes verwaltet  wird,  kann  kein  trinkbares  Bier  liefern, 
und  bei  einem  Bezirksgerichte,  das  nach  den  Grundsätzen  einer 
Bierbrauerei  verwaltet  wird,  muß  die  Rechtspflege  Schaden 
nehmen.  Jede  Organisation  und  Verwaltung  muß  sich  eben  dem 
Organismus,  für  den  sie  bestimmt  ist^  in  allen  seinen  Eigen- 
heiten anpassen. 

Die  Feststellung  des  richtigen,  d.  h.  der  Natur,  dem  Wesen 
und  den  Zwecken  der  betreffenden  Anstalt  entsprechenden  Ver- 
waltungsprinzipes,  bildet  die  Voraussetzung,  um  eine  sach- 
gemäße und  erfolgreiche  Verwaltung  dieser  Einrichtung  oder 
Anstalt  organisieren  und  durchführen  zu  können  und  ist  daher 
auch  die  Voraussetzung  für  eine  zutreffende  Verwaltungspolitik 
in  den  betreffenden  Zweigen.  Eine  auf  dem  richtigen  Prinzipe 
aufgebaute  Verwaltung  ist  aber  auch  deshalb  von  Wichtigkeit, 
weil  sie  die  Basis  bildet,  auf  der  sich  ein  ganzes  Gebäude  von 
Gesetzen,  Verordnungen  und  administrativen  sowie  tech- 
nischen Maßnahmen  erhebt. 

Bemerkenswert  ist  jedenfalls,  daß  in  keinem  anderen 
Seestaate,  außer  Ungarn,  eine  ähnliche  administrative  Zwischen- 
behörde, wie  die  Seebehörde,  besteht,  und  als  Tatsache  muß  es 
bezeichnet  w^erden,  daß  gerade  die  maritimen  Agenden  die  alle; - 

V.  Weichs,  Scliiffahrtspolitik.  10 
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wichtigsten  Aufgaben  der  Seebehörde  bilden,  bezüglich  derer 
nur  der  erfahrene  maritime  Fachmann  in  selbständiger  Tätig- 
keit leistungsfähig  ist.  Alle  Kückstände  und  Mängel  im  Wirken 
der  Seeverwaltung  müssen  nur  den  Hemmungen  zugeschrieben 
werden,  welche  die  auf  einem  falschen  Yerwaltungsprinzipe 
organisierte  Seebehörde  mit  sich  bringt. 

Allerdings  umfassen  die  maritimen  Agenden  auch  Dienst - 
zweige,  in  welchen  die  Trennung  oder  auch  nur  die  Unter- 
scheidung des  fachlichen  vom  administrativen  Dienste  zumeist 
gar  nicht  möglich  wäre.  Immer  kommt  jedoch  das  fachliche 
Moment  überwiegend  zur  Geltung,  weil  alle  diese  Agenden  in 
die  Marinepraxis  eingreifen.  Nur  der  Faclmiann  kann  aber 
rücksichtlich  solcher  Agenden  initiativ  tätig  sein,  Entschei- 
dungen treffen  oder  beantragen,  und  selbst  er  nur  dann,  wenn  er 
sich  das  zur  entscheidenden  Behandlung  von  maritimen  Fach- 
angelegenheiten  unerläßliche  Urteilsvermögen  durch  jahre- 
lange Praxis  im  Seedienste  erworben  hat. 

Entsprechend  jenen  ^vichtigen  Aufgaben  müßte  daher  die 
Seebehörde  zu  einer  maritimen  Fachbehörde  umgestaltet 
werden,  weil  nur  dann  jene  maritime  Tätigkeit  platzgreifen 
kann,  welche  die  Seeverwaltung  aus  ihrer  heutigen  bureaukra- 
tischen  Lahmlegung  befreit  und  unsere  Handelsschiffahrt  orga- 
nisatorisch ordnet  sowie  See-  und  Hafendienst  diszipliniert. 
Ohne  auf  die  Einzelheiten  der  Frage  einzugehen,  soll  hier  nur 
der  Meinung  Ausdruck  gegeben  werden,  daß  es  sich  empfehlen 
würde,  die  Angelegenheiten  der  Seefischerei  sowie  die  Sani- 
tätsangelegenheiten, insoferne  die  letzteren  nicht  das  Schiff 
betreffen,  in  der  zweiten  Instanz  den  Statthaltereien  von  Triest 
und  Zara  zuzuweisen.  Alle  übrigen  spezifisch  administrativen 
Agenden  würden  am  besten  an  das  Ministerium  übertragen 
werden,  so  daß  nur  jene  Fachagenden  bei  der  Seebehörde 
bleiben  würden,  welche  in  die  Praxis  des  Marinewesens  ein- 
greifen und  einer  einheitlichen  Leitung  bedürfen.  Wenn  die 
maritimen  Geschäftszweige  nicht  ihre  Hauptaufgaben  bilden, 
hätte   die   Seebehörde    überhaupt    keine  Existenzberechtigung. 

Manche  Anzeichen  lehren,  daß  auch  der  Dienst  bei  den 
Hafenämtern,  im  Zusammenhange  mit  der  Eeform  der 
gesamten  Seeverwaltung,  dringend  einer  Reorganisation  bedarf. 
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welche  im  wesentlichen  in  der  Erweit-eriing  der  Befugnisse 
dieser  Ämter  zu  bestehen  hätte.  Eine  wichtige  Voraussetzung 
zur  Durchführung  einer  solchen  Reorganisation  bildet  die  Ver- 
mehrung des  administrativen,  und  vor  allem  des  seemännisch 
geschulten  Hafenamtspersonales,  und  in  sachlicher  Hinsicht  die 
Ausrüstung  der  Hafenämter  mit  seetüchtigen  Motorbooten,  die 
auch  als  Rettungsboote  verwendet  werden  können,  modernen 
Rettungsmitteln,    Fischereiüberwachungsbooten    und    Baggern. 

Eine  Ergänzung  der  Verwaltung  unserer  Marineangelegen- 
heiten wird  durch  die  Errichtung  eines  Marinebeirates 
zu  schaffen  sein.  Wir  haben  zwar  schon  eine  genügend  große 
Zahl  von  „Beiräten^'  in  Österreich  und  die  Erfahrungen,  die 
mit  denselben  gemacht  wurden,  haben  geteilte  Meinungen  über 
den  Wert  dieser  Institutionen  wachgerufen.  Es  wird  vielfach 
behauptet,  daß  manche  dieser  Beiräte  von  ihrem  ursprünglichen 
hohen  Niveau  bedeutend  zurückgegangen  seien.  Ganz  zweifel- 
los ist  es  jedoch,  daß  durch  derartige  Beiräte  organische  Be- 
ziehungen zwischen  der  bureaukrati sehen  Verwaltung  und  der 
Praxis  des  Lebens  geschaffen  werden,  wodurch  der  ersteren 
neue  Impulse  zugeführt,  authentische  Informationen  vermittelt 
sowie  manche  wertvolle  Vorarbeiten  geleistet  werden.  Dies  .trifft 
wohl  auch  im  vollen  Umfange  hinsichtlich  des  in  Aussicht  zu 
nehmenden  Marinebeirates  zu,  dessen  Schaff'ung  schon  aus  dem 
Grunde  tatsächlich  erforderlich  scheint,  weil  heute  die  mari- 
timen Angelegenheiten  ausschließlich  im  Industrierate  ihre  Ver- 
tretung haben  und  in  dieser  Körperschaft,  entsprechend  den 
Zwecken  derselben,  vielleicht  doch  etwas  zu  sehr  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  industriellen  Interessen  behandelt  werden.  Es 
scheint  wenigstens  den  maritimen  Kreisen  —  und  unsere  Reeder 
sind  kluge  Leute  —  bei  der  Vertretung  maritimer  Angelegen- 
heiten durch  den  Industrierat  bange  geworden  zu  sein  und  eine 
Deputation  von  Reedern  erbat  im  Jahre  1910  von  der  damaligen 
Regierung  die  Errichtung  eines  Marinebeirates,  was  denn  auch 
mit  voller  Bestimmtheit  zugesichert  worden  ist. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  Zusammensetzung 
des  ^[arinebeirates.  Es  wird  darauf  Bedacht  zu  nehmen  sein, 
daß    nur    Personen    beigezogen    werden,   welche    berufsmäßig 
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in  Schiffahrtsangelegeniieiten  sich  betätigen  sowie'  Persönlich- 
keiten, welche  im  maritimen  Leben  eine  Rolle  spielen  oder  als 
Fachmänner  von  Ruf  anzusehen  sind,  unter  den  von  der  Re- 
gierung zu  ernennenden  Mitgliedern  sind  Vertreter  der 
Kriegsmarine,  des  österreichischen  Flottenvereines  und  der 
schijffbautechnischen  Versuchsanstalt  vorzusehen.  Die  übrigen 
Mitglieder  werden  zur  Hälfte  vom  Staat-e  zu  ernennen,  zur 
Hälfte  zu  wählen  sein,  und  zwar  aus  den  Kreisen  der  über- 
seeischen Linienreedereien  und  der  freien  Marine  im  Verhält- 
nisse der  Tonnage,  dann  aus  den  Kreisen  der  Dalmatiner  und 
Istrianer  Reedereien,  weiter  Vertreter  der  Werftenindustrie 
und  endlich  auch  solche  der  Kleinschiffahrt.  Es  sollen  aber 
nicht  nur  die  Reedereiinteressen  allein,  sondern  auch  die  des 
Schiffspersonales  ihre  Vertretung  durch  Ernennung  und  Wahl 
von  Offizieren,  Maschinisten  und  Unteroffizieren  der  Handels- 
marine finden.  Auch  die  Vertretung  der  mit  der  Handelsmarine 
eng  verknüpften  Seefischerei  wird  am  besten  im  Marinebeirat 
unterzubringen  sein. 

Den  Mitgliedern  des  Marinebeirates  wird  für  die  Dauer 
ihrer  Funktion  der  Titel  eines  „Marinerates^'  zu  verleihen  sein. 


Eine  aktive  Schiffahrtspolitik  und  moderne  Seeverwaltung, 
welche  die  geeigneten  Mittel  erfaßt  und  mit  Festigkeit  anwendet 
sowie  mit  Zielbewußtsein  die  Wege  beschreitet,  die  zum  Erfolge 
führen,  ist  uns  heute,  angesichts  der  Fehler,  Versäumnisse, 
Rückständigkeiten  und  Mißerfolge  der  Verwaltung  unserer 
Marineangelegenheiten,  um  so  dringender  notwendig,  als  sie 
durch  die  weltwirtschaftliche  Situation,  das  Fortschreiten 
unserer  eigenen  Industrialisierung,  die  Entwicklung  und  Ex- 
pansion unserer  Volkswirtschaft  sowie  im  Hinblicke  auf  die 
Ereignisse  und  Gestaltungen  der  Zukunft,  die  ihre  Schatten 
bereits  vor  auswerfen,  dringend,  ja  unerläßlich  geboten  erscheint. 

Im  Weltverkehr  zur  See  bereiten  sich  hochbedeutsame 
Wandlungen  vor.  Im  Jahre  1913  wird  die  Eröffnung  des  Pa- 
namakanales  erfolgen  und  damit  eine  neue  Phase  des  Welt- 
verkehres beginnen.  Die  gefahrvolle  Umschiffung  Südamerikas 
^vird   dann   für    den    Schiffahrtsverkehr   mit   Chile   und   Peru 
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zum  größten  Teile  ausgeschaltet  und  der  ganze  ^^'esten  des 
nord-  und  südamerikanischen  Kontinents  für  neue  Ver- 
kehrs- und  Handelsbeziehungen  mit  Europa  eigentlich  erst  er- 
schlossen. Geradezu  unberechenbar  sind  die  Möglichkeiten  der 
zu  gewärtigenden  Entwicklung;  aber  zweifellos  wird  dieselbe 
jene  Entwicklung  weit  übertreffen,  welche  im  ostasiatischen 
Schiffahrtsverkehre  nach  Eröffnung  des  Suezkanales  erfolgte. 

Der  Panamakanal  wird  auch  eine  Verbesserung  der  Quali- 
tätsleistungen in  der  Verbindung  Europas  mit  Westindien  be- 
wirken und  dadurch  nicht  nur  den  Handel  Zentralamerikas 
reformieren,  sondern  voraussichtlich,  indem  er  einen  großen 
Teil  des  Verkehres  mit  den  südlichen  Häfen  der  Vereinigten 
Staaten  an  sich  ziehen  dürfte,  eine  Umwandlung  des  ganzen 
amerikanischen  Verkehres  zur  Folge  haben. 

Die  größte  Bedeutung  des  Kanales  liegt  in  der  Herstellung 
der  direkten  Verbindung  zwischen  dem  Atlantischen  und  Großen 
Ozean.  Es  wird  damit  der  kürzeste  Seeweg  von  den  wichtig- 
sten europäischen  Hafenplätzen  nach  Japan,  China,  Australien, 
E'euseeland  und  Polynesien  hergestellt.  Für  Hamburg  ist  bei- 
spielsweise Hongkong  über  Panama  näher  als  über   Suez. 

Die  Wirkung  der  Eröffnung  des  Panamakanales  wird  sich 
auch  noch  mehrfach  in  anderer  Weise  äußern.  Dieser  Kanal 
wird  eine  Tiefe  von  35  Euß  besitzen  und  demnach  die  Passage 
selbst  der  größten  Schiffe  ermöglichen.  Gleichzeitig  soll  von 
den  Vereinigten  Staaten  beabsichtigt  sein,  die  Passagegebühr 
in  mäßiger  Höhe  zu  halten. 

Durch  diese  beiden  Umstände  wird,  wenn  auch  die  Lei- 
stungsfähigkeit des  Panamakanales  sich  zunächst  auf  die  täg- 
liche Durchfahrt  von  20 — 25  Schiffen  beschränken  dürfte,  dem 
Suezkanal  eine  große  Konkurrenz  erwachsen.  Derselbe  hat  heute 
eine  Tiefe  von  nur  26  Euß,  welche  dem  Tiefgang  der  Dampfer 
der  englischen  P.-  u.  O. -Linie  entspricht  und  ein  großes  Hemm- 
nis für  die  Entwicklung  des  Verkehres  mit  dem  fernen  Osten 
bildet.  Es  w^ar  bisher  die  Politik  der  im  engen  Zusammenhange 
arbeitenden  genannten  Reederei  und  der  Suezkanal-Gesellschaft, 
der  ersteren  gewissermaßen  ein  Monopol  für  den  anglo-asia- 
tischen  Dienst  dadurch  zu  sichern,  das  größere,  d.  h.  tiefer 
gehende  Schiffe  als  jene  der  F.-  u.  O. -Linie  nicht  durch  den 
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Suezkanal  verkehren  können.  Xunniehr  wird  jedoch  die  Snez- 
kanal-Gesellschaft  den  Kanal  erheblich  verbreitern,  auf  eine 
Tiefe  von  mindestens  30  Fuß  bringen  und  zur  Herabsetzung 
der  Passagegebühren  schreiten  müssen,  um  in  der  Folge  keine 
zu  große  Schmälerung  ihrer  30%  übersteigenden  Dividende 
und  wenigstens  keinen  Rückgang  in  der  Frequenz  zu  erleiden, 
welche  1910  die  Zahl  von  4239  Schiffen  mit  21'5  Millionen 
Bruttoregistertonnen  erreichte.  In  Beziehung  auf  die  Passage- 
gebühren hat  die  Gesellschaft  bereits  den  Anfang  gemacht  und 
über  Drängen  der  englischen  Reedereien  und  der  englischen 
Regierung  ziemlich  weitgehende  Reduktionen  eintreten  lassen. 

Diese  beiden  Momente  werden  für  den  Seeweg  über  Suez 
eine  ganz  neue  Situation  schaffen,  weil  nun  auch  im  indisch- 
und  ostasiatisch-europäischen  Verkehre  die  großen  Schiffe  der 
modernen  Linienreedereien  in  Verwendung  kommen  können. 
Dadurch  treten  Faktoren  in  den  Konkurrenzkampf  dieses 
Verkehres  ein,  welche  für  unsere  indisch-ost asiatische  Schiff- 
fahrt die  höchste  Beachtung  erfordern. 

Zweifellos  wird  durch  die  Vertiefung  des  Suezkanales  und 
die  Verbilligung  der  Durchfahrt  in  gewissem  Sinne  und  an  sich, 
für  Triest  eine  günstige  Position  geschaffen,  deren  rechtzeitige 
Ausnützung  nicht  versäumt  werden  sollte.  Es  ergibt  sich  damit 
wieder  eine  ähnliche  Situation  wie  zur  Zeit  der  Eröffnung  des 
Suezkanales,  indem  sich  unserem  Handel  und  unserer  Schiff- 
fahrt, unmittelbar  vor  den  Toren  der  Monarchie,  großartige 
Chancen  darbieten. 

Es  darf  dies  umsoweniger  außer  acht  gelassen  werden 
in  einem  Momente,  wo  sich  als  Folge  der  zur  Zeit  noch  tobenden 
Revolution  in  China,  Umwälzungen  in  weltwirtschaftlicher  Be- 
ziehung auch  in  Ostasien  vorbereiten.  China,  welches  von  mehr 
als  dem  Viertel  der  gesamten  Menschheit  bewohnt  wird,  und 
dessen  ungeheure  Schätze,  namentlich  der  teils  vermutete,  teils 
festgestellte  große  Mineralreichtum,  noch  ganz  unausgebeutet 
sind,  wird,  wenn  die  modernen  Kulturf aktoreu ,  Kapital  und 
Technik,  zur  Bestätigung  zugelassen  werden,  zu  einem  riesen- 
haften Faktor  in  der  Weltwirtschaft  heranwachsen.  Was  für 
China  gilt,  trifft  auch  bezüglich  der  Mandschurei  zu.  In  beiden 
Gebieten  werden  bedeutende  Mittel  für  Eisenbahnbauten  aufge- 
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v/ei'det  und  noch  viel  größere  Mittel  werden  in  der  Zukun'ft 
diesem  Zwecke  zugeführt  werden.  Ganz  neue  Produkte  dürften 
dadurch  auf  den  Weltmarkt  gelangen.  So  ist  schon  den  bisherigen 
Bahnbauten  zu  danken,  daß  die  Schiffahrt  in  den  letzten  Jahren 
einen  neuen  Frachtartikel  in  der  Sojabohne  erhalten  hat,  deren 
Export  zeitweilig  eine  gewaltige  Tonnage  von  Trampschiffen 
nach  Ostasien  zog.  Rußland  und  Japan,  England,  Deutschland 
und  ISTordamerika  stehen  in  Bereitschaft,  um  sich  einen  tun- 
lichst großen  Anteil  an  der  Exploitation  Chinas  und  der  Mand- 
schurei zu  sichern  und  ihrem  Außenhandel  dauernde  große  Vor- 
teile zu  erwerben.  Wenn  nun  Österreich  auch  mit  der  gewohn- 
ten Bescheidenheit  sich  wieder  nur  mit  der  „offenen  Türe"  be- 
gnügen wird,  so  kann,  wenn  wir  uns  rechtzeitig  um  einen  Platz 
an  der  Sonne  umsehen,  trotzdem  unser  Anteil  reiche  Früchte 
bringen. 

Auch  in  Yorderasien  und  Indien  sind  große  Eisenbahn- 
bauten teils  bereits  durchgeführt,  teils  in  Ausführung  begriffen. 
Auf  den  Philippinen  leisten  die  Amerikaner  erfolgreiche  Kul- 
turarbeit. Australien  wird  fortschreitend  erschlossen  und 
Niederländisch-Indien  gewinnt  unter  den  asiatischen  Produk- 
tionsländern immer  größere  Bedeutung.  Der  belebende  Einfluß 
der  Eisenbahnen  auf  die  Produktion  überseeischer  Gebiete  ist 
insbesondere  auch  aus  der  Entwicklung  der  afrikanischen  Ko- 
lonien zu  entnehmen,  die  von  Englisch-Ostafrika  angefangen 
bis  Kapstadt  zu  beobachten  ist  und  schon  jetzt  für  unsere  Schiffs- 
fahrt lohnende  Aussichten  bietet.  Auch  die  Verkehrsgebiete, 
die  an  das  Rote  Meer  anschließen,  werden  nach  Verbilligung 
des  Suezkanales,  und  insbesondere  auch  nach  Fertigstellung  der 
Bahn  von  Hodeida  im  Temen  nach  Mekka  und  Djidda,  für  den 
direkten  Verkehr  ab  Triest  und  für  unseren  Handel,  neue  und 
erhöhte  Bedeutung  gewinnen. 

Von  einschneidendstem  Interesse  für  unseren  Handel  und 
unsere  Schiffahrt  sind  die  Machtverschiebungen,  die  sich  im 
Mittelmeere  vorbereiten.  Die  Annexion  von  Tripolis  durch 
Italien  und  die  Schaffung  eines  großen  französischen  nordafri- 
kanischen Kolonialreiches,  des  „zweiten  Frankreich",  werden 
vielleicht  in  der  Folge  durch  die  „offene  Türe"  und  die  Pazi- 
fikation  und  Kultivierung  der  genannten  Gebiete,  neue  Ver- 
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kehi'sgelegenheiten  und  Absatzmöglichkeiten  schaffen.  D\ese 
letzteren  bestanden  schon  bisher  in  nicht  unbedeutendem  Ma£e ; 
wir  haben  sie  jedoch  viel  zu  sehr  unbeachtet  gelassen.  Der 
ganze  Westen  des  Mittelmeeres  war  von  Österreich,  auf 
Grund  einer  Vereinbarung  mit  Ungarn,  der  ungarischen 
Schiffahrtsgesellschaft  „Adria'^  ausschließlich  überlassen 
worden,  welche  diesen  Dienst  in  durchaus  ungenügender 
Weise  versehen  hat.  Die  Neugestaltung  der  Dinge  im 
westlichen  Mittelmeerbecken  drängt,  nun  dazu,  ohne  weitere 
Verzögerung  an  die  Errichtung  einer  eigenen  österreichischen 
Linie  zu  schreiten.  Soll  eine  solche  Linie  von  Erfolg  begleitet 
sein,  so  muß  sie  von  Anbeginn  höhere  Qualitäten  aufzuweisen 
habiii.  Es  wird  ein  mindestens  zehntägiger  Dienst  mit  kombi- 
nierten Passagier-  und  Fr  achtdampf  ern  von  13 — 14  Knoten 
Geschwindigkeit  derart  in  Aussicht  zu  nehmen  sein,  daß  Rund- 
fahrten, eventuell  mit  abwechselnder  Richtung  der  Hin-  und 
Rückfahrt,  unter  Berührung  von  Tripolis,  Malta,  Tunis,  Algier, 
und  marokkanischen  Häfen  bis  Mogador,  Lissabon,  spanische 
und  französische  Mittelmeerhäfen  und  Sizilien  erfolgen. 

Von  noch  größerer  Bedeutung  sind  jedoch  die  Wirkungen 
jener  Machtverschiebungen  für  unser  altes  Levantiner-Verkehrs- 
gebiet.  Der  Konflikt  zwischen  Italien  und  Tripolis  wird  dem 
Handel  und  der  Schiffahrt  Italiens  in  diesem  Gebiete  zunächst 
schwere  Wunden  schlagen  und  große  Nachteile  zufügen.  Eine 
in  solchen  Fällen  entstehende  Lücke  pflegt  sich  jedoch  erfah- 
rungsgemäß rasch  zu  schließen.  Eifrige  Konkurrenten  sind 
sofort  zur  Stelle  um  einzuspringen.  Aber  nur  derjenige  wird 
dauernden  Erfolg  an  seine  Flagge  fesseln,  der  mit  höheren 
Qualitätsleistungen  auf  den  Plan  tritt.  Auch  die  Straßen-  und 
Eisenbahnbauten,  die  in  Syrien  und  Kleinasien  bis  zum  Kau- 
kasus, teil  in  Durchführung  begriffen,  teils  geplant  sind  und 
neue  Gebiete  erschließen,  neue  Welthandelsstraßen  eröffnen  und 
für  manche  Handelsplätze  eine  große  Ära  bringen  werden, 
könnten  für  unsere  Schiffahrt,  und  zwar  sowohl  für  die  See- 
schiffahrt als  für  die  Donauschiffahrt,  große  Bedeutung  ge- 
winnen. Die  Vorgänge  in  Persien  und  die  vollständige  Unklar- 
heit, welche  über  Richtung  und  Gang  der  Entwicklung  in  der 
europäischen   und   asiatischen   Türkei   besteht,   sollten   uns  zur 
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größten  und  aktivsten,  stets  zum  Handeln  bereiten  Aufmerksam- 
keit nötigen.  Vielleicht  ließen  sich  dann  politische  und  handels- 
politische Vorteile  erzielen,  die  auch  unserer  Handelsmarine 
zugute  kommen  würden. 

Allerorts  und  fast  in  allen  Überseegebieten  sehen  wir  Be- 
dingungen für  eine  starke  Belebung  von  Handel  und  Verkehr 
entstehen,  was  für  die  Schiffahrt  besonders  ins  Gewicht  fällt. 
Allerdings  ist  die  geschäftliche  Hochkonjunktur,  die  gegen- 
wärtig fast  gleichmäßig  in  den  meisten,  für  den  europäischen 
Export  wichtigen  überseeischen  Gebieten  eingesetzt  hat,  keine 
dauernde  Erscheinung.  Denn  erfahrungsgemäß  tritt  nach  einem 
mehrjährigen  Export  nach  Überseegebieten  immer  ein  Rück- 
schlag wegen  Überfüllung  der  Märkte  ein.  Aber  schließlich 
bleibt  doch  als  dauernder  Effekt  eine  allgemeine  Steigerung  der 
Handelsbeziehungen  und  eine  größere  Verkehrsintensität 
zurück.  Es  lohnt  sich  daher,  die  äußersten  Anstrengungen  zu 
machen,  um  auf  den  Straßen  des  Meeres  Raum  zu  gewinnen 
und  sich  einen  entsprechenden  Anteil  am  Weltverkehr  zu 
sichern.  Und  das  ist  eine  der  Aufgaben  unserer  Schiffahrts- 
politik. 

Wir  wollen,  daß  die  heimische  Handelsmarine  unsere  Stel- 
lung im  Auslande  gewaltig  hebe,  und  daß  sie  selbst  zu  einer 
reichen  Quelle  des  Erwerbes  und  zu  einer  wertvollen  Aktivpost 
in  der  Bilanz  unseres  nationalen  Vermögens  werde.  Wir  wollen 
aber  auch  das,  was  wir  gewinnen,  uns  auf  lange  hinaus  sichern 
und  zu  dauerndem  nationalen  Besitze  machen.  Allerdings 
dürfen  wir  nicht  lange  zögern,  mit  Einsetzung  unserer  ganzen 
Kraft  und  Macht  in  eine  solche  zielbewußte  Schiffahrtspolitik 
einzutreten,  sonst  überholen  uns  die  Ereignisse  und  die,  alle 
Rückständigen  zermalmende  Entwicklung,  und  wir  sehen  uns 
wieder  einmal,  wie  leider  schon  so  oft,  dem  „Zu  spät"  gegenüber. 
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